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Vor w o r t 



In wac'lisondeni jSfafsc» tiiljrt die intt riiati'iimle Entwicke- 
liing des Eiisoiiltalinwesciis zu internationalen Kechtsbildungen. 
Da8 Wesen der Kisenbahnen einerseits, die teils durch die 
Eisenbahneu veranlafste, teils wenigstens gleichzeitig mit der 
Entwickelung der Eisenbahnen vor sich gehende UmgestaltUDg 
der wirtachaftlichen Verhttltnisse der Völker andererseits 
prägen jenen internationalen Rechtsbildiingen einen eigen- 
artigen Charakter atif. Die Rechtswissenschaft wird dadurch 
vor neue Probleme gestellt Sie vermag jene Erscheinungen 
niit den tiberkoninienen internationalreehtliehen Begrift'eii und 
Vorstellungen allein nic-ht zu meistern. 8io wird nianehes 
von den letzteren aut'gelieii und manche neue Vurbtelluni^ in 
sich aufnehmen müssen, ehe es ihr gelingt, eine internationale 
Kechtslehre herauszubilden, in welcher jene internationale 
Entwickelung einen ihrem Wesen entsprechenden rechtlichen 
Ausdruck findet. 

Die nachstehenden Abhandlungen wollen Beiträge auf 
diesem Wege liefern. Eine Fortsetzung dieser Beiträge ist 
beabsichtigt. Daher die G^taltung des Inhaltsverzeichnisses. 

Die in Frage stehende internationale Rechtsentwickelung 
ist zum iLi;r(ifsen Teile von den uiitteleuro))iiischeTi Eisenbahnen 
ausgegangen uvj] noeh jetzt in wichtigen llinsiehteu auf die- 
selben beschränkt. Deslialb und, weil die zweite Abhandlung 
vorwiegend die mitteleuropäischen Eisenbahnen betrifft, 
wttrde im Titel die Bezugnahme auf diese der Bezugnahme 
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auf die europäischen Eiseiili.iliiien vorgezogen. In der Dar- 
stellung selbst konnte und sollte diese Beschränkung aber 
nicht eingehalten werden, da bekanntlich die internationale 
Rechtsentwickelung allmählich in sehr bedeutungsvollen Be- 
ziehungen fast die gesamten europäischen Eisenbahnen und 
aufscnlem in andeien Hinsichten internationale europäische 
Eisenhalink«mi|)lexe erfalst hat, welche nicht zu den mittel- 
europiiiöchen gehören. 

Nordern ey, den 14. September 1893. 

Wilhelm KAufmaim. 
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§ 1. 

Einleitung. 

Internationales Stromrecht nud interna tiuuales 
£lsenbaluirecht. Eine Fanüieie. 



Das Verkebrsbedttrfnis, die Stärke der mit einem un- 
gehinderten internationalen Verkehr verknüpften Lebens- 
interessen der Völker führten seit dem Wiener Kongresse 
von 1815 zur «^urupäischen Anerkennung und I'Vststellung der 
Verkehrs frei he it auf den mehrere Staaten (iureliströinenden 
schiffbaren Fliisson. Die Flüsse waren damals dasjenige 
Verkehrsmittel, auf welchem im Hinnenlande am .sichersten, 
maSBenhaftesten , billigsten der Verkehr Ul^er gröfsere Ent- 
feniangen statthaben konnte. Die natürliche Begrenstheit der 
eimselnen Flufssysteme beschränkte den an der Freiheit des 
Verkehrs auf denselben unmittelbar interessierten Teil der 
Bev()lkerungen. Dennoch waren die von der Stromverkehrs- 
freiheit abhilnpgen Interessen dieses begrenzten internationalen 
Bevölkerungskreises bedeutend gonug, um die Staaten zur 
Anerkennung des internationalen lieelit^i aut diese Verkehrs- 
freiheit und damit gleichzeitig zur Anerkennung zu bringen, 
dals ihnen in Bezug auf die in ihren resp. Staatsgebieten be- 
legenen Teilstrecken der internationalen Ströme eine schranken- 
lose Sonveränität nicht zustehe.^ 

' Fortan Ug den Staaten, deren Gebiete von jenen intemationaleik 
Flilseen dorchitrdmt wurden, die internationale Kecbtepflicbt ob, in Besag 
Kftttfnaaa. lOttotottwp. ElmbaliBM. 1 
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Heutzutage bedeckt ein zusammenhängendes Eisenbahn- 
netz den europäischen Kontinent Von Lissabon nach St 
Petersbai^f von Parts nach Konstantinopel, von Rom nach 
Berlin erstrecken sich ununterbrochene Eisenbahnlinien. 

Die europäischen Eisenbahnen bilden heutigen Tages ftlr 
den binnenlfindischen europäischen Verkehr ein Verkehrs- 
mittel, welches alle tViiheren im Hinblick auf Schnelligkeit, 
Ke«j^olm«rsifckeit, Siclierlieit, MassenhatÜgkcit und relative 
Wohlteil lieit (1er dadurcli üIht ^^eite Entieruungeu ermög- 
lichten Transporte unendlich überragt. 

Künstlich erschaffen , lial>en sie, selbst auch in Europa, 
welches zum grofsen Teile längst vor ihrer Herstellung von 
einer dichten, um feste Mittelpunkte gruppierten Kultur- 



aiif die iu ihren Gebieten l>etindlie)ien Strunit^-ilstn eken (lafljenige zu tliUD, 
was die internationale V» rkdirsfreihL'it erf' u di i tf. und dasjenige zu unter- 
laH?«r'n. w;i« ihr entg'e'fen war, — zu diesem Hehufc sich inMltPsondero nurh 
mit d< I! .111. irren Uferstanten zu g^enieinsehat'tHeheni , einlit itlichen W irken 
zu verijinden. Das wirkliciie oder vern»eintliche ei«:ene Interesse der ein- 
zelnen Staatsgewalt oder der der einzelnen 8taats;;i \valt untonvorfeuen 
Staatoberolkening dorfle, wo e« mit den Anforderangen der intemntioiuileu 
BtromverkebralireiheU in Widerspruch geriet, von Rechtswegen nicht mehr 
Bur ausscbliefstichen Richtschnur des Handelns des einz<»bieu Staates ge« 
macht werdtti. 

Der eittselne Staat hatte kraft internationalen Rechtes eine inter- 

nnti( iiKil.' Funktion dem int^Tiiationalen Tnti m-ifs zu verwalten. 

Kranit iuternatioiutlt'ii Hcclite» mafüte die >-t.i,it-holieit de» Staates in Bezug 
Äuf seinen räundielieu Bereich zurückfi • tin hintr-r jenes intemutionale 
Int»T«*ss»' niid sicfi flirrt tri j:ri*inrir'^ hcscliriinken. J>^r Stnfit war rtH-htüch 
vt'r|)tiiclif« t . lii'i Ausulniii^' -i'iiii-r Staat-imlirit im Aiigc zu hciialti-n , (Infsj 
er im Hinblick uui ikji iutt ruatioualeii .Strontvtrkclir jjewisserninr-cn ein 
luternatLuuales Amt zu versehca hatte, und daf» er dieses Amt nicht für 
•ich mid seine Staatsbevölkernng, sondern für den internationalen Be- 
TÖlkerungskreis, um desventwillen dasselbe bestand, und nnr mittelbar f3r 
sich und seine Staatsbevölkerang, insofern sie zn jenem internationaloi 
Bev5lkerungskrei«e gehörten, auszuüben hatte. Der Staat war rechtlich 
rerpflichtet, bei Ausübung seiner Staatshoheit in Bezug auf jene Flufs* 
strecken im Aug' behalten, dar> < r kraft internationalen Rechten ge- 
wisnerraafsen nur aU >'ertreter jru funf,'ieren und daher nicht einseitig sein 
Int(Tesse und dasjenige seiner Staatsl.t völkerung: . «findern das Interesse 
des vertretenen internal ionaleu BeTälkeruog»kreise<< zur Hicbtachnur seines 
Haudelu9 zu nehtuen hatte. 
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bevOlkerung bewohnt war, nicht blofs einem bei ihrer Her- 
stellung bereits vorhandenen wichtigen Verkebrsbedürfhfsse 

abgeholfen, sondern auch auf das wesentlichste dazu bei- 
getragen, eine \veit;ü:elu'ii<le Verschiebung und Koiizentrienm^ 
uml eine sehr bediMitcnde Steigerung der Bevidkerung, .sowi*« 
eino aufserurdentlic-h tielj^reiti-nde ! Jmgc.-jtaltuiiLC aller Pro- 
duktions- und Konsunitionsvcrliiiltaisse herbeizutfihren , und 
damit ungeheure neue VcrkehrsbedUrfniBse geweckt und ent- 
wickelt, welche fortan ohne das europäische Eisenbahnsystem 
zu befriedigen völlig unmöglich wäre. 

Wie in einer früheren Epoche das internationale Verkehrs* 
hedUrfnis zu der Entwickelung des internationalen Rechtes 
der europäischen Stromläufe und zu einer diesem inter- 
nationalen Kccht entsprechenden Einschränkung der 8ou- 
veninitiit dcv einzelnen onropäisclicn Staaten getülirt liat, so 
treiht heutigen Tages ein uneiidlieli viel stärkenis und aus- 
gebreitcteres international ch Verkehrdbcdilrinis, mit welchem 
die Lebensinteressen weitester enropiiisclK^r Bevölkerungs- 
ächichten auf das engste verknüpft sind, ein internationales 
Recht der europäischen Eisenbahnen' und eine demgemäfse 
Einschränkung der Souveränität der einzelnen europäischen 
Staaten in Bezug auf die in ihrem Länderbereiche belegenen 
Eisenbahnen hervor. 

Das internationale Hecht der europäischen Stromläufe 
und das internationale Keclit der ein «'paisclien Kiseid^almen 
stimmen darin iiberein, dal's in beiden Fallen das internationale 
Recht die Bestimmung hat^ dafür zu sorgen, dals ein Verkehrs- 
mittel , welches seinem Wesen nach zu internationaler euro- 
päischer Verwendung geeignet und dessen dergestaltige Ver- 
wendung im Hinblick auf die Lebensinteressen ausgedehnter 
europäischer Bevölkerungskreise notwendig ist, in angemessener 
Weise diesem internationalen europäischen Dienste gewidmet 
und erhalten wird, und dafs einerseits die Kräfte, welche 

' Wenn hier die Entwickelung den europiisclien und spectell des 
mitlelearopaiicbeii EisenbabnrechtM ins Auge geMit wird, ao soll damit 
•elbstvenitaiidlich nidit in Abrede gestellt werden, dflfB Aucb scbon mancherlei 
Anflltse Stt einer viel umfiKSsenderen Entwickelang des internationalen 
Becbtes der Verkebrsmittel sieb gebildet haben. 

1* 
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thätig zu werden haben, um das Verkehrsmittel in solcher 
Weise für den europäischen JJicnst zu verwenden, in zweck- 
eotsprech ender Art wirksam werden und zusammenwirken, 
sowie dafä andererseits diese Krttfte und alle anderen K^ nfte, 
welche Sonder» und Partikularinteressen in Bezug auf Teile 
jenes Verkelursmittels haben^ bei der Verfolgung jener Sonder- 
interessen sich in den durch das Internationale Verkehrs- 
bedUrfnis erforderten Schranken halten. 

Das internationale Recht der europäischen Stromlttufe 
einerseits und das internationale Recht der europäischen 
Eisenbahnen andererseits unterscheiden .sieh ljin<i;eiren und 
entwickeln sich wesentlich verschiedenartig infolge der ver- 
schiedenen Betichati'enheit der in Frage stehenden Verkehrs- 
mittel. 

Bei den europäischen Stromläufen handelt es sich um 
Sachen, Wege, die kraft Rechtens der internationalen 
öffentlichen Benutzung offen gehalten werden müssen, insofern 
also um internationale öffentliche Sachen. Bei 
den europäischen Eisenbahnen handelt es sich um mensch- 
liche Betriebe, die techni.sch an die IJenutziinjL::^ be- 
ötiininter Sachen, Wege und Fahrzeuge gel>uiHh'U sind, die 
mittelst willkürlicher Verwendung geu iö^er Nuturkräfte geftilirt 
werden und die kraft Rechtens sich in den Dienst inter- 
nationaler öffentlicher Bevölkerungskreise stellen müssen, in- 
sofern also um internationale räumlich gebundene 
öffentliche Betriebe. Damit hängt zusammen, dafs das 
internationale Recht der Eisenbahnen aüfser der Einschränkung 
der Souveränität der Staaten auch eine Beschränkung des 
lediglich durch dgenes Interesse geleiteten BeHebens oder 
vielmehr eine positive Lciütungs- und GewUhruugsptlicht 
der — staatlichen oder privaten — Betriebsiuhaber erfordert 
und herbei ff ihrt. 

Die europäischen Stromläufe sind natürliclie Schöpfungen, 
welche höchstens einer menschlichen Regulierung und Instand- 
haltung, also einer relativ geringen Arbeits- und Kapital- 
verwendung bedürfen, um für die internationalen Verkehrs- 
zwecke geeignet zu werden. Die europäischen Stromläufe 
haben wohl auf die räumliche Ausdehnung und Abgrenzung 
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der einzelnen Staaten einen gewissen Einflnfs ausgeübt 
Von der gegebenen politisch-staatlichen Gestaltung aus aber 
steht CS aufserhalb iiH'nsc blichen Beliebens und ist durch die 
natürliche Erstreckung der Strondäufe bedinf^t, ob di<*sclbeii 
internationale Verkehrömittel sind und sein können. 
Ihre natürliche Richtung schreibt die Eichtung der Verkehrs- 
entwickelung vor, ihre natürliche Begrenztheit begrenzt den 
BevölkerungflkreiB, dessen Verkehrsbedtirinisse mittelst jener 
befriedigt werden können. Die einseinen internationalen 
FluTssysteme bestehen, soweit sie nicht künstlich verbunden 
sind, getrennt von einander und dienen von einander ge- 
trennten internationalen Verkehrsbedürfnissen. Sovitd inter- 
nationale Fluf^jöjsteme , sovicle gewisöermalsen lokalisierte 
Systeme internationalen Rechtes.^ 

Die europäischen Eisenbahnen sind künstliche Anlagen, 
deren Schaffung ungeheueren Arbeits- und Kapitalaufwand 
erfordert hat . deren Instandhaltung fortgesetzt bedeutende 
Arbeits^ und Kapitalleistungen erheischt Daher sind auch im 
Hinblick auf das internationale Recht die Interessen derjenigen 
privaten oder öffentlichen Interessentenkreise von grofser Be- 
deutung, welche jene ftlr internationale Verkehrszwecke 
verwendbaren Anlagen erst erschaffen haben. Da die Eisen- 
bahnen künstliche Schöpfungen sind , so ist es den staatlich 
getrennten Mensehln itsf^ruppen möglich, durch ihren Willen 
und ihre That die Eisenbahnen derart zu erstrecken, dals 
sie als internationale Verkehrsmittel die Bereiche verschiedener 
Staaten verknüpfen. Die Richtung der Eisenbahnen ist 
menschlich bestimmbar und wurde — zum wenigsten in 
Europa durch die Lage bereits vorhandener Verkehrs- 
mittelpunkte dergestalt bestimmt , dafs jene mittelst ihrer 
verknüpft wurden. Dadurch bildeten sich auch in dem 
europäischen Eisenbahnsystem voneinander unterscheidbare 
Linien grofsen internationalen Verkehrs aus. Aber diese 
Linien schneiden und kreuzen sich vielfältig. Sie stehen 

* Auch hier m»g bemerkt werdeiif wie der internatioiiale Verkehr schon 
TielfSltig teils über EiseDbahneiit teils Aber Wasaerläufe fortgeht und damit 
mannigfache Ansitse henrortreten, in gewi»«en Hinsichten Eisenbahnen und 
Flufslänft einem internationalen Yerkehrsrecht *a unterstellen. 



femer mit ( 'nr in die ganzen euroiiäischcn Länder bedecken- 
den und durchziehenden Netze von Seiten- und ZweigUniea 
in Verbindung, welche ihrerseits wieder vielfach nach ver- 
schiedenen Richtungen an die verschiedenen grofsen Linien 
Anschlufs haben. Wenn daher die einseinen grofsen inter- 
nationalen Eisenbahnlinien auch vorwiegend den Verkehrs- 
be»liirt"ni.s.seii v« rscliiedener voneinander unterscheidl)arer inter- 
nationaler ])t'vcilk('ruii;j:s^'^ruppen zu dienen geeignet sind, 00 
ist diese Sonderung doch keineswegs eine absolute. Diese 
unterscheidbaren internationalen Bevölkerung-sgruppen schnei- 
den, berühren, verbinden sich infolge des Zusammenhanges 
der grofsen Linien auf das mannig&ltigste , und diese Be- 
völkerungsgruppen dehnen und breiten sich infolge des mit 
den HauptUnien verbundenen Netsee von Seiten- und Zweig- 
Itnien Uber die ganzen Länder aus. Es giebt also ein euro« 
päisches internationales Eisenbahnsystem, in welchem nur 
gewisse Hauptlinicn und -riclitiingfn besonders Ix^rvortreten. 
l)eni<Mitsprecli('iid t'iihrt die Entwickclung zu einem System 
internationalen eurü])aisi lieii Ei;beiibalinr('ehtes. innerlialb dessen 
sich aber gewisse internationale Kechtsverhältui&fie gesondert 
entwickeln und ausgestalte n 

Stromläufe und Eisenbahnen dienen dem Transport von 
Gütern und Personen. Endzweck der auf die einen und 
die anderen bezüglichen internationalen Rechtsnormen ist^ 
jene auch dem internationalen Transportdienste in ge- 
eignetster Weise nutzbar zu machen. Die internationalen 
Transportbedürtiüsse werden aber aui den Stromläufen durch 
die freie Konkurrenz verschit df'ner international beweglicher 
Schiffahrtsunterneiimungen bei ri cd igt. l iaupterfordernis der 
internationalen Stromreclitsordnungen ist es daher, allen in- 
und ausländischen Schiffahrtsuntemehmungen ein internatio- 
nales Hecht auf ^ien, gleichmäfsigen Ordnungsbestimmungen 
unterstellten internationalen Schiffahrtsbetrieb zu geben und 
zu sichern und dadurch die im Interesse des Verkehrs- 
publikums liegende freie internationale Konkurrenz der- 
selben unter gleichen Reehtsbedingungen zu ermöglichen. 
Die rechtliche Ordnung des Verhältnisses zwischen Traasport- 
interessenten und Scbifiahrtsunternehmern aber ist auch be- 



Digitized by Google 



- 7 - 



zügltch des internationalen Verkehrs eine relativ einfoebe, 

weil ein internatinnalcr Transport ref^'ehnälöig über die ganze 
internationale 1 ran.s|n)rtstreek<' durch einen und den- 
selben Scliiflahrtsuntfrnehnier b(;.sorgt wird. 
Anders auf den Eisenbahnen. 

Die technische Beschaffenheit der Eisenbahnen brin<xt mit 
sich, dafs der Eisenbahnbetrieb attf einer gegebenen üasen- 
bahnstrecke Höchstmögltehes nur dann leisten kann, wenn 
der Betrieb ein einheitlicher, durch einen Eisenbahnbetriebs- 
Unternehmer geleiteter ist, und dafs tlberhaupt auf einer und 
derselben Strecke höchstens der Betrieb einiger weniger 
Betriebsunternehmer möglich ist. Die Technik des Kisenbahn- 
wesens fiihrt also auf den einzelnen EisenbahnstreLdven zu 
einem thatciächiicJjen Eisenbahnbetriebs-Monopol cinc^i oder 
einiger weniger Eisenbahnbetriebsunternehmer. 

Andererseits werden die ausgedehnten europäischen Eisen- 
bahnlinien lind Eisenbahnnetase nicht durch einen und den- 
selben Eisenbahnbetriebsuntemehmer, sondern je eine Teil- 
strecke und ein Teilnetz derselben durch einen anderen 
Eisenbahnbetriebsuntemebmer betrieben/ 



* JYn-sv Vi r«;chi«^lon!u'it der l>i'tri( l>-iintt rncliinuiiLr <'vut' den verscliie- 
deneu «Strecken ist hititorisch dun h «lio Anlajji- dvr \ orscli:i-(lpnf»n Eispiilijilni- 
strcckcn neitcns verschiedener L'nternehiunugeu , wjrtschaitlich «lurch dia 
ungeheueren Kapitalien, welche schon aar Anlage, Unterhaltnng und zum 
Betriebe weniger ausgedehnter EiMenbAlmea evfofderlich füid, bis sn einem 
gewissen Grade technisch durch die Schwierigkeit einheitlicher Leitung des 
Betriebes eines weitversweigten Eisenbshnnetses nnd insbesondere politisch 
bedingt» Die Unterstdlnng des Betriebes der Terschiedenen Eisenbshn- 
streeken unter verschiedene R<-triebsuntemehmangen i^t innerpolitisch, 
soweit das Privatbahnsystem besteht, in dem Intaren^ic drr Staatsgewalt 
begründet, iiiclit neben »ich eine privat«- Macht von der Bedeutung axif- 
kommen zu lassen . wie «sip der Hetriebsuntemehmer eines dn« panze 
Staatsgebiet überziehenden Eisenbahnnetzes be!*itzen würde. L>ie Unter- 
sttlluiiir «Ipt in verschiedenen .Staaten belegenen Teilstrecken der inter- 
nationalen Eisenbahnlinien unter verschiedene Uetriebsunternehmnngen 
erklärt sich iutemational-politiscb aus dem Streben der einzelnen Staaten 
und Btastenberdlkerangen, «ts nationalen, militirisohen, Tolkswirtschaft- 
liehen and staatiwirtschaftlicfaen Grflnden den in allen diesen Hinsichten 
nngehener bedeutongsvollen Betrieb des inllndisdien Eisenbahnnetses nnr 
dnreb eine inllndisdie Unternehmung bewerkstelligen sn lassen. — Schon 
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Im luterossc des iiiteniationalen öffentlichen Verkehrs 
mllssen daher iiiteruationalrechtlich wegen des thatäächlichen 
Monopols der Eisenbahnbetriebsunternehmer die Betriebs- imd 
Transportpflichten und wegen der Gebundenheit der einzelnen 
Betriebsunternehmer an bestimmte räumliche (Teii-)£i8enbahn- 
strecken das Zusammenwirken derselben geregelt werden. 
Intemattonalrechtlich müssen femer die Beziehungen der 
internationalen Transportinteressenten zu den Betriebsunter- 
nehmerii gere^^elt werden, weil diese Beziehungen dadurch 
aurseronleiulieli komj»liziert werden, dafs notwendig ver- 
behieiiene BetriebtjuntcriieliiiK'r nacheinander an der Aus- 
fülirunj< eines internationalen Transportes mitwirken. 

Während im Interesse des intern.Ttionalen Verkehrs 
internationabechtlich die Hechte und Pflichten des Schiff- 
£fthrtsuntemehmers, welchen sein Beruf und Unternehmen in 
das fremde Staatsgebiet ftüirt, gegenüber der fremden Staats- 
gewalt festgestellt werden müssen, tritt die international- 
rechtliche Regelung der Beziehungen des einzelnen, durch 
die Natur f?eines Unternehmens an den heimatliclien Grund 
und Boden gebundenen Eisenl)alinbetrieb8unternehmers zu 
der fremden Staatsgewalt, über deren (Jebiet der internationale 
Transport zu bewerkstelligen ist, minder bedeutsam hervor. 
Immerhin bedarf es hier internationalrechtlicher Ordnung der 
Anschlüsse, des Betriebswechsels, des Rechtes auf Wagen- 

seit der Entstehung der Eisenbalmpn h.iltcn tlie Staat^pr« walten in allen 
^^t.nnten des koiititientnlen Europas sirh ciiuMi }::ewiss('ii Eintiiiü atif die 
Eisfubaliubitrii'])siuit(nu-hnmngen in ilnviii Slaat.sbureiclie goulurt. I)it; 
zu Anfang nur iiinikt i ^cahate gewalti«fe }»olitische, wirtscliattlit lie und 
sociale Bedeutung, welclie die Hiliseubahneu iai Laufe der Zeit erlangt 
haben, hat die Staatsgewalten allenthalben veranlafet, diesen ihren Einflnfs 
auf den Betrieb der Inlilndiechen Eisenbahnen mCglichst autiodehnen, und 
hat dieeelboi in einer Reihe von Staaten bestimmt» onmittdbar »elbet den 
Betrieb des gansen im Staatsbereiche bel^^en EiBenbahnnetces oder eines 
Teiles desselben zu übernehmen. In den ausammei^setBten Staatsgebilden 
des kontinentalen Europas, also insbesondere im D* iitsclien Reich, der 
bcUweiz und Österreich - Ungarn haben die gleichen Tendenzen SU einer 
eigentümlichen, unter sich wieder in den verschiedenen Staatsgebildt-n ver- 
schiedenen Verteilung der staatlichen den Eisenbahnbetrieb Itttrcrteuden 
Befugui.sae auf die centrale Staatsgewalt und auf die Einzclstaatagewalteu 
geführt. 
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übeigang in das fremde Staatsgebiet, der Rechtsverhältnisse 
an den übergegangenen Wagen und an den Forderungen aus 
dem internationalen Betriebe u. s. w. Intemationalreehtlich 

muls aber wegen der regelniäf^sig notwendig«-!! Beteiligung 
verschiedener Betriebs Unternehmer an der Ausführung inter- 
nationaler Transporte das internationale Zusammenwirken 
im Betriebe nicht blors im Verliältnis zu den Transport- 
interessenten ^ sondern auch im Verhältnis zu den einzelnen 
Staatsgewalten^ geordnet und gesichert werdeUi und mflssen 
femer die VoraussetEungen fUr dieses Zusammenwirken durch 
intemationalrechtliche Bestimmungen über die Gleichmäfstg- 
keit der Streckenanlagen und Fahrzeuge geschaffen werden« 

£«rfolgt bei den internationalen Schiffstransporten die Preis- 
regelung durch die freie Konkurrenz, so wird infolge des tliat- 
ftächlielifMi Monopols rlcr Ei??ciihahn, wie für Eisenbahntransporte 
überhau})i, so auch für die internationalen Eihcnbahntransiporte 
eine öffentlichrechtliche und event. international - (iffentlich- 
rechtUche Beeinflussung der Transportpreise erforderlich. 

Das internationale Eisenbahnrecht hat also einen von 
dem internationalen Stromrecht weit abweichenden Inhalt. 

Letzteres geht femer in der Hauptsache nur von den Staaten 
aus. Zu den international-staatlichen Stromrechtsordnungen 
treten die privatrechtlichen Transportvertrftge zwischen den 
J raiisportinteressenten und den der freien Konkurrenz unter- 
liegenden ^chiffahrtsunternehmern. 

* Hierhin Isssen tksb in gswiMem Sinne s. B. die intematioiialen 
Beetimmnngen über die lolbichere Einrichtung der Eisenbahngüterwsgen 
im inteninüonalen Verkehr rechnen. Solche Vcmdirifken wurden In Mherer 
Zeit je xwiechen Nachbarstaaten und sodanu neuerdiugt auf einer inter- 
nationalen Konferenz lu Bern laut SchlursprotokoU vom 15. Mai 1886 
seitens der dort vertretenen Staaten Schweiz, Deutschland, Frankreich, 
Italien, <*)sterreich-Ungam %-ereinhart. Letztere Vorschriften traten n.nch 
Genehnii<^unj,^ des 8chltifs{»rf)tnkf>ll« vom 1. April 1887 ab in Wirksfuukeit. 
Mit Eiiiverstäiiihiis der an dur Konf« ri n/. vf>n 18HH beteiligten Staaten 
Hchlossfu sich diT iH-tri-tlViidi'u int<»rnutiuu;ileu Lhirciukunft nachträglich 
1890 (1891 Vj die ibtaatcu inlgien, Bulgarien, Griechenluud, Uuuiänieu und 
Serbien an. Zeit des Ver. Deutsch. Eitteubahnverw. 1886 S. 705—709, 
715-^718. Bericht des eidgenössisch. Post- u. Eisenbahndepartemrats über 
seine OesebiflslOhnuig 1886 S. 52, 1887 S, 46» 1888 S. 2, 1890 S. 3» 1891 S. 2. 

^ Allerdings gilt dieses nur dann tind nur solange und insoweit, als 
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Das internationale Eisenbahnrecht dagegen geht nicht 
blols van den vereinigten Staaten, sondern zum erheblichen 
Teil auch von den vereinigten Eisenbahnuntemehmungen aus. 
Wie der einzelne Eisenbahnbetriebsunternehmer^ so haben 
auch die Eisenbahnbctriebsunternehraer, welche im inter- 
nationalen Eiseiibalinverkelir ziisainuuu wirken, durch ilir 
thatsiichliehes Verkehrsmonopol eine beherrBclicnde Stellung'. 
8ie sind daher Nnelfach in der Lage und veranlarst. ibrerbeitö 
einseitig marsgebliche allgemeine Normen lür den inter- 
nationalen Betrieb und die internationah n Transporte aut- 
zustellen. Die konkreten privatrechtlichen Vertrüge Uber 
internationale Eisenbahntransporte aber werden alsdann nur 
nach Mafsgabe jener allgemeinen Normen zwischen ihnen und 
den Transportinteressenten geschlossen. 

Die Wirksamkeit des von den Eisenbahnen ausgehenden 
internationalen Hechtes kann freilich durch die einzelnen 
Staaten j:rohemmt iiiid durcli i Uternationalf Rocht.Hiiormrn der 
vereiiii^'ten 8tiiaten nicht hlol's ir'^hemint, SdinltTU auch jiositiv 
ersetzt werden. Aber im Hinblick auf die V'erkehrsbcdürf- 
nisse und «interessen der europäischen Bevölkerung darf die 
Hemmung internationaler Kechtsordnung durch die Staaten 
nicht willkürlich, und mufs die positive Förderung derselben 
durch die Staaten, soweit erforderlich, erfolgen. 



nicht einzelne grotse ScIiUralirtSttiiteruehiniuigeii tich atiibtlden, neben 
ivelehen es für kleinere Schiflkhrtsunternelimer ntdit mehr möglich ist, ni 
konkurrieren I wihrend eine «wette grofse Unternehnrang nicht so leicht 
ins Leben gerufen wird, weil Dir swei solcher Unteroehmungen der Verkehr 
and der Natten ans demselben nicht grofs genug ist nnd «nfserdem die 
schon länpt r beistehende {,^rofse 8chiiTahrtsuntemehmung wenigstens anfangs 
manche atif ihre Erfahrung, Ueziehiinfren u. 8. w. basierte Vorteile im 
Konkurrenzk.inijifc auf ihrrr Soitp hnttc. 

Die Konkurreuäsinüglii'likfit \vir<l tV-nu-r /um miiulesten sehr i rscliwert, 
wenn der !:>tAat oder andere ütlVutliche Interessenten einzelnen Scliiff.ihrts- 
unternehinung'en Subventionen gewähren. Eine freie Konknrriuiz besteht 
hingegen überhaupt nicht mehr, wenn der Staat, kraft seiner Hoheitsrecht«, 
einseinen Schifbhrtsantemehmttngen praktisch wichtige Befugnisse » >• B. 
des Anlandens n. s. w., nnter Ansschlurs anderer SchiüSfihrtsantemdhmaQgen 
an erteilen in der Lage ist nnd erteilt 
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§ 2. 

I. Die moderne Dienstbarmachung der Naturkräfte 

and der interaational-öffentliche Charakter des 

Eisenbahnverkehrs. 



Die durch Fortschritte der Naturerkenntnis und der 

Technik ermöglichte Dienstbarmachung von Naturkräften, 
insbesondere des Dampfes und der Elektrieitilt , für mensch- 
liche Zwecke erfolgte in parallel laufender Entwickelung für 
Zwecke der Produktion und der KoiniiiuiiikHtionJ 

Die gieichmäfsige Entwickelung in diesen beiden 
Richtungen war nicht zufciUig, sondern eine sich wechselseitig 
bedingende. Nur die durch Verwendung jener Naturkräfte 
ermöglichte ungeheuere intensive und extensive Steigerung 
der Kommunikationsleistungen vermochte einerseits die Ma- 
terialien der Produktion heran« und andererseits die enorm 
gesteigerten Massen von Produkten fortzuschaffen. Aufserdem 
ennöfrlichtpn <lie modernen KomnuinikatioiHmittel die Ver- 
wendung riesiger Laudiläelieu für Zw'cke der \'i«'bzucht und 
des Ackerbaues . bezUglicii deren dieses früher wegen der 
weiten Entfernung derselben von den Orten der Konsumtion 
jener landwirtschaftlichen Erzeugnisse unmöglich war. 

Umgekehrt trug die durch Verwendung jener Naturkräfte 
ermäglichte ungeheuere Steigerung der Produktionsleistungen, 

' Vjrl. Dr. Krnst Eiifrol. Das Zeitalter des Dampfe», lkrlin l880. — 
Die Üienstbannachun^ der Naturkräfte erfolprt^ auch noch lür andere 
Zwecke, £. B. für Heilzwecke, die aber hier nicht weiter ia iietracht 
kommcD. 
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infolge deren einenieite die Bedürfnisse weit ausgedehnterer 
BeYtflkerungfischichten nach solchen Produkten befriedigt 
werden konnten und andererseits das Ahsatsintereste der 
Produzenten sich auf viel weitere Kreise erstreckte, dasu 
bei, dafs die anf den alten Verkehrswegen herkömmlichen 
Transportanstiilten nicht mehr ausreichten, und dafs neue, 
erweiterte und leij?lungstUhigere Kunmiunikationeu ein Be- 
dUrlnib wurden. 

Die mit Dampft betriebenen Eisenbahnen bilden das 
dieser modernen Entwickelung entsprechende Kommunikations- 
mittel auf Oberlandwegen. 

Schon bei den früheren Produktionsverhältnissen und 
Konimunikatioiismitt<'ln war da.s Verkehrsbedtirfnis ein so 
alljremeines, dal's die wichtigsten, den Verkehr v. i inittchnien 
\\ ege allenthalben ü f f e n tl i c h e, der allgemeinen Benutzung 
zugängliche Verkehrswege wan^n und sein mufsien. 

Es war daher natürlich, dafs die durch die moderne 
Entwickelung hervorgerufene Steigerung der Intensitttt des 
Verkehrs^ d. h. der im Verkehr zu befördernden Massen und 
der Zahl der am Verkehr interessierten Personen, erst recht 

dazu fidiren mufste, daf« die Benutzung der verbesserten und 
damit weitaus am wichtigsten werdenden mod<»rnen K(»inniuni- 
katioü.siuitiel allgemein zugänglich und dafs, soweit die.>,es zu 
jenem Zwecke erforderlich war. auch die modernen Kommuui- 
kationsmittel zu öffentlichen gemacht wurden. 

Von der technischen Beschaffenheit der Kommunikations- 
mittel und den technischen Bedingungen der Kommunikation 
hing es wesentlich ab, an welches der verschiedenen Elemente* 

der Kommunikationsmittel — Weg, Fahrzeug, bewegende 
Kialu njenschliciie Leitung: und Betrieb — das Moment der 
(Öffentlichkeit anzuknüpfen war. Knüpfte es bei den 
alten Laud-f bei den natürlichen uud künstlichen Wasser- 

• Ks steiit iiut:ii iti der Zukuntt, inwieweit <licsolb(.'ii auch auf Feru- 
Btrecken durch elektrische Bahnen werden ersetzt werden. 

* Vgl. bi«r«i E. 8ax, Die Verkeliraniittel in Volks- und Staats- 
«Wirtschaft 
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strafsen an den Wop; an, so bedingte das technische Weaen 
der modernen Eisenbahnen, dafs dasselbe nicht (wenigstens 
praktisch nicht) an den Eisenbahnweg, sondern an den 
Eisenbahnbetrieb angeschlossen wurde. 

Die Fofee der moduriien Nutzbarmachung- von Natur- 
krättfii für I*roduktiuu und KommuiiikntioTi war nl)or aufser der 
intensiven zweitens eine ungeheuere e x te n i v c ^Steigerung 
der Verkehrsbodürtnisse einerseits und der Verkehrsmöglich- 
keiten andererseits. Mit der durch die Verwendung jener 
Naturkrttfte eingegebenen elementaren Wucht drfingte und 
trieb der Verkehr Uber die Entfernungen, Schranken und 
Grenzen hinaus^ welche in den frtlheren Verhältnissen als die 
anfsersten, als unüberwindlich, als in den Verhältnissen be- 
gründete Endpunkte erschienen waren. 

Wo unter den irüheren Verhältnissen der von den ein- 
zelnen Staaten eingenommene ]{aum weit genug war, dafs 
innerhalli d<'>?selben im grofsen Ganzen den Bedürfnissen, den 
öffentlichen Bedürfnissen des Überlandverkehrs genügt wurde, 
da wurde unter der neuen Entwicklung die Einzwftngung 
des Verkehrs in die Grenzen des einzelnen Staates zu einer 
den Verhältnissen widerstreitenden Willkür. 

Die durcli Verwendung der Naturkräftc bewirkte Ent- 
wickchmg der Produktion und der Komm unikatio neu im all- 
gemeinen machte es zum iJcdüri'nis, zum öffentlichen Be- 
dürfnis, die mit Dampf betriebenen Eisenbahnen machten es 
möglich, dafs auch der Überlandverkehr über die Staats- 
grenzen hinwegschritt und zum grofsen Teil ein inter- 
nationaler Verkehr wurde. 

§ 3. 

II. Die Eisenbahnen ale internationales 
Verkehrsmittel. 

In letzter Linie bilden die Eisenbahnen mit ihrem Be- 
trieb und Gtttertransportverkehr ein Verkehrsmittel 
zwischen den an einem Orte Befindlichen, welche Güter ab- 
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zoBetzen liabeii; und den an einem andereD Orte BetindUohen, 
welche aoicher Guter bedttrien.^* ' 

Die EiseDbalinen sind jedoch auch selbständige 
TransportnnternehmnngeTi mit eigenen Interessen, welchen der 

Transportverkehr selbstÄudiger Zweck, der Betrieb Mittel 
zum Zwecke ist. 

Insofern nun aber die Betriebsstrecke der einzelnen 
Eisenbahn nicht von dem Orte, von welchem die Guter fort- 
zuschafTen, bis zu dem Orte, an welchen sie hinzuschaffen 
sindf reicht, sondern auf je einem anderen Teil dieser Gesamt- 
strecke eine andere Eisenbahnuntemehmung den Betrieb 
ausübt y bildet für den bezweckten Verkehr zwischen den 
Dritten und ftlr den von der Eisenbahn fllr sich selbst be- 
zweckten Traiisj)()rtverkehr nicht mrlir Ijlofs der eigene 
Betrieb, ijondern dun Zusamiinnwirkeii der vcrsciiiedenen 
Eisenbahaunternehmungen im Botriebe das Mittel zu jenem 
Zwecke. 

Im internationalen Eisenbahnverkehr ist regelmäfsig aus 
unten noch darzulegendem Grunde ein Zusammenwirken ver- 
schiedener Eisenbahnen im Betnebe erforderlich. 



' Auch für den Personen verkehr sind die Eiseub.ilirfU Verkehrs- 
inittel. Nur besteht hier ein eii»>citig^« « pfr«nn1iches B« (lürtnis nach einem 
solchen Mittel, nicht wie bei dem (Jütervcrkchr ein zweii^eitiges. Aller- 
dings kann auch bei dem Güterverkehr derjenige, welcher diM Bedfirfois 
liat, mittelst der Eisenbahn Güter von dem einen Orte fortroschaflen» 
identisch sein mit denjenigen, weldier das Bedfirfhis hat, dafs dieselben 
an einen anderen Ort hingeschaflfl werden (Reisegepäck. Yerarbeitang 
eigner Bohstoflfo an einem anderen Orte, als dem der Gewinnung). 

' Obwohl die dnreh die Eisenbahnen aafserordentlich erleichterten 
nnd Tervielfilltigten persönlichen Berflhningen von Mitgliedern der Be- 

▼ölkenmgsgrmppi'n der verschiedenen Länder und 8t<iaten mit ihren socialen 
nnd wirtschaftHchvn Folgen auch von auffcronlentl icher inti^rnationaler 
lledeutunj; ?*ind , ho macht sich dieser Einflofs mehr mittelbar g-eltend, als 
der Einflui- di «* direkt vir-chiedene internationale hevölkcrunpspnip|K u 
verbindondm iiit<^ruatioual< n KisenhahnfröterA'orkehr«. I)<*r internationalt; 
Eisf iil'nliii;_Mitrr\ crkolir träi/t «lalier weit mehr 7.n der Ihif wirkeliinj; eminent 
bedeiits.iiiier iuteruatiuiialer Kerht'<bildunf^en in tic/.ieiiuiig aiü das £iseubahu> 
Wesen bei, als der internationale Personenverkehr. 
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VoTauBseteoDg für allen Euieobabiibetrieb ist aber die 
HersteUiing einer entsprechenden Eisenbahnanbige. Inter- 
nationaler Betrieb) internationaler Transport der Eisenbahnen^ 
internationaler Verkehr mittelst Eisenbahnen ist daher nur 

möglich, wenn internationale Eist'iil);ihnanlagen hergestellt siiu]. 
Insofern die Eisenbahnen internatiooalea Verkehrsmittel 
sind, kommt also in Betracht: 

A. Die Herstellung internationaler Eisenbabnanbigen. 

B. Das internationale Zusammenwirkon der Eisenbahnen 
bei der Herstellnng der Internationalen Anschlüsse und im 

internationalen Eisenbahnbotricbo. 

C. Das internationale Vrrliältnis der Eisenlmhnf^n gegen- 
über dem Publikum im Hinblick auf die internationalen 
Transporte. 

D. Die Eisenbahnen als Mittel internationaler Verkehrs- 
gestaltung awischen der Bevölkerung verschiedener Länder. 

§. 4. 

A. Die Herstellnng Interna tionaler Eisenbahnanlagen. 

1. Die Anlage internationaler Eisenbahnen ist für das 
internationale Oflfentliche Verkehrsinteresse und für das ein> 
seitige diesseitige oder jenseitige öffentliche Interesse am 

internationalen Verkehr von Bedeutung. 

Von dem einseitigen Staudpunkt der diesseitigen bezw. 
jenseitigen 5ffentlit'li<Mi Vrrkehrsinteressrn aus kann aber der 
internationale Verkehr auch Nachteile mit sich briii<;eo. Von 
dem einseitigen Standpunkt der diesseitigen oder jenseitigen 
öffentlichen Interessen kann ferner die Internationale Eisen- 
bahnanlage, wenn sie auch fUr den einseitigen öffentlichen 
Verkehr vorteilhaft ist, doch anderen einseitigen öffendicben 
Interessen Nachteile bereiten. 

Werden von dem einseitigen Standpunkte ans die den 
anderen öffentlichen Interessen — z. B. den Interessen der 
Landesverteidigung — oder werden die den einseitigen öffent- 
lichen Verkehrsiuteresseii aus der inteniationaleu Eisenbahn- 
anlage erwachsenden Xaeliteile für überwiegend erachtet, so 

K»afn«on, lüU«l«arop. EiseBbahaea. 2 
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geht das einseitige Öffentliche Gesamtinteresse und beew. das 
einseitige öffentliche Oesamtverkehrsinteresse dahin, die inter- 
nationale Eisenbahnanhige au unterlassen. Während aber 

von dem einseitigen diesseitigen Standpunkte die internationale 

Eisenbahnanlage nachteili^^ » raelitot wird, kann dieselbe von 
dem ein8^"iti;,'en jenscititren Siainl]>mikte und von dem Stand- 
punkte (l<;s iutcruationalen oti'entlicheu Interesses vorteilhaft 
ersclieinen. 

Daher ist in einigen Fällen die Herstellung internatio- 
naler Kisenbahnanlagon oder vermehrter und verbesserter 
internationaler £iseubahnanlagen erst in Friedensverträgen 
seitens des Siegers dem Unterlegenen gegenüber durchgesetzt * 
oder in internationalen Vertra|,^si^Btrumenten einer gröfseren 
Anzahl interessierter Mächte einzelnen widerstrebenden Mächten 
als int(Tnationale Pflicht auferle«^t worden.^ 

2. Internationale Eisen l>;il iiistrecken liegen notwendig 
mit ihren verschiedenen 'J'cil" ii in den verschiedenen rltuiu- 
lichen Bereichen der diesseitigen, bezw. der jenseiligen ötl'ent- 
lichen Gesamtinteressen. Daher verknüpfen sich je mit dem 
betreffenden Teile der internationalen Eisenbahnstrecke die 
diesseitigen y bezw, die jenseitigen öffentlichen Interessen in 
besonderer Weise. 

Dies gilt sowohl im Hinblick auf das öffentliche Interesse 
am internationalen Verkehr, als auch im Hinblick auf andere 
öffentliche Interessen. Diese besondere Beziehung der dies- 
seitigen öffentlichen Interessen zu diesem uiul der jenseitigen 
öft'«Mitlichen Interessen zu jenem räumlichen Teile eiiHT int»M-- 
nutiuualen Eist>iil>ahnanlagc erweist sich in zwiefacher Hin- 
sicht bedeutungsvoll: 

a. £s besteht ein besonderes öffentliches Interesse dies- 
seits an der Herstellung dieses , jenseits an der Herstellung 
jenes Teiles der internationalen fiisenbahnstrecke. 

1 Vgl. den Prager Frieden vom 23. August 1866 swiacheti Prenfiien 
lind Ostenreich. 

« Vgl. den Berliner Vertrag vom 13. JuH 187« (A.A. 10, 21, 38) und 
den awiselu'ti Ö.sh'rreicli- l'ii^^arn, Bulgarien, SciMen und der Türkfi zu 
Wien nm 9. Mai lss;i gti»cl)losi>enen (am 23. Oktober lti83 ratifizierten) 
A OS tu h r uuga vertrag. 
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b. Es besteht ein besonderes oflentliches Interesse dies- 
seits, den Betrieb und Verkehr dieser, jenseits den Betrieb 
und Verkehr jener Teilstreeke den diesseitigen, bezw. den 
jenseitigen Öffentlichen Interessen entsprechend beeinflussen 
zu können. 

3. Die Herstellung internationaler Eisenbahnlinien ist: 

a. vielfach vöUig der durch deren eiixrnes Interesse be- 
stimmten und gorieliteten Initiative vonEisenbuhnunternehmem 
aus dem Gesichtspunkt überlassen worden, dafs das eigene 
Interesse derselben an der Herstellung internationaler Eisen- 
bahnlinien mit dem öffentlichen Interesse am internationalen 
Verkehr colfncidiere ; 

b. zuweilen ist die Herstellung internationaler Eisenbahn- 
linien ermöglicht woiden, indem iiu lliiibliek auf das öffent- 
liche Interesse den |>rivaten Eijieiibahnuntemebnicrn eine 
öffentliche Unterstützung ^'^(nvilhrt wurde ; 

c. oder die Herstellung internationaler Eisenbahnlinien 
ist im Hinblick auf das öffentliche Interesse an denselben 
{öffentlich unternommen worden. 

Die besondere Bezieliung der diesseitigen, bezw. der 
jenseitigen (HTcntlichdi Interessen zu diesem, bezw. zu jenem 
Teile der internationalen Eisenbahnlinien hat e» nun aber 
meist veranlal'st, dafs in Fällen der vorstehend unter b) 
und ( ) bezeichneten Art im Hinblick auf die diesseitigen 
öffentlichen Interessen nur die Herstellung dieses Teils, im 
Hinblick auf die jenseitigen öffentlichen Interessen nur die 
Hmtellung jenes Teils öffentlich unterstatzt worden ist 

Diese Beschränkung der Öffentlichen Untersttttsung je 
auf den der diesseitigen, bezw. der jenseitigen räumlichen 
Interessensphäre angehörigen Teil der internationalen 8iruck(; 
griff übcreiiikiinft-;^remäfs meist auch dann Platz, wenn die 
Herstellung der ganzen Linie auf Orund einer internationalen 
Vereinbarung zwischen der diesseitigen und der jenseitigen 
öffentlichen Interessenvertretung erfolgte. 

Unter besonderen Verhältnissen ist aber auch der Fall 
vorgekommen, dals die mit der Anlage einer Teilstrecke 
räumlich verknüpften öffentlichen Interessen und der ftlr 

2* 
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diese öffentlichen InteresBen zu erwartende Vorteil aus dem 
durch jene Anlage ermöglichten internationalen Verkehr nicht 
grofs genug waren, um jene rftumlich mit der Anlage ver- 
knüpften öfFentlichen Intoressen zu vermögen, allein die zur 
Herstellung jener Teilanlage erforderliche öffentliche Unter- 
stützung aufzubriii«;on . dafs hin^'cgen die nicht mit jener 
Teilstrecke, sondern mit anderen Teilstrecken rHumlieh ver- 
knüpften öffentlichen Interessen ein so starkes öffentliches 
Interesse an der Ermöglichung des internationalen Verkehr» 
hatten, dafs sie dieserhalb die Herstellung jener ersteren 
Teilstrecke durch ihre öffentliche MituntersttttEung ermög- 
lichten. Dies geschah bei der Gotthardbahn, indem dieselbe 
nicht blofs von der Schweiz, sondern auch von Deutschland 
und Italien subventioniert wurde. 

Wenn die mit einer Eisenbahnanlage räumlieh ver- 
knüpften ülfentlichen Intercösun allein infolge dieser riluni- 
lichen Verknüpfung einen gewisson Einflufs auf die Benutzung 
dieser Anlagen haben, so erhellt, dals der weiter gehende Ein- 
flufs, welcher ihnen im Falle der Gewährung einer öffent- 
lichen Unterstützung itlr diese Anlage um der öffentlichen 
UnterstatsBung willen zukommt, im vorstehenden Falle auch 
den räumlich nicht mit der Teilanlage verknüpften öffentlichen 
Interessen im Hinblick auf die ihrerseits erfolgte Gtewährung 
einer öffentlichen Mftuntersttttzung gebührt 

4. Internationale Eisenbahnen können entweder hinsicht- 
lich der ganzen Strecke einer Unternehmung unterstehen 
lind Von ihr betrieben werden , oder diese Befugnisse 
können je bexttglich einer Teilstrecke einer anderen Unter- 
nehmung zustehen. 

Ersteren Falles kann die einheitliche Unternehmung dem 
internationalen Charakter der Kisenbahnstrecke entsprechend 
international gebildet sein. So untersteht die nach Preufsen^ 
Hessen und Baden hineinreichende Main -Neckar -Eisenbahn 
diesen drei Staaten gemeinsam, welche zu dem Behufe eine 
gemeinsame Direktion jener Bahn zu Darmstadt eingesetzt 
haben. 

Es kann die einheitliche Untenielimung persönlich aber 
auch dem räumlichen Gebiete der diesseitigen öffentlichea 
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Intereasen angehi^ren, während die Untemehmungsanlage sich 
inteniatioDal in das rttumliche Ckbiet der jenseitigen öffent- 
lichen Interessen erstreckt In diesem Falle kann die einheit- 
liche üntemehmung auch eine solche sein» welche von den 

mit dem diesseitigen Kaumgebiete räumlich verknüpften öffent- 
lichen Interessen ak ößcntliclie Unternehniuiiy; ausf^eht. 

Einheitliclie Eisonhahnunternf'liTnuni4«'ii , ilcren Unter- 
nehmung perHÜniich dem einen Staate an^^ehörtci, sachlich 
sich aber über die Gebiete verschiedener iStaateii erstreckte, 
sind insbesondere da begründet worden, wo ein Busammen- 
gehöriges Öffentliches Verkehrsbereich sich über die Gebiete 
▼erBcbiedener anch noch durch andere gemeinsame Öffentliche 
Interessen enger yerbundener Kleinstaaten ausdehnte. Dies 
war in Deutschland und — vor der Herstellung des Einheits- 
staates — in Italien der Kall. Bisweilen erfolgte aber die 
internationale; Erstreckuiip; solcher Unternehmuniron auch, 
wo die vorerwühnten politischen Gemein8anikt;iL-,muiiiente 
itihiteu. So früher in dem Falle der Lemberg -Czurnowitz- 
Jassy-Eisenbahn, welche sich von Österreich- Ungarn nach 
Humänien hinein erstreckte. 

Im allg^einen aber haben die Staaten schon früher und 
in TerstKrktem Mafse in neuerer Zeit dahin gewirkt , dals 
inli&ndische Eisenbahnen nur inländischen Unternehmungen 
unterstellt und im Betriebe von solchen sind, da sie nur 
unter dieser Voraussetzung ihr einseitiges öffentliches Intcr- 
Cäise am internationalen Verkehr und insbesondert? iluc 
sonstigen einseitfe^cn öffentlichen Int( i «- > en in lieziehung auf 
die Kisenbalin genafj!:eiid ^'cltcnd machen und andt^rerseit.'^ 
nur unter dieser Voraussetzung der Geltendmachung der eiu- 
Hoitigen öffentlichen Interessen eines anderen Staates in Be- 
siehung auf die Bahn vorbeugen kOnnen. 

Daher sind nach den neueren Friedensschlüssen die 
Eisenbahnen in abgetretenen gröfseren Landgebieten, auch 
wenn sie Privateisenbahnen waren, aus dem Zusammenhang 
mit ihren früheren nunmehr fremdländisch gewordenen 
Unternehmungen austrescliieden und sell)stilndigen inländi- 
schen Privat- oder oticntlichcu Unternehmungen unterstellt 
worden. 
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So ist es nach dem Züricher Friedensschhifs zwischen 
Österreich und Italien vom 10. November 1859 bezüglich 
der Eisenbahnen in der Lombardei und nach dem Frank- 
fiirter Frieden vom 10. Mai 1871 zwiBcheo Deutschland und 
Frankreich bezüglich der Eisenbahnen in Elsafs^^othringcn 
geschehen. In beiden Fftllen ist das Nähere bezü Irlich de» 
Cbcrgan^cs der Ei.senl)iihiieii und der UiitersteHung denselben 
unter nne neue iiiläiHli.sebe Verwaltung durch besondere 
ÜbereinkUnlte festgcbteUt worden. 

Es hat ferner Rumänien in neuerer Zeit die auf seinem 
Gebiete belegene Teilstrecke der oben erwähnten, von Öster- 
reich-Ungarn ausgehenden Eisenbahn der in Österreich- 
Ungarn domizilierten Unternehmung entzogen und in eigene 

Ver\s alunig genommen.* 

In den vorerwähnten Fällen wirkten Gesichtspunkte der 
äulseren Politik mit Aber auch innerhalb des fortbestehen- 
den Reichsverbandes hat Ungarn seit der Durchsetzung des 
Dualismus aus staatspolitischen und volkswirtschaftlichen 
Gründen die Absonderung der ungarischen Teilstrecken der 
früher gemeinsamen österreichisch- ungaiisclieu Eisenbahnen 
und die Unterstellung derselben unter besondere in Ungarn 
d<jiiiizilierte Verwaltuagdkörper, bezw. sehliefslich die V(M"- 
staatlichung derselben durch den ungarischen 8t*iat in immer 
weiter gehendem Maise angestrebt und durchgeführt. 



* Parallel mit dem im Text Ausgeführten ^l»t das Bestreljeu der 
Staaten, dafs die Unternehmungen rein inländischer Eisenljahiien anch nur 
als inländische und im lulande domizilierte fortbestehen sollen. Auch 
hierf&r bietet Bumanien ein Beispiel. Die nimiaiaehe EisenbahngeselUchiift, 
welebe Terachiedene Eiitenbiihii^ivckeii in Rnminien innehatte nnd betrieb, 
domixilierte früher in Berlin, dann in Wioi, wo such die BetriebBlwtangr 
war. Der ramÜniBche Staat nbemahm aber diese Strecken im Jahre 1882 
als mmiknische Staalseisenbahn. 

Österreich ist bestrebt, dou Einflufs dos Pariser VerwÄltangskomitee»* 
der österreichischen Staatseiseubalingesellscbaft su beschränken und auf die 
in Wien bestehende Verwaltung zu tHiertragen. 

1 hrig-rns haben dit» Staaten violfneb nicht blofs durchgeführt, dafs 
die l'iitt rui-liiiiiiiii,'^fu iiiländisi he st in niüssun, f«ordf*rn audi , dafs das 
Verwaltung^- und Üetriebspersonal nur aus injänderu bestehen darf. 
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So sind, Abgesehen von den GrenKanschlufs-StpeckeD, in- 
Ittndiache Eiaenbahnstrecken faet allenthalben inländischen 
Unfternehmnngen nnterst^t 

Vielfach sind die nach derselben Grenzgegend von dies- 
seits und von jenseits !iiiitVilireiul«*Ti Kisenbalint ii ursprüng- 
lich aiicli völlip: mialtli.'inf^M';^' vonoinaiider angf^lo^'t, und ist in 
Wahrnehmung dvA örteiitlichen Interesses am internationalen 
Verkehr lediglich der Grenzanschlufs derselben hergestellt 
worden. 

Aus dem obigen folgt, daiÜB ein internationaler Betrieb 
und Verkehr Uber eine internationale Eisenbahnstrecke regel- 
märsig nur durch Zusammenwirken mehrerer , verschiedenen 
Staaten angehörender Unternehmungen möglich ist. 

B. Das tnternfttlonale ZnMmmenir Irken der EiseBbahnen 
bei der HerstellnDg Internationaler AnsclilflBse nnd Im 

internationalen Betriebe. 

Aus technischen Gründen kann auf ein und derselben 
Eisenbahnstrecke nicht der Betrieb einer grölseren Anzahl von 
Betriebsnntemehmungen statthaben. Der Eisenbahnbetrieb 
jeder einzelnen Unternehmung ist daher an eine bestimmte 
Strecke, und zwar an diejenige Strecke gebunden^ auf welcher 
sie zum Betriebe besonders hc n chtigt ist. Einheitlicher durcli- 
gehender Verkehr über uciiore Strecken innerhalb der 
einz<^lnen Staaten ist deshalb häufig nnd einheitlicher 
dnrchgeii ender internationaler Verkehr ist, da in der 
^ähe der staatlichen Grenze die Betriebsstreoken der dies- 
seitigen und der jenseitigen Eisenbahnunternehmungen zu 
enden pflegen, regelmäfsig, nur durch Zusammenwirken 
verschiedener Betriebsuntemehmungen, deren Strecken an- 
einander schliefsen, möglich. 

A. In der ersten Periode des Eisenhahnwescu;? ist das 
Zusammenwirken aneinanileiscliliersender Eisenbahnbcitriebs- 
Untemehmungen zum Teil sogar im inlUndischen, insbesondere 
aber im internationalen Verkehr dem freien Belieben der 
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EiseDbahnyerwaltungeD überla'^sen. Durch das eigene Inter* 
ease der Eisenbahnen gilt das öffentliche VerkehrsinteroBse als 
entsprechend gewahrt. Die Gestattung des Anachlnsses gilt 
aber im Verhältnis der inländischen Eisenbahnanlage-Unter- 
nehmungen zu einander vielfach auch als Pflicht. ' 

Die Herstellung des Anschlusses ist hing<'gen — wenn 
sie nicht spcciell durcli die Konzession ii. s. w. auferlegt 
ist — dem eigenen Interesse anheimgefifphen. 

Unsiclif^r i^t in dieser Periode noch, ob im Hinblick auf 
den internationalen öttentlichen Verkehr eine öffentliche 
Kechtspflicht der Eisenbahn besteht, an der Crrenze den An- 
schlufs einer ausländischen Bahn zu gestatten. Auf alle 
Fälle kann im Hinblick auf die auCser dem ^öffentlichen Inter- 
esse am internationalen Verkehr in Frage kommenden, 
möglicherweise gegensätzlichen anderen öffentlich -staatlichen 
Interessen die Gestattung des internationalen Anschlusses nur 
mit Genehiiii^uiig der Staatsgewalt erfolgen. Auf der anderen 
Seite ist die Herstellung des iiit( rnati(»naltMi Anschlusses nicht 
^^ffentliclH- Iicchtspflicht, sondern dem eigenen Interesse der 
Eisenbahn überlasscTi Allein die Herstellung im eigenen 
Interesse ist im Hinblick auf andere, möglichenreise der 
Herstellung widerstreitende öffentlich-staatliche Interessen von 
der Genehmigung der Staatsgewalt abhängig gemacht 

B. In der zweiten Periode, in welcher nicht mehr so 
weit gehende Coltacidcnz des eigenen Interesses mit dem 



' N.uh § "> preufs. Eistubahngesetzes vom November lÄiS 

wild /war nirlit gcuerell vin ötfentlicbef* Verkelir^intertsst« nn Her Ge- 
Htattuiig d« s Anscblusses, lufolgedesseu «jenerelle l'tlitrbt zu dieser Ge- 
stattung vorliege, angenomiucn. Wohl aber besteht diese Pflicht» wenn der 
Toiqg«8etite Handelsminister die Oestathing Terfugt, also ofienbsr, wenn im 
IconJcreten Falle obrigfkeitlich fin öfFeutlidieB Verkehrainteresse an der 
Qestattung den Aoachliwsefl festgestellt wird. Allerdings bleibt wicb dem 
Wortlsnto aueb die Ansl^^ung mQglicb, dalls die Pflicht sur Oestattong des 
Anschlasses nicht um des Gffeutlicheu Verkehi^intere^ses , sondern um des 
eigenen Interesses der anscblief^iendeu L'nternehmung willen, aurerlc.:t wird. 
Aisdaun würde mittelbar aber doch das öffentliche Verkehrsiuteresse 
inafügebend seiu, welches nach der AtitfasHUUg >ii( -er Periode mit dem 
eigenen Interesse der Eiseubahaunteruehmuug im allgemeiueu Uaud iu 
Uaud geht. 
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öffentlioheii VerkehnintereBse vorliegt oder angenommen wird, 
xnm Teil aber aach schon in der ersten Periode wird gerade 
im Hinblick auf internationale Anscblüsse eine weitergehende 
Offendicbe Pflicht der Eiaenbahnen ansgebildet 

Im itilaiuliycht'n Eisenbahnwesen l)leibt es dabei, dals 
nur — wii: die deutsche RoichBvcrfa.ssung Art. 41 Al)s. 2 
Bich ausflrrickt — goiicrell „jede Ij es te Lende Kiseubahn- 
verwaltung verpliichtet (ist), sich den Anschlufs neu an^elofrter 
Eisenbahnen auf Rosten der letzteren gefallen zu lassen''. Also 
generelle öffentliche Kechtspflicht der bestehenden Eisenbahn 
sor Duldung des Anschlusses , eigenes Interesse — sofern 
nicht speciell konseesionsmäfsig die Pflicht auferl^ ist, — 
entscheidend für die Bewirkung des Anschlusses seitens der 
neuen Msenbahn. 

lai internationalen Kisenbahuweseu aber wird vielfach 
den beteiligten ])eid«»n Eisenbahnen die positive i'Hieht zur 
Herstellung des Anscldiisses auf ihre Kosten auferlegt, nach- 
dem durch internationale Stiui tsver trage wechselseitig die 
Staatsgemeinschaft httben und die Staatsgemeinschaft drüben ' 
die Verpflichtung übernommen haben ^ die Herstellung jenes 
Anschlusses zu reranlassen. ' 



* Itt dn loldber intenuitionaler StsslsTeiing nicht selbst sdion 
unter Mitwirlranf der gesetegebenden Faktoren geaehlossen und dadurch 
mittelbar dnrch die gesetsgebeaden Faktoren der nunmehrige Inhalt der 
Pfltdit der betreffenden Bisenbahn im Hinblick auf das öflTentlicbe Yerkebrs- 
intereese bestimmt, so kann staatlicherseit«}, wenn nicht schon in der 
frfilu rr rt <ttaatlicheD Gesetzp^ebun|^ oder in den staatlichen Konaessiooen 
das Kuciit hierzu den Roirit runtjHlii liönlen vorbehalten ist, eine «olcho 
Veründcrung und Envcitf ruiij,'- dos Inlialtcs dt-r dm Eisenhahm n — ,'imh 
entgegen ihren eij^oneu Intcnst^cn — im öffentlifheu \>rkfhrsiiitore«8e oh- 
liej:eiid(Mi Pflichten nur im Wege der 8taat«gesetzgcbuiig, nicht im Wcf^o 
der StAatHverwaltung einseitig festgestellt werden. Wühl aber kaitti die 
Staatsverwaltung möglicberweise selbständig befugt sein, mit der Eisenbdin 
eine Yereinbarmig an treffen, wonach lefxtere die Yerpfliehtong fiberaimmt, 
dem internationalen Staalvrertrage entsprechend den Ansehlofs herau- 
stellen n. a. w. — Dies betrifft das formelle Recht ~ IfaterieU aber be- 
weisen jene tntematiQnalen BtaatsTertrage, dafs gerade die Bedarftüase des 
intemationalen Virkehr» die Ausdehnung der Kcchtspflichten der Eisen-* 
hahnen im Hinbliok auf da» ötTentliche Verkehrsittteressc auch entgegen 
den eigenen Interessen der Eisenbahnen erheisch«! ttnd herbeif&brea. 
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Soweit in dieser Periode da» öffentliche Interesse der 
Produktivstände Torberrscht^ bestehen httben und drttben 
▼ielfach gegensätzliche öffentlicbe Interessen am internatio- 
nalen Verkehr^ welche gewissermafsen blofs im wechselseitigen 

Austiiusch von öffentlichen Bewilligungen zu der Vereinbarung 

fies Anselilusstüs und dos Zusammenwirkens gelangfen. Eine 
offen tlii lic Kechtspflicht der zur Grenze fillircudi ii Eisenbahn 
wird dalicr in dieser Periode l»ezii^dich des Anschlusses und 
de> Zusammenwirkens allerdings auch entgegen dem eigenen 
Interessen der Eisenbahn^ aber nur im Hinblick je auf das 
inländische öffentliche Interesse am internationalen Verkehr, 
nicht im Hinblick auf das internationale öffentliche Yerkehrs- 
interesse, begründet 

Allein das zur Befriediguiif;- je des einseitigen öffent- 
lichen Interesses erforderliche und gewollte Mittel, n.lmlich 
die Anseid ufsanlnji^e und das Zusammenwirken im Betriebe, 
ist von solcher Beschaffenheit, dafs es notwendig gleichzeitig 
dem diesseitigen und dem jenseitigen einseitigen öffentlichen 
Interesse am internationalen Verkehr dienlich ist. Aus dem 
sonstigen Gegensatze der diesseitigen und der jenseitigen 
einseitigen öffentlichen Interessen am internationalen Verkehr 
erwächst also im Hinblick auf und durch die gemeinsame 
ScliaffunjüT der Anschlulsanlage und das gemeinsame Zusammen- 
wirken im Betriebe ein gemeinsames öffentliches Interesse. 

Dieses gemeinschaftliche coVncidierende öffentliche Inter^ 
esse wird, losgelöst Yon den sonstigen gegensätzlichen Öffent- 
lichen Interessen am internationalen Verkehr, ein selbständiges 
Interesse, weil zur Befriedigung desselben fortgesetzter Auf- 
wand von Arbeit und Kapital erforderlich ist. 

Indem nun die Recbtspflicht der einzelnen Eisenbahn zur 
Herstellung des internationalen Anschlusses und zum inter- 
nationalen Zusammenwirken auf dieses selbständige gemein- 
schaftliche öffentliche Interesse bezogen wird, führt dieselbe 
nicht mehr blofs durch ihre Erfüllung zur Befriedigung eines 
gemeinschaftlichen öffentlichen Interesse», sondern wird auch 
im Hinblick aut dieses ^^emeinscliat'tliche üdeiitliche Interesse 
als internationale ötl'entliche iiechtspflicht begriindet. D. h. 
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diese Rechtspflicht der fitsenbahnen besteht um jenes gemein- 
schaftlichen öffentlichen Interesses willen unabhängig 

1. vom eigenen Interesse der Eisenbahnen^ 

2. vom einseitigen diesseitigen oder jenseitigen öffentlichen 
Interesse am internationalen Verkehr. 

Insoweit so ein rechtlich selbständiges internationales 
öffentliches Interesse an der Herstellung und Unterhaltung des 
internationalen Anschlusses und an der Herstellung^ des inter- 
nationalen Zusammenwirkens im Betriebe entsteht, erwächst 
auch für das einseitige diesseitige oder jenseitige öffentliche 
Interesse am internationalen Verkehr jenem selbständigen 
internationalen öffentlichen Interesse gegenüber eine inter- 
nationalc Rechtspflicht. D. h. in I)<'zi(*liun.i;- auf die Her- 
stellung und Unterhaltung des inttrnatiunaleii Anschlusses, 
in Brzi« Ii Ulli: auf Herstellung des internationalen Zusannnm- 
wirkens im Betriebe entsteht unabhUngig von und auch ent- 
gegen dem einseitigen öffentlichen Interesse am internationalen 
Verkehr diesseits und jenseits die öffentliche Rechtspflicht, 
das Erforderliche zu jener Herstellung und Unterhaltung des 
internationalen Anschlusties und zu jener Herstellung des 
internationalen Zusammenwirkens zu thun> und zu dulden. 

In der materiellen Herstellung des internationalen An- 
schlusses und in der dadurch dauernd l>egründet« n Möglich- 
keit des internationalen Zusamnu ii wirkeus im Betriebe ge- 
winnt jenes selbständige internationale öffentliche Interos.se 
einen ersten äufseren Anhalt iur die tortgettetzte Bewährung 
seiner Selbständigkeit. 

In der fortgesetzten Thatsächlichkeit des internationalen 
Zusammenwix^ens der Eisenbahnen im Betriebe ^ welche 
ihrerseits in der internationalen öffentlichen Kechtspflicht und 
meist in dem gemeinsamen eigenen Interesse der Eisenbahnen 
die Büigschaften ihrer Dauer trügt, gewinnt jenes oben er- 
wähnte selbständige internationale öffentliche Interesse einen 
zweiten und zwar einen lebendigen , in den Handlungen der 
lebenden Träger der Eisenbahnverwaltungeii btets sich er- 
neuernden äufseren Anhalt und Ausdruck. Dieser praktisch 

' Dazu gehört aucli die entsprechende Auflage an die Eisenbahnen. 
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bedeutsame zweite äufsere Anhalt giebt der Selbständigkeit 
des oben bezeichneten internationalen öffentlichen Interesses 
insbesondere auch den Staaten gegenüber eine Stutze. 

Insoweit das internationale öffentliche Interesse keine 
besondere Organisation^ keine 'besondere Vertretung, kein be- 
sondere» Organ hat, welchem seinerseits Befugnis und Aufgabe 
ol)l;i<;e, in Wahrneliinun^ desselben zu liaiidelii, bewährt sich 
tiie rechtliehe Selbbtäiulifrkcit des internationalen Öffentlichen 
Interesses darin, dafs seitens der Ptlielitif^en fortgesetzt den 
internationalen öffentlichen Kechtsptiichten in ßeziehunji; auf" 
dass( llx' nachgekommen, und dafs dnrch den Zusammenhang 
der Verhältnisse, Einrichtungen und Organisationen auch eine 
gewisse Sicherheit für jene Pflichterfüllung seitens der 
Pflichtigen b^rtindet wird. 

Die Pflichtigen aber sind nach dem Obigen insbesondere 
die Eisenbahnverwaltungen und^ als Vertreter der einseitigen 
öffentlichen Interessen am internationalen Verkehr, die Staaten. 

Das einmal durehgt.'drungene und in dem Bestände der 
internationalen Anschlüsse dauernd, sowie in der Wirklich- 
keit des fortgesetzten internationalen Zusanunenwirkens im 
Betriebe immer erneut sieh bethätigende selbständige inter- 
nationale Interesse breitet sich von den gewonnenen Ansatz- 
punkten intensiy und extensiv aus und kommt in ent- 
sprechender intensiver und extensiver Ausdehnung der ihm 
gegenüberstehenden internationalen öffentlichen Recbtspflichten 
zu immer weiterer rechtlicher Anerkennung. 

Die intensive Ausbreitung des internationalen öffent- 
lichen Interesses kann insbesondere darin hervortreten, dals 
die internationale öffentliche KechtspHielit bezüglich der 
Eisenbahnaulage nicht mehr auf die Herstellung itnd Unter- 
haltung des internationalen Anschlusses beschränkt bleibt, 
sondern sich auf die einheitlich gleichmäfsige Einrichtung 
der ganzen sachlichen Eisenbahnanlage in technischer Hin- 
sicht^ insbesondere der Streckenanlagen, ferner auf die Gleich- 
mäfsigkeit der Betriebseinrichtungen auf der ganzen inter- 
nationalen Strecke zurück erstreckt und erweitert und dadurch 
ein aufserordentlich vervollkommnetes Zusammenwirken im 
Betriebe und insbesondere den Übergang und Durchgang der 
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beweglichen Eisenbahntransportmittel von der einen Eisen- 
Ijaiiu auf Hio andere ermöglicht.* 

Die exu usive Ausbreitung: k.inn statttiiulen , indem die 
internationale oflentlicln- R('cht>|»flieht bczüirlich der Uer- 
0teiliing des AuschlasseSy der Gleicbmäisigkeit der Einrichtungen 
und des Zusammenwirkens im internationalen Betriebe die- 
selben Eisenbahnverwaltungen mit immer mehr Eisenbahn- 
strecken oder noch andere Eisenbahnyerwaltungen und die^ 
selben oder noch andere Staaten erfafst 

Der äufsere Anhalt, welcher für das internationale Öffent- 
liche Interesse in der zusamraenhÄngenden gleichmftfsigen 
Eisenbahnanla^e und deren Ausljreitung, in der Möglichkeit 
des intcrnaiionalt ii Ziisuuimeuwirkfns im Hctriche auf dieser 
sich immer mehr ausbreitenden internationalen Kisenbahn- 
anlagc, in der Wirklichkeit die^jes Zusammenwirkens und in 
der Thatsächlichkeit des Übergangs und Durchgangs der 
beweglichen Eisenbahnfahrzeuge von Bahn zu Bahn gegeben 
ist, fuhrt dahin, dafs die Einheitlichkeit des internationalen 
öffentlichen Interesses und die Besiehung der internationalen 
Öffentlichen Rechtspflichten sich keineswegs auf die Verhält- 
nisse zweier aneinander stofsenden Eisenbahnen und zweier 
aneinander grenzenden Staaten beschränkt, sondern in be- 
ständiger Ausdehnung immer ausgedehntere Eisenbahnnetze 

* Nach dem Schlufi^protokoll der zweitett iuteruationalen Konferenz, 
betreffend die tedmiiehe Einheit im Eisenbiihnweaen, datiert Bern den 
15. Mai 1886 (die ente diesbexfigliclie internationale Konferens hatte an 
Bern im Oktober 1882 stattgefondenX wurden international die Spurweite 
der Bafangeleine nnd die Bestimmungen festgesetat, wekben das Rollroaterial 
der Eisenbahnen entsprechen muC»^ damit et ans GrQnden seiner Kauart 
vom internationalen Verkehr nicht aus^e<;cIilo8sen werden darf. Diese 
Festsetzungen traten am 1. April 1887 in Wirksamkeit, nachdem sämtü« li^» 
auf der Konferenz vertretene Stanten, nnmlich die Schweiz, Dfut^jclihuiti, 
Frankreich, Italien und Österreich-Ungarn, ihr» Zti«»timmung zu de rsell»tu 
erklärt hatten. Ferner traten bei (entsprechend dem Vorbehalt in Art. IV 
des SchlufHprotokollH) die Niederlande, Kumänien, Belgien, Griechenland, 
Serbien, Bulgarien. Vgl. Zeit des Vereins Deatscber EiaenbahnYerwal- 
tongen 1882 8. 1082, 112^1126; 1881 8. T78— 777; 1886 & 705—709, 
715—818. — Bericht des eidgenSssinch. Post- nnd EisenbahndefMirtements 
fiber seine Gesehlftsföhmng 1882 & 67, 1884 8. 49, 1886 & 52, 1887 
8. 46^ 1888 8. 2, 1889 8. 2, 1890 8. 8, 1891 8. 2. 
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betrifft, über immer weitere Landfiachen und immer mehr 
Staaten und zuletzt über ganze Kontinente sich erstreckt und 
die darin einbegriffenen Eascnbafanen und Staaten erfafst.* 

An der Hand der thatsftchlichen Verhältnisse, aus der 
Beschaffenheit des benutzten Verkehrsmittels, aus der fort- 
gesetzten lebendigen Wechselwirkung der verschiedenen Ele- 
mente dieses VerkihrsuiitteU — nienschliehe Leitung, be- 
wegende Naturkr.'ift. Faliiv.t'u^-, \'t'rk«'lirüjvveg — erwächst so 
schon in jener Epoche, in welcher im iil)rigen die öffentlichen 
Interessen um internationalen Verkehr sieh noch vielfach 
einseitig und gegensätzlich gegenüberstehen, mit Notwendig- 
keit ein intensiv und extensiv sich immer mehr ausbreitendes 
Bethätigungsbereich, in welchem von hüben und von drüben, 
über Länder, Staaten und Kontinente hinweg die Bethätigung 
im Dienste und nach Malsgabe eines einheitlich gemeinsamen 
internationalen öttentUchen Interesses erfolgt. Eiiniial aus 
den Verhältnissen heraus entstanden und sich entwickelnd 
wird dieses einheitlich gemeinsame int< riiationale nii«Mitliche 
Interesse ein Faktor, der seine selbständige 15edeutung in dem 
EinÜUääo bekundet, welchen er allenthalben in dem inter- 
nationalen Ringen einseitiger öffentlicher Interessen gegen- 
einander und gegen die Einpassung in umfassendere inter- 
national gemeinsame öffentliche Interessen zur Stärkung und 
Förderung der letzteren ausübt 

§ 6. 

C. Das internntioDfaleVerhUltuis der Elsenbahnen jrejren- 
übcr dem rubilkum Im Uliii)ii4*k auf die interuatloualeu 

Trausporte. 

Die Eisenbahn ist kein einfacher öffentlicher Verkehrsweg. 
Sie ist überhaupt kein öffentlicher, sondern ein thatsächlich 

^ Hior mn d»?r Hinwois. dafs <liri<li Vermittclunp v.m Trajekten die 
Eisenhaliii\ t rbiudimo; auch über .schmal« re See.strnfsc n hinncf^fuhrt. und 
dafs auch die Seescliiflfahrt. in iinnior ( iii:t reni Ansclilu^-»' an «U n Eisenbahn- 
betrieb, mehr und mehr srn i;iucui (jlitile in dem iuternattonal .«ich ver- 
bindeudea Betriebe der Eiaeiibahmn von durcli Meere geschiedeneu i.amiem 
und von durch Weltmeere geschiedenen Kontinenten wird. Auch die Fluls- 
nnd KanalachiiTiibrt schliefst sich bekanntlich vielfach gliedweise in enger 
Verbindung dem Eisenbahnbetriebe an. 
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{und vielfach auch rechtlich) suGansten eines Privilegierten 
derart yerachlossener Verkehrsweg, dafe der Eisenbahnbetrieb 
ein thatsächlicbes Monopol des Privilegierten bildet. Aber die 
Eisenbahn ist ein Verkehrsweg, auf welchem bestimm ung s^einnfs 
eine öffentliche Trauspartbu^orgung dem monopoliötiöclieii 
Betri<'l)sinliaber obliegt. 

Notweiuliii^ ist iiitolf^e dos BetriebsinoiKiifol» diu lJ^•^v<'^k• 
«teUigung von Eit»enbaiintrausporten mit der Eutütehung ge- 
wisser rechtlicher Beziehungen zwiselien den Transportinter- 
essenten und dem Inhaber jenes Betriebsmonopols verknüpft. 

Die Transportbesorgung ist eine öffentliche , d. h. die 
Bewerkstellfgung der Transporte ist eine öffentliche Rechts* 
pflicht des Betriebsinhabers. 

Aber je nach der Auffassung des öfitentlichen Verkehrs- 
interesses kann diese öffentlidiL' Transportpfliclit aa vcr- 
ächiedone Bedingungen gckiiüptt sein, und je nach der ge- 
samten <ir-taltimg und Entwickeliing der Verhliltnissc kann 
die Bestimmung dieser Bedingungen von verschiedenen »Stellen 
ausgehen. Neben dem ötfentlielien Verkehrsintcresse besteht 
das eigene Interesse des Betriebsinhabers an dem ^i'Aiispcrt- 
betriebe. 

Abgesehen von gewissen, im Hinblick auf die Öffent- 
liehe Transportpflicht gezogenen allgemeinen Schranken und 
abgesehen von einigen beschränkenden Bestimmungen, welche 

von den älteren Arten von Transportunternebmungen auf die 
Kisenbahnen übertragen werdi n , unterbleibt in der iilteren 
Periode des Eisenbahnwesens jede vvuitgreii'ende Einwirkung 
von dritter öffentlicher JSeite aut die Gestaltung der Be- 
ziehungen zwischen den unmittelbar Beteiligten, d. h. zwischen 
der Eisenbahn einerseits und den Transport- Interessenten 
andererseits. 

Das hat wegen des thatsächlichen Verkehrsmonopols der 
Eisenbahnen die Folge» dafs die Gestaltung dieser Beziehungen 
inhaltlich von den Eisenbahnen allein und nicht von beiden 

Seiten in gleichem Maise ansgrht. Formell koniuii dies in- 
sofern zum Ausdruck, als die Kiseidmhnen einseitig nll^^emrine 
Normsatzungen, Reglements, 'J'arife u. s. w. erlassen und ötl ent- 
lich bekannt machen, nach Mafsgabe derer und unter Bezug- 
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nähme auf wek ho sodann die konkreten Verträge zwischen 
Eisenbahnen und Transportinteressenten geschlossen werden. 

Mit der öffentlichen Verkehrshestiramun^^ des Eisen- 
bahnbetriebes iöt die einseitige Gestaltung der Verhiiltniase 
z\vi."?chen Kisenbahnen uihI Transpurtintcressentr'ii durch die 
erstcron nur unter dvr die erhlv Periode des Ei.sejibalinwesens 
cliarakterisierenden Vorautisetzung vereinbar, dals das öffent- 
liche Verkehrsinteresse in ^veitreichendein MaTse mit dem 
eigenen Interosso der Eisenbahnen coincidiere, und dafs 
auch Uber die Grenzen dieser Coittacidenz hinaus die Eisen- 
bahnen dem öffentlichen Verkehrsinteresse als einem höher 
stehenden Interesse in selbständiger Unterordnung ausreichend 
Rechnung tragen. 

Die cinstMtigc OesUdtiing der Rechtsbeziehuugcu /wischen 
Eisenbahnen und Transportinteressenten durch die ersteren 
greift in der ersten Periode nicht blofs im Verhältnis der 
einzelnen Eisenbahn zu den TransportinteressoTiten der- 
selben , sondern auch im Verhältnis mehrerer im Betriebe 
zusammenwirkender Eisenbahnen zu den Interessenten 
von Transporten Platz, welche ttber die Strecke der einzelnen 
Eisenbahn hinausführen. Gerade die Verhältnisse dieser 
letzteren Art haben zu der thatsächlich von den Eisenbahnen 
ausgegangenen Entwickdun;^^ und Ausgcstidtung der reclit- 
Hchen I)('xiehungen zvvis* hrii jenen und den Traubportinicr- 
cssenten in besonders hohem Maisc beigetragen. 

Durch Übereinkunft der mehreren zusammenwirkenden 
Eisenbahnen unter sich wurden einseitig die Normen, B^le- 
mentSi Tarife festgestellt und sodann öffentlich bekannt ge- 
macht, auf Grund deren in den konkreten Verträgen die Be> 

Ziehungen zwischen den Interessenten der weitergehenden 
Transporte einerseits und jenen mehreren Eisenbahnen anderer- 
seits geregelt wurden. ^ 



* Die Eiaenbalinen stellten wa.s uns an dieser Stelle nicht weiter 
interessiert — zur Erzielung von Gleichtn&fsigfceit durch Übereinkunft 
ancil rielfach die Reglements fest, welche sie — eine jede für sich — in 
dem auf ihre Strecke iMs^chränkten Lokalverkebr aur Anwendung briogen. 
wollten. 
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Die Offeatlidie Bekanntmachung jener gemeinsamen 
Nonnen, Reglements u. s. w. erfolgte seitens jeder einzelnen 
der beteiligten Eisenbahnen. HäuHg wurde aufserdem eine 
gemeinsame Venraltungsstelle der mehreren Eisenbahnen 

luit (kTseIl>en betraut. 

Soweit dem nicht autoritative Normen entgegenstanden, 
wnr es zum mindestens theoretisch möglich, Hie öffentliche 
Bekanntmachung nur von solcher gemeinschaftlichen Ver- 
waltungsstelle, nicht mehr von den einzelnen Eisenbahnver- 
waltungen ausgehen zu lassen. 

Inhaltlich betraten die gcmeiiisanieii Normen mehrerer 
Eisenbahnen für den durchgehenden Verkehr die Regelung 
von Verhältnissen, welche über den Wi^kun^^s- und Verfügungs- 
bereich der e i n z e 1 n e n Eisenbahnen h i n a u s r e i c h e n. Im 
Hinblick auf die Bestimmun^]^ der Eisenbahnen ftlr den öffent- 
lichen Verkehr ist die iftffentliche Bekanntmachung und zwar 
die allseitige, bezw. gemeinsame, öffentliche Bekanntmachung 
jener l^ormen für die Ingeltungsetzung derselben wesentlich. 
Von der Ingeltungsetzung jener Normen ab ist wegen des 
Inhaltes derselben ein einheitliches öffentliches Verkehrs- 
interesse zur rechtlichen Aiierkeimun^ gebracht, welches über 
den Verfügungsbereich jeder e i n z e 1 n n Eisenliahn hinaus- 
liegt. Deshalb ist folgerichtig die Auit^ergeltun^^•^etzung der 
gemeinsamen Normen durch die öffentliclie Bekanntmachung 
einer einzelnen jener Eisenbahnen weder Uberhaupt noch für 
diese einzelne Eisenbahn möglich. 

In obiger Weise wurden auch von Eisenbahnen ver- 
schiedener Staaten ftlr die Regelung der Beziehungen zwischen 
den international-zusnnimenwirkendeii Kisenl)ahnen einerseits 
und den Interes>r'nt< n internationaler 'i'ran>|M>rte andererseits 
gemeinsame internationale Normen. iNs^bnients, Tarife u, s. w. 
festgestellt und öffentlich bekannt gemacht 

Das gemeinschaftliche Interesse im Hinblick auf den 
gemeinsamen Transportbetrieb veranlafste die Eisenbahnen^ 
so innerstaatlich wie international, zur gemeinsamen Norm 
Setzung für die Regelung ihrer Beziehungen zu den Transport- 
interessenten. Inhaltlich war diese gemeinschaftliche Norm- 

K»BfmaoD, Mtttelearop. Ei8eDbahD«o. 3 
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sdtsung in enter Linie von gemeinschAftlichem eigenem 
Interesse der Eisenbahnen eingegeben. 

Insoweit war die Wahrnehmung des öffentlichen Verkehrs- 
interesses nicht Zweck , sondern nur eine für den Bereich 
der Coincidoiiz beider Interessen arten bewirkte objektive 
Folge der gemeinsamen Normsetzung. 

Allein gerade hinsichtlich des gemeinsamen Trausport- 
betriebes und insbesondere des international gemeinsamen 
Transportbetriebes ergab sich aus den Verhältnissen fUr die 
Eisenbahnen ein starker Antrieb» das öffentliche Verkehrs- 
interesse auch unabhängig von dem eigenen Interesse zu be- 
rttcksiehtigen. 

Denn vielfach wurde es nur durch Gewinnung des öffent- 
lichen Verkehrsinteresses und der öffentlichen Meinung deu 
Eisenbahnen möglich , die ihrem gemeinsamen . insbesondere 
ihrem international-gemeinsamen Wirken isieh entgegenstellen- 
den mancherlei bedeutenden Hemmungen und Hindemisse 
zu überwinden. In gewissem Grade wurde also die Wahr« ^ 
nehmung des öffentlichen Verkehrsinteresses uimiittelbarer 
Zweck der von den verbundenen und eventuell international 
verbundenen Eisenbahnen ausgehenden Transportregelung. 

Rttckwirkend erschien die fortgesetzte Anerkennung und 
Zurgeltungbringung des öffentlichen Verkehrsinteresses durch 
die Eisenbahnen in Fällen, in welchen dasselbe mit dem gemein- 
samen eigenen Interesse jeuer nicht eoVncidierte, aiimählich 
notwendig als Ausdruek einer den Eisenbahnen obliegenden 
und durch ihr thatsächiiches Verhalten fortgesetzt anerkannten 
öffentlichen und eventuell international öffentlichen Rechts* 
pflicht. 

Das öffentliche Verkehrsinteresse, um welches es sich 
dabei handelte, erstreckte sich ttber den Bereich der einzelnen 
Eisenbahn hinaus und war, soweit die gemeinsame Transport- 
regelung international verbundener Eisenbahnen in Betracht 
kam, ein internationales öffentliches Verkehrsinteresse. Die 
von deu Eisenbahnen selbst ausgehende und dauernd fort- 
gesetzte international gemeinsame Kegeluugder international fu 
Traiu>|)onbeziehuugen zwischen Eisenbahnen und Publikum 
era»chieu so als ein weiterer Ausdruck, als eine weitere 
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lebendige BethJitig'unjr eines selbständigen internationalen 
öffentlichen Veikt lirsiiit^'re.'^ses, in Beziehung auf welclie.s den 
Kisenbahncn die internationale ötientliche Keclitspilicht zu 
jener gemeinsamen Thätigkeit und Regelung erwuchs. 

In der zweiten Periode trat mit dem öffentlichen Verkehrs- 
intereBse an der Regelung der Transportbeziehungen swisohea 
Eisenbahn und Publikum auch yielfach der Gegensatz des- 
selben zu den eigenen Interessen der Eisenbahnen stirker 
hervor. Gegenüber der Stftrke des Gegensatzes sicherte die 
selbständige Thätigkeit der Eisenbahnen nicht mehr hinlilng- 
licli die ausreichende Wahrnehmung des oti entlichen Verkehrs- 
interesses. 

Der allmähiicheu Kntwickelung und Ausbreitung der 
Eisenbahnen und ihres Verkehrs entsprechend machte sich der 
Ckigensatz der Interessen zwischen P^isenbahn und Transport- 
Interessenten zunächst innerhalb der einzelnen Lttnder und 
Staaten stitrker fühlbar. Die Folge war, dafs zunllchst die 
einzelnen Staaten und Heiche je für den innerstaatlichen 
EisenbalmTerkehr behufs Wahrung des Öffentlichen Verkehrs* 
Interesses die Kegelung der Bezirduingen zwischen Eisenbahn 
und Transportinteresseuten in weitergehendem Mafso in die 
Hand und den Eisenbahnen abnahmen. 

Dreierlei Momente aber Helsen sich insbesondere in den 
Beziehungen der Eisenbahnen zu den Transportinteressenten 
unterscheiden : 

L Die Pflicht der Eisenbahnen zur Übernahme ihnen 
angetragener Transporte. Diese Pflicht war von Beginn des 
Eisenbahnwesens an in gewissem Umfange begründet und 
der Eisenbahnbetrieb damit zu einem öffentlichen gemacht 
worden. 

2. Die Bemessung des der Kisenbahn für die Besorgung 
eines Transportos zu entrichtenden Transportpreises. 

Die wirtschaftliche Selbständigkeit der Eisenbahnunter- 
untemehmungen hing davon ab, inwieweit ihnen diese Be« 
messung zustand. Von vornherein waren den Eisenbahnen 
behufs Wahrung des Öffentlichen Charakters des Transport- 
betriebes gewisse Beschränkungen in dieser Hinsicht auferleg^. 
Eine Ausdehnung dieser Beschränkungen und die dadurch 

8* 
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bedingt« Verminderung der wirtsohafüichen Selbständigkeit 
der Eisenbahnen wurde zu Beginn der zweiten Periode noch 
nicht im Interesse des Öffentlichen Verkehrs ftlr erforderlich 
erachtet 

3. Die Bt zielmngen, welche im Hinblick auf die pflicht- 
gemftfs go^en Zalilung bestimmter Transportpreise über- 
nommenen . br»zw. zu ubernelnnenden Transporte im regel- 
niilibigcn \ erlaufe dieser Transporte, sowie unter Hinzutritt 
besonderer Umstände zwischen den Eisenbahnen und den 
Transportinteressenten zur Entstehung kamen oder kommen 
konnten. 

Hauptsächlich die Ofi^entUche Regelung dieser unter 8« 
erwähnten Beziehungen erschien zunächst als ein Bedürfnis 
des öffentlichen Verkehrs in den einzelnen Staaten. Allein 

auch bezüglich ilirer wurde nicht und namentlich nicht mit 
einem Schlage eine völlig umfassende Hegelnng von öffentlich 
ftt«atlieher Seite l)ewerk8tel]igt. Es trat eine durch historische 
Kücksichten auf die Verhältnisse anden-r Transportunter- 
nehmungen und durch praktische Kücksichteu bestimmte 
Teilung dergestalt ein, dafs zunächst nur diV t\m wichtigsten 
erachteten B^iehungen jener Art eine öffentlich -staatliche 
Regelung erfuhren y während andere Seiten der Transport- 
beziehungen noch der selbständigen Regelung der Eisenbahnen 
überlassen blieben. 

SpUter wurde dann mehrfach das der selbstÄndigen Re- 
g-elung der Eisienbahneu iilierlassenc Bereich durch fernere 
ütfentlich-stiiatliche Regelungen noch weiter beschränkt. 

Abgesehen von den in den ursprünglichen Eisenbahn- 
gesetzen und Eisenbahnkonzessionen enthaltenen Bestimmun- 
gen , insbesondere über (»ffentliche Transportpflicht und Be- 
grenzung der zu erhebenden Transportpreise, waren in der 
durch die weitgehende Selbständigkeit der Eisenbahnen 
charakterisierten ersten Periode die oben unter Kr. 1 — 8 
unterschiedenen Beziehungen hauptsächlich in sogenannten 
Reglements und Tarifen der Eisenbahnen geregelt worden. 

In der zweiten Periode wurde nun ein Teil insbesondere 
des Inhalts der bisherigen Verkehrs- uder Betriebsreglementis 
der Eisenbahnen im Wege der Staatsgesetzsgebung geregelt. 
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Dies geschah z. B. für Deutschland und Österreich-Ungarn in 
dem für diese Laiider und Staaten eiii^eiuhrtcn Handels- 
gesetzbuch (Buch IV, Tit. V, Alheim. 1 und 2, vom Frarht- 
geschnfte tiberhaupt und vom i^Vaciitgeaciiäi'te der Eiseubahaeu 
inabefiondere). 

Später wurde dszn noch von selten des Deutschen Reichs 
gemäfs Bundesratsbeschlusses ein Betriebsreglement für die 
deutschen Eisenbahnen und nach vorhergegangenen gemein- 
schaftlichen Beratungen zwischen deutschen und ostorreich- 
ungariischon Dologiorten inhaltlich grofsenteils überenistini- 
mende Betrit'bsreirl''Tiionts für r)8ternMi)t und für Ungarn 
durch die zustlndi^en staatlichen Verwaltungsstellen Öster- 
reichs und Ungarns eingeführt. 

Nach dieser letzteren öffentlich-staatlichen Regelung war 
im innerstaatlichen Eisenbahnverkehr Deutschlands und 
Osterreich -Ungarns das sachliche Bereich für eigene, die 
Beziehungen zwischen Eisenbahn und Tran.sj)()rtintere88eiiteii 
betreffende Reglements der Eisenbahnen auf mehr unter- 
geordnete ErGT^nzungen beschränkt. Dagegen wurden die 
Tarife, welche insbesondere die Festsetzungen bezüglich der 
Transportpreise enthalten, noch von den Eisenbahnen selbst 
aufgestellt 

Während so die Regelung der Beseiehungen zwischen 
Eisenbahnen und Transportinteressenten im innerstaatlichen 

Verkehr bereits weitgehend von öffentlich-staatlichen Stellen 
ausging, blieb dieselbe im internationalen Verkehr noch 
wesentlich den Eisenbahnen selbst überlasHen. Dies hatte 
seinen Grund einerseits darin, dafs der internationale Eisenbahn- 
verkehr erst später als der innerstaatliche Eisen bahn verkehr 
eine immer gröfsere Bedeutung fUr die öffentliehen Interessen 
eilangte. Denn erst allmählich schlössen sich die Eisenbahn- 
netze der verschiedenen Länder und Staaten international 
enger aneinander. Es hatte seinen Grund aber femer darin, 
daJs für den internationalen öffentlichen Verkehr eine einheit- 
liche, selbständige, mafsgebende Organisation nicht bestand, 
und die Vereinigung der verschiedenen, ulT- ntliLh oLiaUichen 
.Oiganisationen zu gemeinsamer international - öffentlicher 
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Regelang der internationalen Transportbessiehungen mit erheb- 
lichen Schwierigkeiten verknapft war. 

Insbesondere steigerten sich in gewisser Hinsicht diese 

Schwierigkeiten gerade dadurch, dafs in vielen einzelnen 
Staaten für den innerstaatlichen Verkehr die öffentlich- 
staatliche Regelung der Transportbcziohungen melir aus- 
gedehnt wurde. Dt iin diese einzelnen üffentlich-staatUclieu 
Regelungen wurden von verschiedenen Gesichtspunkten und 
Rechtsanschauungen aus unternommen und unterschieden 
sich inhaltlich daher in wichtigen Punkten. Den von jedem 
einzelnen Staate vertretenen öffentlichen Interessen entsprach 
es aber, dafs die internationale öffentliche Regelung der 
internationalen Transportbesiehungen thunlichst in £inklang 
mit der innerstaatlichen öffentlichem Regelung der inner- 
staatliclien 1 ranspurtbeziehungen stehe. 

Andererseits wurde durch die Einfülirun^ umfassenderer 
öffentlich-staatlicher Regelungen fiir die Trans}K)rtbezn*liungea 
im inneren Verkehr der Staaten das Bedürfnis nach der 
Einführung einer von den vereinigten Staaten ausgehenden 
öffentlichen Regelung jener Beziehungen im internationalen 
Verkehr verstärkt. 

Denn jeder einzelne Staat beanspruchte, dafs die yon ihm 
ausgegangene öffentliche Regelung der Transportbeziehungen 
f^r alle Transportbeziehungen maTsgebend sein sollte, soweit 
dieselben seinem Raumbereich angehörten. Infolgedessen 
wurde die einheitliche Kegelung der internaiionalen Transport- 
beziehungen durch die Eisenbahnen wesentlich ersehwert. 
Jeder internationale Transport wurde in seinen verschiedenen 
Teilen und Beziehungen mehr oder weniger verschiedenen — 
möglicherweise sich gegenseitig widersprechenden — öffentlich- 
staatlichen Normsatzungen unterworfen, während die inter- 
national einheitlichen Satzungen der Eisenbahnen sich nur 
behaupten konnten, soweit sie nicht in Widerspruch zu den 
öffentlich-staatlicherseits fllr die einzelnen Staaten erlassenen 
Nonnen traten. 

Mit der Zunahme des internationalen Eisenbahnverkehrs 
stciprcrte sieh ferner sowohl im Hinblick auf das einseitige 
diesseitige oder jenseitige öiientliche Interesse am inter- 
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DAtiomden Verkehr» als auch im Hinblick auf das inter- 
nationale Öffentliche Interesse immer mehr das Bedürfnis 
nach einheitlicher Öffentlicher Regelung der internationalen 
Transportbessiehungen. Es erstreckte sich dieses Bedürfnis 

hinsichlich des internationalen Verkehrs auch nicht blofs auf 
die oben unter 3 bezeichneten Beziehungen, welche die Folgen 
übernommener Transporte betrafen. Es Ijednrtt»* vichnehr 
t\ir das internationale Bereich auch der grundlegenden öffent- 
lichen Feststellung der öffentlichen internationalen Transport- 
pflicht der Eisenbahnen und der öffentlichen Pflicht dei*sclben 
zu einem diese internationalen Transporte erst ermöglichenden 
internationalen Zusammenwirken. 

Die hier bezeichnete öffentliche internationale Regelung 
ist ftlr den internationalen Frachtverkehr auf den (inter- 
nationale Bedeutung besitzenden) Eisenbahnen der meisten 
eurojiäiöchen FestlancU^Uiaten durch das Ijckannte Ikrner 
übereinkommen dieser Staaten zu stände ^^ebracht w i den. • 

Diese gemeinsame Nornisatzung ist für den international- 
öffentlichen Verkehr bestimmt und hat ihrer international- 
öffenUichen Bestimmung entsprechend au ihrer Ingeltung- 



* Nach drei zu Beni abgehaltenen internationalen Konferenzen (13. Mai 
bi8 4. Juni 1878, 21. September bis 10. Oktober 1881, 5. bis 17. Juli 1886) 
\v!inl«- der Inhalt d('< spatoren intt niatinnalen Übereinkoinüit ns ülicr den intrr- 
nationak-ii Eis« nbalMifra<lit\ i rkehr im wesentlichen in (i«'m liLmer bchlul»- 
protnkoll vom 17. Juli li>bti tWtgcMtellt. Das internationale Übereinkommen 
selbst wurde am 14. Oktober 1890 zu Bern geschlossen. Nach Zustimmung 
der betreffenden Parlamente wurde es seitens aller beteiligten Staaten 
Mtifiiiert «iid R»tifikatioiirarkuiid«ii am 80. September 1892 ra Bern wo»- 
getamtcht. Vom 1. Januar 1893 ab iat das Übereinkommen in Wirkeam- 
keit getreten. Es ist abgeaeUouen worden awiiclien dem Deutschen Reich, 
Belgien» Frankreich, Italien, Lniembnig, den Niederlanden, Österreich- 
Ungarn — sogleich lür Liechtenstein — , Rafsland nnd der Schweis. 

Neuerdings hat — vcranlafst durch einen Antrag des Fürstentums 
Monaco — auf Einladung des schweizerischen Bundesrates am 15. Juni 1893 
zu Bern eine Konf^Tonz dor Vertr.ogssta.itpn «;t.itt},'«'fuiidon, in welcher über 
«kn Beitritt noch anderer Staat«'n zu fU-m internationalen Übereinkommon 
verhandf it wurde. Dies«? Vtrhandhiugen haben (Ende Juni 1898) noch zu 
keinem i^rgebnis geführt. Vgl. Zeit, des Vereins Deutsch. Eisenb. lb^3 
S. 38^ 
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Setzung der öffentlichen Bekanntmachung, und swar seitens 
aller* beteiligten Staaten, bedurft. 

Nach dem Inhalte des nur internationale Güter- 
transporte betreffenden t Übereinkommens beziehen sich die 
Normen desselben nur aut die Kepfelung von Verhältniäsen, 
welche über den Maclitbereich jedes einzelnen Stnatcs 
h i n a u ö r e i c h e n. Durch die Inkraftsetzung jener Normen 
ist daher ein einheitliches internationales öffentliches Verkehrs- 
Interesse zur rechtlichen Geltung imd Anerkennung gebracht, 
welches ttber den VerfUgungsbereich der einzelnen öffentlich- 
staatlichen Organisation hinausreicht, und welchem die 
einzelne öffentlich - staatliche Oiganisation daher rechtliche 
Geltung weder Terschaffen, noch nehmen kann. Eine nicht 
durch den Inhalt jener Normen begründete Aufsergeltimg- 
setzuniT kann darum rechtlich durch Verlu^ung und üffent- 
li li< Ikkauntmacliung eines einzelnen Staates weder liber- 
iiaupt, noch für diesen einzelnen Staat bewirkt werden. 

Diese international-öffentliche Regelung der internationalen 
Eisenbahnfrachttransporte schlie&t jede ihrem Inhalte zuwider- 
laufende Regelung, sei es auf einseitig öffentlich-staatlichem 
Wege oder sei es auf dem Wege internationaler Obereinkunft 

und Pestsetzung der beteiligten Eisenbahnen, aus. 

Abgesehen von der Rep^elung der internnti(uialen Trausport- 
pflieht und des internationalen Zusammenwirkens der Eisen- 
bahnen zu diesem Behufe, erstreckt sich der Inhalt des inter* 
nationalen öffentlichen Übereinkommens im grofsen Ganzen 
auf diejenigen Seiten der Transportbeziehungen, welche in 
Deutschland, bezw« Österreich-Ungam das Handelsgesetzbuch 
im Verein mit dem staatlichen Betriebsreglement normiert 
hatte. 

Es ist daher im raunilicijen Bereich jenes internationalen 
öücutlichen Übereinkommens für internationale Reglements 
der Eisenbahnen über die Beziehungen zwischen Eisenbahn 
und Interessenten internationaler Eisenbahnürachttransporte 



^ Denn eine st< lle für die genieinschattliche öffentliche Bekannt- 
machuug uamena uUer Ötaateo besteht nicht. 
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nur noch GkiegeDheit su mehr unteigeordneten Ergänsungen 
gehliehen. 

Bei dem Mangel scharfer inhaltlicher Abgrenzung zwischen 

Reglements und Tarifen kann es uiclit fehlen, dafs auch 
mancherlei Bestimmungen^ welche herkünimlicherweise in di*- 
Tarife der Eisenbahnen aufgenommen wunlen^ in den Inhalt 
des internationalen Berner Übereinkommens einbezogen sind. 
Insoweit beseitigt das internationale Bemer Übereinkommen 
nach die Selbständigkeit der Eisenbahnen im Erlaia inter- 
nationaler oder nicht internationaler Tarife für intemationaie 
Frachttransporte. 

Derartige Tarife tind also nur insoweit gidtig^ als sie 
nach dem Inhalt des Übereinkommens aulässig erscheinen.' 
Das internationale Berner Übereinkommen erstreckt sich 
aber nicht auf den Kernpuiiki der (Guter-) Tarife, — nämlich 
die rirundsätze, nacli w elchen die Frachtpreise fi'w die inter- 
nationalen Transporte zu bemessen sind. Ks schreibt auch 
nicht vor, dafs die Eisenbahnen in dieser Hinsicht fikr die 
internationalen Frachttransporte internationale IJhereinkünfte 
treffen mOasen. Es beUfst es yielmehr in dieser Hinsicht 
auch für die internationalen Frachttransporte bei dem gelten- 
den Rechte.' Insbesondere berührt und verändert es nicht 
daa Mals von EinfluTs, welches den etnaelnen Staaten nach 
ihrem staatlichen Sonderrechte den Eisenbahnen gegenllber 
in Hiiirilcht auf Tarif kiasöitikation und Bemessung der Tarif- 
satze zusteht. — 

Während das öffentliche Verkehrsinteresse und der viel- 
fache Gegensatz desselben zu den eigenen Interessen der 
fiaenbahnen dahin geftihrt hat, dafs in der zweiten Periode 
innentaatlich und in der in dieaer Hinsicht als dritte au 
bezeichnenden Periode auch international die Ordnung der 
Bechtsbeaiehungen im engeren Sinne awischen den Eisen- 

* Vgl. int Berner ÜberdukomDieti Art 4. 

* Jedoch müssen die Tsrife, nach welchen die Fracht filr intenuitiotisle 
Qfitertranaporte berechnet werden »oll, und ebenso die auf diese Transporte 
besdglichen Tarifennftfeigonfen geraAfa § II des internationalen Bemer 
Cbereinkommens gehOrig veröffentlicht sein nod nnter Erfüllung der gleichen 
Bedingongen jedermann in gleicher Weise tü gute Icommen« 
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bahnen und Transportinteressenten den Eisenbahnen iaat völlig 
entzogen und einseitig von den Staaten, bezw. den inter* 
national vereinigten Staaten als Wahrem der dffentlichen, 
becw. der international- öffentlichen Verkehrsinteressen vor- 
genommen worden ist, ist eine teilweis andere Entwickelung 
bezüglich der 'I'arife im eiligeren Sinne, d. h. im wesentlichen 
bezüglich der Tarif klassitikaLiüii und der Tarif- oder Fracht- 
sätze eingetreten. 

Gewisse Besciiränkungen bezüglich der Tarihcruiig waren 
den Eisenbahnen sur Wahrung der Öffentlichkeit des Eisen- 
bahnbetriebes von vornherein öffentlich- staatlich auferlegt. 
Insbesondere galt aufser sachlichen Beschrttnkungen (Maximal- 
sätse) auch die Pflicht zur öffentlichen Bekanntmachung der 
Tarife und zur gleichen Behandlung aller Transportinter- 
essenten „unter gleichen Umständen**. 

Im übrigen wird auch auf dem Gebiete des Tarifwesens 
die erste Periode durch eine völlifre Selbständigkeit der 
Eisenbahnen in Oestaltung der Tarifkhi.ssirikationen und eine 
weitgehende Selbständigkeit in Bemessung der Tarifsätze 
charakterisiert. Dabei wirkt das eigene Interesse der Eisen- 
bahnen auf die von ihnen ausgehende Tarifierung ganz be- 
sonders bestimmend ein. 

Entsprechend ihren gemeinsamen eigenen Interemen be- 
gannen die Eisenbahnen frtth, gemeinsame Verbandsklassi- 
fikationen und gemeinsame Tarif- und bezw. Frachtsätze für 
durchgehende Transporte aufzustellen. 

8ie bildeten Verbände* mit derartigen Bestimmungen 
niclit bloiti iunerstaailicii , sondern auch in internationaler 
ErstreckunLT, 

In der zweiten Periode beginnt auch hinsichtlich der 
Tarife das Bestreben, dem öffentlichen Verkehrsinteresse gegen- 
über dem eigenen Interesse der Eisenbahnen eine gröfsere 
Berücksichtigung zu verschaffen. Allein da die Tariüragen die 
wirtschaftliche Selbständigkeit und das finanzielle eigene Inter- 
esse der Eisenbahnen in ihrem innersten Kerne bertthren und 
bestimmen, so widersetzen sich die Eisenbahnen der Über- 
tragung der Tarihegeluiig auf den Staat als Vertreter des 
öffentlichen Verkehrsinteresses viel entschiedener, als der 
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Übertragung der Transportregelung im engeren Sinne auf 
denselben. Das gegenstttzliche Ringen dieser mächtigen Inter- 
essen und Interessenvertreter hat daher auf dem Gebiete des 
Tari^esens mehrfach zu dem Ausgleiche gef^lhrt, dafs den 
fSsenbahnen selbst die Regelung dieser Angelt j^^enheiten ver- 
blieben , aVier die Eintiursnahme des SUatet» beträchtlich er- 
weitert worden ist. 

Das Tarit'wesen ist nicht blnls im Verhititnis der Trans- 
portinteressenten zu den Eisenbahnen, gondern auch für die 
Verhältnisse der Verkehrsinteressenten untereinander bedeut- 
sam. Sobald überhaupt und soweit das öffentliche Verkehrs^ 
Interesse gegenüber dem eigenen Interesse der Eisenbahnen 
Einflufs auf das Tarifwesen ausübt, machen sich Gegensätase 
innerhalb der Interessen der Verkehrsinteressenten geltend, 
welche je von verschiedenen öffentlichen Interessenstand- 
punkten auä das 'larifwesen zu ]>eeinflu.s'5en .suchen. 

Die Massenhaftigkeit un»l die Verschiedenlieit des Eisen- 
bahngtlterverkehrs hat daliin getVdirt, dafs innerhalb der 
Gtitertarife regelmälsig verschiedene Elemente, nach 

welchen zusammen die Frachten bestimmt und bemessen 
werden, eine Tarifklassitikation der Güter und Tarifsätze 
unterschieden und angestellt werden. 

Der Gogensate der eigenen Interessen der Eisenbahnen 
zu dem öffentlichen Verkehrsinteresse einerseits, die Gegen- 
sätze innerhalb der öffentlichen Verkehrsinteressen anderer- 
seits sind ftlr die Gesiallung sowohl der Tarit'klas.sihkation, 
wie der Tarilsiltze bedeutsam. 

Die Gestaltung der Tarif klassifikation wird anfaiiga 
überwiegend von dem ersteren Gegensatz (von dem zweiten 
hauptsächlich nur in der Zulassung von Ausnahmetarifen für 
gewisse Güterarten) beherrscht Für die Gestaltung der 
Tarifsätze kommen beide Arten der vorbezeichneten Gegen- 
sätze in erheblichem MaCse in Betracht. 

Im Hinblick auf die Tanfklassifikation verschafft sich 
in der zweiten Periode das öffentliche Verkehrsinteresse 
zunächst innerhalb der einzelnen Staaten gröfsere Geltung, 
dringt aber allmählich auch als international öffentliches 
Interesse mehr durch, indem es nach und nach die mehr 
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techniflcheDy aus der Venchiedenheit der Tarif klaasifikationen 
innerhalb der einseinen Staatsbereiche sich ergebenden 
Schwierigkeiten im Sinne gröfserer internationaler Einheit- 
lichkeit überwindet. 

Die die zweite Periode charakterisierende Entwickelung 
bezüglich der Tarifklassifikation begann innerhalb Deutsch- 
lands damit, dals die Eisenbahnen selbst in Vereinen und 
Verbänden in ihrem gemeinschaftlichen eigenen Interesse und 
im Offenttichen Verkehrsinteresse gegenüber der bisherigen 
Zersplitterung und Verschiedenheit die thunlichste Einheit- 
liclikeit und Glc^ic-liiiiiirsigkcit der Taril klassißkation für den 
innerdeuuchen Ki i iil)alinverkehr zu erreichen suchten. 
Diesen nicht zum Ziele tüiirenden Vei*snchen df»r Eisenbahnen 
traten Bestrebungen gegenüber, die Krreichung jenes Zieles 
im Wege öffentlich staatlicher Aktion dadurch zu ennög- 
lichen, dafs in vorgeschlagenen Entwürfen zu neuen Reichs- 
gesetaen dem Deutschen Reiche eine umfassende, tiefgreifende 
Kompetenz zur Regelung des Eisenbahntarifwesens beigelegt 
wurde. Aber diese Entwürfe wurden nicht zu Oesetzen 
erhoben und jene ausschliefslich öffentlich staatlichen Be- 
strebungen blieben gleichfalls resultatlos. 

Auf einem nunmehr beschrittenen dritten Wege wurde 
das Ziel erreicht. Nach gewissen Direktiven, welche das 
Reich in der Form von Bundesratsbeschlttssen für die ein- 
heitliche Gestaltung der Tarif klassifikation gab; wurde durch 
eine unter Hitwirkung bezw. Einwirkung deutscher Einzel* 
Staaten hergestellte organisatorische \'erbindung der deutschen 
Eisenbuhnen jene einheitliehe und dem öffentlichen Verkehrs- 
interesse Ix'sser Rechnung tragende Taniklassitikation zu 
Stande gebraeht und von den deutschen Eisenbahnen mit 
Genehmigung, bezw. nach Anweisung der deutschen Einzel- 
staaten in Geltung gesetzt. 

Sodann wurde für die geraeinsame Fortbildung jener 

gemeinsamen i ant klassifikation dadurch gesorgt, dufs wieder- 
um unter Einwirkung der deutschen Einzelstaaten zu jenem 
Zwecke gemeinsam»^' organisatorische Einrichtungen der deut- 
schen Eisenbahnen und eine zu diesem Behufe geschaffene 
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und mit jenen In Verbindung gesetzte deutsche öffentliche 
Interessenvertretung zu stände gebracht wurden. 

Ebenso wurde auch in Österreich durch ein gewisses 
Zusammenwirken «öffentlich staatlicher Organe einerseits und 
der Eisenbahnen andererseits eine grOfsere Einheitlichkeit 
der TarifklassifikatioD filr die österreichischen Eisenbahnen 
erreicht. 

Desgleichen fan<l in anderen »Staaten eine Entwickelung 
der Tarit'kLiösifikation im Sinne gröi'serer Kinhcitiichkeit und 
stärkerer Berücksichtigung der öffentlichen Verkehrainteressen 
statt. Die hierbei thätigen öffentlich staatlichen Organe fielen 
mit den gleichfalls daau mitwirkenden Eisenbahnorganen In- 
soweit meist zusammen, als die betreffenden Eisenbahnen 
Staatsbahnen waren. 

Nach diesen Neuregelungen innerhalb der einzelnen 
Staaten trat alsbald das Bedürfnis der Regelung der Tarif- 
klassifikationen im internationalen Verkehr im Sinne gröfserer 
Einheitlichkeit und f>tärkerer Bcrück.sii litigung drs r»HentHchen 
Verkehrsinteresses hervor. Dasselbe wurde sogar (hin h jene 
Neuregelungen insofern verstärkt, als es den einzelnen inter- 
nationalen Etsenbahnverbttnden erschwert wurde, die früher 
schon in ihrem gemeinsamen eigenen Interesse hergestellten 
internationalen Verbands-Tarif kUssifikationen der Verschieden- 
heit der Landes-Tarif fclassifikationen gegenttber Air den inter- 
nationalen Verkehr aufrecht zu erhalten. 

Die infolgedessen erforderliche internationale Neuregelung 
wurde wiederum durch internatiunalos Zusaninienwirken der 
Eisenbahnverwaltungen zinvcgu gebracht. Allein die pj'sen- 
l>ahn Verwaltungen standen teils infolge der inzwischen ein- 
getretenen Ausbreitung des Staatabahnsystems . teils infolge 
ausgedehnterer Geltendmachung der £>taatsaufsichtsrechte 
jenen gegenüber bei dieser Neuregelung der internationalen 
Tarifklassifikationen unter weit stärkerer öffentlich Staat* 
lieber Einwirkung und hatten dem öffentlichen Interesse am 
internationalen Verkehr weitergehende Rttcksicht zu tragen^ 
als in der ersten Periode. Eine derartige geraeinsame 
internationale Taril kla^sifikation ist insbesondere seitens 
einer grofsen Anzahl deutscher und österreichisch-ungarischer 
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Eisenbahnverwaltangen für den betreffenden internationalen 
Verkehr zu stände gebracht worden. 

Sodann haben .sich daran beteili^^t od<Ji angcschloBsen : 
belgische und nli'dorlaiidihciie Verwaltungen. Eine inter- 
nationale Tarif klassitikr'tion ist im deutlich -t^rhweizorisch- 
itaiieniselion Verkehr, eine andere im österreichiscli-ungarisch-, 
serbisch-bulgarisch-tfirkischen Verkehr festgesetzt. Ein Teil 
der Schweizer Eisenbahnen hat die deutsche Tarifklassi- 
fikation auch für den innerschweizerischen Verkehr ange- 
nommen, sodaCs es für den deutsch • schweizerischen inter- 
nationalen Verkehr keiner besonderen Klassifikation bedarf. 

Manche internationale V» rkehre entbehren der einheit- 
lichen Tarifklaf^sifikationen und bedui*fen daher der Anwen- 
dung je der Landes-Tarifklassifikationen. Dies ist vielfach 
in den internationalen Verkehren mit Frankreich und mit 
Kufsland der Fall. 

Die mannigfachen oben erwilhnten Ansätze weisen auf 
eine in der Zukunft unter internationaler dffentlicher Mit- 
wirkung der Staaten herzustellende europäische Tarifklassi- 
fikation für den internationalen europttischen Verkehr hin. 
Für deren gemein>anii Fortbildung wären aUdann europäische 
international -öffentliche organisatorische Einriehtuugeu zu 
schafi'en. Allerdings würde bei dem Fortbestand des bis- 
herigen Mafses von Selbständigkeit der Eisenbahnen auch 
deren internationales Zusammenwirken und Mitwirken zur 
Herstellung einer international europäischen Tarif klassifikation 
erforderlich sein. — 

In der zweiten Periode wurde hinsichlich der Taritsätze 
und Frachten innerlialh der einzelnen Staaten vnm (i siehts- 
punkte des öffentlichen \'erkehr.sinterrej4se8 gegenüber deiu 
eigenen Interesse der Eisenbahnen thunlichste Gleichmäfsig- 
keit° und dabei Herabsetzung der Tarifsätze erstrebt 

In diesem Sinne erfolgte eine im Vergleich mit der ersten 
Periode verstärkte Einwirkung der öfientlich staatlichen Or- 



* AUo Bedchrankang <ler DitTerential- und Ausnalimetarife, iusofem 
»ie aar von dem dgenen Interesse der Ebeabalmea eingegeben waren. 
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gane gt^nttber dem Streben der Eisenbahnen , die Tarife 
ihrem finanziellen Interesse gemäfs zu gestalten. 

Auch wurde die dnrch das Staatsbahnsystem und dessen 

Ausdehnung gegebene ^lüglichkcit direkter staatlicher Nor- 
mierung der Tarife für die Staats])aliiu'ii in crleieher Richtung 
benutzt, .-^uweit nieht hier bereits tiskaliaelie und zum Teil 
inaersociaipolitifiche Momente in anderer Richtung wirkten« 

Die allgemeine Ermäfsigung der Tarifsätze, welche inner- 
halb der einzelnen Staaten in Wahrnehmung des öffentlichen 
Interesses gegenüber dem eigenen Interesse der Eisenbahen 
erstrebt wurde, kam auch mittelbar dem internationalen Öffent- 
lichen Interesse zu gute, indem dadurch auch fUr den inter- 
nationalen Verkehr Ennäfsigungen herbeigeführt wurden, 
weklie dem eigenen Interesse der Eisenbahnen niclit ent- 
sprachen. AUein andererseits übten die unten nuei» zu er- 
örternden OegensHtze des einseitigen diesseitigen, bezw. jr'U- 
seitigen öÜ'entlicheu Interesses gegenüber dem internationalen 
öffentlichen Interesse am internationalen Verkehr in der zweiten 
Periode auf die Tarifgestaltung Tielfach einen deigestaltigen 
Einflnfa ans, dafs das eigene Interesse der Eisenbahnen oft 
auch da nicht mehr zur Geltung gelangen konnte, wo es mit 
dem internationalen Öffentlichen Verkehrsinteresse coVncidierte. 

Jedenfalls verhinderten aber die Gegensätze des ein- 
seitigen diesseitigen und des einseitigen j»'nseitigen öffent- 
lichen Interesses am internationalen Verkelir (?.s . dafs in der 
zweiten Periode das öÜVntliche Interesse auch in Bezug auf 
den internationalen Verkehr als internationales öffentliches 
Interesse gegenüber dem eigenen Intert^sse der Eisenbahnen 
so konsequent und so wirksam zur Geltung gebracht werden 
konnte, wie dies innerhalb der einzelnen Staaten vom Stand- 
punkt des Öffentlich-staatlichen Verkebrsinteresses bezüglich 
des innerstaatlichen Verkehrs geschah. 

Insoweit überhaupt eine einheitliche internationale Tarif- 
gt'süiltung gegenüber den divergierenden diesseitigen und jen- 
seitigen einseitigen öffentlichen Interessen am internationalen 
Verkehr in dieser zweiten Periode aufreilit erlialten und 
bezw. durchgeführt werden konnte, ging dieselbe daher auch 
tiberwiegend noch von den Eisenbahnen aus. 
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Diese wurden dabei nur in entschiedenerer Weise als 
in der ersten Periode von der Genehmigung der staatlichen 
Au&ichtsbehörden abhängig gemacht, welche letstere aber nicht 
das Öffentliche Interesse schlechthin , sondern das einseitige 
diesseitige, besw. jenseitige öffentliche Interesse am inter* 
nationalen Verkehr für die Handhabung ihrer Aufsichts- und 
Genehm iprnnjrsbefugnisse Richtung,' ^rebend sein liefsen. Die 
intcriKUiuaal gemeinsame l^eätiniinuiiu' der Tarife erfolgte 
unter diesen UmstJhideii auch nur in einzelnen internationalen 
Eisenbahn verbänden und für internationale Konknrrenzlinien. 
Dagegen wurde keine einheitlich umfassende internationale 
Regelung bewerkstelligt 

HerTorzuheben ist etwa die internationale Kegelung der 
Tarife im Verkehr der österreichisch -ungarisch -serbisch- 
bulgarisch-tttrkischen Eisenbahnen, 

1>. Die Elsenbahnen 
ab Mittel iDternationaler Verkehrsgestaltung zwischen 
der BeTölkeruBg Terschiedener Lttnder. 

§ 7. 

1. Die Epochen der 
V e r k e h r s ge s t a 1 1 u n z T\' i s e Ii e n den 13 e v ö 1 k e r u n g e n 
verschiedener Länder im allgemeinen seit der 
Entwickelung des Eisenbahnwesens. 

Die Epoche, in welcher dnreh die Dienstbarmachung 
von l ).uii|)f und später vun KK kineität die Umgestaltung der 
Produktinns- und KoramunikationsverhJiltni58e bejrann, war 
in politischer Hinsicht eine Zeit, in welcher unter Durch- 
brechung alter politischer Ordnungen und Vorrechte eine 
gröfsore politische Freiheit ftir alle Mitglieder der GeselUehaft 
teils durchgesetzt, teils erstrebt wurde. Gegenüber altttber^ 
kommenen Beschränkungen wurde das Recht eines jeden 
Einzelnen, seine Ffihigkeiten und Erfifte zu seinem eigenen 
Besten zu entfalten und nutzbar zu machen, zum politischen 
Grundsatz erhoben, i^iu Austiufö dieses Rechts wurde die 
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Bet'uji^jiis eines jeden Einzelnen, — uingehiiidert dureli öfTent- 
lich-rechtliche Schranken — sein wirtschai'tliclies Fortk.>niinen 
zu suchen und zu prstroHcu, wo und wie er es nach seiner 
Befähigung vermochte und für sich am geeignetsten hielt. 
Das eigene Interesse eines jeden Einzelnen wurde vom öffent- 
lichen Recht ab der berechtigtermafsen vorwiegende Faktor 
* anerkannt, welcher, wie andere Lebensverhältnisse, so auch 
insbesondere die wirtschaftlichen Verhältnisse und Beziehungen 
gestalte und bedinge. 

So wiesen schon die allgemeinen und politischen Ent- 
wickelungsmomente in Hinsicht auf die Verkehrsgestaltung 
zwischen den ßevi^lki l un^^en versehiedoner Länder auf einen 
von dem eigenen lnt« re6st' der Einzelnen getragenen Frei- 
handel hin. Inderselben Richtung wirkten die die Umgestaltung 
der Produktion und der Kommunikationen herbeiführenden 
technisch-wirtschaftlichen Momente mit grofser Wucht. Der 
einaelne Produzent, welcher es unternommen hatte. Natura 
kräfte und Maschinen für seine Produktion nutzbar zu machen, 
empfand ein lebhaftes Interesse, der hierdurch herbeigeführten 
anfserordentlichen Steigerung seiner Produktion ein möglichst 
erweitertes Absatzgebiet zu verscliaffen. Die Möglichkeit 
hierzu war durch die neuen mit Dani])f betriebenen Kommu- 
nikatiousaustalten ^^egeben . welelie ihrerseits wird« nnn als 
selbstÄndige Unternehmungen die thunlichst weite räumliche 
Ausdehnung des Verkehrs auch alfi ihrem eigenen Interesse 
forderlich herbeizuführen suchten. Umgekehrt wurden die 
einzelnen Konsumenten, welche gleichfalls als Einzelne die 
besten Bedingungen für die Befriedigung ihrer Bedürfnisse 
suchten, auch durch die neuen Kommunikationsanstalten in 
den Stand gesetzt, hierbei viel entferntere Prodnktionsstfttten 
als früher ins Auge zu fassen, und überdies (bireh die noch 
bestehende Ungleiehniiifsigkeit in der \ Cru t-iulung der 
modernen technischen Jliüfsmittel in der Produktion und 
Kommunikation vielfach auf den Bezug von fernen technisch 
vorangeschrittenen Ländern hingewiesen. — 

Gegenfiber den politischen Freiheitsbestrebungen der 
ersten Epoche treten in der zweiten Epoche des Eisenbahn- 
wesens die politisch-nationalen Bestrebungen in den Vorder- 

Cftofmann, Xittol«or«p. raMQb«hMa. 4 
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grund. Die nationalen Bestrebunja^en aber vollzogen sicli 
nicht blofs in einer inneren Annäherung und Vereini«2:uug 
gleichartiger nationaler Elemente, sondern in einer gewaltigen 
Zusammenfassung derselben behufs Durchsetzung und Be- 
hauptung der nationalen Selbständigkeit gegenüber den Kin- 
uüachungen anderer in enger Zusammenfassung bereits weiter 
vorangeschrittenen Nationen. 

Die nationale Einigung insbesondere der Deutschen und 
der Italiener wurde unter p^waltigen Kämpfen mit anderen 
Nationen ina Werk gesetzt. 

Je mehr die nationalen Bestrebungen allen tlialben die 
Überhand gewannen , umisoniehr traten die verscliiedeuen 
Nationen als abgeschlossene Ganze iu Gegensatz zu einander, 
und die Nationalstaaten wurden nicht blofs auf innere 
Förderung der Nationen, sondern auf innere Koncentration 
behufs Entwickelung der Fähigkeit zu starker Machtentfaltung 
nach aufsen g^gentlber anderen Nationalstaaten angelegt. 

Abwehr fremder Einmischung in die inneren Angelegen- 
heiten in Verbindung mit dem Streben nach Expansion der 
eigenen Eintiiifbsphftrc; nach aufsen ist der politisch-nationalen 
Entwickelung charakteristisch. 

Die zusaninicngefül.ste politische Maelit jech-r einzelnen 
Nation wirkt bestimmend auf die äulseren Beziehungen der 
Bevölkerungen verschiedener Länder ein, begegnet aber in 
dem einseitigen Bestreben der Abhaltung jedes fremden 
nationalen Einflusses und der weitgehendsten Betfaätigung 
eigenen nationalen Einflusses dem in umgekehrter Richtung 
gleichartig einseitig sich bethätigenden Bestreben jeder anderen 
einzelnen Nation. 

Die durch den allseitigen äufseren Druck konzentrierte 
nationale Zusaiumenfas-^ung hebt das i) f t'e n tl i ch e Interesse 
der nationalen Gesanitiieit über das Interesse <lei- Einzelnen 
euijior. Das gewaltige, konzentrierte Kräfteaufgebot der 
Nationen aber paralysiert sich in seiner gegensätsUchen 
äufseren Richtung wechselseitig. Wechselseitige Hemmungen 
der Nationen werden bewirkt, aber kein ausreichendes 
positives förderliches Resultat fär die Nationen wird durch 
jene Kraftentfaltungen nach aufsen zu Wege gebracht 
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Den nationalen Tendenzen entsprach d'io mftglicliste Knt- 
wickelun^ ^l^r wirtschaftlichen LiM8tung:>fHliigk«*it (Irr Nation, 
die Verbindung wirtschaftlicher 8tärke mit der politischen 
Macht derselben, die Bethfltigung und Förderung dieser 
wirtschaftlichen Kraft der Nation nach aufsen, aber die 
thnnltchste Abhaltung der wirtschafitlichen Einwirkung 
fremder Nationen auf die eigene Nation. 

Der Nationabtaat suchte daher insbesondere die so- 
genannten ProduktiTstände, LandwirtschaA; und Industrie, 
insoweit bie ihm durch Grund und Boden daiieiiiti verbunden 
waren, zu heben. Iiiscnveit andere Liinder und Völker durch 
natürliche Bedingungen des Landes, durch Entwickelnng" 
der Technik, durch die Gröfse des zur \'erfügung stellenden 
Kapitals auf wirtschaftlichem, insbesondere industriellem 
Gebiete überlegen waren, wiesen die nationalen Tendenzen 
darauf hin, durch künstlichen Abschlufs gegen die ausländische 
Industrie der inländischen Industrie das Aufkommen zu er- 
möglichen» Insoweit die inländische Industrie und die in- 
ländische Landwirtschaft gr^^( nüber der bei fireier Konkurrenz 
überlegenen ausländischen Industrie und Lundwirtscliaft sich 
nicht zu behaupten veriuochtt-n, wiesen jene nationalen Ten- 
denzen abcnnals darauf hin, durch l^iinstlicluMi Abschlurs 
nach aufsen den inländischen Froduktivständen den Kon- 
kurrenzkampf zu erleichtem und ihnen den inländischen 
Markt zu sichern. Aber der nationale Expansionsdrang 
führte darüber hinaus auch in wirtschaftlicher Hinsicht zu 
dem Bestrehen, die inländische Industrie und Landwirtschaft 
möglichst zu stärken und zu fördern, um ihnen nach aufsen 
anf ausländischen Absatzmärkten erfolgreichen Konkurrenz- 
kampf zu ermöglichen. 

Keben nationalen Gesichtspunkten fulirten wirtscliaftliche 
Momente zu einer gleichen Richtung der Kntwickelung hin. 
Jemehr in allen Ländern die Verwendung der modernen 
Technik für industrielle Zwecke sicli einbürgerte, jemehr neue 
Anbauflächen zur Erzeugung landwirtschaftlicher Produkte 
benutzt und durch die weitere Ausbreitung der modernen 
Kommunikationsanstalten mit den Absatzmärkten in Ver- 
bindung gebracht wurden, je gewaltiger infolge der Nutz- 
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barmachang von Natarkrttften und der VerwenduDg toxi 
Maschinen die Prodnktion allenthalben anschwoll und je 
weiter aasgedehnt mit der Ausbreitung der modernen Korn- 
munikationsanstalten die Absatzgebiete der einseinen Pro- 

duktionsstätten wurden, um so schärfer, um so schwieriger 
wurde der KonkuiTenzk.ini})!' der Produzenten um den Ab- 
satz. Um bu mehr »ucliten die Produzenten sich durch die 
Hülfe ihnen näher stehender politischer Faktoren wenigstens in 
den den letzteren unterstehenden Bereichen gegenüber den kon- 
kurrierenden fremden Produzenten zu sichern oder Vorteile 
zu verschaffen. Die rein wirtschaftliche £ntwickelung fithrte 
so auch dahin, dafs allenthalben von den Produzenten ge- 
strebt wurde, die staatlichen Mittel in Bewegung zu setzen» 
um durch künstlichen Abschlufs sich den iniflndischen Ab- 
satzmarkt zu siehern und durch staatliche Unterstützung den 
Konkurrenzkampf auf den ausländischen Absatzmärkten mit 
besseren Auüsichten unternehmen zu können. — Nati male 
und wirtschaftliche Momente wiesen also auf eine öffentlich- 
staatliche Einwirkung hin, um die einheimischen Produktiv- 
stände negativ durch Abhaltung der ausländischen Konkur- 
renten von dem inländischen Markte und positiv durch För- 
derung der Konkurrenzchancen der ersteren auf den aus- 
ländischen Märkten zu kräftigen und zu heben. 

Nationale und wirtschaftliche Momente bewirkten so, 
dafs ge^?enübcr dem die erste Periode beherrschenden eigenen 
individuellen Interes.se am internationalen Verkehr riffentliche 
Interessen in liezieluing auf denselben überwiegende Be- 
deutuiif^: erlangten. Aber diese öffentlichen Interessen waren 
einseitig diesseitige und bezw. jenseitige öffentliche iDteresiten 
am internationalen Verkehr, 

Die auf ihre Förderung gerichteten Bestrebungen mufsten 
sich in ihrer gegensätzlichen Richtung daher zum grofsen 
Teile ohne positives Resultat wechselseitig paralysieren. — 

Gegenttber den individuellen Freiheitstendenzen in der 
ersten und den einseitig nationalen Tendenzen in der zweiten 
Epoche des Eisenbahnwesens treten in der dritten die inter- 
nationale (t e ni e i n s a ni k e i t b e s t i in m t e r Interessen , die 
internationale Gemeinsamkeit bestimmter Bedürfnisse 



- 53 — 



deigestalt in den Vordergrund, dafa die durch diese Gemeinsam- 
keit Verbundenen das ihnen gemeinsam Förderliche positir 
KU verwirklichen streben und dem gemeinsamen Interesse, 
soweit erforderlich, die individuelle Freiheit unterordnen und 
die Verwirklu Imn^ dieser gemeinsamen Interessen nicht mehr 
durch nationale Ge^^en^litze behindern la.s.sen. 

Der aus der ersten Periode stammende Grundsatz, dafs 
der Staat die Rechtsgleichheit su wahren habe, die in der 
swetten Periode entwickelte Maxime, dafs der Staat in Wahr- 
nehmung öffentlicher Interessen auch thätig einzugreifen und 
auf die Gestaltung der Verhältnisse einzuwirken habe, führen 
in ihrer Vereinigung dahin, dafs der Staat die internationalen 
GemeinBamkeitsbestrebungen der dritten Epoche positiv zu 
fördern habe, insoweit es sich um gemeinsame Interessen oder 
um gemeinsame Bedürfnisse aller seiner AnL^elwu igen handelt, 
und dafs er auch sonst die Bestrebungen, weklie auf Be- 
friedigung international gemeinsamer Bedürfnisse nicht so ali- 
gemeiner, aber möglicherweise territorial ausgedehnt* i Orup]>en 
gerichtet sind, zu ftirdem suche, aber nur, soweit diese För- 
derung nicht durch Benachteiligung der gemeinsamen Be- 
dttrfnisse und Interessen anderer Gruppen zu erfolgen hat. 

Die Befriedigung der materiellen Konsumbedttrfnisse be- 
trifflt bis zu einem gewissen Grade alle Staatsangehörigen 
gleichmälisig. 

Die bestthunÜL-liste j^i h i.-digung der materiellen Bedürf- 
nisse der Staatsbevolkeruii^ ist zum Teile aber nur unter 
Zuhülfeuahme der Kräfte und Leistungen dm Auslandes zu 
erreichen. Im gemeinsamen Interesse aller Stiataangehörigen 
hat daher der Staat den internationalen Verkehr so zu be- 
einflussen, dafs die materiellen Bedürfnisse jene bestthunlichste 
Befriedigung erhalten. 

Je wirkungsvollere Katurkräfte für Produktion und 
Kommunikation yerwendet werden, um so geringer wird 
relativ die Zahl der Produzenten materieller Güter und das 
allgemeine öft'enilielie Interesse an der Produktionsthätigkeit 
des f^inzelnen Pr-xluzfiiten. Der Staat wird also die gemein- 
samen Interessen der Produzenten als eines begrenzten Teiles 
der Staatsbevölkerung zwar auch positiv zu fördern und zu 
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unterstützen iiaben, aber nur insoweit, als dies m^grlich ist, 
ohne andere Gomeinschaftsinteressen und insbesondere die die 
ganze Staatsbevülkerung betreffende Betricdigung materieller 
Bedttrfoiflse zu beeinträchtigen. Der 8taat wird also im 
Hinblick auf die letzteren überwiegenden BedürfhisBe unter 
Umständen die Konkurrenz fremdläiidischer Produkte nicht 
blofe nicht verhinderni sondern sogar positiv fördern, obwohl 
diese Konkurrenz der inländischen Produktion abträglich ist 
Insoweit die Gesamtproduktion b es t i lu ni t e r Bedarfs- 
artikel das Gesamtbetluri'nis der Bevölkerun^^en der ver- 
schiedenen Kulturlftnder iiaeli solchen erlieblieh fibersteigt, 
besteht kein erhebliches Interesse der bedürfenden Gesarat- 
bevölkerung des einzelnen Staates, die Ausfuhr solcher Artikel 
zu verhindern, während die Produzenten des betreffenden 
Staates ein Interesse an Ermöglichung des Absatzes im Aas- 
lande haben. 

Die verschiedenen Staaten können daher — von den 
Bedürfnissen der gesamten Bevölkerungen und in zweiter 

Linie von den Erwerbsiuteresscn der Produzenten ausgehend — 
infolge gleicher Richtung der niarsgebeiideu Interessen sich 
vereinigen und zusammenwirken, damit solche Bedarfsartikel 
aus den Ländern, wo sie im Überschusse erzeugt werden, 
nach den Ländern gelangen, welche selbst nicht genügend 
davon hervorbringen. 

Im Einklang mit den politisch-socialen Gesichtspunkten, 
welche auf die Gemeinschaft bestimmter öffentlicher Inter- 
essen im internationalen Verkehr hinführen, wirken auch 
die wirtschaftlichen Verhältnisse der Zeitepoche. Die immer 
intensivere und extensivere Verwendung von Naturkräften 
in Produktion und Kommuinkatiun , welche allenthalben zur 
Massenfabrikation und zu aufserordentlicher Erweiterung der 
landwirtschaftlichen Anbauflächen geführt hat, hat nicht blols 
bewirkt, dais die Produktion bestimmter Bedarfsartikel 
in den verschiedenen Kulturländern im ganzen das Konsum« 
bedürfinis übersteigt, und dafs relativ leicht die Produktions- 
ttberschOsse des einen Landes zur Ausgleichung des Mangels 
in weit entfernten anderen Ländern verwendet werden können. 
Infolge der durch den Fortschritt der Naturerkenntnis und 



Digitized by Google 



— 55 — 



der Technik ermöglichten immer intensiveren Nutzbarmarl nmg 
der Naturkräfte kanu vielmehr vor allein relativ leicht und 
in kurzer Zeit, wenn einmal die Produktion hinter dem 
Konsumbedürfhisse zurückbleiben sollte, durch Vermehrung 
und Erweiterung der industriellen Anlagen und durch Aua* 
dehnung der landwirtschaftlichen Anbauflächen dieses Manco 
ausgeglichen und wiederum in einen FroduktionsttberschuTs 
verwandelt werden. 

Das in der zweiten Kpoche um der Produktivständc 
willen immer allgemeiner zur Anwendung gebrachte Pro- 
tektions- und Abschlurssystcm der Staaten ist ein Zeichen, 
dafe thatsAchlich ein Produktenllberschufs fortgesetzt erzeugt 
werden kann. 

Wenn also polititich-soi ialc Ge8iclitsj)unkte auf der einen 
Seite fordern, so macht auf der anderen S(^ite die techuiseh- 
wirtüc haftliche Entwickelung möglich, dais das Konsum- 
interesse der gesamten Bevölkerungen der einzelnen Staaten 
in oberster Linie für die Gestaltung des internationalen 
Verkehrs bestimmend werde, und dafs diese Bestimmung 
seitens der verschiedenen Staaten nicht in g^ensätzUch- 
einseitigem, sondern in gemeinschaftlichem international- 
öffentlichem Interesse erfolge. Diese Geraeinschaft international- 
öffentlicher Interessen aber bezielit sich — je iiaeli den 
Konsum- und Produktionsverhältnissen — immer auf be- 
stimmte GcgcHötände. 

Das öffentliche Interesse an der konkreten Produktions- 
thttti^eit der einzelnen Produzenten tritt in dem Mafse 
zurttck, in welchem die unter Benutzung jederzeit verfügbarer 
Katurkrüfte allenthalben mögliche Entwickelung der Pro- 
duktion es erleichtert, dafs unter dem Antriebe der Kon- 
kurrenz der Produzenten jederzeit die zur Jkifriedigung der 
allgemeinen Konsunihedürfnisse erfordeilieiie Produktion 
hervorgerufen werden kann. Im Einklang mit dem all- 
gemeinen Konsumbediirfnisse besteht daher ein gemeinsames 
internationales öffentliches Interesse der konsumbedUrftigen 
Bevölkerungen, dafs durch Geistesarbeit immer weitere Fort- 
schritte in der Naturerkenntnis und in der Technik erzielt 
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werden, weIcLe jene jederzeitige Hervomifung der erfordere 
liehen Produktion noch weiter erleichtern« 

Das internationale (öffentliche Interesse iUhrt daher zu. 
einer Rechtsentwickelung, welche jene Geistesarbeit und 
die Erztelung fruchtbarer Resultate durch dieselbe im 
Hinblick auf die daraus dem internationalen öffentlichen 
Interesse erwachsenden Vorteile fördert. Nicht blolser inter- 
nationaler R«H htöijfhutz. durch weichen das lischt alleiniger 
internatiunaler Ausbeutung solcher geistigen Entdeckungen 
gewährleistet wird, entspricht jenem öffentlichen Interesse, 
sondern die direkte Gewährung internationalen öffentlichen 
Entgelts nach Mafagabe der Ausdehnung, in welcher jene 
geistigen Entdeckungen verwertet werden oder sich ver- 
wertbar erweisen. 

§ 8. 

2. Die Eisenbahnen 
als Mittel der Verkehrsgestaltung awischen den 
Bevölkerungen verschiedener Länder in den 
verschiedenen Verkehrsepochen seit Beginn der 

Entwickelung des Eisenbahnwesens. 

Die Herstellung der Eisenbahnen erforderte ungeheueren 
Kapitalaufwand und erschien namentlich in der frttheren Zeit 
des Eisenbahnwesens als gewagtes Unternehmen von wirt- 
schaftlich sweifelhaftem Erfolg. Zum ttberwi^enden Teile 

erfolgte die Herstellung der Eisenbahnen unter diesen Um- 
stäuden nicht aus öffeutlicheii Mitteln, sundern durch das 
Privatkapital. 

Das Kapital aber wurde nur durch eigenes Interesse zur 
Anlage in Eisenbahnen bewogen. Die Herstellung der Eisen- 
bahnen wurde daher zum grofsen Teile nur ermöglicht, indem 
die Eisenbahnuntemehmungen als Unternehmungen rechtlich 
anerkannt wurden, die nach dem eigenen Interesse der 
Unternehmer zu leiten und zu betreiben seien. — Anderer- 
seits ist die Möglichkeit angemessenen Verkehrs von Ort zu 
Ort und eventuell von Land zu Land eine allgemeine Lebens- 
bedingung der Bevölkerung in allen Liinderu. Die wichtigsten 
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(natürlichen und künstlichen) Verkehrswege waren daher von 
jeher aUenthalben öffentliche Verkehrswege. 

Als ea gdimgy den Dampf nicht blola für die Produktion, 
sondern auch für die Kommunikation und speciell für die 
Kommunikation auf Übertandwegen dienstbar zu machen, 
ergab sich aus teciiiiisc-h-wirtöchaftliclicii Gründen eine uu- 
gehoiiorc Übcrlegenlu'it die.ser mit Dampf betriebenen Über- 
hiadk' ininunikationen jL;ef<eimber allen aiuleren Überland- 
komuiiiiiikationen. Da nun aus technischen und wirtsehaftlich- 
kapitalifttischen GrUnden nur durch bestimmte einzelne Unter- 
nehmungen die besondere Eisenbahnwege erfordernden Dampf- 
eisenbahnen betrieben werden konnten, so eigab sich das 
öffentliche Bedürfnis, jenen Eisenbahnbetrieben einen der- 
gestalt Öffentlichen Charakter rechtlich zu verleihen^ dafs der 
öffentliche allgemeine Verkehr sich ihrer in angemessener 
Weise bedienen konnte. 

Mit dem eigenen Interesse der Eisenbnhnbetriebsuntur- 
nehmer vcrl)aiul »ich also di*' f)ffeiitlirhe lu'elit.sjiflicht der- 
selben zu angemessener Wahrnehmung und Berücksichtigung 
des öffentlichen Verkehrsinteresses. Zu diesem ßehufe wurden 
in Wahrnehmung des iiffentlichen Verkehrsinteresses von 
öffentlich*staatlicher Seite den Etsenbahnuntemehmungen teils 
öffentliche Pflichten mit einem bestimmt formulierten kon- 
kreten Inhalt auferlegt^ teils die Auflage weiterer^ Offent^ 
lieber Pflichten je nach den Öffentltehen Verkehrsbedttrfnissen 
vorbehalten. 

Die für den ge.samt«'n ttffrtitliehen Verkehr und ins- 
besoTiden* für den Verk»dir /.n i^< Ii -n Uestilkerun^cn ver- 
schiedener Länder in einer bestnumten Zeitepoche charakte- 
ristischen und vorwiegend mafsgeblichen Momente mufsten daher 
auch den Inhalt der öffentlichen Kechtspflichten der Eisenbahn- 
betriebsuntemehmer auf das wesentlichste beeinflussen. 

Mit einer Änderung jener mafsgebenden Momente in 
den verschiedenen Zeitepochen mufsten Änderungen in dem 
Inhalte der öffentlichen Pflichten der Eisenbahnbetriebsunter- 
nehmer parallel gehen. 



Vgl. s. B. Preufs. Etsenbalmgetietz vom ^. November 18.38, § 49 (§ 48). 
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Ks lassen sich in den öffentlichen INchtsjjtlichten der 
EisenbahnbetriL'bsuutenu'iimer uiul in den Rechten des Publi- 
kums hinsichtlich des Eisenbahubt^triebes und •verkciud 

a, ein mehr dauerndes Element^ erwachsen aus der (tech- 
nischen) Natur des Eisenbahnbetriebes und der Be- 
stimmung desselben als öffentliches Verkehrsmittel im 

allgemeinen, 

b, andere Momente, welche mehr danach angethan sind, 
ihren Inhalt mit dem Wechsel der öffentlichen Verkelirs- 
verhäitnisse xu verändern, 

unterscheiden. 

In ersterer Hinsicht bringt es das mit dem Eisenbahn- 
betrieb verbundene thatsttchliche Verkebrsniuuopol mit sich, 
dals dem Betriebsunternehmer im Hinblick auf das öffentliche 
Interesse gewisse Schranken der finanziellen Ausbeutnng ge- 
zogen werden. Allerdings können dieselben im L.iufe der 
Zeit verschieden weit gehen. So wurde eu Anfang wohl 
vorgeschrieben, dafs eine entsprechende TarifermttTsigung zu 
erfolgen habe, wenn der Reingewinn eines Jahres einen ge> 
wissen Prozentsatz des in dem Unternehmen angelegten Ka- 
pitals überstiege. Es wurden ferner hftufig den Betriebs- 
unternehnier hiiulendc Maxiuialsatze für die Tarife aufgestellt. 
Es wurde auch wohl die Erhöhung der eiiiniai vom Betriebs- 
unternehmer festgestellten Tarifsätze selbst innerhalb jener 
Maximalsätze an obrigkeitliche Genehmigung geknüpft Der 
Charakter der Eisenbahnen als öffentliches Verkehrsmittel 
kam unter anderem darin zum Ausdruck, dafs die Tarife, 
Transportbedingungen u, s. w. und Veränderungen derselben 
öffentlich bekannt zu machen waren, und dafs „unter gleichen 
Umständen** jedermann zu gleichen Bedingungen in gleicher 
Weise den Transport von Waren und den Persouentransijort 
beans])ruehen konnte. Innerhalb der vorstehend bezeielineten 
(hireh das öffentliche Interesse im allgemeinen bestimmten 
Schranken wurde 

A. in der ersten Periode davon ausgegangen, dafs die 
durch das eigene Interesse der Betriebsuntemehmer eingegebene 
Betriebs- und Verkehrsgestaltung, insbesondere auch die unter 
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diesem Atitriebe erfolgende Tarit'gestaltung den allgemeinen 
Interessen am besten gerecht werde. So blieb es insbesondere 
in jener Periode dem Betriebsontemehmer in weitgehendem 
Maibe selbständig yerstattet, die ,,y e r s c h i e d e n e n** Umstttnde 
zu bestimmen, welche eine Verschiedenheit in den Transport- 
bedingungen, in der Tarifierung u. s. w. gestatteten. 

B. In der zweiten Periode wurde dagegen diese selb- 
ständige vom eigenen Interes.se eingegebene BeBtininiung des 
ßetriebsiinternehmer.s unter l]erut"ung auf das r.fientlielio 
Verkelirsinteresse noeli erheblieh weiter einixesehriinkt. So 
wurden insbesondere ihm Vorschriften hinsichtlich der Tarif- 
klassiükation gemacht, femer die Zulässigkeit jeder Tarif- 
ttndenmg, insbr^nTiderc aber die Festsetzung von den regel- 
mftTsigen Tarifen abweichender Differential- und Ausnahme- 
tarife Yon obrigkeiUicher Zustimmung abhängig gemacht. 
Auch drangen zum Teil Bestrebungen durch, die Tarife direkt 
obrigkeitlich vorsuschreiben. 

Als öffentliches Verkehrsinteresse galt in erster Linie 
und inhaltlich wurden die Tarife — eventuell entgegen dem 
eigenen finanziellen Interesse der Eisenbahnen — daher 
thunliclist so gestaltet, dafs die Interessen der einheimischen 
nationalen Produktivstände dadurch geOirdert wurden. Da- 
nach wurde insbesondere die „Verschiedenheit der Umstände'^ 
bestimmt, welche verschiedene Tarifierung rechtfertigte (z. B. 
bei den Richtungstarifen). 

C. Aufgabe der dritten Periode lyird es sein, die for- 
mellen und materiellen Beschränkungen der Betriebstinter- 
nehmer in Wahrnehmung ihres eigenen finanziellen Interesses 
festzuhalten und möglicherweise noch zu verstärken. Dabei 
wird das öfTentb'che Verkehrsinteresse in erster Linie eine 
Betriebs- und Verkehrsgestaltung erheischen, durcli welche 
die öffentlichen Interessen des inländischen Konsums gefördert 
werden. Die Verschiedenheit der Umstände, welche eine 
Verschiedenheit der Transportbedingungen, der Tarifierung 
u. e. w. rechtfertigt, wird daher auch — Insbesondere dem 
Auslande gegenüber — in der Verschiedenheit der seitens 
der Produktion dem Konsum gestellten Absatzbedingungen 
zu erblicken sein. 
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Mittelbar kann ferner als Verschiedenheit der Umstände 
die Venchiedeniieit der fUr die aoslAndische Produktion be- 
stehenden Arbeitsbedingungen in Betracht kommen, insofern 
diese die einheimische Produktion der Konsumenten and die 
Gelegenheit derselben beeinflufst, Mittel für die Beschaffung 
der KonsumbedUrfnisse zu erlangen. Schon aus letzterem 
Grunde, aber auch abgesehen davon bleibt in zweiter Linie 
das Interesse der einheimischen Produktion ftlr die die ver- 
schiedene Tarifierung rechtfertigende ^Verschiedenheit der 
Umstände** maTsgebend. 



§ 9. 

3. Die Epochen der Verkeh rüge staltung und die 
Kntwiekelung der internationalen Differentialtarife 

der Eisenbahnen. 

(Ein Beispiel: Preufsen.) 

An der internationalen räumlichen Ausdehnung und Ent- 
wickehmg des Eisenbahnverkehrs durch Differentialtarife 
sind die Eisenbahnverwaltunpren unter dem Gesichtspunkte 
der Förderung ihrer individuellen FinansrerhAltnisse, die 
Oewerbestünde unter dem Gesichtspunkte der volkswirtschaft- 
lichen Vorbedingungen für eine günstige Entwickelung ihrer 
Erwerbswirtschaften y die Bevölkerung im allgemeinen unter 
dem Gesichtspunkte der Schaffung thunlichst günstiger Vor- 
bedin^mgen für die Befriedigung ihrer materiellen Bedürf- 
nisse interessiert. 

Interessen der vorstehend bezeichneten verschiedenen 
Arten haben während der ganzen Zeit der Entwickelung des 
Eisenbahnwesens notwendig gleichzeitig und nebeneinander 
bestanden und sich geltend gemacht. In den verschiedenen 
Perioden der Eisenbahnentwtckelung hat aber ein Wechsel 
in der vorwiegenden Bedeutung und Wertscbätstung der 
einen oder der anderen Art von Interessen und damit ein 
Wechsel in der Art und Richtung des von denselben aus- 
gehenden EiiiÜuäbeä auf die Gestaltung des Eisenbahnwesens 
stattgefunden. 
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FormdLrechtÜche Gestalt gewann dieser von den ver- 
Bciiiedenen IntereBienstandpunkten aus auf das Eisenbahn- 
wesen geübte Einfluls in den das Eisenbahnwesen betreffenden 
Normsatzungen und Einrichtungen, welche teils die Eisenbahn- 
verwaltungen, teils die Staaten und Reiche als formelle Träger, 
Vertreter, Wahrer jeuer verschiedenartigen Interessen er- 
schufen. 

Wie innerhalb der einzelnen Staaten und Keiehc, so 
machten jene verschiedenartigen Interessen sich materiell auch 
in dem internationalen Verkehr der Eisenbahnen geltend und 
fkihrten su einer Entwickelung des internationalen öffentlichen 
EiaenbahnrechtB| welche materiell durch die Bedeutung und 
Zielpunkte jener verschiedenartigen Interessen gerichtet, formell 
durch die Eisenbahnyerwaltungen und die Staaten gestaltet 
und zum Ausdruck gebracht wurde. 

Die Riclitung und Zielpunkte des Verkehrs und vor 
allem die Gestaltung und Eutwiekelung daa (ieii.selben regeln- 
flen lieehte« mulsteii aber notwendi;^ aiifser der Einwirkung 
der oben bezeichneten drei Arteu verschiedener Interessen 
auch durch das Wesen derjenigen beeinflufst werden, welche 
als formelle Träger , Vertreter, Wahrer jener verschieden- 
artigen Interessen die da« Eisenbahnwesen betreffenden Ein- 
richtungen und Nonnsatzungen schufen, d. h. durch das 
Wesen der Eisenbahnverwaltungen einerseits, der Staaten 
andererseits, und durch die Art der Beziehungen, in wdchen 
dieselben nach ihrem Wesen zu jenen drei verschiedenen 
Arten von Interessen standen. 

Das \\ eaeii tier Kisenbahnverwaltun^'en und die Be- 
ziehungen, in welchen dieselben nach ihrem Wesen zu jenen 
drei Arten von Interessen «tehen, weist dieselben auf die 
Förderung der räumlichen Ausdehnung des Eisenbahn- 
verkehre hin, ohne dafs ein Unterachied zwischen inner- 
staatlicher und internationaler räumlicher Ausdehnung des 
Verkehrs in Betracht käme. Das Wesen der Staaten und 
die Beziehungen, in welchen dieselben nach ihrem Wesen 
zu jenen drei Arten von IuLck .-.seu stellen, weist dieselben 
>larauf hin, bei der Ffirdcrun^^ der räumlichen Ausdehnung 
des Verkehrs einen Unteröcliied zu machen, ob dadurch jene 
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drei Arten von IntereBsen als innerstaatliche, oder als inter- 
nationale ^fördert werden, und daher mittelbar einen Unter- 
schied zwischen der Förderung^ der innerstaatlichen und der 
internationalen räumlichen Ausdehnung des Verkehrs zu 
machen. 

Die Eisenbahnverwaltungen haben bei der räumlichen 
Ausdehnung des Verke hrs ein eigenes Interesse im Hinblick 
auf ihre individuellen Finanzverhältnisse. Sie maclien dalier 
ihren Einflnfs auf die rllumliche Ausdehnung des Verkehrs 
und die Schaffung der hierzu dienlichen Einrichtungen and 
Nonnen anders in Wahrnehmung und Vertretung dieses indi- 
viduellen Finanssinteresses geltend, als wie in Wahrnehmung 
und Vertretung der oben bezeichneten beiden anderen Arten 
von Interessen. Sie machrn aber ihren Kintluls in Wahr- 
nehmung- aller drei Arten von Interessen nnterscliiedslos ^^dtend, 
wenn dieselben als internationale oder wenn dieselben als 
innerstaatliche in Betracht kommen, und dalior unterschiedslos, 
wenn es sich um die intc^mationale räumliehe oder wenn es 
sich um die innerstaatliche rttumliche Ausdehnung des Ver- 
kehrs handelt. 

Die Staaten haben bei der räumlichen Ausdehnung des 
Verkehrs gewissermafsen ein eigenes Interesse im Hinblick 

auf alle drei Arten der oben bezeichneten Interessen, inso- 
weit dieselben als innerstaatliche in Betraeht kommen. Sie 
maclien daher ihren Einflufs auf die räumliche Ausdehnung 
des Verkehrs und die Schaffung: der hierzu dienlichen Ein- 
richtungen und Normen anders geltend in Wahrnehmung und 
Vertretung dieser drei Arten von Interessen als innerstaat- 
licher, als wie in Wahrnehmung derselben schlechthin , also 
auch als internationaler. Die Staaten machen aber ihren 
Einflufs auf die räumliche Ausdehnung des Verkehrs in Wahr- 
nehmung und Vertretung jener drei Arten von Interessen 
geltend, ohne dafs sie die eine Art von Interessen speciell 
als ihr eigenes Interesse wahrnehmen und vertreten. 

Allerdings bestehen aber Abstufungen in dem Mafse, in 
welchem sich die Staaten die Wahrnehmung und Vertretung 
dieser drei Arten von Interessen angelegt n sein lassen. 

Das Mafs wechselt für die eine und die andere Art der 
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Interessen in den verschiedenen Zeitperioden mit dem Wechsel 

der objektiven Verhältnisse, mit dem Wechsel der subjektiven 
Beurteilung derselben und mit dem Wechsel der subjektiv 
herrscbeiiden (vorherrschenden) P akioi* n im Stnate. 

Auch wird da?« finanzielle Interesse der KisenbaluH'n ein 
eigene» Interesse der Staaten, wenn die Eisenbahnen htaats- 
eisenbabnen werden. 

In Beziehung auf die intematioDale rftuniliche Ausdehnung 
des Verkehrs und in Beziehung auf die Wahrnehmung obiger 
drei Arten von Interessen in internationaler Erstreckung 
folgt mithin: Einrichtungen und Normsatzungeu werden für 
die internationale rftumliche Ausdehnung des Verkehrs von 
den Eisenbaliuverwaltungen und den Staaten geschaflen. 

In den einseitigen internationalen Seli.>|4iingen der Eisen- 
bahnverwaltungen aber wird leicht dem individuellen linan- 
zitllen lnteref»9e der Eisenbahnen eine liberwiegende Hedeu- 
tuiig gegenüber den beiden anderen oben erwähnten Arten 
von öffentlichen Interessen eingeräumt. In den einseitigen 
internationalen Schöpfungen der Staaten wird leicht in Be- 
ziehung auf die drei oben unterschiedenen Interessenarten 
das öffentliche internationale Interesse gegentther dem öffent- 
lichen innerstaatlichen Interesse verkttrzt. Eine Wechsel- 
wirkung der Eibenbahnverwaltuii^^en und Staaten in Beziehung 
auf jene internationalen Sehöpfunf^en steigert daher die Wahr- 
scheinlichkeit, dafs in denselben die drei üben bezeichneten 
Arten von Interessen ihrer internationalen öffentlichen Be- 
deutung entsprechend berücksichtigt werden. 

Diese Wahrscheinlichkeit würde noch weiter beträchtlich 
erhöht, wenn bei jenen internationalen Schöpfungen aufser 
den Eisenbahnverwaltungen, welche ein eigenes individuellesi 
und den Staaten, welche ein eigenes innerstaatlich Öffent- 
liches Interesse haben, eine zu diesem Behufe zu bildende 
internationale öffentliche Vertretini u im Hinblick auf das 
internationale öft'entliche Interesse mii wirkte. Genauer würde 
die Bildung und Mitwirkung von zwei Arten öffentlieher \'er- 
tretungen erforderlich sein, je eine öffentlich^ V*'rtretung der 
Gewerbestände der einzelnen Staaten im Hinblick auf die 
mtematioualen öffentlichen Erwerbsinteressen und eine ein- 
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heiüiche internationale öffentliche Vertretung der Bevölkerun- 
gen Terschiedener Staaten !Ur die internationale öffentliche 
Hinwirknng aaf die Befriedigung der Bedttrfhiase derselben. 
Die Bildung dieser beiden Arten von öffentlichen und besw. 
international öffentlichen Vertretungen könnte auf mannig- 
fach verschiedene Weise bewerkstelligt werden. 

Auf die in dieser Beziehung beschreitbaren verschiedenen 
Wege ist an diej^er Stelle nicht einzugehen. 

In der ersten Periode der Kisenhahnentwickelung ist das 
individuelle ünanztrlle Interesse der Eisenbahnverwaltungen 
von vorwiegender Bedeutung gewesen und hauptsächlich be- 
rücksichtigt worden. 

Ans dem mafagebenden Gesichtspunkte ergab sich im 
allgemeinen die Aufgabe, die Tarifbildung so zu gestalten, 
dafs die von den Tarifen abhängige Verkehrsgestaltung und 
-entwickelung zu einer möglichst hohen Gesanitreineiiiiuilime 
der Ei>«iil>aliüen führe. Kelativ unwesentlich war, ob die 
Tarifgestaliung den Fornverkehi- ud« r den Lokal verkehr, 
den inländischen oder den ausländischen Verkehr und 
letzterenfalles den Ausfuhr-, Durchfuhr- oder Einfuhrverkehr 
uberwiegend fördere. NaturgemUfs ging die hauptsächlich 
das individuelle Finanzinteresse berücksichtigende TarifiM>litik 
vorwiegend von den Eisenbahnverwaltungen selbst aus. 
Allein gerade darin zeigte sich die vorwi^ende Bedeutung 
des individuellen finanziellen Interesses gegenüber den beiden 
anderen Arten von Interessen, dafs auch die Staaten jener 
Tantpdlitik der Eisenbahnen im allgomeinen nur wenig 
Schranken setzten mul sir als im Einklänge mit dem ötieut- 
lichen Interesse erachteten. 

Daher wui'de fornuH z. B. in Preulsen durch allgemeinen 
Erlai's des preufsischen Uandelsministers vom 18. Februar 1863 
die konzessionsmäfsig erforderliche Einholung vorgängiger 
obrigkeitlicher Genehmigung den Eisenbahnen ftlr eine Beihe 
wichtiger Tarifmafsnahmen , welche Tarifermftfsigungen fllr 
den einzelnen davon berührten Transport zur Folge hatten, 
erlassen. 

Die Praxis dehnte die BestiuDtmngen dieses Erlasses 
dann noch daiiin aus, dafs die Eisenbahnen generell Tarif- 
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mafflnaliineii, welche TarifbrmäfsiguDgen (Utr die direkt davon 

betroffenen Transj^iorte brachten, selbständig ohne vorgängige 
obrigkt iilii he Genehmigung vornehmen <1nrften. 

Materiell wurde innerhalb der allgemeinen Schranken*, 
wekhe je zur Wahrung des öffentlichen Charakters des 
£isenl>ahnbetriebe8 von vornherein öffentlich - staatlieherseits 
gesogen worden waren, bei der BemeBsung der Tarife nur 
das VerhältniB zwischen der Eiaenbahnverwaltung einerseita 
und den Transportintereasenten andererseits, gewissermafsen 
das Angebot und die Kachfrage nach Eisenbahnverkehrs- 
leistungen als für sich betrachteten wirtschaftlichen Leistungen 
beriieksic-litigt. 

Dagegen stand die Riicksielit nuf den wirtschaftlichen 
Zusammenhang nnd die w. cljscUcitige Bedingtheit der Inter- 
essen der — unter verschiedenen Umständen — Transporte 
aufgebenden Interessenten und die BerUckdichtigung dieser 
wechselseitigen Abhängigkeit der Interessen der Transport- 
Interessenten bei der Tarifbildung in «weiter Linie. Ins- 
besondere galt dies für die Bildung von Differentialtarifen, 
welche die ritumliche Ausdehnung des Verkehrs beeinfiuTsten. 

Nach Mafsgabe ihres finanziellen Interesses bildeten die 
Eisenbahnen u\\ Lokalvcrkchru , dnrch vereinbarte Fest- 
setzungen im \ t'rband.-5 verkehre und im internationalen Ver- 
bandsverkehre Differentialtarife. Nach Malsgabe ihres finan- 
ziellen Interesses bestimmte die einzelne Eisenbahnverwaltung 
di(^ Hohe der Anteile, weiche sie für sich von dem Ertrage 
der Verbandstarife beanspruchte. 

War die höchstmögliche Reineinnahme aus dem Verkehr 
über kurze Strecken durch hohe Bemessung der Tarifsätze^ 
aus dem Verkehr über weite Strecken durch niedrige Tarife 
zu erzielen, war ingleichen aus dem internationalen Verkehr 
die höchstmögliche Heineinnalmie durch eine dem inländischen 
Verkehr gegenüber niedrige Bemessung der 'i'ari&ätze zu 

' Vpl. dazu z. B. «las iireiiittiHche Eiflcnbnhngcsetz vom 3. November 
1838, 26. 32. 33. Die Erhöhimg der eiamal Ton eiM EiMubAlm- 
^s«U9chaft fofilKwietsteii Tarife (nach Ablauf der 8 ersten Betriebi^abre^ 
§ 26) war demaaeh fiehoii von dcnr ZniittniiDiiiig deB Handelsnainieteni ab* 
bingig gemacht (§ 32). 

Ka«r«aBn, MItMrarop. 8iMnb«bDw. 5 
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eraelen, so wurden möglichst demgemärs Differentialtarile 
gebildet 

Nur in boschrÄnktem Mal'se wurden . auch von den Re- 
gicriinj^on, andere Rücksichten bei der l ai it l>il»lunj^ als im 
Ötfentlich»Mi liitcn's«^«' •'rtonlfrlich und geboten eraelitet. 

So hatte in l^rculsen die Regierung zwar anfangs ge- 
schwankt und zu Beginn der fünfziger Jahre gelegeutiicb die 
ihr konsessionsniäfsig vorbehaltene Genehmigung von Tarif- 
ermälsigungen im Yerbandsverkehr von der EinfUbirung der- 
selben Ennttfsigung im Lokalverkehr abhängig gemacht und 
gleiche Einheitssätze fdr denselben Artikel im Lokal- und 
im Yerbandsverkehr verlangt Sie verliefs diesen Standpunkt 
aber bald im Hinblick auf die allzugrofnen Nfichteile des- 
selben iVir di<' tinanziellcn Resultate der Eisenbahnen. Sie 
verlangte nur noch, dafs die Taritc von der niilier {gelegenen 
Station nach demselben Hestiuunungsort jedenfalls absolut 
billiger seien, als diejenigen von der entfernteren Station der 
gleichen Route ^ und erklärte es für zulässig (1852), dafs die 
Tarife nach weiter gelegenen Stationen verhältnismäfsig 
billiger seien, als die Tarife von der Anfangsstation bis zur 
Zwischenstation und von letzterer nach der Endstation zu- 
sammengenommen, wenn die Tarife nach fallender Skala ge- 
bildet würden. 

Auch das \' erlangen der fallenden Skala gal> sie bezüg- 
lich der Bildung (irr ^ 'crbandstHnfe^ UM auf. 
Sie beM liränkte sich auf die Forderung, dal« 
^die Ermärsigung der Tarife für den weiteren Verkehr 
niemals dabin fUhren dürfe, dafs der Tarif von der näheren 

^ Kroin'^, Die DilTcreiitialtArife der Eisenbahneiif ihre Entwickeloo^i 
Bedeutung und Hrrrclitipruug. l**?". S. 11. 15. 

' In (Inn n]>i:u erwähntpii Erhifs «l» s jireufsisclirn Handelsministers 
vom 18. Febiu.nr 18f>;^ war ;uirli torniell das Ert'urdt niis dtT Einlioliui|r 
vorgäugigcr ücneluuiguug /ur Tarifermäfsigung u. a. erlassnen ,,(ZifFer 2) im 
Veibandaverkehr mit anderen Eisenbahnen in betreff aller dorjonigen 
YereinBfiraGhts&tie, bei deren Einföhning die ^aenbahn rar Berecluranf^ 
^ne« von ihrem Lokaltarif abweichende Frachtantetlea die Genehmigung 
dea Staates erhalten, nnabhängig von den Sttaeu ihres Lokaltarifs mit den 
beteiligteu Verbands Verwaltungen £«rm&bigaiigett au vereinbaren und lur 
den Yerbandsverkehr in Kraft treten au laasen". 
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• Station aus teuerer sei , als von der entfernter gelegenen 
Station derselben Route*. 

Der Inhalt dieses S;itz»*.s erscliopt'tc das Mals^ bis zu 
welchem in der ersten Epoche der Eisenbahnentwickclung 
neben dem Unanziellen Interesse der Eisenbahnen auch schon 
andersartige Interessen die Bildun^r d(M^ Differentialtarife und 
die davon abhangige räumliche Ausdehnung des Verkehrs 
beeinflufsten. Der Inhalt dieses Satzes aber behauptete sich 
auch Yon froh her, uiid wurde beispielsweise von der 
preufsischen Regierung seit I8$8 konsequent fest gehalten.^ 

Kach Mafsgabe dieses Satzes wurde es also als ein das 
tinaiiziellu Interesse der Eisenbahnen tiberwiegendes öffent- 
liL-hcc» Interesse anerkannt, dafs die räundielnn Bedingan«j:en 
der Konkurrenz zwischen tien Oowerbetreibciiden ih-r näher 
belegenen und der entfernteren Station an dem dritten Ab- 
sataorte nicht durch die Tarif bildung zu Ungunsten der 
ersteren künstlich in ihr Gegenteil umgekehrt werden dürften. 

Der Satz wurde nicht auf den Fall beschränkt, wenn 
entferntere ausländische Gewerbsorte mit näheren in- 
ländischen Gewerbsorten auf einem inländischen Absats- 
orte konkurrierten, überhaupt ein Unterschied zwischen In- 
land und Ausland nicht sondern nur ein solcher, welcher auf 
der natürlichen verschiedenen räum liehen Entfernung 
der konkurrierenden Oeworbsorte berulite, gemacht. 

Es wurde hingegen eine dem finanziellen Interesse der 
Eisenbahnen Rechnung tragende Ausnahme von jenem 8atze 
bezüglich der Fracht von und nach den Zwischenorten einer 
längeren Strecke zugelassen, wenn für den Verkehr der End- 
stationen dieser längeren Strecke nur infolge der Konkurrenz 
einer dieselben Stationen verbindenden kürzeren Route ein 
billigerer Tarif eingeftthrt worden war. In solchem Falle 
sollte die 1 laclil nach und von Zwischcnort*Mi der längci-en 
»Strecke, welche von der iViil'ang.s- (bezvv. Knd-).Sration räum- 
lich entfernter la^en , als die andere Endstation es auf dem 
Wege über die kürzere Koute war, absolut teuerer, als die 
über die ganze btrecke sein dUrien und nur darnach regu- 

*' Krdttig, a. a. O. S. Id. 

5* 
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liert SU werden braachen, dafs die direkten FrachtsHtae der- 
selben nicht durch Umkartterung nach der tlber die kürzere 
Route erreichten gemeinsamen Endstation unterboten werden 

könnten. • 

In ähnlicher \\>ise wurde bei dem Durolitiilirverkehr 
aus Rücksieht auf dass liniiuzielle Intereöae von inländischen 
Eisenbahnen, welche mit ausländischen Verkehrswegen in 
Konkurrenz standen, die fernere Ausnahme zugelassen, daCs 
fUr den durch die auBlftndischen Verkehrswege konkurren- 
zierten längeren Transport von einer auslündischen Station 
aber die inländische Strecke nach einer Auslandstation eine 
absolut niedrigere Fracht erhoben werden dürfe, als wie für 
den kürzeren Transport von einer an der inländischen Strecke 
belegenen Jnhandstation nach derselben Auslandstation.* 

Seheinbar la^ hierin sogar eine Begünstigung der von 
dem Absatzorte entfernteren aiialändischen Gewerbsorte gegen- 
über den demselben näheren inlilndischen Gewerbsorten. In 
Wahrheit entsprang dieser Vorteil allerdings fiir den ent- 
fernteren ausländischen Gewerbsort aus der Möglichkeit der 
Benutzung verschiedener konkurrierender Verkehrswege. 

Die Tendenz, auch in solchen Fällen der Konkurrenz 
mit ausländischen Verkehrswegen eher das finanzielle Inter- 
esse der inländischen Eisenbahnen zu opfern, als zu gestatten, 
dafs auf dem Wege Uber dieselben entferntere ausländische 
Gewerbsorte billigere Frachten zahlten, als nähere inländische 
Gewerbsorte, lag »u fern, dafs der üben erwähnte Erlals des 
preufsisehen Handelsministers vom 18. Februar 1863 den 
Eisenbahnen n. a. gerade in Fällen der Konkurrenz mit aus- 
ländischen Verkehrswegen gestattete, die Tanfermlifsigung 
ohne vorgängige £inholung der Genehmigung 
des Ministers vorzunehmen.^ 

Krönig, a, a. O. S. 62. 

« Kronig, a. a. O. S. 8.^. 

^ Zirter 1 des Erlasse;« ertt-ilto <kii j>roiifsi*!C'lieii Eiseiihalinei; d'i&st: 
Erlaubnis „tiir alle Transporte zwis» lien vhn-.v Station aur^erlmlb des Zoll- 
vereins oder einem zum Zollvt r« in gehürigcu iSccplatze einerseits und einer 
aufserhalb des Zollvereins Hegenden Station andererseits, insoweit, aU die 
Eisenbahnen die Ermärsigung der TsriMtse sar Begeguung von Koo- 
knirenstti anderer Bahnrouten I3r ntiUg erkeimen m^iohten''. 
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Wenn die differentiellen Tarife in der geschilderten ersten 
£^>oche vorwiegend nach den finanziellen Interessen der Eisen* 
bahnen, nicht nach den Interessen der Gewerbetreibenden 
and der Bevölkerung der verschiedenen Gegenden gebildet 

wurden, so hatten die unter jenem finanziellen Gesichtspunkte 
gebildeten Differentialtarife doch gleichzeitig die Wirkim^]^, 
vfrhiiltnismäXsig den Fernverkehr uml auch den internatiu- 
naien Femverkehr p^cf^cntlber dem Nahverkehr zu fördern. 
Denn im tinanziellcn Interesse der Eisenhahnen lag es, mög- 
lichst lang ausgedehnte Trans{K>rte au erhalten, und, um dies 
zu erreichen, wurden die Tarife und Frachten des Fem* 
Verkehrs verhältnismftfsig stärker ermärsigt, als die des Nah- 
verkehrs.* 

Im finansiellen Interesse der Eisenbahnen lag es femer, 

nur möglichst massenhafte Transporte zu erhalten. Von dem 

mafsgebenden tinaiiziellen Gnsichtajtiinkte aus war es hin- 
gegen gleichgültig, woher diese Transporte kamen und wohin 
sie gingen. 

Zu Kichtungstarifen ^ war daher damals kein anderer 
Anlafs. als der, dafs nur in einer Kichtung Aussicht bestand, 
durch Verbilligung des Tarifs entsprechend gröfsere Trans- 
portniassen hcranzuaiehen. 

Zu Richtungstarifen konnte unter diesem Qesichtspunkte 
z. B. die Konkurrenz von Flüssen Anlafs geben, indem die 
billigeren Tarife nur in der Richtung flufsabwftrts gewährt 
wurden. *® 

Indem seh'>n in der ersten Epoehe auf derselben Kuute 
die Frachten von der näher gelegenen Station regeimälsig 

* Die Eniiiifvig'uiig (li-r Taritt- uiul Kraclitcii für dfu Kwiaverkehr 
pflegte Modauu aber im Laufe «ier Zeit die Eruiälhiguug der Tarife und 
Frachten fQr dea Nahverkehr und dadtirch gi^geuuber der im T«ste hwrvor» 
gehobenen extensiven (rimniiehen) eine intensive (Ofttennasien und Peraonen- 
sfthl) VeikehrMlelgerai^ nadi sich sa sieben. 

* D. Ii. sn Di&rential* oder Aniinabmeftariien, weldie nur in dner 
Achtung galten. 

Die Konkurreni von Flüssen und Kanälen, die nur wahrend vinen 
Teiles des Jahres fllr d^n ^^•rkehr brauchbar sind, bildet bekanntlich auch 
einen dor Ornnflc, aus welchen mg. Snisuntnrife, also billige Tarilei welche 
nur für eine gewisse Jahreszeit gewährt werden, gebildet werden. 
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nicht teuerer geriitelit werden durften, als die ITrachtcn von 
der entfernter p^elegenen Station, wurde schon damals in dieser 
einen Hinsieht bei der Bildung der Differentialtarife die Inne- 
haltong eines angemessenen VerhlUtnisseB swischen den 
Flachten, welche die von yerschiedenen Pnnkten aus kon- 
kurrierenden Erwerbsinteressenten su entrichten hatten^ für 
wichtiger erachtet, als die ausschlielsliche Wahmelimung des 
finanziellen Interesses der Eisenbahnen. 

Die 80 in einer Beziehung schon truhtr zur Geltung 
gelangten Interessen der Gewerbsstände erlangten in der 
aweiten Periode der Eisenbahnentwickelung vorwiegende 
Bedeutung für die Gestaltung der Differentialtarife und die 
davon abhängende räumliche Ausdehnung des Verkehrs." 

Dies machte sich formell darin geltend, dafs die Befug- 
nis der Eisenbahnverwaltungen cur Bildung von Differential- 
tarifen wesentliche Einschränkungen erfuhr und, soweit es 
sich nicht um Staiitsbahnen handelte und der Staat ohnehin \ 
die Tarife testzusetzen hatte, durchgängim von der vorgängigen 
Staatlichen Genehmigung abhängig gemacht wurde. 

Auch abgesehen von den Differentialtarifen wurde in dieser tweiten 
Epoche der Ein^nfs der Interessen der Oewerbsetibide auf die Tarif bildoni^ 
•tftrker, wie neh u* a. in der Vereinlachiing des Tarifiijstems, vidikch in 
der Herabsetsong der TarlMtM seigte. Immerhin bildete Ar die Tarif- 
bOdung im allgemeinen fortgesetzt das tinaiiziellu Interesse der Eisenbahnen 
nnd zwar ebensowohl bei StÄfitsbaluien, wie bei Priv.itli.ilmen — einen aufser- I 
ordentlieli wesentlichen und vielKieht den wesentlichMten Faktor. — 

Der die zweite Kpoche behorr«ehende, insbesondri i- in der rJostaltnn^ 
der Ilicbtungstarife zum An^druek kommende Geg'i H'-atz der ein-t itisren I 
diesseitigen und der einseitigen jenseitijreu ülleutliclien Interessen am inter- 
nationalen öffentlichen Gesamtverkehr von Land zu i^iaud schhjls selbst- 
▼erstiadlich nicht aaSt dafn dureh die neueren Handelayerträge zwischen 
Kachbarstaaten (vgl. auch das intern. Bemer Übereinkommen über den 
intnn. Eisenbahnfraehtverkehr Artt 5 u. 11) den anslündiscben Personen und 
Qfitem der Transport auf den inUuidischen Eisenbahnen «n den „unter 
gleichen Umstanden" auch für Inländer geltenden Bedingungen gesichert 
wurde. Diene fnrmalt' nicichstellungf sicherte und tordt i te nur das Interesse 
einzelner Bevölkcrunjfselemente am internationalen Verkehr in den ver- | 
schiedenen einzeln « n T.nndern und ko>mtc daher je votn Standpunkte des 
einseiti^ren rttTontlicIuii Iiitiitsos im HiiihlicU auf die Ptiichf des^clhcn ' 
zur Wahrnehmung dl r iliin ein- und u n t e rg <■ u r d n «■ 1 1- ii E i n 5^ c 1 iiiTt'r<*-seu ' 
den Ciegenstaiid recipmker ötfenllioh-inteniationaler Konzession bilden. 
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Die staatliche Widirnehmung der Interessen der Gewerbe- 
stilnde im Hinblick auf die Differentialtarife aber scblofs 
wiederum in sich, dais dieselbe nicht im Interesse der Ge- 
werbsstände Bchleehthin^ sondern im Interesse der inländischen 

Gewerbs.stUnde erfolgte, 

Iii dein oinen Fall«', in weleliem in der früheren Epoche 
das Imerehise der < ;< \verb86tÄiid»' iiiafsgc blifli für die Bildung 
der DitferentialUrite gewoi*den war, war der leitende Gesichts- 
ponkt gewesen, die aus den verschiedenen räumlichen Ausgangs- 
punkten der Gewerbetreibenden sich ergebenden natürlichen 
Chancen nicht künstlich durch die Tarif bildung in ihr Gegen- 
teil Terkehren zu lassen. Dieser rein räumliche Gesichts- 
punkt konnte in der zweiten Epoche zwar, soweit es sich 
nur um die Konkurrenz unter Staatsangehörigen Gewerbs- 
ständcii, d. h. .soweit rs sich um den innerstiiatlit hcn Verkehr 
handelte, mafsfif'ljond hleilMMi und entäprccliend der vur- 
wiegeiideii B<'(leiaiui,u der Interessen der Oewerbsstände gegen- 
über dem ünanzielJen Interesse der Eisenbahnen möglicher- 
weise in noch umfassenderer, vielseitigerer Weisen niafsgebend 
werden. Dieser rein riiumli(;he Gesichtspunkt konnte aber 
in der zweiten Epoche, da ein jeder Staat im Interesse seiner 
Staatsangehörigen Gewerbsstände die Bildung der Differential- 
tarife beeinfiufste, nicht mehr mafsgebend bleiben, soweit es 
sich um die Konkurrent der inländischen und der ausländi- 
t^elien Gewerbsstände und demnach um die internationale 
räumliche Ausdehnnng des X'erkehrs handelte. 

Da ein jeder Staat nur das Intercs-^e der ihm angehorigen 
Gewerbsstände in dem Konkurrenzkampfe derselben mit den 
ausländischen Gewerbsständen durcii Beeinflussung der Diffe- 
rentialtarife fordern wollte, so wurde der Ursprung der Trans- 
porte, bezw. die Staatsangehörigkeit des Ursprungs- 
ortes ein wesentliches Moment ftlr die Bildung der Differential- 
tarife im internationalen Verkehre. Jeder einzelne Staat suchte, 
soweit seine Gewerbsstände und die ausländischen Gewerbs- 
stände konkurrierten, die Differentialtarife im internationalen 
Verkehr so zu tcostalten, dais die Aust'ulir erleichtert und die 
Einfulir er.seliweri wnrde. Die Ditterentialtarife für den inter- 
nationalen Verkehr wurden damit Kichtungstarifc. 



Digitized by Google 



— 72 - 



Bcziitrlicli der 1 )urihtulinarife konnte, soweit ausländische 
Verkciiiawc^v kuiikurricrtcn, zwar nicht in jener vorerw;il)iiteii 
Weise das Interesse der inländisclicn (icwerbsstände g< ^j;en- 
ttber den auBläudit^chen Gewer b^btänden in vorderster Linie 
zur Geltung gebracht werden. £s wurde daher entsprechend 
dem finanziellen Interesse der inländischen Verkehrswege den- 
selben eine Bildung der Durchfuhrtarife gestattet^ welche die 
inländischen Verkehrswege gegenüber den ausländischen Ver^ 
kehrswegen konkurrensfthig machte. Aber diese Gfestattnng 
M'urde an die Bedingung geknüpft, daf« die Tarifbildung für 
die inländischen Gewerbsständc, deren hinter mit den durch- 
geführten Gütern im Auslande konkumertcn, zum mindesten 
keine ungünstigere sein dürfe, als fiir die ausländischen an 
der Durchfuhr interessierten Geweri)etreibenden. 

Die im Vorstehenden geschilderte vorwiegende Berück- 
sichtigung der inländischen Gewerbsständc bei der Bildung 
der Differentialtarife äufserte sich s. B. im Deutschen Keiche 
und in Preufsen. Der BundesratsbeschluTs vom 6. April 1877^' 
stellte als mafsgebenden Gesichtspunkt bei der damals im 
Zuge befindliehen Umgestaltung der Frachttarife der deutschen 
Eisenbahnen voran, 

„dafs Tarife, ^v^^l(•ll^ ch-n d entgehen Handel, Ackerbau 
und die deutsche Indu>tii(' zu schädigen geeignet seien, 
thunlichst fernzuhalten seien"*. 

Aus diesem Gesichtspunkte ergab sich, dafs möglichst 
wenig Tarife gebildet werden durften, welche fUr ausländische 
Produkte und Fabrikate einen an sich oder Verhältnis- 
mäfsig gttnsttgeren Frachtsatz gewährten, als flir gleich- 
artige inländische Erzeugnisse. Nach dem Bundesratsbeschlufs 
sollte diese Tendenz dadurch zur Geltung gebracht werden, 
dafs Tarife der vorbezeichneten Art nur nach vorgängiger 
Genehmigung der Staatsaufsiciitöbchünlen erlassen werden 
dürltcn. Für ausländische Produkte und Fal>rikate sollte 
also über den in der ersten Periode im Interesse der Gewerbs- 
stände aufgestellten Satz hinaus nicht blofs die absolute, 
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sondern auch die verhAltnisniäfsige Verbilligang der Frachten 
ftlr grOfsere Entfernungen thunlichst beseitigt werden, wenn 
diese ausländischen Produkte und Fabrikate in Konkurrens 
mit inländischen standen. Es sollte also insoweit nicht blofs 

verhindert werden, dafs die aus den verschiedenen launiliL heii 
Ausgaii<^spiinkt('n der Oowerhetreibfndon .sich erj^ebondo Ver- 
öchiedenfifit der uatilrlichcn KonkurrenzchaiUMU kinistlich 
mittelbt der Tarif bilduiig in ihr Gegenteil verkehrt, sondern 
auch, dafs die«ic Verschiedenheit der natürlichen Konkurrenz- 
chancen ausgeglichen werde. Nachdem in PreuXsen schon 
unter dem 16. Dcsember 1875 die Eisenbahn Verwaltungen 
seitens des Handelsministers im allgemeinen darauf hin- 
gewiesen worden waren, 

„bei Bildung neuer oder Vi nin lt-ruu^^ bestehender Tarife 
be>j<>nders darauf zu achten, dafs eine BegünstiLfunj^ der 
ausliindischen Industrie oder Produktion zum Nachteile der 
inländischen tkberall vermieden werde**, 

yerflägte der preufsische Handelsminister im Anschlufs an 
den Inhalt des Bundesratsbeschlusses vom 6. April 1877, 

„dafs im direkten Verkehr mit dem Auslände oder im 
Durchgangs vrrkehr günstigere Frachtsatze oder Fraeht- 
bedingungen als für die gleichartigen Artikel aul den be- 
treffenden Bahnstrecken im Verkehr von oder nach der 
Grenzstation 

1. schlechthin nur noch insofern gewährt werden dürften, 
als die Expeditionsgebahr für die Abfertigung nach der 
Grenzstation, welche jedoch die Hälfte der der betreffen- 
den Eisenbahnver A ahiaig für ihren Lokalverkehr be- 
willigten Beträge nicht übersteigen dürfe, in Abzug ge- 
bracht wenlen diirfr (Erlals vom 21. F<d>niar 1878), 

2. im übrigen nur noch in Aussicht zu nehmen seien (Ei*lafs 
vom 2a. April 1878), wenn 



Veritloiche su dem Folgenden die Denkschrift über die Gr&nde der 
BeechrilnkttBg von Differentialtarifen im internationalen Verkehr — Anhal^: 

SU dein Bericht Tiber die Erg^elmi.ssc des Betriebs der Biaat»eisenbaImon im 
EUtfijahr 1878/79 (Drucksachen des Preufsisch. Abgeordnetenhauses 1879 80 
Nr. 291. 



i^iy u^Lo Ly Google 



— 74 - 



a. entweder eine Benachteiltgang inländischer Wirtschaft* 
licher Interessen überhaupt nicht zu besorgen sei, 

b, oder doch überwiegende Interessen anderer Zweige der 

inländischen Volkswirtschaft für die beantragte Er- 
mäfsigiing der Tarife sprachen". 

Als Regel sollte demnach auf den preufsischen Eisen- 
bahnen fortan die gleichmäfsige Behandlung des internen 
und des ausländischen Verkehrs in dem Sinne festgehalten 
werden, dafs für den letzteren, meist über weitere Ent- 
fernungen führenden Verkehr, nicht blofs eine absolute, 
sondern aiu h eine verhältnismäfsige Ermäfsigung der Frae liteu 
anHgcsehloiSöeu , vielmehr an dein gh'iehen EirdieiUöutze pro 
(Tonne und) Kilometer , wie für den Binnenverkehr , fest- 
gehalten wurde. 

Als Regel sollten demnach im Deutschen Reiche und in 
Preufsen im Interesse der inländischen Gewerbsstände Diffe- 
rentialtarife zu Gunsten ausländischer Gewerbetreibender, 
d. h. insbesondere EinfuhrdifTerentialtarife überhaupt nicht 
mehr jicebihlet werden. 

Dagegen konnten und mufsten sogar in konsequenter 
Verfolgung der Interessen der inländischen Gewerbsstände 
Differentialtarife, welche jene im Verhältnis zu den ausländi- 
sehen Gewerbetreibenden begünstigten, d. h, insbesondere 
Ausfuhrdifferentialtarife zugelassen und erstrebt werden. Der 
preufsische Erlafs vom 28. April 1878 nahm die Bildung 
solcher Differentialtarife in Aussicht, indem er die Zulassung 
von Differentialtarifen vorbehielt, von welchen „eine Benach- 
teiligung inländischer wirtschaftlicher Interessen überhaupt 
nicht zu lu'sor^eii sei". Der Rundesratsbeschluls stand ihrer 
Bildung niclit entgegen, da er nur auf die Femhaltung von 
Tarifen gerichtet war, welche dem deutschen Handel, 
Ackerbau und der deutschen Industrie schädlich sein 
könnten. 

Wenn aber der obige Beschlufs des deutschen Bundes- 
rates und die ' Idgen Erlasse des preufsischen Handelsministers 

in erster Linie das Interesse der deutsch e ii G e w e r b s - 
ätände in der Tarif bildung zur Geltung bringen wollten, so 
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worden diesem Bestreben in vierfacher Richtung durch Berück- 
üehtigung erheischende Verhältnisse anderer Art Sdiranken 
g«»gen: 

1. Es standen die Interessen der deutschen Gewerhs- 
stünde unter sich vielfach in Konkurrenz oder in Wider- 
streit: 

a. Die deutschen Gewerltsstäiule irleicher Art standen in 
KonkuiTeuz. Das angemessene Priaci|j der Tarifbildunp im 
Hinblick auf die Konkurrenz deutscher Gewerbetreibenden 
aus verschiedenen Gegenden konnte nicht das den ans- 
lAndischen Gewerbetreibenden gegenllber angewandte, sondern 
war das aus der ersten Epoche überkommene sein, nach 
welchem die ans den verschiedenen rftumlichen Ausgangs- 
punkten der Konkurrenten erwachsenden natürlichen Kon- 
kurrenzchancen nicht künstlich durch die Tarifbildung in 
ihr (jogenteil verkehrt wenUni «iuiiten. Es k.iia dies ins- 
beijoiulere für den inländischen Verkelir in Jietraclit. 

b. Die deutsehen (iewerbsstände verschiedener Art hatten 
vielfach widerstreitende Interessen. Der möglichst erleichterte 
Bezug der Nahrungsmittel für die Arlxitor, der möglichst 
erleichterte Bezug der Rohstoffe^ der Halbfabrikate entsprach 
dem Interesse des einen Gewerhsstandes und widersprach 
dem des anderen, dessen Interesse hinwiederum möglicher- 
weise den möglichst erleichterten Bezug der Fabrikate er- 
heischte. Es bedurfte demnach einer Abwägung der Interessen 
der veröchiedenen deutschen Ooworbsständc. Die Rücksicht 
auf die überwir-t^^ondcn Intcr^vssen des auf don Bezug vor- 
untersc hitMicncr Gegenstände angewieseTien ( rewerhsstandes 
konnte demnach wiederum eineDifferentialtarit'ljildung herbei- 
Mhren, welche zwar im Interesse eines deutschen Gewerbs- 
standes erfolgte, aber objektiv einen ausländischen Gewerbs- 
stand begttnstigte. Der preufsische Erlafs vom 28* April 1878 
erkannte diese Möglichkeit ausdrücklich in solchen Fällen an, 
in welchen die eigene Ausfuhr des inländischen Gewerbs- 
standes von der Erleichterimg des ausländischen Bezugs der 
RohstoÖe u. s. w. abhing. 

2. Die resscn des deutschen Seehaud^ ls konnten von 
einer die ausiäudische Zufuhr erleichterudeu Tarif bildung 
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abhängen. Dhs Princip der ersten Epoche, die Tarife im 
Hinblick auf möglichste Verkehrsentwickelung zu bilden, 
war, wenn es in erster Linie von dem ünanasieilen Interesse 
der Eisenbahnen eingegeben war^ auch dem Handelsstande 
objektiv förderlich gewesen. Die in erster Linie das Inter- 
esse der inländischen Gewerbsstände berücksichtigende Tarii- 
bildiing der zweiten Epoche führte notwendig eine Be- 
schrUnkung der vermittelnden HandelsthUti^xkeit herbei und 
berücksichtigte insotern nicljt die iiiländi^chcii ( Jew erbsstände 
schleclitlnTi . .sondern vorwiegend die iniMndiöche Industrie 
und den inländischen Ackerbau. Wenn aber das Interesse 
der innerstaatlichen Handelsthätigkeit hinter die Interessen 
der beiden anderen Gewerbsstände zurückgestellt wurde, so 
galt andererseits als erforderlich ^ dem deutschen Handels- 
Stande die Konkurrenz gegenüber dem ausländischen Handd 
im internationalen Verkehr auch durch entsprechende Tarif- 
bildung zu ermöglichen. 

Insbesondere ^alt dies für den deutschen Seehandelsstand 
als den bedeutendsten und wichtigsten Teil de.s deutschen 
Handelsstandes. Der preufsisehe Erlafs vom 28. April 1878 
erkannte daher ferner ausdrücklich an, dids im Hinblick 
auf die überwiegenden Interessen des deutschen JSeehandels 
gleichfalls die Zulassung von Difterentialtarifen erforderlich 
werden kOnne, welche objektiv ausländische Gewerbsstände 
begünstigten. 

Si, Das finanzielle Interesse der inländischen £isenbahn- 
verwaltungen wurde im allgemeinen in dieser Periode hin- 

öichtlich der Bildung von Ditlerentialtarifen hinter da.^ Interesse 
der inländischen (iewerbsstiinde zurückgestellt. Darin be- 
stand der wesentliche Unterschied von der früheren Periode, 
dafs an sich um jenes Hnanziellen Interesses der Eisenbahnen 
willen keine Differentialtarife augelassen wurden, welche die 
ausländischen Gewerbsstände gegenüber den inländischen 
objektiv begünstigten. Allein die Natur der Verhältnisse 
zwang in dieser Hinsicht zu einer Ausnahme in den Fällen, 
in welchen die ausländischen Gewerbsstände infolge der 
Konkurrenz ausländischer Verkehrswege mit den inländischen 
Eisenbahnen ohnehin von den letzteren unabhängig waren, 



Digitized by Google 



- 77 - 



die Konkmrens&liigkeit der inlündiBciieii Eisenbahnen gegen- 
über jenen aoBländischen Verkehrewegen aber yon der ent- 
sprechenden Tarifbildung abhing. In solchen Fällen nahm 
der preufsische Ki hü'a vom 23. April 1878 gleii ht'alls aus- 
drücklich in Aussicht, tlais im eigenen Interesse der deutschen 
Eisenh;i}iiien Diflferentialtarife zu Gunsten der ausländischen 
Gtjwt rb treibenden zugelassen werden könnten. 

4, Gegenüber dem Princip der ersten Epoche ^ welches 
vorwiegend das eigene finanzielle Interesse der Eisen- 
babnen mafsgeblich auf die Bildung der Differentialtarife hatte 
dnwirken lassen, wurde in der zweiten Epoche aur Geltung 
und Anerkennung gebracht, dafa die Tarifbildung ^ speciell 
die Bildung der Differentialtarife auch und sogar in erster Linie 
im Hinblick auf die öffentlichen Iiit«^r«'s.s<'n zu erfolgen 
habe. Diejenig^^n Tntf»rrssen, welche in dieser Weise in der 
zweiten Epochf vorwiegend als öffentliche anerkaii i it und von 
malögebender Bedeutung flir die Bildung der Diticrcutialtarife 
wujden, waren die Interessen der inländischen Gewerbsstände, 
insbesondere der inländischen Industrie und des inländischen 
Ackerbaues. Allein abgesehen davon, daCs daneben das in 
der ersten Periode vorwiegend marsgeblich gewesene eigene 
finanxielle Interesse der Eisenbahnen in dieser zweiten Periode 
auch noch eine gewisse Bedeutung nicht blofs ftkr die Tarif- 
bildung im allgemeinen, sondern tVir die Bildung der Diffe- 
rentialtarife im l>e.sonderen bewahrte, entwickelte in dieser 
zweiten Periode schon eine dritte Art von Interessen einen 
gewissen Euidufs auf die Tarif bildung im allgemeinen und 
auf die Bildung der Differentialtarife im besonderen. 

Diese dritte Art von Interessen hatte mit den Erwerbs- 
tntereasen der Gewerbsstände gemein, dafs sie als Interesse 
von öffentlicher Bedeutung, als öffentliches Interesse 
Einfluis auf die Tarif bildung ttbte. Sie stand insofern im 
G^ensata au dem eigenen finanziellen Interesse der Eisen- 
bahnen. Andererseits erforderte diese dritte Art von Inter- 
essen eine Verkehrsentwickelung und -torderung in manchen 
Hinsichten , in welchen die Emerbsinteressen der Oewerbs- 
stände auf eine Verkehrs beschriinkung hinwiesen. Insofern 
wirkte sie und zwar tUr ihren Teil als ein öffentliches Interesse 
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mit dem eigenen finanziellen Interesse der ELsenkahaeu zu* 
sammcn in gleicher Kichtung, aber im Gegensatz zu den 
Erwerbsintereaaen der Gewerbsstände, aaf eine bestimmte Ent- 
wickelung der Tarife, inabesondere der Differentialtarife hin. 
Diese dritte Art von Interessen hatte die Befriedigung 
der materiellen Bedürfnisse der Bevölkerung ver- 
mittelst des Ki bt-nba hn Verkehrs zum Gegenstände. 

Von dem Gesichtspunkte des finanziellen intereöüejj der 
Eisenbahnen Avar ein masseniialter Verkehr Uber weite 
Strecken erwünscht, aber gieichgülttg, wolicr die Transporte 
kamen und wohin sie gingen. Von dem G^ichtsponkte der 
Erwerbsinteressen der (inlfindischen) Qewerbsstttnde war es 
wesentlich y woher die Transporte des Eisenbahnverkehrs 
kameni und je nach der Herkunft derselben eine verschiedene 
Tarifbildung angezeigt. Von dem Gesichtspunkte der Be- 
friedigung der nmteriellen Bedürfnisse der Bevölkerung ist 
es wcsentlieh . woliin die Tran8})()rte gehen. Die Tarif- 
bildung und insbesondere die Bildung der Dilfcrentialtarite 
hat im Hinblick auf den Bestimmungsort der Transporte 
zu erfolgen. 

Wenn der Beschlufs des deutschen Bundesrates vom 
6. April 1877 auch noch als seinen ausschliefslichen Zweck 
die thunlichste Fernhaltung von Tarifen bezeichnete, welche 

den deutschen Handel, Ackerbau und die deutsche Industrie 
zu sehiidigen geeignet seien, wvun w also naeli dieser Zweck- 
angabe nur die Krwerhsititeressen der deutsehen Gewerbs- 
stÄnde berücksichtigen wollte, so ging er nach seinem Inhalte 
thatsächlich darüber hinaus und stellte für die Bildung der 
Differentialtarife schon in gewissem Umfange die Bedürfnis- 
befiriedigung der Bevölkerung als mafsgeblich hin. Er that 
dies, indem er empfahl^ 

„dafs, soweit nicht besondere Umstände eine Ausnahme 
rechtfertigen, auf derselben Verkehrsroute nach einer vor- 
liegenden SUition an Gesamtfracht nicht mehr erhoben 
werden darf, als nach einem über dieselbe hinaus liegenden 
entfernteren Bestimmungsort". 
Damit stellte der Bundesratsbeschlufs in der zweiten 
Periode die Interessen der Bevölkerung an der Befriedigung 
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ihrer Bedttrfiuaae ebensoweit und in gleicherweise als maTs- 
geblich für die Bildung der Differentialtarife hin, wie in der 
ersten Periode die Praxis der preufsischen Regierung dies 

bezüglich der Wahrung der Erwerbsinteressen der Gewerbs- 
ötände gethau liatte. Inabesondere erstrebte auch der Buiides- 
ratabeschhifs nur, dafs dio ans (l()m räuiulii'hen V»M*l!jiltiii6be 
der Bestimmungsorte sii h ergebenden Chancen der IJedürtnis- 
befriedigung durcli die Tarifbiidung nicht künstlich in ilir 
Gegenteil verkehrt wttrden. Dagegen hielt er die Ausgleichung 
dieser Chancen und insofern die wirtschaftliche Raumtlber- 
windung offen. Femer Mste der Bundesrat die Bedürfnis- 
befriedigung der Bevölkerung allgemein ins Auge, nicht aber 
ausdrücklich die der iniftndischen Bevölkerung. Insbesondere 
erklärte er e» auch nicht als erstrebenswert^ im Interesse der 
Bedürfnisbefriedigung der inländischen Bev^^lkenini? die aus 
den räumliclicn Verhiiltnissen erwaeliscndeii natürlichen 
Chancen dei: Bedürfnisbefriedigung iu ihr Gegenteil su ver- 
kehren. 

Der Bundesratsbeschlufs h(»b nicht ausdrücklich hervor, 
dafs awischen den Interessen der Bevölkerung an der Be- 
friedigung ihrer Bedürfnisse und den Erwerbsinteressen der 
inländischen Gewerbsstände ein Gegensatz entstehen könne^ 
und sprach sich daher nicht darüber aus, welche Interessen 
alsdann vorwiejrend die Tarifbiidung, speciell die Bildung 
der Differentialtarife liceinfluBsri) .sollt<'n. Dagegen hob der 
im Anschlurs au jenen Bundesratsltescliluls ergangene Erlafs 
des preufsischen Ministers vom 23- April 1878, welcher 
im Hinblick auf di<? Erwerbsinteressen der inländischen Ge- 
werbsstände als Regel 0ir den direkten Anslandn- und Durch- 
gangsverkehr die sogenannte gleichmäfsige Behandlung nut 
dem Inlandsverkehr vorschrieb, hervori dafs unter den über- 
wiegenden Interessen anderer Zweige der inländischen Volks- 
wirtschaft, welche entgegen jener Regel bei der Bildung von 
Differentialtarifen eine Abweichung zu Gunsten des Verkehrs 
mit dem Auslände rechtfertigen könnten, auch das Interesse 
der inländischen Konsumtion einbegriffen sei. — 

Der dritten Epoche der Fisenbahnentwickehmg ist cha- 
rakteristisch, dafs insbesondere das Interesse der Bevölkerung 
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an der Befriedigung ihrer Bedürfiiisse mafageblichen Einilafs 

auf die Tarif bildung, speciell auf die Bildung der Differential- 
tarite gewinnt, wiilireiid iu zweiter Linie die Erwcrbsinteressen 
der OewcrlKsstiindc der einzelnen Staaten und in dritter Linie 
das eigene HnanzicUe Interesse der Kiät^ubalmen vou Be- 
deutung hierfür bleiben. 

Während die Erworbsinteressen der gleichartigen Ge* 
werbsstünde der verschiedenen Lllader und Staaten notwendig 
in um 80 schärfere Konkurrens und damit in um so stärkeren 
Gegensatz gelangen, je mehr die betreffenden landwirtschaft- 
lichen und industriellen Gewerbe sich entwickeln und leistungs- 
fähig werden, .schwindet gleichzeitig mit dem wachsenden 
Überi^chufs der Erzeu«j:ung über den Bedarf das Interesse 
der Bevölkerung jedes einzelnen Landes und i^taates daran, 
dafs die Erzeugnisse des betreffenden Landes im Hinblick 
auf die ausreichende Bedttrfhisbeiriedigung der Bevölkerung 
desselben nur an diese abgesetzt werden dürfen. 

Insofern aber die einzelnen Länder und Staaten zwar 
einen Überschufs gewisser Erzeugnisarten über den Bedarf 
ergeben, aber nicht alle für die Befriedigung der Bedürf- 
nisse der Jievölkerun^^en erforderlichen Erzeugnisarten (unter 
gleich günstigen Bedingungen) hervorbringen, erwHchbt tUr 
die Bevölkerungen der vei'schiedeneu Länder ein positives 
gemeinschaftliches Interesse, dafs die Erzeugnisse 
der verschiedenen Länder ohne Rücksicht auf die Landes- 
grenzen abgesetzt werden und dadurch die Befriedigung der 
verschiedenartigen materiellen Bedürfnisse der Bevölkerungen 
ermöglicht wird. 

Wohl kann allerdings auch ein Interessengegensatz der 
Bevölkerungen der verschiedenen Länder, insbesondere im 
Hinblick auf die NahrungsIxMlürtnisöe , momentan in Fällen 
ausgedehnten Mifswachses stärker hervortreten, wohl mag in 
fernen künftigen Zeiten auch die Möglichkeit eines solchen 
Gegensatzes infolge absoluter Übervölkerung sich ergeben 
und die Bevölkerungsfrage zu einer praktisch wesentlichen 
werden. Allein der derzeitig beginnenden dritten Epoche der 
Eisenbahnentwfckelung ist in wachsendem Mafse charakte- 
ristisch, dafs ein solcher Interessengegensatz der Bevölkerungen 
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der verschiedenen Gegenden, LändoTi Staaten, Reiche im 
Hinblick auf die BelriediguDg ihrer materiellen Bedürfnisse 
immer weniger besteht. Die erdumspannende Weite und die 
Intensität der von den Erwerbsinteressen der landwirt» 
sehafüichen und industriellen Gewerbsstände getragenen 
Schut«zolIbt^we;j;un<^ und der derselben angepafsten Kisenbahn- 
taritpolitik der einzelnen Staaten ist ein Zeichen, dal« der 
Bedarf nicht hhjls an industriellen, sondern auch an lanH- 
wirtscliaftlichen Erzeugnissen durch die Produktion, bezw. 
die Möglichkeit der Produktion dieser Erzeugnisse seitens 
der Gewerbs^stünde überstiegen wird, und dafs die letzteren 
auf die Abschliefsung der einzelnen Länder hinarbeiten, weil 
ihr wechselseitiger ^rwerbskonkurrenzkampf durch die fort- 
gesetzte Erzeugung oder Möglichkeit der Erzeugung eines 
Überschusses über den Gesamtbedarl' erschwert wird. 

Da nun mit der Technik der Produktion auch die 
Tcclmik der Koniniiinikationen in immer vollkommenerer und 
immer vielseitigerer Weise sich entwickelt hat, da infolgedessen 
die Erzeugnisse immer tnassenhafter auf immer gröl'sere Ent- 
femungen und schliefslich über den ganzen Erdball hin von 
den Erzeugungs- nach den Bedarfsstätten überführt werden 
können, so kann bei der Möglichkeit und Wirklichkeit fort- 
gesetzter Erzeugung eines Überschusses von landwirtschaft- 
lichen und industri<'llen Erzeugnissen Uber den Oesamtbedarf 
das Stre])en der Bevölkerungen der verschiede n e n 
Länder auf Befriedigung ihrer materiellen Bedürfnisse 
richten, ohne dafs dadurch ein tiefgehender Interessengegensatz . 
zwischen ihnen hervorgerufen wird. Vielmehr erwächst fUr 
die Bevölkerungen der verschiedenen Länder ein positives 
gemeinschaftliches Interesse, dafs die Verkehrswege und ins- 
besondere die Eisenbahnverkehrswege ohne Rücksicht auf 
die Landesgrenzen ausgenutzt werden, wie es der Befriedigung 
der materiellen Bedürfnisse von ihnen allen am besten 
dienlich ist. 

Diejenigen Organisationen, welche das Interesse der Be- 
völkerungen der verächiedenen Länder an der Be- 
friedigung ihrer materiellen Bedürfnisse im Hinblick auf das 
Verkehrswesen, speciell das Eisenbahnverkehrswesen zur 

KtvfnsaB, Mittotovrop. EtNübAham. 6 
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Geltung bringen, sind daher nicht genötigt, unter sich in 
Oegensata su treten, sondern darauf angewiesen, gemeinsam 
zusaminen zvt wirken, um bei der teilweise natürlich be- 
dingten , teilweise aus der Bevölkeriiiigs^uppieruiig sich er- 
gebenden örtlielien Trenn un^^ der Erzeugungsstiitten der 
verschiedem^n Krzea;?niHarten von den Bedarfsstätten die 
infolgedessen notwendige Kommunikation von Land zu Land 
in einer jenen Interessen angemessenen Weise herzustellen, 
zu unterhalten und zu fördern. 

Das Interesse der Bevölkerungen an der Befriedigung 
ihrer Bedtlrfnisse macht im Hinblick auf das Tarifwesen der 
Eisenbahnen tm allgemeinen seinen Einflufs im Sinne thnn- 
liehster Herabsetzung tlcr Tarife geltend. Es kann insofern 
in Gegensatz zu dem indiv iduellen tinanziell* n Interesse der 
Eisenbahnen treten und insoweit nur als offentlichos Interesse 
durchdringen. Das Interesse der Bevölkerungen an der Be- 
friedigung ihrer Bedürfnisse wirkt speeiell auf die Bildung 
von Differentialtarifen in dem Sinne, dafs nach MaCsgabe des 
Bedarfe an den einaelnen Bedarfsstätten nicht blofs überhaupt 
der Transport von den dazu bestgeeigneten Produktions- 
Stätten, also unter sonst gleichen Umständen von den relativ 
näclistbelegenen Produktionsstiitten , tliunliclist erleichtert 
sondern besonders auch liinsiihtlieh der Konkurrenz der so- 
nach am Bedarfsortc vorwiegend in Betracht kommenden 
Produktionsstätten die aus der ver^dii« denen räumlichen 
Entfernung der letzteren vom Bedarfsorte sich ergebende 
• Verschiedenheit der natürlichen Chancen im Konkurrenss- 
kämpfe thunlichst durch Ermäfsigung der Tarife für die 
weiter herkommenden Transporte ausgeglichen werde. Bei 
der mafsgebenden Bedeutung der Befriedigung des Bedarf« 
am Bedarfsorte folgt weiter, dafs die differenzielle Tant- 
bildnng sich nicht blofs einem Wechsel (Steigen) des Bedarfs, 
sondern insbesondere auch einer Veränderung in der Möglich- 
keit der Beiriedigung des Bedarfs von gewissen Produktions- 
stätten aus, welche insbesondere hinsichtlich der landwirt- 
schaftlichen Enseugnisse als Folge wechselnder Ernteverhält* 
nisse eintreten kann^ und zwar immer im Sinne der Er- 
leichterung der Bedarfsbefriedigung anzupassen hat — 
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In der ersten Epoche der £i»enbalinentwlckelung geht die 
differenzielle Tarif bildung, welche überwiegend durch da» finan- 
nelle Interesse der Eisenbahnen bestimmt wird, hauptsächlich 
TOD den Eisenbahnverwaltungen allein ans. In der Bweiten 

Epoche wirken, um gegenüber dem individuellen finanziellen 
Interesse der Kisenhahnen auch den Erwcrbsintercssen der in- 
läudiseheu Gewerl)S8tände tiiiL>pieeli»ii'l*'?i Kiutlitl-^ zu ver- 
schafFen, aalser den Eiaenbahnverwaltungen die einzelnon 
Staaten im Interesse der Erwerbsinteressen je der inländischen 
Gewerbsstände auf die Bildung der Differentialtarife ein. Der 
dritten Epoche entspricht es, dafs nicht mehr die einzelnen 
Staaten, sondern dafs selbständig ausgeschiedene und ausge- 
bildete Vertretungen der Terscbiedenen inländischen Gewerbs* 
stände behufs Wahrung ihrer Erwerbsinteressen neben den vor- 
wiegend ihre individuellen tiuauziellen Interessen verfolgenden 
EisenlmhuverwaltungcM an der lüldung der Differentialtarife 
mitwirken, dafs liingegeu die beteiligten Staaten sich ven ini-on 
und gemeinschaftlich im Interesse der Befriedigung der Uedurf- 
ttisse ihrer Bey(}lkerungen auf das Tarifwesen und insbesondere 
auf die Bildung der Differentialtarife Einflufs nehmen. 

Aufser den staatlich*behOrdliohen Organen, deren gemein- 
schaftliche Aufgabe dadurch erschwert wird, dafs die einzelnen 
Staaten je einem Kom})lex vi^rschiedenartiger Aufgaben und 
Interessen j]cegeniU)er8telirn , inul daher nicht ausschliefslich 
jeuc gemeinschaftliche Aufgab»' zu verfnlL'-en Imben, wird zur 
besseren und entschiedeneren Wahrung jener gemeinschaft- 
lichen Aul'gabe eine intt inationale Volksvertretungsdelegation 
zu bilden sein und zu fungieren haben, welche speciell das 
gemeinschaftliche Interesse der Bevölkerungen an der För* 
derung der Bedttrfoisbefnedigung mittelst des internationalen 
Verkehrs wahrzunehmen hat. 

Von der ersten Epoche des Eisenbahnwesens ab bildet 
^jich nach der vorgesehilderten Entwickebing eine intern;itionale 
Organisatif>n der Eisenbahnen, welche die den internationalen 
Verkehr bestimmende internationale Tarifbildung wesentlich 
von dem individuellen finanziellen Interessenstandpunkt der 
Eisenbahnen aus in die Hand nimmt. In der zweiten Epoche 
erhidt sich diese internationale Verkehrsoiganisation der 

6* 
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Eisenbahnen, erfahrt aber manche Erschwerungen und 
Hemmungen durch die divergierenden Interessen der Ge- 
werbsstände der yerschiedenen Länder. Dafftr erhält die 

Wirksamkeit der intcruationalen Verkehrsorganisation anderer- 
seitü in höherem Malse einen auf die Förderung von öffent- 
lichen lutt^Tes.st'ii iiel)('n individ!ielh»n TntoreBsen liinzieienden 
Inhalt. Die ao überwiegend zu einem Werkzeug des öffent- 
lichen Interesses gewordene internationale Verkehrsorganisation 
der Eisenbahnen bttfst in der dritten £poche formell ihre Selb- 
ständigkeity ihre selbständige schöpferische Wirksamkeit zum 
Teil ein. An ihre Stelle tritt insoweit eine krafbrollere^ ihr 
libergeordnete internationafe Organisation internationaler 
<iff('ntlichcr Intere^isen, welche in^^hpsondoro von den Staaten 
ausgebt und die geeignetsten int« rnationaieu Verkehrsbeding- 
ungen für die Ermöglichung der Befriedigung der materiellen 
Bedürfnisse der Bevölkerungen der verschiedenen Länder 
herzustellen strebt. Zum Teil nach Mafagabe der von dieser 
Organisation aufgestellten internationalen ilechtsnormen er^ 
füllt fortan die internationale Organisation der Eisenbahnen 
ihre internationalen Betriebs- und Verkehrsanf^aben. 

Aus der Natur und der Komplizienlu ii des der dritten 
Epoche charakteristischen, oben angedeuteten internationalen 
Organismus ergiebt sich schon, dafs derselbe nur geeignet 
ist, in groIÜBen Zügen die Richtpunkte für die internationale 
Tarifbildung u. s. w. jeweilig festzustellen und den Verhält- 
nissen anzu]>asseii. Daher entsteht das Bedürfnis nach einem 
internationalen iJfVrntUchen X'erwaltungsapparat, welcher dafür 
zu sorgen hat, dals die tliatsilchlichc Durchführung der inter- 
nationalen Tarifbildung u. s. w. jenen Richtpunkten ent- 
sprechend sich vollzieht. Die Natur der Verhältnisse bringt 
es mit sich, dafs die Aufstellung und Handhabung der Tarife 
nach Mafsgabe jener festgestellten Gesichtspunkte und der 
Veränderung derselben innerhalb der durch jene Gesichts- 
punkte gezogenen Sohlbänken in umfassendstem Mafse von 
den Eisenbahnveru altungen und von den Staaten, bezw. von 
engeren Verbünden der einen oder der anderen au.szu*^ehen 
hat. Daraus folgt insbesondere die Notwendigkeit der Her- 
stellung einer internationalen Rechtsinstanz, einer Art inter- 
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nationalen Gerichtshofes, welcher, sei es nur auf Antrag der 
Beschwerten oder aut-h von A nits wehren , zu prüfen und 
darüber zu betinden hat, ob die aufgestellten Tarife jenen 
mafogebenden international normierten Gesichtspunkten ent- 
sprechen, und welcher eventuell die Tarife für un^tig er- 
klären, die Aufstellung anderer veranlassen oder sogar selbst 
vornehmen kann. 

Diese Instanz wäre seitens der beteiligten Eisenbahn- 
viTwaltuHi^en und Staaten von allen einschlagenden Mafs- 
nfjIniKMi in Konnini^ zu halten. Das Kecht, Be.schweifl«* vor 
ilir zu erheben aber wäru den verschiedenen Arten von 
Interessenten, den Eisenbahnen, den Interessenvertretungen 
der Gewerbsstände, den Staaten oder namens der fievölke* 
rangen besonderen fUr sie geschaffenen Vertretungen zu 
geben. Es wäre eine Frage der Zweckmäfsigkeit, ob auch 
noch anderen Personen, insbesondere einzelnen Privaten, ein 
Klagerecht eingeräumt werden n**I1lc. Immer aber wäre 
durch die Klage vor dieser Instanz nur das öfienüiche Inter- 
esse, nicht das private Interesse des einzelnen Transportfalles 
und Transportinteressenten sur Geltung zu bringen. Die 
Klage hätte sich je nachdem gegen die Eisenbahnverwaltungen, 
^egen die Verbände derselben und, insoweit staatliche Mais- 
nahmen oder die Unterlassung solcher in Betracht kämen, 
gegen die Staaten zu richten. Aufgal>e derselben inter- 
nationalen Rechts- und Anfsiditsinstanz könnte sodann weiter 
die periodische Erstattung und Veröffentlichung von Berichten 
über ihre Thätigkcit, über die gesamte Entwickelung der 
frsgiichen internationalen Angelegenheiten und endlich sein, 
motivierte Vorschläge ftir die intemattonal*rechtliche Fort- 
bildung dieser Verhältnisse durch den ersterwähnten inter- 
nationalen ( )igaiiihuiu^> zu uiachen. — 

OftentHehe Verkehrswepre sind erforderlich, um das, was 
durcii die menschliche Thätigkeit des Einen erbeutet, ge- 
sammelt, der Erde entnommen, aufgezogen, geemtet, her- 
gestellt ist, im Austausch gegen ähnlich gewonnene Sachen 
Anderer von dem Besitzer an denjenigen gelangen zu lassen, 
welcher jene ersteren Sachen zur Befriedigung seiner Bedürf- 
nisse bedarf, und umgekehrt. Solange vorwiegend menschliche 
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ThAtigkeit die Saclien in einen für den menschlichen Ge- 
brauch dienliehen Zustand bringt, entspricht es dem Charakter 
der r^ffentlichoTi \'orkc'hr8vvege , du(> dieselben den aits- 
tauschenden iier^steilern in gleicher Weise, wie den ein- 
tauschenden Verbrauchern dienen. In dem Mafse ab^r , in 
welchem Katurkrftfte in menschlichen Dienst gestellt nnd 
zur Erzeugung menschlich benutzbarer Erzeugnisse, zur 
Herstellung menschlich benutzbarer Fabrikate und ttberdies 
zur Versendung der Erzeugnisse und Fabrikate an die Stfttten 
der gcbraiulisljtMlUrftigen Menschen verwendet werden, in 
dorn Malsc also, in welchem unpersönliche Kräfte an der 
ilirzeugung der menschlichen Gebrauciis- und Verbrauchs- 
gegenstttnde mitwirken , tritt vom Interessenstandpunkte der 
gesamten Menschen aus eine Verschiebung in dem Ver- 
hftltnis der Interessen der austauflchenden Hersteller einer- 
seits und der eintauschenden Verbraucher andererseits ein. 
Die Eintauschinteressen im Hinblick auf die Gebrauchs- und 
Verbrauchsihcdiu ini.>:se bleiben iiiteressfii aller Menschen und 
steigern sich nn't der Anzahl der hediirfti^en Menschen und 
der Zahl und Intensitüt ihrer BodUrfiiisse. Die Austausch- 
Interessen werden verli;lltnismäfsig um so geringer, je mehr 
verhältnismälsig die Zahl der bei der Herstellung mit- 
wirkenden Menschen und vielfach auch die IntensitAt der 
menschlichen Mitwirkung mit der wachsenden Nutzbar- 
machung" und Zulnilt'ciiahiiie dci* Natuilv laitc abnimmt. Je 
bedeutsamer rli«- Zuliiilt'enalnnr drr Is'atiirkrilfte in der Pro- 
duktion imd Kommunikation einwirkt, unisomehr werden 
die Austauschinteressen Sonderinteressen, während dieEin- 
tauschinteressen allgemeine Interessen bleiben. 

Daraus folgt, dafs dementsprechend die öffentlichen Ver- 
kehrswege, da sie als öffentliche der Allgemeinheit zu dienen 
haben, in erster Linie den allgemeinen Interessen der Ver- 
braucher und nur in zweiter Linie den Scmderiiiteressen der 
Austauschintcressenten ^f inäl's zu verwalten sind. Danach 
ist insbesondere der internationale Verkehr der Verkehrswege 
zu gestalten und zu entwickeln. 

Der fortgesetzte Bedarf der Gesamtbevölkerung eines 
Staates an Erzeugnissen von jeder Art ist hiemach in erster 
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JJme für die Kichtaog maf^gebeiid, welche dem Verkehr %a 
geben ibU £b mufe dahin gewirkt werden ^ da& die Be- 
völkerung ihren Bedarf unter thtinlichst gUnstigen Umstunden 
befriedigen kann. Eb mufo deshalb erstrebt werden, dafs^ 

wenn die inländische Produktion nicht reichlich genügt oder 
nicht intolgü von Konkurrenz genügend günstige Vorkuufs- 
bediugungen stellt, eine Ausgleielisinenge, ein iie;»ervevorrat 
und etwa ein genügende Konkurrenz hervorrufender Über- 
schufsvorrat unter thunlich»t günstigen Bedingungen aus dem 
Aaslande herangeschafft wird. 

Da in zweiter Linie das Interesse der Produaenten au 
fordern ist, und durch Maforegeln obiger Art das Interesse 
der ausländischen Produzenten gefördert wird, so wird der 
ausländische Staat, vorausgesetzt, dafs sein eigener Bedarf 
an dem betrellenden Artikel genügend gedeckt bleibt, zu 
internatif)naler Festsetzung lifreit sein, wonach die; Tarife 
fUr die Versendung der Waren von seinen Produzenten an 
die Konsumenten des ersten »Staates thunlichst und mit 
wachsender Entfernung immer stärker ermäfsigt werden. 
Diese ganze Gestaltung der internationalen Verhältnisse be- 
ruht aber auf der Voraussetzung, dafs infolge der Entwicke- 
lung der Technik der Produktion und der Kommunikation, 
der Ausdehnung der landwirtschaftlichen Anbauflächen und 
der Viehzucht die in «ler Oesaratheit der civilisierten Stauten 
mögliche Produktion eines jeden cini^elnen Bednrfsartikelr; den 
Bedarf an solchen übersteigt. VN'enn alsdann in einem einzelnen 
Staate ein bestimmter Bedarfsartikel nieht ausreichend pro- 
duziert wird, so besteht unter den Produzenten der ver- 
schiedenen Auslandstaaten eine derart starke Konkurrenz^ 
dafs dieselben, um die Möglichkeit des Absatzes in dem 
ersterwähnten Staate durch entsprechende Tarifgestaltung 
zu gewinnen, auch sich den im öffentlichen Interesse der 
Konsumenten zu stellenden Absatzbedingungen unterwerfen 
miis-sen. 

Formell waren diese Absatzbedingungen etwa durch 
internationale Vereinbarung der beteiligten Staaten und weiter 
dann von dem Auslandstaate durch Vereinbarung u. s. w. 
mit dem betreffenden ihm angehörenden Produzentenverbande 
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sa sichern. Inhaltlich hätten diese Absatsbedingungen dahin 
KU gehen, dafs von dem Produsentenstaate aus nach dem 

Konsuraentenstaate Lieferpflicht auf Bej^ehr für eine bestimmt 
tixierte Miuiiiialquantitiit dos Bedarfsartikels (woraus mittelbar 
eine gewisse B<-trieb6|itl iclu sich er;^;ibe) uiul zwar unter 
Festsetzung eines Maximaipreises iüiernommen wUrde. 

Der Maxiinalprels wäre im Hinblick auf die noch be- 
stehende Verschiedenheit der Währungen in Goldgewicht eu 
bemessen. Der Auslandstaat wäre dem Konsumentenstaate 
für Erflilhmg jener Verpflichtung seitens seiner Produsenten 
verantwortlich, während es ihm Überlassen bliebe, sich seinen 
Produzenten g iiüber zu sichern. Für die auf Begehr zu 
lieft rmle MTnimahjuantität könnten noch buistininite l'eilliefc- 
rungeu iiiiicrhalb gewisser Abschnitte der Lieferperiode fest- 
gesetzt werden. Ein liecht der Produzenten, bezw. des Aus- 
landstnates anf Lieferung würde nicht bestehen. Das Recht, 
die KrfüUung der Lieferpflicht der Produzenten zu begehren, 
könnte etwa durch Vermittelung besonderer Konsumenten- 
Vertretungen ausgeübt werden. 

Die Lieferpflicht wäre im übrigen auf eine absolut 
tixierte Miniuiak^uantiliit zu richten, llinsiehtlieh der von 
den Ernteverhältnissen u. s. w. abliängipMi landwirtschaft- 
lichen Krzciignisse aber wäre im liiteresr^e iler Bevolkernn^^ 
des Lieferstaates ein dem Bedarf dieser Bevölkerung ent- 
sprechendes Ernte(|uantum festzusetzen, welches auf alle Fälle 
von Lieferpflicht frei bliebe. Die Lieferpflicht würde also 
nur bestehen, wenn und soweit die Ernte einen Überachufa 
Uber jenes Quantum ergäbe. Auch könnte, da der Staat 
möglicherweise verschiedenen anderen Staaten gegenüber 
Verantwortlichkeit fiir sok he Lieterplliehten seiner Produzenten 
übcruinunt, bestimmt werden, dafs ein gewissoM Lieferquantuni 
für einen anderen Staat noch von dem IJberschufs abzuzielien 
sei, oder dafj> , wenn der Überschufs seinerseits eine gewisse 
Quantität nicht Ubersteige, die Lieferpflicht nicht eine absolut 
tixierti; Quantität, sondern nur einen gewissen Prozentsatz 
des Überschusses um&sse. 

Es konnte ferner v» r( inbart werden, dafs den Produzenten des ersteren 
Staates eine gewisse Stenerpfticbt giegeaüber dem Koomiinenteiiskaate oblXg«. 
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Unabhängig von der Lit't'crjtHit-ht eines bestinnnton 
Quantum« zu Maxinialpreisen wäre zum nnn(i«*sten dr>n Pro- 
duzenten der Staaten, welche jene internationale V'erantwort- 
Hchkeit für solche Lieferpflichten UbernonnneUy auch noch 
weiter über jenes Quantum hinaus freie Konkurrenz mit der 
Mafsgabe offen zu halten , dafs die Preise unter den fest- 
gesetzten MaximaLpreisen bleiben mttfsten. 

Die Vertritge könnten auch gleichzeitig mit mehreren 
Staaten, insbesondere so abgeschlossen werden, dafs dieselben 
eine Gesamtverantwortlichkeit ffir eine Gesamtlieferpflicht 
ihrer Produzenten bt'zii^^lich einer Minimalquantität zu 
Maidmalju-eisen übemälnnen. 

Die MinimalquantitäteUf bezüglich deren Lieferpflicht 
vereinbart würde, und ebenso die Maximalpreise mttfsten den 
jeweiligen Verbftltnissen angepafst werden. 

Innerhalb der durch internationale StaatenvertrUge fest- 
gesetzten Minimal- und Maximalgrenzen hätten daher periodisch 
zusammentretende Verwaltung;»- und RechtHkommissionen je 
für kleinen* Zoitnh*«chnitte den iiatiirli»li<'ii X'erhftltnissen 
(z. B. Ernteuuadieiiten, Ernteergebnissen u. s. w.) entsprechend 
das Nähere festzusetzen. 

In zweiter Linie bliebe es, wie» schon in der voi'uen 
Periode, Aufgabe der Staaten, ihren Produzenten Absatzgebiete 
in fremden Staaten zu erOffhen. 

Von diesem Qestchtspunkte aus hätten die Staaten hin- 
sichtlich der Artikel, in welchen ihre Produktion den Bedarf 
der 8taatsbevölkermi<^ erheblich übersteigt, möglichst inter- 
national«* \'«'rträge abzu3chli»'l.stu , in wclclipn ihren Pro- 
duzenten gegen Übernahme der oben ;;<m hildci-ton int<*r- 
nationalen öfl*entlichen Lieferpflicht ilurch <li<' raritgeötultung 
gtinstige Einfuhrbedingungen yerschafft würden. Im Zu- 
sammenhang mit Vorstehendem würden die Staaten, da sie 
in erster Linie das Interesse ihrer Konsumenten zu wahren 
hätten, — wenn nicht schlechthin — so doch gegenüber den 
Produzenten der vorerwähnten Vertragsstaaten die Einfuhrzölle 
auf die iuliindiichen Bedarfsartikel fallen zu lass»'ii haben. 

FAne \'oraiis.setzun?? für das \'nrstehende ist. dal's in den 
einzelneu Staaten eine Statistik ausgebildet und gepflegt wird, 
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welche fordaafend tmd schnellstens Kenntnis ond Übersicht 
' aller einschlagenden Verhältnisse ermöglicht — 

Aufiier den Eisenbahnen kommt filr den internationalen 

Verkehr die Seeschiffahrt als Verkehrsmittel in Betracht. 
Auch im [linljÜLk Jiul die.se mufs in dem klarst-, In welchem 
(lit St t >eliitlahrt mit zunehmender Gröfse der Untcraekmungen 
uud mit zunehmendem internationalem ZusammenschhiTB der 
Untemehmerverbände thatsttchlieh monopolistisch wird, Staat* 
licherseits das öffentliche Interesse gegenüber dem eigenen 
finanzieOen Interesse aar Geltung gebracht werden. Dies 
ge»chieht aber in geeignetster Weise durch international- 
gemeinsame Normsatzungen derjenigen Staaten , zwischen 
welcli«'!! dio Schiffo regelm.tr>i:r vprkehrcn. Die Schiffahrts- 
unteiiielimuiigen wiircii ii\>o luxiweit zu internationalen Unter- 
nehmungen ööentlichen Charaktert» aufi^ugestalten* 

8 10. 

III. Die Wahrnehmang der mK dem 

internationalen Eisenbalinwesen und Eisenbahnverkehr 
zusammenhängenden Interessen 

durch selbständige Organisationen als Träger 

eif^ener Interessen und als Tiü;irer öffentlicher 
liecbtspflich teu iu Beziehung auf a n d e r e Intei'- 
essen, bezw. als Träger von Bechtspflichten in 
Beziehung auf näherstehende und fernerstehende 

Interessen. 

, Die internationale Entwickelunjj: des Eisenbahnwesens 
erfolgt untpr dem Antriebe des eigenen, insbesondere des 
gemeinsamen ei^'^cnen Interesses rler Eisenbahnen und unter 
dem Antriebe des öüentlicheu Interesses am iuteniationalen 
Verkehr. Letzteres aber ist entweder ein einseitig dies- 
seitiges bezw. jenseitiges oder ein internationales öffentliches 
Interesse am internationalen Verkehr. 

Die Eisenbahnen als selbständige Unternehmungen sind 
Trflger der internationalen Entwickelung des Eisenbahnwesens 
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und Ei^icnbalnivorkelirs orstciis vom StÄn(l}»uiikte ihrer 
eigenen und gemeinschaftlichen eigenen Interessen, zweiten» 
im Hinblick auf ihre öffentliche Hechtspflicht gegentkber dem 
einseitigen öffentlichen Interesse am internationalen Verkehr^ 
drittens im Hinblick auf ihre gemdnsame internationale 
öffentliche Rechtspflicht gegenüber dem internationalen öffent^ 
liehen Interesoc am internationalen Verkehr. 

Die Staaten sind Trager der internationalen Entwickelung 
des Eisenbahnwesens und Eisenbahnverkehrs erstens vom 
Standpunkte de» eioseitigen diesseitigen, bezw. jenseitigen 
öffentlichen Interesses am internationalen Verkehr , zweitens 
im Hinblick auf ihre internationale öffentliche Rechtspflicht 
gegenüber dem internationalen öffentlichen Interesse am 
internationalen Verkehr. 

In der internationalen Entwickelung des Kiseubahnwesens 
laböcn sieh drei aufeinanderfolgende Stuicii der Entwickelung 
unterscheiden, in welchen das eigene Interesse der Eisen - 
bahnen, bezw. das einseitige diesseitige ndor jenseitige öffent- 
liche Interesse y bezw. das iotemationale öffentliche Interesse 
am internationalen Verkehr vorwiegende Bedeutung hat. 
Die verschiedenen Seiten de« Eisenbahnwesens treten aber 
nicht gleichzeitig in diese aul* iiianderf«>lg«-'nden Eiitwickelungs- 
.stufen ein. Wührmd in der einen Beziehung schon das 
Interesse der zweiten, bezw. dritten Stufe vorwiegende Be- 
deutung erlangt hat, besitzt in anderer Hinsicht noch das 
Interesse der ersten bezw. zweiten Stufe diesen ttberwiegenden 
Einffufs. 

Auch räumlich vollzieht sich der Fortschritt von der 

einen zu der anderen Entwickelungsstufe nicht uberall gleich- 
zeitig. 

Vielmelir erlangt vielfach in einem engeren räundiehen 
internationalen Bereich das Interesse der zweiten, bezw. dritten 
Stufe vorwiegende Bedeutung, während in weiterem räum- 
lichen internationalen Bereich, oder auch in einem anderen 
räumlichen internationalen Bereich noch das Interesse der 
ersten bezw. zweiten Stufe Oberwiegenden Einflnfs hat 

Insoweit in zusamnicngcsctzteu Staatsgebilden nicht die 
Keichsgewalt oder nicht bioi's die Keichsgewalt, sondern auch 
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die EinzelstHAtagewalten die Öffentlichen Interessen im Hin- 
blick auf das EisenlHilinwesen wahrzunehmen und su ver- 
treten haben, hat die tiber das Gebiet eines einzelnen Einzel- 
staates liinauölülireiHle KiUwickcluiig des EiNenl);ihiiwesen> 
und EiöcnV)ahnverke]n's auch dort in gewissen! (rracle einen 
internationalen Charakter. Deshalb gehört die Betrachtung 
dieser Verhältnisse in zusammengesetzten Staatsgebilden in- 
soweit auch in eine intemationalrecbtliche Untersuchung.^ 

Innerhalb der zusammengesetzten Staatsgebilde aber 
schreitet diese gewissermafsen internationale Entwickelung 
rascher voran und macht sii li in umfassenderer Weise be- 
merkbar. Dies gilt insb<'Sondere hinsielitlii'h des Fortschrittes 
von der zweiten zu der dritten Eutwickeluugsstufe, weil 
zwischen den Einzelstaaten zusammengesetzter Staatsgebilde 
überhaupt eine gröfsere Gemeinsamkeit der öffentlichen 
Interessen besteht und diese Gemeinsamkeit der öffentlichen 
Interessen überdies zum Teil durch die Reichsgewalt einheit- 
lich vertreten und gefördert wird. 

Dem Vorstehenden entspreebend wird die internati'jnalc 
Entwiek«'lung in Beziehung auf Eisenbahnwesen und Eisen- 
bahnverkehr auf der ersten Stufe vorwiegend selbständig von 
den Eisenbahnen, internationalen Vereinen und Verbänden 
derselben hervorgerufen, zum Ausdruck und zur Anerkennung 
gebracht 

Auf den späteren Entwickelungsstufen aber geschieht 
dies insbesondere durch die Staaten und namentlich auf der 
dritten Stufe durcli internationale \'erträge. Vereinigungen 
u. s. w. der Staaten, während die Eisenbahnen zwar auch 
noch femer an der internationalen Entwickelung mitschaffen, 
aber zum grofsen Teil nicht mehr selbständig, sondern in 
Abhängigkeit von den internationalen öffentlichen von den 
Staaten ausgehenden Satzungen. Freilich kreuzen sich, wie 



* Audererseits gehört die Jtetraclituug , weim der Au^gaugspiiukt vou 
der Wahmditnang und Vertretong der gemeiassmen dfiendichen Interessen 
durch die Reichsgewalt genommeti wird, in stsatsrechtiicbe Untemachangeii. 
Hier bandelt es sich eben um Verh&ltnisse, denen nwn durch dnseitig 
ftchMBnatisdie Einswäiigung nur unter Btsatsrecbtltcbe od«r nur unter inter- 
nationAlrechtiiche Begriffe nicht gerecht werden kann. 
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die verschiedenen Entwickelungsstufen » so vielfach die von 

den verschiedenartigen Faktoren aufigehenden iuteniationaleu 
Biklunf!:eii. Die Kiitwickelimg eifolgt aiif keiner Stufe 
ausschliefslich nur durch eine Art der vorerwähnten 
Faktoren. — 

Die internationale Kntwiekelung des Eisen halinwesens und 
Eisenbahnverkehrs erfolgt im Hinblick auf die dreierlei 
Arten von Interessen durch zweierlei Arten selbständiger 
Organisationen. 

Die Organisation der Eisenbahnuntemehmung ist eu- 
nächst nm des eigenen Interesses der letzteren willen ins 
Leben gerufen. 

Die Staat8orgaiii«ation ist zunächst im Hinblick auf 
die öffentlichen Interessen der Staatisbevölkerung geschaffen, 
bezw. zu deren Wahrnehmung bestimmt und vertritt in- 
sofern das einseitige öffentliche Interesse am intematioDaleD 
Verkehr. 

Die dritte Art von Interesse , welche die internationale 
Entwickelung des Eisenbahnwesens und Eisenbahnverkehrs 

bedingt, das internationale öffentliche Interesse am inter- 
natiuualen Verkehr hat keine belbstündige einheitliche im 
Hinblick auf jenes und ft\r jenes gescliafteiie Or^%Hni Nation. 
Die Wahrnehmung des internationalen öffentliciien Interesses 
am internationalen Verkehr wird bewerkstelligt, indem eine 
hierauf gerichtete internationale öffentliche Bechtspflicht jenen 
beiden Arten von Organisationen , den Eisenbahnoi^ni- 
sationen und den Staatsorganisationen , erwächst, welche 
gleichseitig nach dem Obigen Träger je eines besonderen 
Interesses sind. 

Die rechtliche Möglichkeit, Wirklichkeit und der Anlafs, 
dafs dieselben Pi^rsönliehkeiten , dieselben Organisationen in 
solcher Weise für eine zwiefache Art von Interessen, die 
unter sich im Konflikt stehen können, und zwar fUr das 
internationale öffentliche Interesse einmal in Verbindung mit 
dem eigenen Interesse, das andere Mal in Verbindung mit 
einem engeren einseitigen öffentlichen Interesse, einzutreten 
haben, bedarf eingehenderer Darlegung. 
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IV. Die Rechtspflichten zur Wahrnehmung 

gewisser Interessen 

und die rechtlichen Verhältnisse im Falle verschie- 
den er Rechtbpfiiehteu derselben (Pers(uien oder 
Organisationen) zur Wahrnehmung verschiedener 

Interessen. 

A. Die Rechtsplilchten znr Wahrurhmnng gewisser 
Interessen und die reeiitlieheii Verhältnisse im Falle 
Terschledener Eeehtspfliehten eines Einzelnen zur 
WahrnehmuDg Tersehiedener Interessen. 

§ 11. 

1. Die Begründung einer Kechtäpf 1 ic ht zur 
Wahrnehmung der Interessen Anderer. 

Eine Keclit.s}>tliclit zur \^'ahrneimlung der Interessen 
Anderer kann sich mntericll gründen: 1. auf obrigkeidichen 
Zwang , 2. auf freien erklärten Willen , 3. auf fortgesetzte 
thatsächliche Wahrnehmung der Interessen eines Ederen, 
4. auf andere thataftchliche Verhältnisse, insbesondere auf 
Innehabung und Verwaltung einer Stellung (in Beziehung 
auf Personen oder auf Güter und sai lilirhe Kräfte), welche 
tiinerseitö die fortgesetzte Möglichkeit gewährt und anderer- 
seits notwendige X'orlxdingung für die Gewährung gewisser 
Nutzungen oder ftir die Ausübung gewisser Funktionen von 
öffentlicher Bedeutung ist Auch eine Kombination vor- 
stehender Momente in Begründung der Kechtspflicht ist 
111(1 --lieh. 

Formell gründet sich die Hechts] »tiiclit in den vorunter- 
öchiedenen Fallen auf: 1. r4p.sptz (Verordnung), 2. Ver- 
sprechen (Vertrag) des Verpflichteten, 3. thatsächliche Übung 
(Gewohnheit), 4. insbesondere öffentliche Erklärung und An; 
erkennung seitens des Pflichtigen. Auch hier kann eine 
Kombination der die Rechtspflicht begründenden Formalakte 
statthaben. 
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In vielen FftUen begrandet sich eine Rechtspflicht daher 
materiell und formell anBacbliefRlich oder mit auf Willens- 
iUiTserang und Willensakte des Ptlichttgeii. > 

2» Die Subjekte der Interesäen, zu deren Wahr- 
nehmung ein Anderer rechtlich verpflichtet ist 

Die iSubjektf der IntercH^en, zu deren Wahrnehmung 
ein Anderer rechtlich verpflichtet ist, können buiiimiute andere 
Individuen , oder eine unbeätimmte offene Vielheit sein. 
Letzteren Falles handelt es sich um öffentliche Interessen. 

GriUidet sich die Rechtsptlicht darauf, dafs der Pflichtige 
eine Stellung (in Beziehung auf Personen, Güter, sachliche 
Kräfte) innehat und verwaltet, welche einerseits die fort- 
gesetzte Möglichkeit gewahrt und andererseits notwendige 
Vorbedingung ftir die Gewährung gewisser Nutzungen oder 
tur die AuMilmiig gewisser Funktionen von öffentlicher Be- 
deutung;" ist, knüpfen sich, kurz gesagt, die liechtspliichten 
an die öffentliche Stellung des Ptlichtigen an, so bildet 
den Inhalt der Rechtttpflicht stets die Wahrnehmung von 
Interessen einer unbestimmten offenen Vielheit, die Wahr^ 
nehmung öfientlicher Interessen. 

§ 13. 

A n 1 a Ts de r \^' a h r n e h m u n g verschiedener 
Interessen durch denselben. 

Der Gegenstand (Sache, sachliche Kraft, Leistung, Thätig- 
keit) der Rechtspflicht kann gleichzeitig Gegenstand eines 
eigenen Interesses oder noch einer anderen Rechtspflicht des 

Pflichtigen sein. 

Gründet sich die Rechtspthcht darauf", dals der Pfiichtige 
eine St e 1 1 n n tr (in Beziehung auf Pcr-^uiien, Güter, sachliche 
Kräfte) innohat und verwaltet, welche einerseits die fort- 
gesetzte Möglichkeit gewährt und andererseits notwendige 
« 

* Die Kechtsptlit lit crsoheint sowohl in diesen Fällen ;ils .null, wenn 
sie auf (>liri(rkeitlicli»'ii Zwaa^ ziirückzutuhron ist, vieltach nur als der recht- 
liehe AuMruck der Entwickeluttg und Gestaltuug wirtschaftlichor Verhältnist^e. 
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Vorbedingung für Gewährung gewisser Nutzungen oder tiir 
die Ausübung gewisser Funktionen von öffentlicher Be- 
deutung ist, knüpft sichy kurz gesagt, die Rechtspflicht an 
diese (Öffentliche) Stellung des Pflichtigen an, so ist der 

Gegenstand der Rechtspflicht stets auch Gegenstand mnes 
eigenen Interesses des Pflichtigen. Hat clor Pflichtige jene 
SteHung aber nicht blofs um seinetwillen, sonderu als Re- 
präi>entant um eines Anderen willen inne, m ist der Gegen- 
stand der Hechtspflicht stets auch Gegenstand noch einer 
anderen Rechtspflicht des Pflichtigen. 

§ 14. 

4. ^^'irkliche Wahrnehmung verschiedener 
Interessen durch denselben kraft Hechtspflicht 

Beispiele. 

Im Civilrecht kommen Fälle der Verwaltung eines Mit- 
eigentümers , (icjjcllsiliai'ttrs u. s, w. in st-incm eigenen 
Interesse und im Int<'n'>se der aniieren ^liteigentUmer, Ge- 
sellsciiafter; Handeln einer Person fiir sich selbst und als 
Vertreter (gesetzlicher Vertreter, Bevollmächtigter, freiwilliger 
Geschäftsführer) eines Anderen; Kontrahieren einer Person 
ftlr sich selbst und als Vertreter eines Anderen mit einem 
Dritten; Kontrahieren einer Person mit sich selbst als Ver- 
treter eines Anderen; Innehaben ^ Verwalten^ Handeln einer 
Person als Vertreter verschiedener antlcror Personen; Kon- 
lraliim*n t iiicr Person als Vertreter verscliiedener and<'rcr 
Porsonrn mit einem Dritten ; Kontrahieren einer Person in 
sich seiljst als \ ertreter verschiedener (konüahierender) 
Personen u. s. w. vor. 

Im Gebiete des Gesellschaftsrechts können Vorstände, 
Beamte, Aktionäre, Genossenschafter, Gewerke u. s. w. kraft 
Gesellschafbrechts in die Lage kommen, in Gesellscbafts- 
angelegenheiten wirken su mttssen, welche gleichzeitig ihre 
eigenen Interessen berühren.* 

^ Nstflrlich ist es möglich und kommt öfters vor, dafs durch aatori- 
tative Nonnen das Wiiken in Geflollseliafteangelegc'ubeiten imtensgl «rird, 
soweit diese Angelegenheiten gletchseitifi^ eigene Interessen b«r Ohren. 



Digitized by Google 



- 97 - 

ha Gebiete des ((ffentliehen Rechts kann der Beamte^ 

der Inhaber der obrigkeitlichen Gewalt, das Staatsoberhaupt, 
der Volksvertreter, in die Lage kommen, diensth'ch, amtlich, 
kratt öftentlli Ih'ii Kf'rhts in An;j^clefijenli('iifcii wirken zu müssen, 
welche gleichzeitig seine eigenen Interessen angehen. 

Es kann der Inhaber yerschiedener öflFentlicher Ämter, 
das Oberhaapt-yerschiedener (durch Personal- oder fiealunion 
Terbnndener) Staaten in Angelegenheiten wirken mttssen, 
welche gleichzeitig die verschiedenen von ihnen vertretenen 
öffentlichen luteruöüt'nkroise berühren. Der N'ulksvertrcter 
kann in Erfüllung seiner Recht^ptlieiit iils \'ertreter des 
Gesamtvolkes in Angelegenheiten zu wirken berufen sein, 
welche gleichzeitig den Gegenstand besonderer Interessen 
seiner Wählerschaft^ seines Wahlkreises bilden. 

In zusammengesetzten Staaten kann der gleichseitige In* 
hsber von Reichs- und Einzelstaatsttmtem, derjenige, welcher 
gleichzeitig Oberhaupt des Reichs- und eines Kinzelstaates 
ist, in Angelegenheiten wirken müssen, in Beziehung auf 
welche gesonderte Interessen des Reiches einerseits und des 
Kinzelstaates andererseits bestehen. 

In zusammengesetzten Staaten können die Regierungen 
der fünzelstaaten, die Volksvertretungen der Einzelstaaten^ 
können die Einzelstaaten selbst in Angelegenheiten wirken 
mttssen, hinsichtlich derer gesonderte Interessen des Reiches 
einerseits, der Kinzclstaaten andererseits besteben. 

§ 15. 

5. Die Rechtspflicht und der Interessenkonflikt. 

In allen obenerwtthnten Fällen liegt einem und demselben 
die Rechtspflicht zur Wahrnehmung gewisser Interessen in 

Beziehung auf Angelegenheiten ob , im Hinblick auf welche 
er auch eigene Interessen oder noch eine andere Recht^pHicht 
hat. in allen diesen Fällen können sich InteressenkonÜikte 
ergeben. 

Diese darf der Pflichtige wegen seiner Rechtspflicht nicht 
in der Weise lösen , dafe er einseitig sein eigenes Interesse 
oder das ihm näherstehende Interesse wahrnimmt Eine 

XftAfniftBB, mitalMuwp. BitnbtluMB. 7 
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solche HandluDgaweise des Rechtspflichttgen würe eine Ver- 
letsung seiner Rechtspflicht, wAre rechtswidrig. 

In manchen der obigen Fälle können Normen, welche 

für den KechtspHiehtigen autoritativ sind, demselben eine be- 
stiiuiiitc RichtBchnur für die T.iisini«^ des Interessenkonfliktes 
und bezw. tür die Losung des Konfliktes der versciiiedeiu u 
Rechtspflichten ausdrücklich geben. In vielen Fällen aber 
fehlt eine solche autoritative Norm. In Beziehung auf einen 
grofsen Teil jener Fälle ist eine solche autoritative Norm 
fUr die konkrete LOsung dos Konfliktes nach der Natur der 
in Betracht kommenden Verhä1tniBf«e unmöglich. Dennoch 
würde in diesen Fällen der Keclii>]*ilichtige we^^en der iiuw 
oblir^'-cndoii K<'(litsj)tHi'hl oder Rechtspflicliten sich einer 
Rechtswidrigkeit, einer Verletzung jeuor rechtlichen Pflichten 
schuldig machen, wimn er den Konflikt der Interessen und 
der Rechtspflichten lediglich in der Weise löste, dafs er sein 
eigenes Interesse oder das ihm näher stehende Interesse 
wahrnähme. 

Vielmelir mufs der Pflichtige, wenn es sich um den 
Kftiilliki verschiedener Reclits]triiclit»'n handelt, die Stärke 
derselben im Verhilltnis zu einmulcr abmessen. Dieselbe h.iii;:t 
wesentlich von der objektiven Bedeutung der Interessen mit 
ab, auf deren Wahrnehmung sich jene Rechtä])flichten be- 
ziehen. Bei dem Konflikt zwischen Rechtspflichten und 
eigenem Interesse oder bei dem Konflikt zwischen Rechts- 
pflichten in Beziehung auf Interessen, welche dem Pflichtigen 
ferner und iiiilior stehen, bildet die objektive Bedeutung der 
ver.scliiedeueu Interessen ein wesentliches Moment der Ab- 
messung. 

Handelt es sich um den Konflikt objektiv koordinierter 
Rechtspflichten, koordinierter Interessen, so hat der Pflichtige 
einen billigen, unparteiischen Ausgleich vorzunehmen und 
die verschiedenen Rechtspflichten, die verschiedenen Interessen 

verhftltnismäfsig zu berücksichtigen. 

Handelt es sich um den Konflikt von Rechtspflichten 
m\f\ Interessen von graduell verschiedener Bedeutung, so hat 
der Pflichtige der bedeutsameren R(h htspflicht, dem bedeut- 
sameren Interesse einen entsprechend tiberwiegenden Einflufs 
auf die Gestaltung seiner Handlungsweise zu lassen« 
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Handelt es sich nm den Konflikt von Rechtspflicbten 

oder Interessen, von welchen die oder das eine schlcehthin 
höli<n r ( »rdniing i«t, als die oder das andere, so liat der 
Pflitliti'^c seine Handlungsweise aubHclilit'l'slieli rler ersteren 
£echt8püicht, dem erstercn Interesse entsprechend zu regeln. 

Das Rang* oder Wert Verhältnis dti- auf der einen und 
auf der anderen Seite in Frage stehenden Kechtspflichten 
nnd Interessen läfst sich nicht immer generell, sondern viel- 
fach nur konkret hestimmen. Die Wichtigkeit der auf der 
einen und auf der anderen Seite in Betracht kommenden 
Lebensverhältnisse, die Intenssitiit und die Kxlcnsitiit der Be- 
diirfni>se, die Ausdehnung dos aut" der einen und auf der 
anderen JSeite interessierten Personenkreises bilden erhebliche 
Momente für die Bestininmn<^ jenes Kang- oder Wertverhält- 
nisses. Letzterer Gesichtspunkt kommt namentlich in Er- 
wägung bei Konflikten zwischen eigenen individuellen und 
OffentUcben Interessen , bei Konflikten zwischen öffentlichen 
Interessen engerer und weiterer Menschengruppen. 

§ 16. 

B. Wmhrneluiiug rmehledener Interessen darehetne 

physische Person oder durch eine Orgault»atiou. 

Die Wahrnehmung verschiedener Interessen kann 
nicht blofs durch eine und dieselbe physische Person, sondern 
auch durch eine und dieselbe Organisation erfolgen. In 

letzterem Falle kann die Kechtspfiicht zur \\'alirn< limung 
gewisser unter jenen verschiedenen Interessen der Or^^.mi- 
y.ition nicht blofs als solcher, sondern auch in Vertretung, 
in Keprüsentation der Menschengruppe obliegen, um deren- 
willen die Organisation geschaffen ist. Mit anderen Worten: 
Die Rechtspflicht kann dieser Menschengruppc selbst ob- 
liegen, diese aber dabei notwendig durch jene Organisation 
vertreten werden. Aufsor den Interessen, deren Wahrnehmung 
den Inhalt der vorerwähnten Rechtspflicht bildet, kann die 
Organisation sodann noch weitere Interessen hinsiehtlich der- 
selben Angeleg'Mdicit \\ ahrzu?i<lini*^n haben, welche ei<rene 

Interessen der Menschengruppc sind, iilr welche die Urgaui- 

7* 
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sation geschaffen ist Die Wahrnehmang dieser Interessen 
bildet ftlr die Organisation den Inhalt einer zweiten Rechts- 
pflicht. Ist die ]\[enschengruppe. um deren eigenes Interesse 
es sicli bei der zweiten RecIitspHiclit der Organisation handelt, 
eine unbestimmte offene Vielh'Mt, so sind die eig^enen Inter- 
essen dieser Menschengruppe tUr die Organisation, welcher 
die \\ ahrnc hmung dieser Interessen als eine zweite Hechts- 
pflicht obliegt, öffentliche Interessen.^ 



1 Das AllgeiiielnL- Preu/sische Landrecht, T. il II, Titel 13, handelt 
von den Hechten und Pflichten des {Staatsoberhauptes. Es erklärt sich 
aus der zur Zeit de« Erlassen de«« j>reufsischen Lnndrecht.« nlisolntistischm 
Ötaatsform PrctilscHs, dafs nach § 1 jenes Titels alle Rechte und Pt'lieliten 
des Staates (g»iiauer: der StaiiUiur{.'aiiisat.iou) gegen seine Bfir<rer und 
Öchutzverwaudteii sich in dem Oherhaupt desselben vereinigen. Was dort 
von dem Oberhaupt im Staate gesagt itst, hat daher — wenn mau von der 
besonderen Staatsfonn absieht — vom Staate aelbat zn gelten. Die §§ 2 . 
und 8 des Titels s&blen die ▼orsuglicIiBten Fflicliten des (Oberhauptes des) 
Staates g^geu die Einwohner auf tmd § 4 fibrt dann fort: 

»Dem (Oberhaupt im) Btaate gebGhren daher alle VomOge und 
Bedite, welche snr Erreiehnng dieser Endaweeke erforderlich 
sind^ 

Die Bechte stehen dem Staate also nur wegen der Pflichten desselben 
nndt soweit es zur ErfTiUiuDg der Pflichten des Staates erforderlich ist, su. 

Unter diesen Keehten w«rden nun in § 6 spcciell erwalint : 
„das Recht, Gesetze iiiul allgemeine Poli/ci Verordnungen zu geben, die- 
selben wieder aufzuheben und Erklärungen darüber mit gesetzlicher 
Kraft zu erteilen". 

§ 10 der Einleitung zum preufsischeu Laudrecht, ebenso Artikel 106 
der preußischen Verfassung vom 31. Januar 1850 erkläreu für den preufsi- 
scheu Staat und Arükel 2 de/ deutschen BridtsverfiMMung für das Deutsche 
Boich gana allgemein, dafs Qesetae verbindliche Kraft erhalten, wenn sie 
in gehöriger Form bekannt gemadit sind. Der Wordant dieser lelsteren 
Bestimmungen lalst also die Auslegung sn, und das oben über die Pflichten 
des Staates Ausgeführte erheischt die Auslegung, dafs den Gesetsen damit 
nicht nur für die Unterthancu des Staates, sondern für den Staat selbst 
verbindliche Kraft während ihres Bestehens zugesprochen wird. Nur weil 
der Staat in der Lage ist, unter Wahrung der entsprechenden Formen 
selbständig und allein die Staatsgesetze auch wieder aufzuheben, wird die 
letztere Seite der verliiudlielien Kraft der Gesetze weniger beachtet. Die- 
selbe niufM a])er si^ifort in den \'(irderjrriin(i treten, wenn es sich um RccLts- 
normen handelt, welche der .Staat, nnehdem er sie einmal eingeführt hat^ 
nicht mehr selbständig und aiiem abzuändern uder aufzuheben vermag. 
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Ebenso können die Interessen, deren Wahrnehmung den 
Inhalt der erat er en Rechtspfiicht der Organisation bildet, 
öffentliche Interessen einer anderen offenen Vielheit Yon Men* 
sehen sein. Es kann also derselben Organisation im Hinblick 

auf eine Angelegenheit die öffentliche Rechtspflicht obliegen, 
öffentliche Interessen jener Mcnschcngi u] , l'ih- welche die 
Organisation geschaffen ist, und ferner uttt-ntliche Interessen 
einer anderen Menschengruppe wahrzunehmen. Dabei ist 
möglich, dal's die erstere Menschengruppe ganz oder teilweise 
in der zweiten Menschengruppe einbegriffen ist^ und insoweit 
auch die öffentlichen Interessen der letzteren Menschengruppe 
gleichzeitig öffentliche Interessen der ersteren Menschengruppe 
bilden. Es können aber die beiden Öffentlichen Menschen- 
gruppen auch vollkommen verschieden voneinander sein. 
EndHi h kann die Organisation auch um einer geschlossenen 
indivitluciien Menschengruppe willen geschaffen und ver- 
püichtet sein, deren eigene individuelle Interessen wahrzu- 
nehmen, gleichzeitig aber die fernere Rechtspflicht haben, in 
derselben Angelegenheit die öffentlichen Interessen einer 
offenen Menschengruppe wahrzunehmen. 

Mit diesen verschiedenen Interessen, in Hinsicht auf 
welche verschiedene Rechtspflichten der Organisation be- 
stehen, kann sirh ferner ein eigene» Interesse des h itenden 
Oiganes der Organisation verknüpfen, im Hinblick auf 
dessen Wahrnehmung hinwiederum noch weitere Rechts- 
pflichten der anderen Organe der Organisation bestehen 
können. 

Die Menschengruppe. ftlr welche die Organisation ge- 
schaffen iatj ist eine .selb-tandig organisierte Menschengruppe. 
Die andere Menschengruppe, deren (öffentliche) Inter«'>s«n 
die Organisation wahrzunehmen verpflichtet ist, ist eine nicht 
selbständig organisierte Menschengruppe. 



Und selbst wenn der buiut allein über die A«tlicl»uiig der (jesetze zu be- 
befinden h»t, kommt nach obigem in Betracht, dafs er die Oenetze nicht 
nach willkflriidiein EnnetseciT sondern nor nach pflichtgemäbem die End- 
swecke Qttd •aufgaben des Staates beiücksiditigendein Ennessen auf- 
heben darf. 
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§ 17. 

C. Die Stellang und die Kcehtspfllchten der einzelnen 
Ortjt^ne der OrgrHiiIsation iu Beziehung auf die Wahr- 
nehmung der Interessen , zu deren Wahrnehmung die 
Organisation als soielie rechtilcli Terpfliehtet i»U 

Es kann sein, dafs gegenüber der selbstlindig organi- 
sierten Menschellgruppe nur das leitende ( )rgaii der Organi- 
sation, gegenüber der nicht selbständig organisierten Menschen- 
grappe nur die Organisation als Ganzes^ vertreten durch das 
leitende Organ, rechtlich verpflichtet ist, die Interessen der* 
selben wahrzunehmen. Alsdann werden die unteigeordneten 
Organe nur durch den Befehl dee leitenden Organe« au 
Akten der Interessenwahmehmung verpflichtet und hören 
infolge entgegengesetzten Befeldes des leitenden Orgain ^ auf, 
verpflichtet zu sein. Dies gilt, gleichgültig, ob das leitende 
Organ gegenüber der selbständig organisierten Menschen- 
gruppe und die Organisation als Ganzes gegenüber der nicht 
selbständig oi^ganisierten Menschengruppe die Eechtspflicht 
hat, die Interessenwahmehmung durch f^lals und durch Auf- 
rechthaltung solcher Befehle an die untergeordneten Organe 
zu bewirken oder nicht 

K« kann aber auch sein, dafs gegenüber der selbständig 
organisierten Men.sehengruppe oder gegeniiber der nicht 
selbständig organisierten Menschengruppe auch die unteren 
Organe der Organisation unmittelbar und selbständig ver- 
pflichtet sind, die Interessen jen^ wahrzunehmen. Auch in 
diesem Falle kommt für die Begründung, die Änderung und 
die Aufhebung der selbständigen Rechtspfliofat der unter- 
geordneten Organe der Organisation, wenn überhaupt,^ der 
Wille des leitenden Organes, bezw. der Organisation als 
Ganzes, und nicht der Wille der untergeordneten Organe 
in Betracht. 



* 9 Wenn Oberhaupt". Der WiUe der Of]ganisation kommt nicht in 
Betracht t wenn durch eine derselben übergeordnete Obrigkeit die Rechta- 
pAieht untergeordneter Organe der Organisation begründet iet 
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Aber in diesem Falle veriiuig das leitende Organ der 
Organisation nur insoweit, als eö die Rechts|itlielit geg(Miüber 
der selbständig organisierten oder gegenüber der nicht selb- 
ständig organisierten Menschengruppe selbständig^ zu be- 
stimmen ^ zu ändern oder anfznheben yennag und nnr unter 
Beobachtung der zu Torerwähntem Zweck erforderlichen 
Formalakte die selbständige Rechtspflicht der untergeordneten 
Organe der Organisation zu iiudern oder aufzuheben. 

Insoweit das leitende Organ der Organisation oder die 
iJrganisation als Ganzes selbständig und allein die Kechts- 
pflicht gegenüber der selbständig organisierten oder gegenüber 
der nicht selbständig organisierten Menschengruppe zu be- 
stimmen, zu ändern und aufiniheben vermag, kann die selb- 
ständige Rechtspflicht der untergeordneten Organe der Or- 
ganisation gegenüber jenen Menschengruppen im Verhältnis 
zu dem leitenden Organe der Organisation und zu der (Or- 
ganisation als Ganzem immer nur eine relativ selbständige 
sein, dämlich insofern, als die leitende Gewalt in der Or- 
ganisation in gesetzgebende, Regierungs-, richterliche Gewalt 
geteilt ist, und die Rechtspflicht der unteigeordneten Organe 
nur durch die gesetzgebende, nicht aber durch die Regierungs- 
oder richterliche Gewalt zu bestimmen, zu ändern, aufzu- 
heben ist. 

Es kann aber auch sein, dafs das leitende Organ der 
Organisation, oder dafs die Organisation als Ganzes zwar 
selbständig, aber nicht allein, sondern nur unter Mitwirkung 
Anderer die Rechtspfiicht zu bestimmen, zu ändern und auf- 
zuheben vermag. Alsdann ist eine einmal begründete selb- 
ständige Recht9pfltcht der untergeordneten Organe der Organi- 
sation ^(^genüber den in Frage kommenden Menschengruppen 
im Verhältnis zu dem leitenden Organe der Organisation und 
zu der Organisation als Ganzem absolut selbständig. 

• Das leitende Organ der Oi^anisation vermag also die seUiständige 
Rechtspflicht der untergeordneten Orn^anc der Organisation nicht zu ändern 
oder aufzuheben, wenn die seHtstiiiHlige Kechtspflicht dieser untcr^forfliirten 
Orpane nnal>hanpip von dem Willen des leitenden Organe« der Organisatiua 
ausschlicfhlich hui' dem Willen einer dieser < »rganisatiou und dem leitenden 
Organe derselben übergeordneten Autorität beruht. 
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Denn auch die gesetigebende Gtowalt in dieter Oigani- 
•ation und auch die Organisation als GanaeB Termag ftr 

sich allein diese Rechtspflicht nicht mehr ftn ftndern oder 

aufzuheben, sondern sie vemia- dies nur unter Mitwirkung 
An<ler<M\ Die uiitiTgecirtluet« !) < »rg-ane der Organi0.it iou 
müssen daher ihrer Kechtspflieht gegenüber jener Menscheu- 
gruppe nachkommen, auch wenn das leitende Oigan der 
Oiganisation y oder wenn die OiganiBatton als Ganzes sie 
jener Rechtspflicht entheben, oder ihnen die Beachtung dieser 
Rechtspfltcht direkt untersagen würde. Denn solche ein- 
seitige Enthebung oder Unter.sa^Min*; durch das leitende 
Organ der Organisatinn , oder durch die Organisation tur 
sich allein wäre rechtswidrig und rechtdungültig. 

D. Die Begrfiuduug, Änderunir, Aufhebung 
selbständiger Recht spfllehtcn einer Organisation oder 
einzeluer Organe derselben zur Wahrueiuniuig Ton 

InteresMii Anderer* 

Die Begründung, Änderung, Aufhebung selbständiger 
Kechtspiiichten einzelner untergeordneter Orgaue einer Or- 
ganisation zur Wahrnehmung von Interessen Anderer kann 
nicht durch den Willen dieser Organe , wohl aber unter 
Umständen durch den Willen der Oiiganisation, bezw. des 
leitenden Organes der (Organisation erfolgen. 

Die Begründung, Änderung, Auth»'l)ung selbständiger 
Rechtspflichten einer Organisation oder einzelner Organe 
einer Organisation kann ert'olgc;n : 

1, unabhängig von dem Willen dieser Organisation (durch 
obrigkeitliche Anordnung, infolge thatsächlicher Vorgänge 
und Verhältnisse). Erfolgt die Begründung, Änderung, Auf- 
hebung der selbständigen Rechtspflicht durch Anunitiun- 
einer der Organisation nbf'rgeordneten Obrigkeit, so ist ein 
Befehl derselben erforderlich. Die Obrigkeit ist aber in der 
Lage — wenn es sich um eine selbständige Recht.sptlicht 
einzelner Organe der Oiiganisation handelt — , diesen Befehl 
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nicht durch Vermlttelung der Orgaiiisation, aondem unmittelbar 
an jene einaelne Organe der OrganiBation zu richten; 

8. selbständig und allein durch den Willen dieser Or- 
ganisation. Handelt sich um die Boj^riindung, Änderung, 
Aufhebung einer selbständigen Kechtsptlicht einzelner Orgaue 
der Organisation, so ist ein Befehl der Organisation an jene 
Diwane erforderlich. Die Selbständigkeit der Rechtspflicht 
der Organe ist in diesem Falle — wie oben ausgeführt — 
nur eine relative im Hinblick auf die Teilung der höchsten 
Gewalten in der Organisation. Die Selbständigkeit besteht 
also nur gegenüber den höchsten Regierungsorganen und 
deren Befehlen , nicht aber gegenüber der Organisation im 
ganzen und dem Gesetzesbefelilc derselben; 

8. selbständig durch den Willen dieser Organisation, 
aber nicht durch ihren Willen allein, sondern nur unter 
Mitwirkung Anderer. Handelt es sich um die Begründung, 
Änderung, Aufhebung einer selbständigen Rechtspflieht ein- 
zelner Organe dieser Organisation, so ist auch in diesoni 
Falle ein Befehl der Organisation, bezw. des leitenden Or- 
ganes der Organisation an jene Organe erforderlich. Erst 
durch Erlals dieses Befehles wird eine selbständige Rechts- 
pflicht jener einzelnen Organe begründet. Auch zur Änderung 
oder Aufhebung der selbständigen Rechtspflicht jener Organe 
ist ein Befehl der dganisation, bezw. des leitenden Organes 
derselben an jene erforderlich. Allein die Selbständigkeit 
der einmal begründeten Rechtspfliclit jener Oigane bewährt 
sich darin, dafs der Befehl der Organisation, auch wcmui er 
von dem leitenden Organe ausgeht und wenn er ein Gesct^ea- 
hefehl ist, nicht schlechthin jene Rechtspflicht derselben zu 
ändern oder aufzuheben vermag. Der Befehl der Oigani- 
sation yermag Tieknehr jene selbständige Rechtspflicht der 
Organe nur dann zu ändern oder aufisuheben, wenn der Be- 
fehl in Vollzi(;huii,Lr (nner veränderten Rechtsregelung erlassen 
ist, welche von der Organisation unter der erfordcrlicheu 
Mitwirkung der oben erwälinten Anderen hergestellt ist. 
Umgekehrt vermag die veränderte KechtHregelung, welche 
von der Organisation unter der erforderlichen Mitwirkung 
der oben erwähnten Anderen hergestellt ist, die selbständige 
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RechtspjQicht der etiiBeliieii Organe der Organisatioii nicht ku 
ändern oder aa&uheben, solange nicht der entsprechende 
Befehl seitens der Organisation an diese Organe ergangen ist 

§ 19. 

E. Die Begrflndnng, Indernng, Aufhebung selliBtSndlger 

lleehtspflicliten der einer Organisation untergeordneten 
selbständigen Personen und Organisationen zur Wahr- 
nehmung Yon Interessen Anderer. 

Die Angelegenheiten, hinsichtlich derer Interessen Anderer 
wahrzunehmen sind, können zu denjenigen gehören, in Be- 
ziehung auf welche die einer Organibation untergoordnoten 
Personen und Organisationen a. voUkomui» n .sell)st;indig, 
oder b. zwar selbständig, aber au die Mitwirkung der über- 
geordneten Organisation gebunden, oder c. vollkommea un- 
selbständig sind und lediglich nach Mafsgabe der Verfiiguni^ 
der Ubergeordneten Organisation zu handeln haben, oder 
d. zwar selbständig, aber einem konkurrierenden Recht der 
übergeordneten Organisation dergestalt unterworfen sind, 
dafs, wenn die übergeordnete Organisation von ihrem Ver- 
lilguugsreehte thatsäelilich Gebrauch macht, die sol})Stiindige 
Bestimmung der untergeordneten Person oder Organisation 
insoweit cessiert. 

Dabei kann im Laufe der Zeit der Bereich, in welchem 
die untergeordneten Personen oder Organisationen im Ver- 
hältnis KU der ttbeigeordneten Organisation selbständig und 
besBw. unselbständig sind, eine Veränderung erfahren. Ist 
die übergeordnete Organisation gleichseitig die höchste selb- 
ständige Gewalt, so ist die jeweilige A])grenzung des Bereichs 
der Selbständigkeit und der Unselbstiüuligkeit der ihr unter- 
geordneten Personen und Organisationen in weitgehendem 
Mal'.se von dem einseitigen pHichtmäfsigeu ir^rmessen der 
übergeordneten Organisation abhängig. 

Je nachdem die untergeordneten Personen und Oigani- 
sationen hinsichtlich der Angelegenheit, in Besiehung auf 
welche Interessen Anderer wahrzunehmen sind, selbatändig, 
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beschränkt selbütäiidig, unselbstäudig sind, oder üiuer koii- 
kurrierondon Verfügung der übergeordneten Organisation 
unterliegen, erfolgt* die Begründung, Änderung, Aufhebung 
selltstiindiger Rechtöpflichten der untergeordneten Personen 
und Organisationen zur Wahrnehmung der Intereasen Anderer 
durch die untergeordneten Personen und Oiganisationen 
allein oder durch sie unter Mitwirkung der übergeordneten 
Organisation oder durch die übergeordnete Organisation. 

Ert'olgt die Begründung u. s. w. jener Kechtspflichten 
durch die übergeordnete OrL^•lni8ation , so bedarf es zu der 
B^ründung auch eines Befehles derselben an die unter- 
geordneten Personen oder Organisationen. 

Je nachdem in diesein Falle die iibergeordnete Orpuii- 
sation allein, oder unier ^litwirkunf^ Anderer (ihr Koordi- 
nierter) die selbständigen Kechtsptliciiteu der ihr unter- 
geordneten Personen und Organisationen bestimmt, sind die 
selbständigen Rechtspflichten der letzteren im VeThältnts zu 
ihr r e 1 a t i y oder absolut selbstttndig und im Verhältnis zu 
denen, deren Interessen krafi jener selbständigen kechts- 
pflichten wahrzunehmen sind, — wenn der konkrete Pflicht- 
inhalt tVir deren eigene Handlungen richtunggebend und den- 
Helben bekannt gemacht ist, — formell oder formell und 
materiell bindend. 

Als übergeordnete Organisation kommt insbesondere der 
Staat in Betracht, welchem untergeordnet sind physische 
Personen (Staatsbürger, Einwohner) und Organisationen. Zu 

den dem JStaat untergeortliu len Organisationen gehören u. a. 
auch die Eisenbahnunteruehmungen. 



* Vorausgcsetit, dafs überhaopt für die Begründmigt Ätiderang, Anf- 
liebuDg der flelbstindigen Kechtopfliehten der Wille entweder dieser über« 
geordneten Oiig;ani«ation oder der untergeordneten Personen und Organi* 
aationen und nicht ▼lelmehr der Wille einer noch höheren Organisation 
oder thatsüchliche Verhiltnisse und Vorginge malsgebend sind. 
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§ 20. 

F. Die Bindung einer reclitspflielitigen Organisation 
imd bezw« einzelner selbständig rechtoplUehti^er Organe 
oder üntertlianen einer Organisation an einen konkreten 

Pfliehttnhait 

L Im allgemeinen. 

Besteht eine Rechtspfliclit zur Wahmehiiiung von Inter- 
essen Anderer, so kann dem Ermessen des Reclit>| flicbtigen 
ttberlassen sein, was er behufs Wahrnehmung jener Interessen 
au thun hat Die Rechtspflicht kann einen nach dem fir- 
messen des Rechtspflicbtigen aussufUllenden Blankettinlialt 
haben. Das Ermessen des Rechts))flichtigen ist aber dennoch 
kein freies, sondern ein durch die Kechtspflicht gebundene». 
Es mufs pflichtgemilfs sein. 

In gewissen VerhUltnissen kann e.s ^^cnii^^tMi, tials der 
Rechtspflichtige das pflichtgeraiirse Ermeäsen lediglich in Be- 
ziehung auf die unmittelbare Gegenwart, auf die unmittelbar 
von ihm vorzunehmenden einzelnen konlireten Handlungen 
walten lasse. Andere Yerhttltnisse sind derartig, dafs der 
Rechtspflichtige sich pflichtgemäfs einen Plan macht, nach 
welchem er in Zukunft in Wahrnehmung seiner Rechtspflicht 
handeln wird. 

Der Kcciii.spflichtige kann di<'.soii Pinn denjenigen ))ekaunt- 
machen , deren Interessen er wahrzuueliuien verpflichtet ist. 
Handelt es sich um die Rechtspflicht zur Wahrnehmung 
öffentlicher Interessen, so geschieht dies durch öffentliche 
Bekanntmachung des Planes.^ 

Die Bekanntmachung und eventuell die öfTentLiche Be- 
kanntmachung des Planes an diejenigen, deren Interessen 
der Rechtspflichtige wahrzunehmen verpflichtet ist, kann ins- 
besfindere erlolgen, wenn es sich um derartige Verhültnisse. 
liandelt, dafs nach dem Inhalt den l'lane.s das eigene Ver- 
bal teu, die eigenen Handlungen jener sieb richten. 



> Z. B. FeststeUunjir u^*^ VerolFentlichang de« StaatfibMishsltpItiiM. 
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Hat der Bechtspflichtige pflichtgemäfs einen Plan Air 
seine künftigen Handlungen gemacht, so kann er 8])iiter nach 
erneuter pflichtgemnfser Prüfung der Verhältnisse pflicht- 
gemäfs von dem Plane abweichen und denselben fallen 
lassen müssen. Dien gilt im allgemeinen auch d.mn , wenn 
der Kcchtspflichtige den Plan denjenigen bekannt gemacht 
hatte y deren Interessen er wahi*zunehmen verpflichtet ist. 
Der Rechtspflichtige ist verpflichtet, die Interessen jener 
wahrzunehmen. Die Bekanntmachung des Planes ist im 
allgemeinen nur ein sekundärer Akt der Interessenwahr- 
nehmung. 

Ergiebt die später erneute {»Hiehtgemäfse Prüfung die 
>«üt\vendigkeit, von dem Plane abzuweichen, ndcr denselben 
fallen zu la.s.sen, so hat der KN-cht.-^pflichti^'r ptliehtgemäls 
ohne weiteres nach dem al>^^e.inderten Plane, bezw. unter 
Fallenlassen des Planen zu handeln. £r hat möglicherweise 
die sekundäre Pflicht , die Abänderung, das Fallenlassen des 
frttheren Planes auch wieder jenen hekanntzumachen, deren 
Interessen er wahrzunehmen verpflichtet ist Allein er mufs 
pflichtgemäls nach dem ahgettnderten Plane , bezw. ohne 
Rücksicht auf den frülier< n Plan verfahren, auch ohne dafs, 
und auch ehe die neue Bekanntmachung an die Interessenten 
erfolgt ist. 

Kurz gesagt: Der liechtspllichtige muTs seiner Kechts- 
pflicht gemäls handeln. Die im voraus erfolgte frühere 
Erklärung, was seiner Rechtspflicht in Zukunft entsprechen 
werde, hat nur sekundäre Bedeutung. 

2. Formelle Bindung. 

Anders iist aber die Sachlage, wenn der bekannt^eniaclite 
Plan derartige Verhältnisse betnfft, dafs nach dem Inhalt des 
Planes das eigene Verhalten, die eigenen Handlungen derjenigen 
sich richten, deren Interessen der Rechtspflichtige wahrzu- 
nehmen verpflichtet ist und um derenwiUen er den Plan' ge- 
macht hat. Die im yoraus erfolgte frühere Erklärung des 
RechtBpflichtigen , was in Zukunft seiner Rechtspflicht ent- 
sprechen werde, hat in diesem Falle nicht mehr blofs eine 
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sekundftre, abgeleitete, sondern eine selbständige Bedeutung. 
Mag immer der Rechtspfliclitige später auf Grand erneuter 
pflichtgemärser Prüfung der Verhältnisse zu der Überzeugung 

kommen, dafs tiiie Ab.inderung oder das Fallenlassen des 
früheren Planes B* inor Re<*htj«prticlit entspreche, so darf er 
in Beachtung seiner Kcclitf>])tlicht dc niiorh nicht unmittelbar 
auf Grund dieser neuen Überzeuguug handeln. Denn er 
würde dadurch die Interessen derjenigen, deren Interessen 
er wahrzunehmen yerpflichtet ist, verletzen, weil er einen 
Widerstreit zwischen seinen Handlungen und den durch den 
frtlher bekannt gemachten Plan bestimmten Handlungen jener 
erzeugte. Deshalb mufs der Rechtspflichtige, wenn er später 
auf Grund erneuter pflichtj^emärser l*rüfiin^ der Verhältnisse 
zu der Uberzeugung k<»nnnt. dafs eine Ali?inderung oder das 
Fiillenlasiscn des früheren Planes seiner Keelit.^})flicht ent- 
spricht, in diesem Falle zunächst denjenigen, deren Interessen 
er wahrzunehmen verpflichtet ist, die Abänderung oder das 
Fallenlassen des früheren Planes bekannt machen. Dann 
erst darf er pflichtgemäfs nach dem abgeänderten Plan, bezw. 
ohne Rücksicht auf den früheren Plan handeln. Kurz ge- 
sagt: Macht der Rechtspflichtige denjenigen, deren Interessen 
er wahrzunelnnen verpflielitet ist, einen Plan von solchem 
Inhalt bekannt, dafs aueli deren eigeiKj.s Vorhalten, deren 
eigene Handlungen sich nach jenem IMnne richten, so bindet 
er sich bis zu anderweiter Bekanntmachung an die Inne- 
haltung dieses Planes; so erkennt er solange seine Pflicht 
zur Innehaltung des Planes an, selbst wenn nur sein eigenes 
Ermessen darüber bestimmt, was er zur Wahrnehmung der 
Interessen jener zu thun hat 

Es kann nach der Beschaflbnheit der A'crhältnisse zur 
Kechtspflielit des Rechtspflichtigen gehdieii, dafs derseli>e 
denen, deren Interessen er wahrzunelimen hat, einen Plan 
der vorbezeichneten Art bekannt macht. 

Die Verhältnisse können ferner erfordern, dafs der 
Rechtspflichtige in Wahrnehmung der Interessen derjenigen, 
deren Interessen er wahrzunehmen verpflichtet ist, einen Plan 
mache, nach dessen Inhalt er dir die Zukunft dritten Per^ 
sonen Pflichten auferlegt Alsdann ist notwendig, dafs der 



Digitized by Google 



Plan diesen Drittem zur Nachachtun^ t>ekaiint gemacht werde. 
Handelt es sich um die Auflage von PfÜchtt n an bestimmte 
Dritte, 35. B. an Beamte, an Organe einer Organisation^ an 
einen einzelnen Unterthan (z. B. an eine Eisenbahnoi^aai- 
sation), so kann der Plan diesen Dritten besonders — z. B. 
durch specieUe Dienstanweisung u. s. w. — bekannt gemacht 
werden. Handelt es sich aber um die Auflage von Pflichten 
an eine unbcbtimnit»' ort'eiie Vielheit, z. l'j. an die Staatsbürger, 
so mufs der Plan öffentlich bekannt •^'t'iiiacht werden.^ 

Die öffentliche Bekaniitmaciiuiig iiiaclit aber notwendig 
den Plan nicht blofs denjoiiii^^en , im Hinblick auf welche 
dieselbe erfolgt ist — im vorliegenden Falle also nicht blofs 
den dritten Pflichtigen — , sondern allgemein bekannt Die 
öffentliche Bekanntmachung macht den Plan also insbesondere 
auch denjenigen bekannt, deren Interessen der liechts- 
Pflichtige wahrzunehmen verptlichtet ist und um dereuwillen 
er den Plan g-eniacht hat. 

Hat nun der Plan einen solchen Inhalt , dafs das eigene 
Verhalten ; die eigenen Handlungen derjenigen, deren Inter* 
essen der Rechtspflichtige wahrzunehmen verpflichtet ist, sich 
nach dem Planerichten, so bindet der Rechtspflichtige, in dem 
er den Plan im Hinblick auf die darm Dritten für die Zu- 
kunft auferlegten Pflichten öf!entlich bekannt macht, notwendig 
auch sieh selbst ^xogenüber denen, deren Interessen er wahr- 
zunehmen verpflichtet ist, an die 1 nnelialtimf]; des Planes 
und erkennt seine Pflicht zur Innehaltung des Planes jenen 
gegenüber an, weil er durch die öflentliche Bekanntmachung 
den Plan auch zu ihrer Kenntnis bringt. Dieser einmal 

' Die diSenfliche Bekanntmachuiiir der StutageBetzc wird in der Regel 
nur unter dem Gesichtspunkt betrachtet, dafs sie ein Erfordernis bildet, 
um die Staatsgesetzc för die der staatlichen Autorit&t untei^eordneten 

Dritten, welclion in dem (iesetze Pflichten auferle^ werden, reclitsverbind- 
lieh zu maclien. Die ottentliohe Ikkauntinachun^ ist aber nach ein wesent- 
liches Monieut, um die eigene PHichten des 8tantt'> frc^'CTifiljor «lonon, 
d^TCTi Interessen er walirznnchmcn liat, an einen konkreten Ptiiohtinhalt 
zu binden nnd umgekehrt den letzteren ein IJerht riuf die Wahrung des in 
dem <4p«?pt/.e t"estgest**l!ten konkreten Pflii iitiiilialti erst<Mi« spiten" des 
fetaate.-i lind zweitens 8eiten.s der oben erwähnten dem Staate untergeord- 
neten Dritten zu. geben. 
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ttnerkannten Reehtspflieht femftfs bleibt der Eechtspflichtige 

denen, doiuii Interessen er walirzunelimen verpHichtet ist, an 
(He Tnnchaltung des Planes gebunden, solange nieht der Plan 
iibgeäudert oder aufgehoben un<l die Abänderung oder Auf- 
hebung jenen — und zwar eventuell öffentlich — bekannt 
gemacht ist. 

Durch pffichtgemä&e Au&tellong einen Planes ftlr die 
Zukunft wird der Blankettinhalt der Rechtspflicht desjenigen, 
welcher zur Wahrnehmung der Interessen anderer verpflichtet 
ist, in einen knnkreteii Inhalt unig^'wandelt. Wird der Inlialt 
der Rechtspliicht nur dun^h das eigene pflichtgeroüfse Er- 
messen des Rechtspflichtigen bestimmt, so wird nur eine 
formelle Bindung desselben dadurch bewirkt^ dais er den für 
eigene Handlungen jener bedeutungsvollen Plan denjenigen 
bekannt macht, deren Interessen er wahrzunehmen yerpflichtet 
ist. Diese formelle Bindung besteht darin, dafs der Recht»- 
pflichtigo an den kunkreten Inhalt seiner Reciitspflieht nach 
^lai'sgabe des autgestellten und bekannt gemachten Planes 
zwar gebunden ist, aber nur solange^ als er nicht durch eine 
neue Bekanntmachung an diejenigen ^ deren Interessen er 
wahrzunehmen verpflichtet ist, den Plan abändert oder auf- 
hebt, und damit den konkreten Inhalt seiner Rechtspflicht 
yerllndert oder wieder in einen Blankettinhalt verwandelt 

3. Materielle Bindung. 

Anders aber, wenn der Inhalt der Rechtspflicht zwar 
durch das eigene pflichtgemäCse Ermessen des Rechtspflichtigen, 
aber nicht durch sein firmessen allein, sondern unter 
Mitwirkung Anderer bestimmt wird. Nur unter Mit- 
wirkung des Rechtspflichtigen kann in diesem Falle der 
Blankettinhalt der Rechtspflicht desselben in einen konkreten 
Inhalt umgewai fielt, nur unter seiner Mitwirkung der einmal 
hergestellte konkrete Iniialt der Rechtspflicht in einen anderen 
konkreten Inhalt verändert oder in einen Blankettinhalt 
surlickverwandelt werden. Allein andererseits kann nur 
unter Mitwirkung der Anderen der Blankettinhalt der 
Rechtspflicht in einen konkreten Inhalt und der eine konkrete 



Digitized by G( 



Inhalt wieder in einen anderen konkreten iuijak oder einen 
Blank<»ttinhalt iimgevvantlclt werden. 

Öol.uiire die erforderliche Mitwirkung der Anderen bei 
der Bestimmung des Inhaltes der Rechtspfliclit nicht ein- 
getreten ist, hat und behält die Rechtspflicht des Rechts- 
pflichtigen gegenüber denen ^ deten Interessen er wahnsu- 
nehmen verpflichtet ist, einen B]ankettinhalt. Hat aber unter 
Mitwirkung jener Anderen die Rechtspflicht einen konkreten 
Inhalt erhalten, 80 ist der Ht'c-htsj)riiehtige im'Verhidtnis zu jenen 
Anderen an diesen materiellen Inhalt seiner Keehtsptlicht ge- 
bunden , solange dieser Inhalt nicht unter Mitwirkung jener 
Teründert wird. 

Hat nun der Rechtspflichtige den unter Mitwirkung 
jener Anderen hergestellten konkreten Inhalt seiner Rechts^ 
pflicht denjenigen, deren Interessen er wahrzunehmen ver- 
ptiiehtet ist, bekainit gmiacht, und ist der so bekannt ge- 
machte Inhalt der Rechthptiicht ftlr di(» ei;xonen Handhingen 
der letzteren bedeutungsvoll, so ist der Kechtsptlichti^e denen, 
gegentiber, deren Interessen er wahrzunehmen verpflichtet ist, 
formell und materiell gebunden. £r ist formell gebunden, 
weil er erst durch eine neue Bekanntmachung an dieselben 
seiner Rechtspfiicht einen anderen Inhalt oder einen Blankett- 
inhalt geben könnte. Er ist materiell gebunden, weil er für 
sich allein — nline Mitwirkung der oben erwähnten An- 
deren — diesen anderen Inhalt seiner Keehtsptlicht oder 
den Blankettinhalt dersel))en nicht herstellen kann. 

Er kann flir sich allein den Inhalt seiner Reelitspflicht 
rechtlich überhaupt nicht andern. Er kann fUr sich allein diese 
Änderung daher auch nicht dadurch zuwege bringen, dafs 
er denen, deren Interessen er wahrzunehmen verpflichtet ist, 
erklärt und bekannt macht, er habe den Inhalt seiner Kechts- 
pflicht geändert. 

Ungeachtet dieser neuen Bekanntmachung bleibt er denen, 
deren Interessen er wahrzunehmen hat, nach Maüsgabe des 
denselben früher bekannt gemachten und noch fortbestehenden 
konkreten Inhaltes seiner Rechtspflicht gebunden. Mit an- 
deren Worten: Der Rechtspflichtige bleibt an den unter Mit- 
wirkung der Anderen hergestellten und früher von ihm 

KftvfmaBa, ]illti]«iirop. Eimteliiiftt. 8 
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bekannt gemachten Plan denen gegenüber gebunden , deren 
InU ressen er wahrzunehmen hat. 

Hat nun der Plan einen solchen Inhalt, dafs (iadurch 
Dritten. %. B. Beamten, Organen, Staatsbür^jern . Pfliclit'-n 
auferlegt worden sind, so bleibt der Rechtspflichtige auf alle 
Fälle denen gegenüber, deren Interessen er wahnanebmen 
Terpflichtet wt, gebunden, dafs er f^ir die Beachtung dieser 
Pflichten durch die betreffenden Dritten — also durch die 
Beamten, Organe, 'Staatsbürger u. s. w. sorgt 

Sind aber diese Dritten — also Beamte, Organe, 
Staatsbürger n. s. w. — in dem nljen envülmten Sinne un- 
mittelbar TiTid selbständig verpHiclUet worden, die Interessen 
wahrzunehmen, zu deren Wahrnehmung der ReelitspHichti^i:« 
verpflichtet ist, so aind in dem hier behandelten Falle die 
Pflichten dieser untergeordneten Dritten absolut selbständig 
im Verhältnis zu dem Rechtspfiichtigen, und letzterer vermag 
für steh allein diese unmittelbaren und selbständigen Pflichten 
,der Dritten weder abzuändern, noch aufzubeben. Denn nur 
unter Mitwirkung der oben erwähnten Anderen konnte der 
Reehtspfliihtipi^e den Plan herstellen und nur unter Mit- 
wirkung jener kann er den Plan ändern oder aufheben, 
durch dessen Inhalt der konkrete Inhalt der .selbständigen 
Pflichten der drm Rechtspflichtigen untergeordneten Dritten 
bestimmt wird. Nur unter Mitwirkung jener Anderen 
vermag daher der Rechtspflichttge die selbständigen Pflichten 
der untergeordneten Dritten zu ändern oder au&ubebeni 
nachdem dieselben einmal begründet sind. Um dieselben 
aber formell zu begründen, bedurfte es eines Befehls, welchen 
der Rechtspflichtige an die Dritten erläfst und durch welchen 
er für die letzteren den von ihm unter Mitwirkung der An- 
deren hergestellten Plan in Wirksamkeit setzt. Bezüglich 
des Befehles ist zu unterscheiden : 

a. Der blofse in Gemäfsheit des gemeinsamen Planes 
ergangene Befehl des Rechtspflichtigen an die Dritten bindet 
und verpflichtet die Dritten — also die Beamten , Organe^ 
Staatsbürger — im Verhältnis zu dem Recbtspflichtigen. 

b. Der Befehl und die Bekanntmachung desselben seitens 
des Recbtspflichtigen an die An d er en, welche bei Festsetzung 
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des Inhaltes der Rechtspflichten mitgewirkt haben, bindet und 
verpflichtet die Dritten im Verhftltnis zu jenen Anderen. 

C. Der Befehl und die Bekuuiiiiiiuchung desselben seitens 
des Reohtspflichtigen an diejenigen, deren Intereasen der 
Pechtsprtit'htige walirzmiehnien liat, und deren Intei^essen die 
Dritten fortan selbständig wahrnehmen sollen, bindet und 
verpflichtet die Dritten im Verhältnis zu jenen ^ wenn die 
Rechtspflicht der Dritten solchen Inhalt hat» dais auch die 
eigenen Handlungen jener, deren Interessen wahigenommen 
werden sollen, sich danach richten. 

Erlfifst nun der Rechtspflfchtige den Befehl an die 
Dritten mittelst öffentlicher Bekanntmachung, so bringt 
er den Befehl damit allgemein zur Kenntnis, also auch zur 
Kenntnis der Anderen und zur Kenntnis clerjeuigeu, deren 
Interessen wahrzunehmen sind. 

Durch die öffentliche Bekanntmachung des Befehls an 
die D r i tten wird also unmittelbar die Rechtspflicht derselben 
im Verhilltnis su den Anderen und im Verhältnis su denen, 
deren Interessen wahrgenommen werden sollen, hergestellt 

§ 21. 

€1. Die Hantollnog und inderung des konkreten Pllleht* 
Inhnlto d«r MlMlndlgen Reehtspfllehten einer Orgnni* 
Milon, betw* einzelner Orgnne oder Unterihnnen einer 

Organisation. 

Wie die selbständige Rechtspfliclit selbst, so kann der 
konkrete Pflichtinhalt der Rechtspflicht einer Oiganisation, 
bezw. einxelner Organe oder Unterthanen u. s. w. einer Or- 
ganisation bestimmt werden: 

1. unabhängig von dem Willen dieser Organisation (durch 

obrigkeitlirlie Anordnung, ^ infolg« thatsächl icher Vorgänge 
und Verhältnisse); 

* E» ist niMglifli, »Infs <Ut konkrete PflicliTiiihalt durch obrigki'itliche 
ÄnordTitni<r bestimmt. daU aber die K«$cbt8pflicht durch den Rechtspflichtigen 
telhst gt g< aaber denen , deren Interasae er wahrsmiebiiien Terpdiehtet ht, 
begründet wird. Nseb der allerdings m. £. mit dem geltenden deutiehen 

8* 
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2. adbständig und allein durch den Willen dieser Oi^ 
ganieation. ' 

Alf^dann vuruiag" dio Or^^anisation , wenn sie, bezw. die 
einzi'liicn Organe oder Untcrlhanoii d<*i Ihon .•uicli tlurcli Uf- 
kauiumachung an diejenigen, deren iutcresssen walirzuuelmieii 
sind, formell an einen bestimmten PHichtinhalt gebunden sind, 
dennoch materiell jederseit diesen Piiichtinhalt durch eine 
anderwette Bekanntmachung wieder zu ändern; 

3. selbständig durch den Willen dieser Organisation, 
aber nicht durch diesen allein, sondern nur „unter Mitwirkung 
Anderer". 

Alsdann tritt mit der Bekanntmachung eine materielle 
Rindung der Organisation, bezw. einzelner Organe oder 
Unterthanen derselben an einen konkreten Pflichtinhalt ein, 
insofern derselbe nur durch Zusammenwirken der Organi- 
sation und der Anderen gelindert werden kann. 

Zwei Fälle sind zu unterscheiden, in welchen die < h'pmi- 
sation zwar sellistiindig, aber nicht allein, sondern nur unter 
Mitwirkung Anderer den konkreten Pflichtinhalt ihrer 
Kechtspflicht oder der selbständigen Rechtspflicht einzelner 
ihrer Organe oder Unterthanen zu bestimmen und zu ändern 
vermag: 

«1. unter ^Utwirkun^ ( ines ü b « rp^e o rd neten Anderen. 
Die Orgnnisatidii kann bei Re.stinimung und Änderung des 
Inhalts der Kechtspflicht an die Mitwirkung Anderer ge- 
bunden sein, weil sie der Autorität dieser Anderen unter- 
stellt ist. £s kann z. B. die Eisenbahnorganisation in dieser 
Weise an die Mitwirkung der ihr Übergeordneten Staats- 



lu ;rlisr< i litf nicht in Einklang stchviukn Praxis wiinl«' z. B. hierher pe- 
liüreu , dafs der deutsclio Huiulesrat das IJetrieb.sjegl« im nt (die Verkehrs- 
ordouug) der deutschen Eiseubaltuea einseitig nwifsgeblich beschliefst und 
iestfltellt, dafs aber die deutschen Eisenbahnen »elbst alndanu das Hetriebs- 
reglement (die Verkehnordniing) dem Verkehrspublikum gegenüber einführen 
und in Geltnngp aetaen. 

' Die selbstilndige Rechtspflicht und der konkrete Pflicfatiiihalt der 
Bechtspflicht von Unterthanen einer Organisation kann au&erdem, soweit 
diese Unterthanen selbständig sind) dnrcb deren eigenen Willen bestimmt 
werden* 
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gewalt gebunden sein. Dieae Mitwirkung einer übergeord- 
neten Autorität kann erforderlich sein: er. wenn es Bich um 
eine Rechtspflicht der Organisation oder einzelner Organe 

oder Untertiiaiien^ derselben g'eorenüber der selbsUlndiii; organi- 
sierten Menscliengruppe . für welelie die Or^TAnisation ge- 
«chaffen ist, z. B. um eine Hechts pÜicht der Eisenbahn- 
Organisation, bezw. gewisser Eisenbahnorgane gegenüber den 
Aktionären der Eisenbahngesellschaft ^ ß, wenn es sich um 
eine Reehtspflicht der Organisation oder einselner Organe 
oder Unterthanen derselben gegenOber einer nicht selbständig 
or?2:ani8ierten Menschen^^-ruppe handelt; also z. B. um eine 
Ivr« ht -pflicht der Eisenlialmorganisatiun, bezw. gewisser Eisen- 
buiiuorgane gep^enüber dem Verkehrspnblikum. 

b. unter Mitwirkung koordinierter Anderer , ins- 
besondere wenn die Wahrnehmung des w^ahrzu* 
nehmenden Interesses den Leistungsbereich der 
einseinen Organisation tiberschreitet. Die Organi- 
sation kann bei Bestimmung und Änderung des Inhaltes der 
KetlitsptlicLt an die Mitwirkung koordinierter Anderer ge- 
Ijunden sein, weil die Interessen, deren Wahrnelnnung ihr 
als Reehtspflicht obliegt, derartig sind, dafs die Wahrnehmung 
derselben die Leistungsfähigkeit und den Leistungsbereich 
der einzelnen Organisation überschreitet und nur durch ein 
Zusammenwirken dieser Oi^nisation mit Anderen möglich 
ist. Die Rechtspflicht zur Wahrnehmung dieser Interessen 
kann daher nur gewahrt werden, indem die eine Organisation 
ihre ThUtigkeit mit der der anderen verknüpft, sie einerseits 
von der Thiitigk'Mt der letzteren abhiln^'f^ niaelit, sie aber 
andererseits als Erji^aiizung der Thätigkeit der letzteren zur 
Verfügung stellt. Der Inhalt der Rechtspflicht kann daher 
nur unter Herstellung wechselseitiger Abhängigkeit und Be- 
dingtheit der koordinierten Organisationen hergestellt und be- 
stinmit werden. Die wechselseitige Abhängigkeit und Be- 
dingtheit der Organisationen kann aber rechtlich nur durch 
Zusammenwirken derselben zuwege gebracht werden. Des- 



* Dies Mtct Toniiu, daTa die betreffende Oiffsnisation Unterthanen hat, 
was natOrlich bei einer EisenbahnorganiMition nicht der Fall ist 
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halb kann auch der Inhalt der KechUpflicht in dem vor- 
liegenden Falle nur gemeinschaftlich durch Zusammenwirkeu 
der mehreren Organisationen konkret bestimmt werden* 
Der in solcher Weise gemeinschaftlich bestimmte konkrete 
Inhalt der Rechtspflicht kann aber rechtlich auch nur gemein- 
schaftlich durch Zusammenwirken der Organisationen gettndert 
werden. Daraus folgt mittelbar, dafs ohne yorgängige ge- 
Tneinschaftliclie Andernn^s bezw. Beseitigung des kon- 
kreten Inhaltes der KechtspÜicht aucli die llechts- 
p flicht selbst nicht mehr einseitig geändert, bezw, 
au^ehoben werden kann. Ist die Rechtspflicht zur Wahr- 
nehmung von Interessen, deren Wahrnehmung die Leistungs- 
fähigkeit und den Leistungsbereich der einzelnen Organisation 
Überschreitet, daher einmal für die mehreren in Betracht 
kommenden Organisationen (und bezw. deren einzelne Organe 
oder Unterthanen) unter gemeinsamer Feststellung des kon- 
kreten Inhaltes der Kcchtsjifiiclit begründet worden, so kann 
diese Reclitspflicht — soweit sich nicht aus jenem konkreten 
Ptiichtinhalt selbst etwas anderes orgic'bt* — nurmehr geändert 
und aufgehoben werden, nachdem die beteiligten Organisationen 
gemeinschaftlich den Pflichtinhalt entsprechend geändert haben» 

Die Bechtspflicht zur Wahrnehmung jener Uber den 
Leistungsbereich der einzelnen Organisation hinaus ausge* 
dehnten Interessen kann aber insbesondere durch den £reien 
erklärten Willen der mehreren Organisationen begründet 
werden oder sich als eine Konsetjuenz iusibcsonderc der 
öficntlichen Stellung nnd Funkriünen derselben ergeben. 
Auch letzteren Falles kann dir Begründung der Reehtspflicht 
durch ausdrückliche iijrklärung der Organisationen festgestellt 
und anerkannt werden. 

Sind nun die Willenserklärungen der mehreren Oigani- 
sationen, durch welche die Rechts^icht begrttndet, oder die 
B^ttndung derselben anerkannt worden ist, mit dem gemein- 
schaftlich von den Organisationen festgestellten konkreten 



^ Z. B. Beschränkung der Geltung des Pflichtinhsltea auf einen be- 
stimmten Zeitmum, Oew&hnmg einseitigen Kündignogs- oder Sficktiitte- 
recht« u. s. w. 
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Ptiichtiiihalt seitens der Organisationen denjenigen bckMiint 
gemacht worden, deren Interessen wahrzunehmen die Organi- 
sationen verpflichtet sind, und ist dieser konkrete Pflicht- 
inhalt, der festgestellte Plan des zukilnftigen Verfifthrens der 
Organisationen, derartig, dafs danach sich die eigenen Hand- 
lungen deijenigen richten , deren Interessen wahnsunehmen 
sind, so sind die Organisationen materiell und tumiell jenen 
gegenüber an die Iniiehaltun^^ diesem Tlaaeb gebunden, bis 
sie auf Grund gemcinschattiicii erfolgter Abänderung oder 
Aufhebung des Planes diese Abänderung oder Aufhebung 
durch erneute Erklärungen denen, deren Interessen wahrzu- 
nehmen sind, bekannt gemacht haben. 

Das, was hier bezüglich der Rechtspflichten der Organi- 
sation ausgeführt ist, gilt ebenso — unter den oben dar- 
gelegten Voraussetzungen — hinsichtlieh der selbständigen 
Rechtspfliehten der jenen untergeordneten Dritten, also der 
Beamten, Organe, Staatsbürger u, s. w* £s würde rechts- 
ungültig und rechtlleli irrelevant sein, wenn eine einzelne 
der mehreren Organisationen nachtrifglich einseitig den Befehl 
an die ihr unteigeordneten Dritten zurückzöge, dessen Erlafs 
eine der Bedingungen war, um die selbständigen Rechts- 
pÜieliten der letzteren zu begründen. 

Die Organisation, welche für eine selbständig organisierte 
Menschengruppe geschaffen wird, wird so geschaffen, dafs 
die Wahrnehmung der dabei ins Auge gefafiten Interessen 
jener Menschengruppe der Leistungsfkhigkeit und dem 
Leistungsbereiche dieser einen Organisation möglich ist. 
Allerdings können spJIter neue Interessen jener selbständig 
organisierten Menschengruppe in Betracht kommen, welche 
jene C)r^ajiisation nur unter Mitwirkung Anderer wahrzu- 
nelinien vernuig. A) »gesehen von letzterem Falle ergiebt sich 
die Möglichkeit, dafs die Wahrnehmung von Interessen die 
Leistungs&higkeit und den Leistungsbereich der einzelnen 
Organisation tLberschreitet und nur durch Zusammenwirken 
mehrerer Organisationen bewerkstelligt werden kann, ins- 
besondere dann, wenn es sich um die Wahrnehmung von 
Interessen einer nicht selbständig organisierten Menschen- 
gruppe handelt. Dabei ist selbstverständlich nicht ausge- 
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sclilossen , sondern nehr liftufiir, dafs diese nicht 2>elbständig 
orgauisierte ^lenseliengruppe in sich kleinere , selbstäudig 
oi^ganisierte Menschengr Uppen bcfafst. 

lat eine Rechtspflicht zur Wahrnehmung von Interessen 
Anderer y deren Wahrnehmung über den Leistungsbereich 
einer einzelneu Organisation hinausführt , aber durch Zu- 
sammenwirken verschiedener Organisationen möglich ist, 
unter gemeinsamer Herstellung eines auch die Handlungen 
jener Interessenton bestimuKMuleii Planes und konkreten 
Pflichttnhaltes durch P^rklttrnn;^^ jener mehreren ( )r^^anisationr»n 
für diese selbst und aulserdem selbständig für einzelne Or- 
gane oder Uuterthanen derselben begründet imd den Inter- 
essenten bekannt gemacht worden, so sind die rechtsetzenden 
mehreren Organisationen und selbständig die betreflPenden 
Organe und Unterthanen derselben gegenüber jenen, deren 
Interessen sie nach MaTsja^abe des Inhaltes der Rechtssatzung 
wahrzunehmen verpflichtet sind, formell und materiell in 
dem oben erörterten Sinne gebunden. Die betreffenden 
einzelnen Organe und Unterthanen haben nach Mafsgabe 
des Inhaltes jener Kechtssatzung zu verfahren, auch wenn 
die ihnen übergeordnete einzelne Organisation rechtswidriger- 
weise ihnen eine Abweichung von derselben anbefehlen sollte. 
Die einzelne Organisation kann rechtlich weder sich selbst 
noch ihre Organe oder Unterthanen von der einmal be- 
gründeten konkreten Rechtspflicht durch einseitige Akte be- 
ireien. 

In den Fallen der vorbezeichneten Art ist demnach die 
Bekaiiiitmachnn^ der Reehtssatzung an die Interessenten von 
eminenter rechtliiher liedeutung. Eine, gleichviel aus wel- 
chem Anlafs. vorgenommene «öffentliche Bekanntmachung 
ist aber stets auch eine Bekanntmachung an die Interessenten. 

Es ist sonach von aufserordentlicher rechtlicher Erheb- 
lichkeit , wenn in Wahrnehmung der Interessen einer nicht 
selbständig organisierten Menschenginippe , deren Wahr^ 
nehmung über den Leistungsbereich einer einzelnen Organi- 
sation hinausfuhrt, die mehreren zusaiiiuienwirkcnden Or- 
ganisationen durch die Verliiiltnisse veranlafst werden, die 
gemeinschaftlich festgestellten für die eigenen Handlungen der 
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luteres^eDteu bedeutsaiueu Kechti^atzungfii (iHeatlieh bekanut 
eu machen. Es kann diese Meutliche Bekanntmachung 
seitens der einzelnen Organisationen erfolgen, ohne dadurch 
den Charakter heschrftnkterer Öffentlichkeit zu erhalten. 
Allerdings aber tritt der Charakter umfassender Öffentlich- 
keit besonders markant hervor, wenn die verschiedenen 
Organ isaiiüuen eine gemeinschaftliche öffentliche Bekannt- 
machung veraiilaööcu. 

§ 22. 

H. Die formelle uud materielle Bindung einer Or- 
ganisation dureh eine mit ihrem eigenen Willen 
Ben begritsdete Reehtspfliclit in ihrer Bedeutung 
ffir die LOsnng künftiger Intereiwen« und Beehts- 

pfliehtenkonlltkte. 

Interessen- and Rechtspiiichtenkonflikte können sich er- 
geben, wenn eine und dieselbe Organisation in Beziehung 
auf dieselbe Angelegenheit ein eigenes Interesse und eine 
oder verschiedene Rechtspflichten hat. Soweit nicht eine 

autoritative Norm die Art der Lösung solcher Konflikte vor- 
schreibt, sind oben 15) im allgemeinen Geisielitsjuinkte für die 
Lösung derselben angegeben worden. Diese (iesiclitspuiikte 
können aber nicht blofs fttr die Lösung gegenwärtiger 
Konflikte in Beziehung auf schon bestehende Bechts- 
pflichten, sondern, instiweit die Begründung einer neuen 
Rechtspflicht durch eigejien Willen des Rechtspflichtigen in 
Frage kommt, mich für diese Neubegründung im Hin- 
Wiek auf die niöglkherweise daraii.-* resultierenden künftigen 
Kontlikte in Retraelit ^tzo^'cu werden. Deshalb kann die 
Thatsache der I^egründung einer neuen Kechtsptiicht des 
l^chtigen durch dessen eigenen Willen eine Vorausentschei- 
dttng bezttglich der Lösung der künftigen Konflikte in sich 
schliefsen. 

Es handelt sich um die künftigen Konflikte zwischen dem 

eigenen Interesse oder einer bereits bestehenden Rechtspflicht 
der Organisation einerseits und der durch den Willen der 
Organisation zu begründenden neuen KeckUipliicht undererseits. 
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Drei Fälle sind zu unterscheiden: 

1. Die Organisation begründet eine neue Kechtiipflieht 
zur Wahrnehmung von Interessen Anderer mit einem erst 
künftig von ihr konkret zu bestimmenden Bhinkettinhalt. 
Die Begründung einer solchen neuen Hechtspflicht scidiefst 
keine Voraasen tscheiduog der Lösung der künftigen Konflikte 
in sich| weil überhaupt erst von der künftigen konkreten 
Bestimmung des Pflichtfnhaltes abhttngt, wdche Konflikte 
entstehen können. 

2. Die Organisation begründet eine neue Rechtspflicht 
zur Wahrnehniuüu: von Interessen Anderer niii konkretem 
Ptiichtinhalt , aber nur formeller Bindung. Auch die Be- 
gründung einer solchen Kecht>^ptlielit schliefst fiir die Organi- 
sation keine Vorausentscheidung über die Lösung künftiger 
Konflikte in sich, weil die blofs formell gebundene Organi- 
sation durch anderweite Bekanntmachung jederaeit den kon- 
kreten Inhalt der neuen Rechtspflicht ändern und deshalb 
aus der deraeitigen Bestimmung dieses konkreten Inhalte» 
nicht gefolgert werden kann, dafs die Organisation denselben 
einseitig gegenüber allen chuliuch mit anderen Kechtöpüicliteii 
und Interessen künftig erwachsenden Konflikten aufrecht er- 
halten wolle. Die Be^n-Ündung einer solchen RechUspriicht 
als selbständige Kechtsptiicht von Organen oder Unterthanen 
der Organisation schliefst aber für diese eine Vorausent- 
Scheidung bezüglich der Konflikte insoweit in sich, als die 
Organe oder Unterthanen gegenüber der Organisation bezüg- 
lich dieser Rechtspflicht relativ selbständig sind. 

8. Die Organisation begründet eine neue Rechtspflicht 
zur Wahrnehmung von Interessen Anderer mit konkretem 
Pflichtiiil lalt und nicht blois formeller, sondern auch mate- 
rieller Bindung. 

Dietger F.all liegt vor, wenn die Herstellung und damit 
auch die Abänderung des Pflichtinbaltes und dadurch mittelbar 
die Abänderung oder Aufhebung der Rechtspflicht nicht 
durch die Organisation allein, sondern unter Mitwirkung 
Anderer zu erfolgen hat 

Infolge des konkreten Pflichtinhaltes der neuen Rechte- 
pflicht ergiebt sich schon bei der Begründung derselben. 
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welche Kondikte mit dem eigenen Interesse oder den ander- 
weit bestehenden Kechtspflichten der Organisation entstehen 
können. 

Infolge der mit der Begründung der neuen Rechtspflicht 
eintretenden materiellen Bindung der Organisation begiebt 

sich dieselbe bewursterweise durch ihren eigenen Willen schon 
jetzt der Möglichkeit, bei künitigem Eintritt der ivunilikte 
den Pthehtinhalt der neuen Rechtspflicht selbständig und 
allein anders zu bestimmeni als derselbe gegenwärtig bestimmt 
worden ist* 

Es mofs daher angenommen werden, dal's die Organi* 
sation den Pflichtinhalt der neuen Rechtspflicht auch gegen- 
über diesen künftigen Konflikten schon jetzt festlegen will. 

Denn sonst würde sie sich schon bei Begründung der 
neuen Rechtspflicht mit materieller Bindung der Absicht 
künftigen Rechtsbraches und somit einer Bechtswidrigkeit 
schuldig machen. 

Deshalb schliefst die Begründung einer neuen Rechts- 
pflicht der Organisation mit konkretem Pflichtinhalt und 
materieller Bindung durch deren ei^^enen Willen eine Voraus- 
entseheidung bezüglich der Lösung der künftigen Ivontiikte 
dahin in sich, dafs die neue Rechtspflicht den Vorrang vor 
dem eigenen Interesse und den etwa anderweit bestehenden 
Rechtspflichten haben soll.' 



^ Weil dem so ist, mufs die Orgauii^ation, ehe sie eine derartige 
neue K» » litspflicht lu-grundet, prüfen, ob sie im Hinblick auf ihre derzeit 
bereits bestehenden Kechtspflichten eine solche neue Kechtspflicht begründen 
darf. Sie wird dabei einerseits erwägen, ul) die Interessen, wtUln- «iie 
bereits walirzunehmeu verjitliclifet ist, übtirwiegcnd mit den Interessen 
cuiiicidiereu und durch Förderung der Interessen gefordert werden, deren 
Förderung sich als Resultat der neuen Kechtspflicht ergeben würde. Sie 
kann andereneito ancb berOcksichUgen , ob die im Gefolg« der neuen 
Bechtipflicbt iii8|flicberweiie eintretenden Konflikte TomuMiehtlich ebenso, 
wie Ar sie lelbat, auch f&r die anderen an der materielleu Bindung Mit> 
wirkenden eintreten und alio voransBicbtlieb aueh diese Anderen eventaell 
TeranUflSM werden» kfinfS^ abermals mit ihr aasammeniawirken, nm den 
konkreten bihalt der neuen Rechtspflicbt den Umstiaden angemessen lu 
andern. 
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Die Begründung neuer Rechtspflicliten einer Organisation 
mit koDkretem Pflichtinhalt uihI materieller Bindung durch 
deren eigenen Willen gescbieht aber insbesondere im Hinblick 
auf solcbe Interessen, deren Wahrnehmung die Leistungs- 
filhigkeit xmd den Leistungsberetch der einzelnen Organi- 
sation tibersehreitet und nur durch ein Zusammenwirken 
lüfhrerer Organisationen möglich ist. 

Das bedeutende l^r^^* bnis ist aläo^ dafä in «eichen Fällen 
nicht blols jede einzelne der mehreren Organisationen an den 
gemeinsam festgestellten konkreten Pflichtinhalt materiell ge- 
bunden ist, sondern dafs sie auch diesem gemeinsam fest- 
gestellten konkreten Pflichtinhalt bei künftigem Eintritt von 
Interessen- oder Rechtspflichtenkonflikten von rechtswegen 
dt Ii Vorrang vor tU ni eigenen Interesse und der Beachtung 
ihrer anderen Rechtspriichteu lassen mufs. 

Daraus aber rechtfertigt sich erst vollständig das, was 
oben schon auf anderem Wege abgeleitet wurde, dafs, wenn 
durch Zusammenwirken verschiedener Organisationen absolut 
selbstfindige Rechtspflichten der Organe und Unterthanen der 
einzelnen Organisationen mit formeller und materieller Bindung 
begründet worden sind, die Organe und Unterthanen dieser 
Kechtsptlicht nachzukommen haben, auch wenn sie von der 
ihnen übngeurdnt u 11 Organisation nachträglich auf Grund 
einseitigen Beschlusses derselben einen entgegengesetzten Be- 
fehl erhalten. Denn allerdiug;^ bringt ein solcher auf Grund 
einseitigen Beschlusses der Organisation erlassener entgegen- 
gesetzter Befehl einen Konflikt der Kechtspflichten der Organe 
und Unterthanen der Organisation zuwege. Aber auch dieser 
Konfliktsfall ist durch die Art der Begründung der von den 
mehreren Organisationen gemeinsam hergestellten Rechtspflicht 
schon im voraus dahin entschieden, dals die (>r;^ane und 
Unterthanen der einzelntni Organisation der auf gemeinsamer 
Festsetzung der Organisationen beruhenden Rechtspflicht den 
V^orrang vor ihren anderen Rochtspflichten geben müssen. 
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§ 23. 

I. Die dareh Zasmuenwirken mehrerer Organisationen 
naeh einem gemeinsamen Plane herbelgeftllirte Be- 
gründung der gemeinsamen Bechtspflieht derselben znr 

Wahrnehmung Ton Interessen einer nicht selbständig 
organisierten Menschengrnppe , welche sich über den 
Bereich der versehfedoTien Orsjanisationon erstreckt, in 
Yerbindnng mit den ursprUugiichen Kechtspflichten der 
einzelnen Organisationen zur Wahrnehmung Ton Inter* 
essen» welche innerhalb ihres fiereichs bestehen. 

1, GemeiüBcliaft oder Identität der Interessen, 
SU deren Wahrnehmung die Terschiedenen Or- 
ganisationen yerpflichtet sind, als Grund des 
Zusammenwirkens dieser Organisationen. 

Zwischen den Interessen Terschiedener Menschengruppen, 
fiir welche je eine besondere Organisation geschaffen ist und 
besteht, kann eine Gemeinschaft bestehen oder sich ent- 
wickeln. Eine solche Intcresscni^iineinschaft kann bestehen 

oder sich entwickeln sowohl, wenn es sich lun individuelle 
Interessen verschiedener inrlividuell bestiunntcr ^Icnsehen- 
gruppen , als auch, wenn .^itli um öffentliche Interessen 
verschiedener offener Vielheiten vüii Men^eheii handelt. Die 
Rechtspflicht einer jeden einzelnen Organisation zur Wahr- 
nehmung der Interessen der Menschengruppe, für welche die 
Organisation geschaffen ist, erzeugt infolge jener Interessen- 
gemeinschaft zwischen den verschiedenen Menschengruppen 
die Reehtspflicht zu entsprechendem Zusammenwirken der 
einen Or^auisatiou mit den betreffenden anderen Organi- 
sationen. * 

Aufser der ReclUsiifliclit zur M'.ilirnelnnung der Ijiteressen 
der Menschengruppe, für welche nie geschaffen ist, kauu einer 

' Eine Gemeinschnft kann auch Kwischen Ueu eigenen Tiitcrc^^sen der 
leitenden Organe verTliM i?. ikt Orjranisationon l»t stehen und Veranlassung 
KU entsprechendem Zu-^amuieuwirken der verschie^lenen Organisationen 
geben. 
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Organisation die Rerlitsj)flit'ht zur Wahrneliniimpf von Interessen 
einer anderen Mensclieugruppe , insbesondere zur Walir- 
nehmung des einheitlich öffentlichen Interesses einer Dicht 
selbständig organisierten offenen Vielheit von Menschen ob- 
liegen oder erwachsen, Biese letztere Rechtspflicht kann 
aber gleichzeitig noch einer anderen Organisation, welche 
für eine andere Menschengruppe geschaffen ist, obliegen oder 
erwachsen. Verschiedene Organisationen, welche ftr je eine 
beöonderc Mensche iigruppe geschaffen sind, öiutl oder werden 
so verpflichtet, das identische Interesse noch einer und der- 
pelben anderen Menschengruppe, insbesondere das einheitliche 
öffentliche Interesse piner nicht selbständig organisierten 
offenen Vielheit von Menschen wahnsunehmen. Die Rechts- 
pflicht verschiedener Oiganisationen aar Wahrnehmung des 
identischen Interesses einer identischen ,,anderen* Menschen* 
grup})e erzeugt gleichfalls die Rechtspflicht der verschiedenen 
Organisationen zu entsprechendem Zusammenwirken. 

Es können also versehiedene Arten von Kechtspflichten 
sein, wek'lie je für sich jechr einzehien Orgatn.satioii Anlafs 
zu entsprechendem Zusammenwirken mit anderen Organi- 
sationen geben. 

2, Die Ii i c h t u n g des Z u s a ni in e n w i r k e n s wird 
durch die verschiedenen Arten der Kechts- 
pflichten, welche den zusammenwirkenden Or- 
ganisationen obliegen, und durch die möglichen 
Konflikte dieser Rechtspflichten bestimmt 

Diese verschiedenen Arten von RechtspHichten der ein- 
zelneu Organisationen können unter sich im Kontlikt stehen 
oder in Konflikt treten. Die mafsgebenden Gesichtspunkte 
für das Verfahren der einzelnen Oiganisation bei solchem 
Konflikte ihrer Rechtspflichten mttssen auch fttr die Richtung 
des wirklichen Zusammenwirkens der mehreren Ofganisationea 
mal^^tbend werden, welche je im Hinblick auf eine jede 
einzelne An der in Betracht kommenden Kechtspflichten 
möglicherweise eine andere sein würde. 
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3. Der Zweck dea Zusammenwirkenä wird in un- 
mittelbarer Gegenwart durch konkrete Hand* 
langen oder iii der Zukunft durch Vermittelung 
einer gemeinaamen Schöpfung erreicht 

Der Zweck des Zusammenwirkens (lor mehreren Or- 
ganiaationen, nämlich die Förderung der Interessen , deren 
Wahrnehmung ihnen obliegt, kann möglicherweise durch 
gegenwärtige konkrete Handlungen derselben unmittelbar er- 
reicht werden. Alsdann beschränkt sich da.«* Zusammen- 
wirken auf diese in der unmittelbaren Gegenwart vorzu- 
nehmenden konkreten Handlungen. Der Zweck des Zu- 
sammenwirkens kann aber möglicherweise auch nur erst in 
der Zukunft vennittelst eines gemeinsam herzustellenden 
Werkes f Termittelst einer gemeinsamen Schöpfung erreicht 
werden. Alsdann ist das gemeinsame Werk durch mehr 
oder minder in der unmittelbaren Gegenwart TorKunehnende 
konkrete Handlungen herzustellen. Aber mit diesem gegen- 
wärti/ren Zusammenwirken ist der . Zweck des Zusammen- 
wirkens noch nicht erreicht. Dieser Zweck wird vielmehr 
erst in der Zukunft und zwar je nach der verschiedenen 
Beschaffenheit und Bestimmung der gemeinsamen Schöpfung 
in verschiedener Weise erreicht 

4. Die verschiedenen Arten von gemeinsamen 

Schöpfungen. 

Die gemeinsame Schöpfung kann sein: 

1. eine gemeinsam hergestellte^ nur passiv für mensch- 
hche Zwecke nutzbare Sache, z. B. ein Bauwerk; 

2. die gemeinsame Ingang' und Inbetriebsetzung einer 
-aktiv fttr menschliche Zwecke wirkenden Kraft. 

Diese Kraft kann sein: 

a. eine Naturkraft, z. ß. gemeinsame Nutzbarmachung 
einer Wasserkraft für Betriebsanlagen;' 



* bitsmatianaler EiMnbaJmtelfigraph. Allerdings wird hier die Nator- 
kraft immer erst benoodere von der einen oder von der anderen Seite« 
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b. eine tDenschliche Kraft. GemeiDBamc w^chaffun^ eines 
Organes für die Wahrnehmung gewisser Angelegenheiten; 
gemeinsame Übertragung von gemeinsam interessierend<^n 
Funktionen an ein schon anderweit bestehendes Organ oder 
an eine schon anderweit bestehende Organisation. 

Sowohl die Naturkraft als die un nschliche Kraft wiikt-a 
in der von den Zusammenwirkenden gemeinsam gewollten 
und bestimmten Kichtung. Uinsichtlieh der Natorkraft wird 
dies dureh gemeinsame Vorrichtungen der Zusammenwirkenden 
erreicht^ infolge deren die Naturkraf^ nach den Naturgesetzen 
in der gemeinsam gewollten Richtung wirkt Hinsichtlich 
der menschlichen Kraft wird dies dadurch erreicht, dafs die 
Zusammenwirkenden gemeinsam ein Programm aufstellen, iu 
Gemttfsheit dessen die menschliche Kraft zu handeln hat. 

3. Die gemeinsame Herstellung und Aufstellung eines 
Planes, nach welchem in Zukunft sich vollziehen sollen: 

a. die konkreten Handlungen und das Zusammenwirken 
der den Plan aufstellenden Organisationen ; 

b. die konkreten Haudlungeii uiui möglicherweise das 
Zusammenwirken gewisser Organe der einzelnen Organi- 
sationen ; 

c. die konkreten Handlungen und möglicherweise das 
Zusammenwirken gewisser Personen und Oi^ganisationen, 
welche den den Plan «netzenden Organisationen untergeordnet 

und von ihnen ahhäni^ig sind. 

4. Die gemeinsame J?chatfung einer dauernd organisierten 
Vereinigung der Zusammenwirkenden dergestalt, dafs diese 
organisierte Vereinigung in der ihr angemessen erscheinenden 
Weise selbständig wirkt, sei es In einzelnen konkreten Hand- 
lungen, sei es in der gemeinsamen Schaffung von Sachwerken, 
in der gemeinsamen Ingangsetzung aktiver (Natura oder 
menscldicher) Kräfte, sei es in der gemeinsamen Herstellung 
und Aufstellung von Plänen, nach deren Regeln in noch 



nicht aber international gemeinachafUieh in Bewegung geseilt. Inier> 
national gemeinschaftlich sind aber die sachlichen Vorbedingnttgen fUt die 
Internationale Wirkramkeit der Natarkraft geschaffen. 
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fernerer Zokanft binwiederam Handluugcn und Zasammen- 
wirken sich yollsiehen tollen. 

Bei der gemeinsamen Öclialiung einer solchen (lauenid 
orpinisierten Vereinigung pflegt gleichzeitig gemeinsam ein 
all{|,^e meines Programm f(ir das künftige Wirken der Ver- 
einigung hergesteilt zu werden. 

Die Vereinigung aber stellt aelbstilndig zu diesem Pro- 
gramm , insofern sie nnter gewissen Modalitllten dasselbe 
Andern kann, während in dem oben unter 2 b charakterisierten 
Falle die gemeinsam in Gang gebrachte menschliche Kraft 
als blofses Organ lediglich abhängig von dem Programm ist^ 
welches die Zusammenwirkenden gemeinsam testgestellt und 
dem Organe zur Vollziehung vorgeschrieben haben. 

5. Die gegenwärtigen Rechtspflichten der ein- 
zelnen Organisationen als Grund der Herstellung 

dfcti ^gemeinsamen Planes für die künftigen Hand- 
lungen und das künftige Zusammenwirken. 

Jede einzelne der zusammenwirkenden Organisationen 
entschliefst sieh zu dem Zusammenwirken in Wahrnehmung 
der ihr gegenwärtig obliegenden Rechtspflichten. Dies gilt 
nicht blofs fUr das unmittelbar gegenwärtige Zusammen- 
wirken , sondern ebenso für das durch Vermittelung eines 
gemeinsam herj?e8t»*llten Planes schon jetzt für die Zukunft 
festgestellte Zusammenwirken. Ein gcmeinKainer IMaü für 
zuktinftiges Zusammenwirken wird von den mehreren Organi- 
sationen dann hergestellt und festgestellt , wenn dies nach 
Lage der Verhältnisse gegenwärtig als Pflicht der Organi- 
sationen erscheint 

6. Materielle Bindung durch den konkretenPflicht- 

Inhalt des gemeinsamen Planes und Vor ran g der 
K e e h t s ]) f 1 i e h t mit d i e sem konkreten P f 1 i c h t i n h a 1 1 
vor den anderen Ii e e Ii t s p f l ic Ii t e n der Organi- 
sationen in künftigen Konf iiktsfällen. 

Denkbar wäre, dafs der gegenwärtig gemeinsam her* 
gestellte Plan sich darauf beschränkte, im aflgemeinen die 

K»ftfmatt», JlitMmropb BMibtkMB. 9 
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Pflicht der mehreren Organisationen zu zukünftigem Za- 
sammenwirken auszasprechen, es aber erneutem Zusammen- 
wirken der Organisationen in der Zukunft tiberliefse, den 

Blank Ottinhalt dieser Pflicht in einen konkreten PHichtinhalt 
uni/.uwuiuleln. Alsdann würde das In\N irksamkeittretcn des 
gegenwärtigen gemeinsamen PJanes nocli keine materielle 
Bindung der einzelnen Organisationen lUr die Zukunft be- 
wirken, weil die künftig erforderliche gemeinsame Fest- 
stellung des konkreten Pflichtinhaltes noch immer von dem 
allerdings pflichfgemJtTsen Ermessen jeder einzelnen Organi- 
«ation abhinge. ''^ 

Meist aber werden, wenn ans den derzeitigen Verhfllt- 
nissen dcri Organisationen die Kechtspllicht erwächst, einen 
gemeinsamen Plan für die künftigen Handlungen und das 
künftige Zusammenwirken heiTsustellen , die derzeitigen Ver- 
hältnisse auch erheischen und herbeiflihren , dafs in diesem 
gemeinsamen Plan ein konkreter Pflichtinhalt fUr die künftigen 
Handlungen und das künftige Zusammenwirken der Organi- 
sationen festgestellt wird. Das gegenwärtige InWirksamkeit* 



' Ein p^omeinsamer Plau mit einem Inhalt, der in {3^wi«ä«!cm SiuDe 
HIanUi'ttijilialt ist, wird hei^estellt, wenn r-tno «lautsrad orgauisiorte Ver- 
cini^^iiii;.' !f>« hrcn r Organisati nnon iintor Htatutarischer Aufstcllun'^ eine» 
allgciuuinen i'rugrammes und Zw^ckti» dieser Vereinigung gescluUren wird. 
So z. ]}. durch § 1 der iSaUungeu de» Vereins deutscher Kisenbahn- 
verwaltungen : 

„Der Verein denttcber Eiraababnverwiltungen bst den Zweek, dnrdi 
gemeineame Itoratungcn und einnifitiges Handeln das eigene Interesse 
und dasjenige des Publikams an fdrdern.* 

Hier wird also I8r jede der beteiligten EisenbahnTerwaltnngen die 
Beehtspflidit begrflndet, erstens das gemeinsame eigene Intwesse der 
Vereinsverwaltongen, sweitens das einheitliche öfTentliche Interesse des avf 
diese Vereins Verwaltungen angewiesenen Verkehrspublikums wahrzunehmen. 
Bin konkreter Inhalt wird jenen beiden ncubegründeten liochtsptlichten 
aber durch die gemeinsam festpffstclltcn Satzungen noch nicht p^cfrcben, 
sondern ist erst durch spatf-re« Zusanunen wirken dw in eine orgaui^be 
Vereinigung g»3l»rathteu Ei.senhnhnverwaltiin<:en licrzustellen. 

* Es wäre also in dem {renieinsamcu 14an das ^emein«iame oder ein- 
heitliche Interesse und die Kechtsptiicht zur Wahrnehmung desselben, aber 
noeb nieht dw Weg ic.xtgestellt, auf welchem kraft dieser RecbUpflicht 
jenes gemeinsame oder einheitUebe Diteresse wahrsnnehmen ist 
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treten eines gemeiiuam bergesteUten Planes mit konkretem 
Pflichtinhalt für die künftigen Handlungen and das künftige 
Ziuammenwirken der Organisationen bewirkt aber eine ma- 
terielle Bindung der einzelnen Organisationen fUr die Zu* 

kunft. Daraus folgt: 

Wird ein von den zusuuimenwirkenden ürganisatiuiieii 
hergestellter gemeinsamer Plan mit konkretem Pflichtinhait 
fQr die künftigen Handlungen und das künftige Zusammen- 
wirken der Organisationen gegenwttrtig in Wirksasikeit ge- 
setst, so haben sich die VerhiUtnisse derart gestaltet , dafs 
gegenwärtig den Organisationen die Pflicht erwachsen ist 
und obliegt, bezüglich ihres zukünftigen Zusammenwirkens 
schon jetzt eine materielle liia lung ihrerseits herbeizufulireu. 
Durch die gegenwärtige Herbeiführung dieser materiellen 
Bindung tiir die Zukunft wird aber ferner schon gegenwärtig 
vorausentschieden, dafs dem in dem gemeinsamen Plane 
festgestellten konkreten Pflichtinhalt für die künftigen Hand- 
lungen und das künftige Zusammenwirken der mehreren 
Organisationen von rechtswegen seitens der einzelnen Or- 
ganisationen im Falle künftigen Konfliktes ihrer Rechts- 
pflichten der Vorrang vor der Beachtung ihrer anderen 
Kecljtspilicliten in Beziehung auf dieselbe Angelegenheit ein- 
geräumt werden muls«, und dafa in gleiclier Weise seitens der 
nach dem konkreten Pflichtinhalt des gemeinsamen Planes 
selbständig verpflichteten einzelnen Organe und Unterthanen 
der einzelnen Organisationen diesem gemeinsam festgestellten 
konkreten Pflichtinhalt der Vorrang vor der Beachtung der 
anderen Bechtspflichten und eigenen Interessen gelassen 
werden roufs, welche für die betreffenden Organe und Unter- 
thanen hinsichtlieh derselben Angelegenheit bestehen. 

Der in dem gemeinsamen IMane fe8t;^n'>telli*' konkrete 
Pflichtinhait bildet also die Norm, welche in Zukunft von 
den Organisationen und den selbständig verpflichteten Or- 
ganen und Unterthanen derselben von reiditswegen in erster 
Linie und zwar auch im Falle des Konfliktes mit anderen 
Rechtspflichten und mit eigenen Interessen derselben zu be- 
achten und zu befolgen ist 

9* 
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7. Die verschiedenen möglicherweise gegen- 
wärtig bestehenden R e c h t s p f 1 i c h t e n , w e 1 c h e den 
Grund zur Hers tellung eines gemeinsamen Plaues 

für das sukttnftige Verfahren bilden können. 

Die jeder einzelnen der mehreren Organisationen gegen- 
wärtig oblii'^^'Mule Reehtspflicht , welche diotlbe bestimmt, 
zur lierötellim^^ eines gemeinsamen Planea mit konkretem 
Pflichtiniialt für das zukünftige Verhalten mitEUWirken, kann 
insbeeondere die Kechtspflicht sur Wahrnehmung toh Inter^ 
essen der (individaellen oder OflTentlichen) Menscbengruppe, 
für welche die betreffiande Organisation geschaffen worden 
ist, oder die Rechtspflicht sar Wahrnehmung von Interessen 
einer nicht selbständig organisierten Öifentlichen Menschen- 
gruppe sein.^ 

8. Die Bec h t s p f 1 i c h t zur Wahrnehmung von 
Interessen einer nicht selbständig organisierten 

Öffentlichen Menschengruppe kann: 

a. bei Herstellung des gemeinaamea Planes 6Mt§hm* 

In dem gemeinsamen Plane kann also der konkrete Inhalt 

einer Rechtspflicht der Organisationen, Organe , Unterthanen 
zui' Wahrnehmung des einheitlichen öftontlichen Intere^öc^ 
einer nicht äeibstilndig organisierten offenen Vielheit von 
Mensehen für die Zukunft festgestellt werden, weil jeder 
einzelnen der bei Herstellung jenes gemeinsamen Planes zu- 
sammenwirkenden mehreren Organisationen gegenwärtig schon 
die Rechtspflicht zur Wahrnehmung des einheitlichen öffent- 
lichen Interesses dieser nicht selbständig organisierten offiuien 
Vielheit von Menschen obliegt. Das Bestehen dieser letzteren 
Rechtspflicht der einzelnen Organisationen kann sich auf 
obrigkeitliche Anordnung, auf thats^u hliehe Übung, auf 
die Art und l^eschallenheit der öffentlichen Stellung und 
Funktionen, sowie endlich auf den bereits fr Uber erklärten 



^ Auch die Bechtspflicht zur Wahrnehmung von ^genen Intoretsen 
der leitenden Organe der Organiaationen. 
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freien Willen, bezw. auf ein früheres Anerkenntnis der Gr- 
giuiisationen grttnden. 

b. durch Herstellung und Inkraftsetsung des gemeintani«!! 
Planes r.ur EtUstthung gerächt tmrden, 

£s ist mOgUehy dafs eine derartige Reohtspflicht der ein- 
xelnen Organisationen zur Wahrnehmung Ton liiteressen einer 
nicht selbständig organisierten offienen Vielheit von Menschen 

bei der gemeinsamen Herstellung des gemeinsamen Planes 
noch nicht besteht, dafs sie jedoch durcli die gemeinsame 
Herstelhin^ und In Nvirk.s:mikeitsetzun^ des gemeinsamen 
Planes*^ zur Entstellung gchraclit wird. 

Da Yorausgesetztermalsen eine Bechtspflicht der Organi- 
sationen zur Wahrnehmung von Interessen einer gewissen nicht 
sdbstilndig organisierten öffentlichen Menschengruppe zur Zeit 
der Herstellung des gemeinsamen Planes noch nicht besteht^ 
so entschliefsen sich die Organisationen zu der Herstellung 
des gemeinsamen Planes mit konkretem Pflichtfnhalt infolge 
der einer jeden von ihnen obliegenden PHicht' zur VV ahr- 

* Ebenso auch durch Schalhing einer dauernd organisierten Molbstibidig 
thitifen Vereinigong der mehreren Organisationen* Darch die Zweck* 
setsoag für diese oiganisierte YerBinlgang kann die im Text in Betracht 
gezog^ie BechtepAicht der einzclnin Or^^anisutionen zur Eiitutehung ge- 
bracht werden. Je nachdem der Zweck allgemein auf die Wahmchmong 
von Interessen oder konkret auf die Wahniehmimfr von Int<'rt'S8on in einer 
pewisüen bestininit<>n Weise und Kichtfui}; gestellt ist, Imt flio neue Bechts« 
pflicbt einen Bliinkcttinlralt oder einen mehr konkr»'t n Inl nlt. 

Moglicherweisf auch infolge der Hechtspriiiijt znr Walimehmung 
von eigenen Interessen der leitenden Organe der Organisationen und 
möglicherweise auch infolge der Recbtspfllcht der einzelnen Organisationen je 
g^nüber einer besonderen offenen Vielheit, fQr welche eie swar nicht 
geediaflen sind, sa welcher sie al»er infolge obrigkeitlieher Anordnung oder 
infolge anderer Unatinde in lieeonderNn Pfliohtrerhlltnie etehen* So kann 
s. B. einer jeden Ton mehreren Biienbahnoiganieatioaen eine öffentliche 
BechtepAicht je gegenftber der beaonderen Bevölkerang (dem besonderen 
Yerkehrspublikum) ihres besonderen Streckenbereiches obliegen. Diene 
besonderen Bechtspflichten der einzelnen Eisenbahnorganisationen können 
sor Herstellung eines g^emeinsamen Planes der mehreren Eisenbahnorgani- 
sationen ffihren, durch dessen Inwirksamkeitsetzun}; eine Rechtspflicbt jeder 
einzelnen Eisenbahnnrjij^anisation gegenüber der ^resamten Bevölkerung 
(dem gesamten Verkflir««iniblikum) der gesamten StreckenbereicUe dieser 
mehreren Eis^eubalmorganisationen zur Eut^tehung gebracht wird. 
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nehniungvon Intere8«en der scilKsuiiKiig organisierton Mcnjichen- 
gruppe, für welche eine jede der Orgaiiiöationen geschaffen 
worden ist, und infolge der Gemeinschaft zwischen diesen 
Interessen der Terschiedenen organisierten Menschengruppen. 

Die gegenwflrtige Gemeinsamkeit der Interessen ist der- 
arty dals sie den yerschiedenen Organisationen je im eigenen 
Interesse der TOn jeder einzelnen Organisation vertretenen 
selbständig organisierten Menschengruppe die Aufstellung 
eines gemein^aHieii Planes mit konkretem Pflichtinhalt tVir 
(las ziikiuittige Verhalten zur Pflicht macht. Die materielle 
Bindung der einzelnen Organisationen an den konkreten 
Piiichtinhalt in dem einmal festgestellten und in Kraft ge- 
setzten gemeinsamen Plane bewirkt aber^ dafs es in Zukunft 
Pflicht einer jeden einzelnen Organisation bleibt, diesem kon- 
kreten Fflichtinbalt gemäTs zu handeln und zusammenzuwirken, 
auch wenn in Zukunft dieses dem eigenen Interesse der 
selbständig organisierten Menschengrnpj^e, fUr welche die 
Organisation geschaffen ist, nicht mehr entsprechen sollte.* 

80 lange nicht alle beteiligten Organisationen die gemein- 
same Abänderung des früher gcmeinöiiin festgestellten Planes 
als entsprechend ihrer Uechtspflicht je gegenüber der von 
jeder einzelnen Organisation vertretenen selbständig organi- 
sierten Menschengmppe befinden und gemeinsam Tomehmen, 
bleibt also jede einzelne Organisation unabhängig von dem 
Interesse der von ihr vertretenen selbständig organisierten 
Menschengrupjte an die Befolgung des gemeinsamen Planes 
gebunden. D. h. es wird dadurcli, dals der gemeinsame 
Plan mit konkretem PHiehtinhalt in Wirksamkeit gesetzt 
wird, Pflicht jeder einzelnen Organisation, diesen Plan zu 
befolgen, wenn cö auch nur dem Interesse einer von einer 
anderen Organisation vertretenen selbständig oiganisierten 
Menschengruppe entspricht Mit anderen Worten : Durch dio 
Inwirksamkeitsetzung des gemeinsamen Planes wird es Pflicht 

* Einer anverblltoisinftrsigeQ OeAhrdung der IntereBsen der cinselneD 

selbstXndig organisierten Menscheng^ippen wird regelmäßig il;i<lurch vor- 
gebeugt, dafH der gemeinsame Plan nicht ohne zeitliche Beflchränkang» 
sondern von vnmhorrin nnr für einen — unmittelljiir '»der mittelbar — 
bestimmten Zeitraum in Wirksamkeit gesetst wird. 
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einer jeden einzelnen Organisation, entsprechend dem in 
jenem Plane lestgesetaten konkreten Pflichtinhalty das Inter- 
esse einer jeden der ▼erschiedenenf selbständig organisierten 

Menschengruppen wahrzunehmen» deren Organisationen den 
Plan gemeinsam hergeätellt und in Wirksamkeit gesetzt 
haben. 

Die verschiedenen Menschengruppen, dcrtju Interessen dem 
konkroton Pflichtinlinlt «les gemeinsamen Planes entsprechend 
in Zukunft eine jede der beteiligten Organisationen (und ebenso 
die selbständig verpflichteten Organe und Unterthanen einer 
jeden Organisation) wahrzunehmen verpflichtet ist, sind ent- 
weder individuell bestimmte Menschen oder offene Vielheiten 
von Menschen. Der konkrete Pflichtinhalt des gemeinsamen 
Planes ist je nachdem aut die \^'alll uelnmin^ i)(\stiiiimter 
individueller Interessen bestimmter Individuen oder auf die 
Wahniciimung öffentlicher interettseu von offenen Vielheiten 
gerichtet 

Die Walirnehmung der bestimmten individuellen Inter- 
essen einer individuell bestimmten Menschengrappe erfolgt 
durch die Vertretungsakte der eigenen Organisation und 
der durch den gemeinsamen Plan materiell gebundenen 
anderen Organisationen unmittelbar und gleichmäi'sig in 
Beziehuli- auf und zu Gunsten aller in der Gruppe ein- 
begriÖ'eiieu Individuen. 

Handelt es sich hingegen um die Wahrung von öffent- 
lichen Interessen einer offenen Vielheit, so kann zwar auch 
eine unmittelbare und gleit In Ti-ifsige Wahrnehmung von Inter- 
essen der ganaen offenen Vielheit durch die eigene Organi- 
sation, bezw. durch die nach dem gemeinsamen Plane materiell 
gebundenen anderen Organisationen in Frage kommen. Allein 
die in Frage kommenden Offentiichen Interessen der ver- 
schiedenen offenen Vielheiten können auch derarti-^- sein, dafs 
die betreffenden Organisationen die riftV-ntlichen Interessen 
niclit unmittelljar . anssehliefslieh und gieichmäfsig für die 
ganzen offenen Vielheiten wahrnehmen^ ttondem dafs sie nur in 
Wahrnehmung der öffentlichen Interessen ihre Mitwirkung in 
gewisser Weise zur VerfUgung stellen^ falls die einzelnen in 
den offenen Vielheiten inbegriflenen Menschen selbst för ge- 
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wisse ihrer Interessen thätig werden. Wird im Hinblick anf 
derartige öffentliche Interessen ein Plan fkir das zukfinftige 
Verfahren aufgestellt^ so regelt der Plan nicht blofis im voraus 
die künftige Thätigkeit der rechtspflichtigen Organisation^ 

sondern beeinflulst durch seinen Inhalt aucli das eigene Ver- 
halten . die eigenen iiandhingcn der in der offenen Viel- 
heit ei Iii n un Heilen einzelnen Menschen. Wird nun im Hin- 
blick auf die Gemeiiischaft zwischen derartigen öUentÜcheu 
Interessen verschiedener offenen Vielheiten für dieselben ein 
gemeinsamer Plan von den in Betracht kommenden Organi- 
sationen aufgestellt und in Wirksamkeit gesetst^ so ist einer- 
seits jede einzelne Organisation in Zukunft entsprechend dem 
konkreten Pflichtinbalt des gemeinsamen Planes materiell ge- 
bunden, unabhängig davon, ob dieser in Zukunft auch noch 
speciell dem öffentlichen Interesse der offenen Vielheit ent- 
«priclit, für welche die betrctt'ende Organisation gesciiatlun 
ist, bezw. zu welcher sie in specieller rechtlicher Beziehung 
steht. Andererseits richten sich nach diesem gemeinsamen 
Plan das eigene Verhalten und die eigenen Handlungen der 
ihre Interessen wahrnehmenden einzelnen Menschen, welche 
in den verschiedenen offenen Vielheiten inbegriffen sind. Die 
materielle Oebundenheit der einzelnen Organisationen an den 
gemeinsamen Plan wird nun praktisch nicht je in Beziehung 
auf eine ganze offene Vielheit, zu welcher je eine Organi- 
sation in besonderer rechtlicher Beziehung steht, sondern in 
Beziehung auf einzelne Menschen aus den verschiedenen offe- 
nen Vielheiten , die auch selbst eigene , zu dem Inhalt des 
gemeinsamen Planes in Beziehung stehende und davon beein- 
flufste Handlungen vornehmen. 

Die teils der einen, teils der anderen offenen Vielheit 
angehörenden Menschen ^ fUr deren eigene Handlungen der 
gemeinsame Plan bedeutsam wird, bilden zusammen auch 
wieder eine ofl'cne Vielheit, die sich aber nicht mit einer der 
offenen Vielheiten deckt, für welche je eine })e8{)ndere Orga- 
nisation besteht, oder zu welcher je eine besondere Organi- 
sation in besonderer rechtlicher Beziehung steht. 8ie bilden 
vielmehr eine nicht selbständig organisierte offene Vielheit, 
die als solche ein einheitliches öffentliches Interesse in Be- 
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siehang auf die durch den gemeinsamen Plan geregelte An- 
gel^genheit hat 

Da nun jede einzelne Organisation und die selbständig 
Terpflichteten r)rgftne und Üntertbanen jeder einzelnen Orga- 
nisation durch dio Inwirks.unkeit.setziin^ des gemeinsamen 
Planes materiell an die lieachtini^ des l^niikretcn Pflicht- 
inhaltes des trcmeiusameii Phiiies gebunden wenien und durch 
die Beachtung dieses PÜicUtinhaites jenes einheitliche öffent- 
liche Interesse wahrgenommen wird, so erwächst materiell 
mit der Inwirksamkeitsetzung des gemeinsamen Planes jeder 
einzelnen Oiganisaüon die Rechtspflicht zur Wahrnehmung 
des einheitlichen (öffentlichen Interesses der nicht selbständig 
organisierten offenen Vielheit 

9. Die durch Inkraftsetzung eines gemeinsamen 
Planes neu begründete Rechtspflicht zur Wahr- 
nehmung von Interessen einer nicht selbständig 

organisierten ü f fc n t Ii c h e n M e n s c ii e n g r u p p e bin- 
det alle beteiligten Organisationen häufig nicht 
blofs materiell, sondern auch formell. 

RegelmäTsig wird ein gemeinsamer Plan, durch dessen 

luwirksanikeitsetzung jede einzelne der zusammenwirkenden 
Or^ranisationen materiell zur Wahrnehmung des einheitlichen 
otlentlichen Interesses einer aus Kiemen tf^n der verschiedenen 
offenen Vielheiten zusammengesetzten nicht selbständig orga- 
nisierten offenen Vielheit verpflichtet wird, öffentlich bekannt 
gemacht werden und werden müssen. Denn erstens handelt 
es sich dabei um gemeinsame Pläne von solchem Inhalt, dafs 
die eigenen Handlungen der einzelnen Menschen , welche in 
der nicht selbständig organisierten offenen Vielheit inbegriffbn 
sind, durch den Plan beeinflufst werden und sich danach 
richten. Zweitens werden iiach dem Inhalt der hier in Be- 
tracht kommenden gemeinsamen PlJtne häutig einer unbe- 
stimmten offenen Vielheit von Unterthanen der einzelnen 
Oiganisationen Pflichten auferlegt. 

Erfolgt seitens der einzelnen Organisationen oder erfolgt 
seitens einer die einzelnen Organisationen vertretenden gemein- 
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•amen Stelle' die Öffentliche BekanntniftchuDg des gemein* 
samen Planes, so werden die betreffenden Oi^anisatioiiflii 
hierdnrcli auch formeU der nicht selbstftndig organisierten 

ulfenen Vielheit zur Innehaltung jenes Planes verpflichtet. 

10. Die Pflicht der einselnen Organisationen zur 

Wahrnehmung von Interessen aus ihrem Bereich, 
deren a Ii r n (5 h m u n g ii b c r d c ii Li istungs b e r e i c h 
der oinzelnen Organisation hinausfuhrt, führt 
insbesondere zur Begründung der Rechtspflicht 
aller Organisationen gegenüber Interessen 
einer nicht selbständig organisierten offenen 
Vielheit, welche sich Uber den Bereich der yer- 
schiedenen Organisationen erstreckt 

Die gegenwärtige und zukünftige Entfaltung von Thätig- 
keit und Wirksamkeit (Herstellung von Werken) in einer 
Uber den Leistungsbereich der einseinen Organi* 
sation (sowie der Organe und Unterthanen derselben) 
h i n a u s t'ü h ren den, den Bereich verschiedener 
Organisationen umfassenden Erstrcckung kann 
das einzige Mittel zur VValir nehmung 

a« nicht blols von Interessen einer über den Bereich 
einer einzelnen Oiganisation hinaus ausgedehnten, die Be- 
reiche verschiedener Organisationen in sich befassenden, nicht 
selbständig organisierten offenen Menschengruppe, 

b. sondern auch von Interessen solcher Subjekte sein, 
deren Interessen je eine einzelne jener Organisationen wahr- 

® Die insamc Stelle vertritt die verschiedenen Organisationen mvt 
gegenüber denen, deren Interessen jene wahrzunehmen haben. Die vou 
ihr ausgehende öffentliche Bekanntmachung wirkt daher auch nar im Ver- 
hiltnis SU diesen Interessenten. Werden aber nach dem Inbalt des gemein' 
eamen Planes Dritten (Organen oder Unterthanen der einselnen Oigsai' 
aationen) Pflichten auferlegt, so mnfs anfsezdon seitens der etnselnfln 
Organisationen eine Bekanntmachung und eyentudl eine öffentliche Be- 
kanntmachung erfolgen, nm den gemeinsamen Plan für diese Pflichtigen 
in Wirksamkeit zu setzen. Denn übergeordnete Autoritit ist nur jede 
einzelne Organisation je für ihr Teilbereidi, nicht die gemeinsame Stalle 
der Organisationen für das ganze in Betracht kommende Bereich. 
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stmehmen verpflichtet ist, weil die betreffenden tSabjekte je 
SU einem einxelnen OrganiBationsbereich gehören. 

Die Rechtspfiioht der einielnen Organisationen» letstore 
Interessen wahrzunehmen^ ftüirt alsdann notwendig zar Her- 

Stellung und Inkraftsetzung eines gemeinsamen Planes der 
mehreren Organisationen tVir die künftige Entfaltung von 
Thiitigkeit und Wirksamkeit in der den Lei stungsber eich 
der verschiedenen Organisationen in sich be- 
fassen denErstreckung. Die Inkraftsetaung des gemein- 
samen Planes begründet infolge dessen notwendig fUr alle 
Oiganisationen eine Rechtspflicht von solchem konkreten 
Fflichtinhalt^ dafs durch die Beachtung und ErftlUung dieser 
Recbtspflicht seitens aller Organisationen die Interessen der 
über den Bereich einer einzelnen Organisation ausgedehnten, 
die Bereiche verschiedener Organisationen in sich befassenden, 
nicht selbständig urgauisierten offenen Menscheugruppe wahr- 
genommen werden. 

Die so durch Inkraftsetzung des gemeinsamen Planes 
begründete Recbtspflicht ist für alle Organisationen materiell 
und — je nach den in Frage kommenden Verhältnissen — 
bei Öffentlicher Bekanntmachung auch formell bindend. Sie 
wird insofern dadurch, daÜB der gemeinsame Plan in Kraft 
gesetzt wird, selbständig und daher eine Rechtspflicht aller 
Organisationen , kraft deren sie die Interessen der über die 
verschiedenen Organisation>ibereiche ausgedelinten nicht selb- 
ständig organisierten utl'enen Menschongruppe in der konkret 
bestimmten Weise wahrnehmen müssen. 

Die Uber die verschiedeneu Organisationsbereiche sich 
ausdehnende y nicht selbständig organisierte offene Vielheit 
kann aus Elementen der verschiedenen offenen Viel- 
heiten zusammengesetzt sein, für welche die einzelnen Organi- 
sationen geschaffen sind, oder zu welchen die für individuell 
bestimmte Menschengruppen geschaifenen einzelnen Organi- 
sationen — infolge obrigkeitlicher Anordnung oder infolge 
anderer Umstände — in einem besonderen Ptliehtverhiiltnis 
stehen. Ein gemeinsamer Plan wird alsdann hergestellt und in 
Kraft gesetzt und dadurch die liecbtspflicht aller Organisationen 
zur Wahrnehmung der Interessen der über die verschiedenen 



Oiganisationsbereiche ausgedelmten, nicht selbständig oigaiii-> 
Bierten offenen Vielheit begründet werden, wenn jeder einsselnen 
Organisation eine entsprechende Rechtspflicht nicht blofs im 
Hinblick anf die ganze offene Vielheit, für welche sie geschaffen 

\stj oder zu welcher sie im besonderen Pflichtverhältnis steht, 
sondern auch schon im Hinblick auf jene interessierten Ele- 
mente aus der betreffenrlon offenen Vielheit obliegt. 

Jeder einzelnen Organisation kann aber die Rechts- 
pflicht zur Wahrnehmung der Interessen jener Elemente aus 
der sie specteil angehenden offenen Vielheit insbesondere 
a. kraft obrigkeitlicher Anordnung^ oder b. deshalb obliegen, 
weil diese Elemente einen wesentlichen und bedeutenden 
Bestandteil der offenen Vielheit bilden , für welche die be- 
treffende Organisation geschaffen worden ist, bezw. zu welcher 
sie in besonderem Pflichtverhältnis steht. 

11. Je gröfser innerhalbd er Bevölkerung des ein- 
zelnen Organisationsbereiches die öffentlichen 
Interessen werden, deren Wahrnehmung ttber 
den Leistungsbereich der einzelnen Organisation 
hinausfuhrt, um so mehr breitet sich die Rechts- 
pflicht aller Organisationen gegenüber der aber 
den Bereich aller Organisationen sich erstrecken- 
den nicht organisierten offenen Vielheit aus. 

Aus letzterem folgt : Je gröfser innerhalb jedes einzelnen 
flGür die öffentlichen Interessen einer offenen Vielheit gebildeten 
Oiganisationsbereiches die Zahl und bezw. die Interessen derer 
werden, welche durch einheitliche Uber den Leistungsbereich 

der einzelnen Organisation hinaustTilirende öffentliche Interessen 
mit einer Anzahl von Personen aus einem anderen für (iÖ'ent- 
lielio Interessen gebildeten Organ i-;itionsbereiche verbunden 
sind, und je mehr die Ptiichten der Organisation jedes einzelnen 
Organisationsbereiches durch die öffentlichen Interessen sämt- 
licher in demselben einbegriffenen Personen bestimmt werden, 
um so stärker bildet sich die Rechtspflicht jeder einzelnen Or- 
ganisation zum Zusammenwirken mit anderen Oi^anisationen 
aus, und in um so umfassenderem Mafse werden durch solches 
Zusammenwirken Rechtspiiichten der einzelnen Organisationen 
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gegenüber offenen Vielheiten zuwege gebracht, welche ohne 
eigene Organisation sich aus Elementen der Bevülkerimg vcr- 
scliiedeiier üiigaxiiäatioiisbereiche ziuanuaenaetsfien. 

§ 24. 

K. Die rechtliche inwirlKsaiakeiteetZHUg (AufBcrwirksam- 
keitaetzung) des gemeinaamen Planes dareh eine Reihe 
unter sieh in reehtUehem Zasunmenhang stehender 

Formalakte. 

Daß Zusammenwirken verschiedener Organisationen er- 
folg regelmäfsig aut Grund eines Vertrages derselben. 

Insofern wird dem Zusammenwirken stets ein gemeinsamer 
Plan zu Grunde gelegt, der in dem Vertrage festgestellt wird, 
auch wenn das Zusammenwirken nur einmalige unmittelbar in 
der Gegenwart vorannehmende Handlungen oder eine sachliche 
Schöpfung, z. B. ein Bauwerk, oder die Ingangsetzung einer 
Naturkraft oder die Schaffung, bezw. das Funktionieren eines 
aus Menschen geljildet«'n Organe» zum Gegenstände hat. In 
diesen Fällen betrifft aber der vertragsmafsige Plan nur die 
gemeinsame Herbeiführung eines speciellen Resultates. 

Im Unterschiede hiervon handelt es sich bei den obigen 
Ausführungen um einen vertragsmäisig festgestellten gemein- 
samen Plan^ welcher nur eine genereUe Kegel für ktlnftige 
Handlungen und künftiges Zusammenwirken zum Gegen- 
stände hat. Wahrend in den ersteren Fällen das ^ne gemein- 
sam gewollte Endwerk durch den vertragsmHfsigen Plan fest- 
gestellt ist, werden im letzteren Falle nielit die nuinnigfachen 
gemeinsam gewollten Endwerke, sondern nur eine zu be- 
achtende Regel lestgestellt , durch deren Beachtung alsdann 
voraussichtlich in Zukunft fortgesetzt die Verwirklichung 
jener Endwerke erreicht werden wird. 

Dadurch wird es möglich, dafs der Plan in dem lotsten 
Falle nicht blols ein Zusammenwirken der Organisationen, 
sondern auch ein Wirken derselben in Beziehung zu anderen 
(denen, deren Interessen wahrzunehmen sind) und ferner ein 
Wirken derselben zum Gegenstand hat, welchem bcinerseits 
Wieder ein Wirken Dritter, und zwar erstens derer, welchen 
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Pflichten auferlegt werden . und zweitens derer , deren 
Interessen wahrgenommen werden .sollen, herbeizuiühren be- 
zweckt. Deshalb werden in dem letzteren Falle nicht nur 
durch den Vertragsabschlufs vertragsmünsige Rechte und Ver- 
pflichtungen der Orgiiniaationen gegen einander begründet, 
sondern im Zusammenhang damit und in Vollsiehung der 
durch die Organisationen gemeinsam festgestellten Aufgabe 
begründet jede Or/^^aniaation 

1. ihre eigene Heclitspflicht zur Erfüllung jener Vertrag«»- 
aufgabe gegenüber den Interessenten. Dies kann durch 
thatsiichliche Übung oder durch besonderen Formalakt — 
(öffentliche) Bekanntmachung der einxelnen Organi- 
sation — geschehen; 

2. die Pflichten Dritter (Organe oder Unterthanen der 0^ 
ganisatton). Dies geschieht dnrch (öffentlichen) "EMk 
der Befehle seitens der einzelnen („)r*j^ani8ationen ; 

und ])ei;riinden die mehreren Organisationen zusammon 

3. das Hecht der dritten luteressenteu auf innehaltung des 
gemeinsamen Planes, sowohl insoweit es sich um die 
eigenen Pflichten der einaelnen Organisationen, als aacb 
insoweit es sich um die Pflichten der derselben unter- 
geordneten Dritten handelt Dies geschidit durch 
(öffentliche) Bekanntmachungen aller einzelnen Organi- 
sationen oder durch gemeinsame (öffentliche) Bekannt- 
machung derselben. * 

Die Gesamtheit dieser vert^ehiedenen formalen Rechts- 
akte bewirkt also erst die rechtliche Inwirksamkeitsetzung 
des gemeinsamen Planes nach allen in Betracht kommenden 
Richtungen und bildet insofern ein zusammengehöriges Ganzes. 

Dies wird bedeutend insbesondere für die Wiederaufser- 
wirksamkeitsetzungdcsgemeins,n>ien Planest, indem hierzu nicht 
oder nielit .sehleclithin ein einzelner Formalakt in umgekehrter 
Richtung genügt, sondern entsprechend ineinander greifende 
Formalakte in umgekehrter Richtung erforderlich sind. 

' Die einzelnen Hekanntmachungen oder die gemeinsame Bekannt- 
iiincliung enthalten eine Will» u>-fPflicliten-)Erklarung' der Organisationen in 
sich. Die gemein<;nme ]{» U;uiiitiiia( liimg erübri«:! dalior die im Text unter 1 
erwähnte Bekanntmachung der einzelnen Organisation. 
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§ 25. 

V. Die Rechtspflichten der Eisenbahnorganieationen 
and der Staateerganfeatioiieii 

in Beziehung auf das internationale Eisen bulinweöeu 
und den internationalen Eisenbahnverkehr. 

Kehren wir nunmehr zu dem internationalen Eisenbaha- 
wesen und dem internationalen Eisenbahnverkehr surück. 
in Beziehang auf dieselben bestehen: 

1. Eigene (Erwerba-)Intere8een der selbetftodig oigani- 
sierten Menscbengruppen, von welchen und für welche eine 

Eidcnbahiiurganisation geschaffen ist. E^> sind «lies die Ge- 
sellöeliaüer (AktP iiär^) der Privati'isenbalmt'n — also iudivi- 
duoll bestiuimte Personen mit individuellen Interessen — und 
die Staatsbevülkerung bei Staatseisenbabnen. Die Staats- 
eben bah norganisation vertritt in der bier zunächst ins Auge 
^fafsten (enverbsfiskaliscben) Beziebung nur mittelbar die 
StaatsbevOlkeroogy unmittelbar den Staat tXs eio individuelles 
Gfanzes. Die Widimehmung der individuellen Interessen der 
Aktionäre u. 8. w,, oder die Wahrnehmung des individuellen 
(fiskalischen) Interesses des Siaates ist die eine RcchtspHicht 
der Privat- bczw . Staatseisenbahnorganisation. ' 

2. Öffeatlicbc Interesseo, insbesondere öffentliche Ver- 
kehrsinteressen der Bevölkerung der einzelnen Staaten. Zur 
Wahrnehmung dieser Interessen ist a. die betreffende Staats- 
Organisation , aber auch b, die Eisenbahnorganisation ver- 
pflichtet. ' 

* Anl«erdeiii üt auch die Staataoigsnisttioii verpflielitet, die indivi- 
dodlen CBnrerb8-)I]iteres8eii der Eisenbahninhaber von Privat» und Staats- 
riwnbahnen aowdt su berfickaiehtigen, als sie Qbeilianpt die individitellea 
BrwerbsintereBaeii ihrer einaehieii Unterthanen bo^cksiditigen und 
fördern miiie. 

* Diese Rccht^pflicht der Eisenbahnorganisation beruht auf obrig- 
keitlich-staatlicher Anordnung, auf der thatsÄchlichen Cbung und auf d.fr 
öftfiitliclirn Bcdentunp der Stelhititr und Fnnktionpn dtr EisciibaliiKii, 
welch*- vielfach auch durch formale Itechtsakte der Eisenbahnorganisation 
anerkaont isU 
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8. Ein einheitliches internationales öffentliches Interesse 

des internationalen Verkelmspublikums im weiteren Sinne 
(internationale Verkehräinteressenten) und im engeren Sinne 
(internationale Tranäportinteressenten). Das internationale 
Verkehrspublikum setst sich aus Elementen der Bevölkerung 
der einselnen Staaten zusammen. Das intemationaie Interesse 
der betreffiaiiden Elemente der fie^Olkemng eines einselnen 
Staates fHUt je nachdem gleichzeitig unter die öffentlichen 
Interessen, zu deren Wahrnehmung die betreffende Staats- 
organisation und die dem betrefleiiden Staate angehörige 
Eisenbahnorganisation verpflichtet sind. 

Die Wahrnehmung der Interessen im Hinblick aiit das 
internationale Eisenbahnwesen und den internationalen Eisen- 
bahnTerkehr führt über den licistungsbereich der einzelnen 
Eisenbahnorganisation* und der dem einzelnen Staate an- 
gehörigen Eisenbahnorganisationen hinaus, und wird nur 
möglich durch ein Zusammenwirken verschiedener Staats- 
organisationeii und Ix'zw. v^rsrliii dener verschiedenen ^Staaten 
angehöriger EiHenbahuorgauisationen. 

Die Kechtspflicht zum internationalen Zusammenwirken 
besteht fUr die Eisenbahnorganisationen 

a. im Hinblick auf die international gemeinsamen Inter* 
essen der betreffenden Eisenbahninhaber, 

b. im Hinblick aut" die Gemeinschaft zwischen den Ötl'ent- 
licheu Interersijfii der Bevölkerungen je ihrer Staaten. 

Die Kechtspflicht zu internationalem Zusammenwirken 
besteht für die Staatsoiganisationen im Hinblick auf die 
Oemeinschaft zwischen den öffentlichen Interessen der ver- 
schiedenen Staatsbevölkerungen. ^ 

Der intemationaie Eisenbahnverkehr vollzieht sich nicht 
auüöchliefslich durch die Haml hingen der Eisenbahn- oder 
Staatsorganisatiruien , sondern auf Anre;;ung und unter Mit- 
wirkung eigener Handlungen der einzelnen Verkehrs- und 

• Weil die Eisriibahnoigraiiisationcn und bezw. die Eisenbahnstrecken 
derselben regelmäfj^ig auf JStaatsj^cbict Ijcsdiränkt siud. 

* In gewissem Grade auch im Hinblick auf die das öffentliche 
IntereMe l>eriUireiide mternationsle QemoliM^alt der Litereraen dar BiMD' 
bahninliaber. 
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Traii.-.portinteres8enten , welche in den Bevölkerungen der 
einzelnen Staaten inbegriöen sind und unter sieh in iuter- 
nationaler Wechselbeziehung stehen. Die eigenen Handlungen 
der internationalen Verkehrs- und TransportintereBsenten, 
welche eine nicht selbBtändig organiBierte intematLonale offene 
Vielheit mit einheitlichem Internationalem Öffentlichem Ver- 
kehrsfnteresse bilden, sind abhflngig und werden beeinflufst 
von den Pliineii , welche die Staatsorga iiiäatiouen oder die 
Eisen hahnorganisatioiien in pflichtmftfsiger Wahrnehmung der 
LTeineinsamkeit zwisehen den diesseitigen und den jenseitigen 
öflentlichen Interessen gemeinsam aufstellen, und welche be- 
ha& ihrer Inwirksamkeitsetzung öffjßntlich bekannt gemacht 
werden. 

Indem die Staatsorganiüationen und Eisenbahnorgani- 
rsationen gemeinsam aufgestellte Pläne in Wirksamkeit setzen, 
an deren konkreten Pflichtinhalt dieselben für die Zukunft 
matt^riell und formell gebunden werden, begründen sie fUr 
sich eine Kechtspflicht zur Wahrnehmung jenes einheitlichen 
internationalen öffentlichen Verkehrsinteresses der internatio- 
nalen Verkehrsinteressenten nach Malagabe des konkreten 
Inhaltes dieser Pläne. Die Wahrnehmung dieser Rechtspflicht 
liegt ihnen unabhängig von der Fortdauer des öffentlichen 
Interesses der Staats! »evrilkerung an der Befolgung des Planes 
ob, und diese so ]»p<^riin<lete neue K<'( litsj»flieht ^^eniefst recht- 
lich im Konliiktst'alle den Vorrang vor den anderen auf die 
betreffende Angelegenheit bezüglichen Rechtspflichten jener 
Organisationen. 

Für die Eisenbahnorganisationen kann eine Rechtspflicht 
«ur W'ahrnehniung des internationalen einheitliehen öffentlichen 
Verkeiirsintercsses des internationalen V<'rk''li r>|)itl)likam8 
aui'äerdem auch durch Anordnung, bezw. durch international 
gemeinsamen Plan der übergeordneten Staatsorganisationen 
anferl^t und umgekehrt durch solche autoritative Anordnung 
auch eine derartige von den Eisenbahnorganisationen selbst 
durch international gemeinsamen Plan begründete Rechts- 
pflicht wieder auCser Geltung gesetzt werden. 

KmnfnAan. Wttolivrop. EtmbthiitA. 10 
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Durch dielnwiricMnikeitsetzang eiaes gemdnmuen PUnes 
der Staatsorguiiaalioneii, besw. der £iaeiib«liiioigaiiu«tioneD 
können aelbetlndige Rechtqiflicliten der Staatsorgane, besw. 
der EtsenfMiIiiiorgaiie und dnrcli Inwirksamkeitselzung eines 

gemf'iii-»ainen Planes der Staatsonrani.>ationen ferner selb- 
ständige Rechtspflichten von Eisen bahnorgauea und Unter- 
thanen { Eisenbabnoiganisationen, phjsiBcbeii Personea u. s. w.) 
begrtlndet werden. 

Eine Recbtspflieht der Staatsoiganisationen oder Etsen- 

bahnorganisationen zur Wahrnehmung des internationalen 
einhf'itliclif'n öffentlichen Verkehrsinteresses kaiui nicht blols 
durch den |>'"emeiü.sam bestimmten und .«-odaiiii in Geltung 
gesetzten konkreten Pfliehtinhalt eines gemeinsamen Planes 
fUr das snkUnftige Verfahren und Zusammenif^-irken derselben, 
sondern auch dtirch die gemeinBame Scharling einer dauernd 
organisierten Vereinigung jener Organisationen und die ge- 
meinsame Setsung und Bestimmung des Zweckes dieser 
organisierten Vereinigung formell und je nach dem Grade 
der Konkretheit des Zwecken materiell begründet werden. 

Weil aber die bei Herstellung des gemeinsamen Planes oder 
der oiganisierten Vereinigung fUr die einzelnen Oiganisationen 
bereits bestehenden Rechtspflichten in Kollision mit der durch 
jene Akte neu brandeten Rechtspflicht geraten können und 

abdann hinter der letzteren zurttckstehen mttssen, so erfordert 
die Rucksieht auf die gehörige Wahriielimun^^ der ersteren 
Recht>»pflichten , und ist in internati«>nah'n Verhältnis-' u all- 
^^emein (ililicli , dafs die materielle Bindung der einzelnen 
<>rganisationen durch solche gemeinsame Pläne oder durch 
die Zwecksetzung solcher organisierten Vereinigungen immer 
auf eine gewisse Zeitdauer beschränkt wird, sei es^ dafs un- 
mittelbar gemeinsam eine bestimmte Zeitdauer der matorieUen 
Bindung festgesetzt und spätere Erneuerung ins Auge ge> 
fafst, oder dals den einzelnen Organisationen ein einseitiges 
Rücktritts- oder Kündigungsrecht vorbehalten wird. 
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§ 26. 

VI. INe räumlich -sackliebe Beeehränkung 

des Tliätigkeitö- und LeistiingsbereichB der einzelnen 
Staatsorganisation auf das Staatsgebiet, der einzelnen 
Eisenbahnoreranisation auf die einzelne Eisenbahnstrecke 
und das Erlorderniö der Entfaltung von Thätigkeit 
und Wirksamkeit in räumlich-sachlich internationaler 
Erstreckung behufs Wahmdimung der Interessen, 
welche die Staatsorganisationen und die Eisenbalin- 
organisationen in Beziehung auf das internationale 
Eisenbahnwesen und den internationalen Eisenbahn- 
verkehr wahrzunehmen veqiflichtet sind oder ver- 

ptiichtet werden. 

Behufs Wahrnehmung der Interessen, welche die einzelne 
Staatsorganisation und die einzelne Eisenbahnorganisation in 
Besiehung auf das internationale Eisenbahnwesen und den 
internationalen Eisenbahnverkehr wahrzunehmen verpflichtet 
ist oder verpflichtet wird, bedarf es der Entfaltung von 
Thftttgkeit und Wirksamkeit in rttumlich-sachltch internatio- 
naler Erstreckung. Der Leistungsbereich der einzelnen 
Staatsorganisation aber ist rMumlich ^uclilich auf das Staat-, 
gebiet, der Leistung.^l)rr(?ich der einzi-hien Eisenbabiiorgani- 
sation auf ihre selten erheblich Uber die iStaatsgrenzeu 
hinausführende Strecke beschränkt. 

Um ihrer Kechtspfiicht zu gentlgen, mufs daher die ein- 
aelne Staatsorganisation , beew. die einzelne Eisenbahn- 
Organisation entweder: 

a. ein cut.sjH'eclicnde.s uuiiiittrlbares Zusammenwirken der 
Staatsorganisatiüuen, bezw. der Kis( iibalinurganisationen, 
weiche zusammen in der Lage sind, über die ganze in 
Betrac ht kommende räumlich internationale Strecke hin 
die erforderliche Wirksamkeit zu entfalten« oder 

b. die Schaffung von Organisationen oder Organen mit 

10» 
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einem über die ganze internationale Strecke ausgedehnten 
Wirkungsbereich^ oder 
c die Ausdehnung des Wirkungsbereichs einer bestehenden 

Organisation oder eines bestehenden Organes über die 
pmze iüternationale Strecke 
herbeitulu'eQ, 

Die einander koordinierten Staatsorgjmisationen und 
ebenso die einander koordinierten Eisenbahnoiganisationen 
yennögen jede der obigen drei Alternativen nur im Wege 
▼ereinbarten Zusammenwirkens herbeiauführen. Aufserdem 

können die Staatsorganisationen , welche den Eisenbahn- 
organisationeu übergeordnet »iiul, den letzteren das erforder- 
lieh«' Zusammenwirken oktroyieren, oder im Wege der 
Oktroyierung Organisationen oder Organe schaiFen, welche 
die Funktionen der Eiseubahnorganisationen &Lr den ganzen 
internationalen Bereich wahrnehmen, oder den Leistungs* 
bereich der einzelnen Eisenbahnorganisation oder gewisser 
Oigane einer einzelnen Eisenbahnorganisation Uber die ganze 
internationale Strecke ausdehnen. 

Je bezüglich ihrer Funktionskreise ' erwäclist den Staats- 
orga nisationen und l)ez\v. den Eisenbaluiorgaiiiaationen die 
Keclitspfliclit, durch Zusanunenwirken je nach Umdtiindeii die 
eine oder die andere; der obigen Alternativen und dadurch 
die erforderliehe Wahrnehmung der betreffenden Funktionen 
in internationaler Erstreck ung herbeizuführen. 

Von der Eechtspflicht der Staats- und bezw. der Eisen- 
bahnoiganisationen bei unmittelbarem Zusammenwirken, mag 
dies sich auf gegenwärtige konkrete Handlungen beschrflnken 

« 

^ B^lmibiir tritt in «olchem Fnlle eine Teiluni^ besflgUch der ver> 
aehiedenen FunktionBaften dergestalt ein, dafs s. B. die allgemeiue Regeltmg 

and euuclno Verwaltun^r^maranahuieu für den ganicu iutematioiuilcu Bereich 
der einen internationalen Organisation, dein einen internationalen Organe 
zustehen, dafs aber im übrigen die Venvaltting- je fTir den Teilbereich der 
verschiedenen Einzel' »n^anisationen diesen vcrlilciht. 

* In der Vertcilnn;,^ der auf das Eisenbahnwesen liezügliclieu Fimktious- 
kreise zwischen d» r Eiscnl'ahnor^anisation einerseits und der ihr über- 
geordueteu iStaatsorgani^ation HuUererseitH tritt iiu Laute der verseiiiedeuen 
Eisenbahnperioden eine gewisse VeFBchietung nnd swar im Sinne einer 
Erweiterung der der Staateovganisation sufoUenden Funktionell ein. 
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oder durch gemetnaaiii festgestellten PJan für die Zukunft 
generell geregelt sein» ist oben gehandelt. 

Aus dem Zweeke, «u welchem die «weite und dritte 

Alternative herbei^^efühn werden, folgt, dais für die be- 
treffende internationale Organisation oder das internationale 
Org-an in der zweiten Alternative und fi\r die Einzelorgani- 
sation oder das Einzeiorgan in der dritten Alternative die 
Bechtspilicht zur Wahrnehmung der ihnen üb( rtragenen inter- 
nationalen Fnnktionen von vornherein begründet wird, 
und Kwar je nachdem die Rechtspflicht zur Wahrnehmung 
der gemeinsamen internationalen Interessen der hinter den 
▼erschiedenen Eisenbahnorganisationen stehenden Eisenbahn- 
inhaber (der .sogeiianiUcii gemeinsamen eigenen Interessen) und 
die Reelitspflicht zur Wahrnelinunij^ der internationalen Gemcin- 
.-«eliaft in Beziehung auf die die^sf-itigen und die jenjseitigeii 
öfientlicheu Interessen am internationalen Eisenbahnwesen 
und -yerkehr. 

Insoweit durch die ihnen tlbertragenen internationalen 
Funktionen öffentliche Interessen wahrzunehmen sind, welche 
gleichseitig eigene Handlungen der internationalen Verkehrs- 
interessenten Toraussetzen und erheischen, erwachst &kr sie 

aus denselben Gründen, aus welchen diese Folge — wie oben 
ausgeführt — bezüglich der einzelnen zusammenwirkenden 
Organ isatinnen eintritt, die l(echtsj)flioiit zur \\ ahrnehmuug 
des i uternational einheitlichen öffentlichen Ver- 
kehrsinteresses der internationalen Verkehrsinteressenten« 

S 27. 

VII Die internationalen Organieationen und Organe 

in Hezielmng' auf das internationale Eisenbahnwesen 
einerseits und die internationale Ausdehnung des 
Wirkungsbereichs einer bestehenden einzelnen Staats* 
oder Eisenbahnorganisation, bezw. des Organes einer 

solchen andererseits. 

Die heiden Alternativen der ÜherschriA; unterscheiden 

sich dadurch, dafs die internationale Organisation, bezw. die 
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iTiternattoTmlen Organe die verschiedenen einseinen Staata- 

organisationen , bezw. Eisenbahnorganisationen vertreten 
und höchstens ein eigenes Kecht auf diese Vertretung 
haben. 

Hing^en bei der internationalen Ausdehnung des Wir- 
kungsbereiches einer bestehenden einzelnen Organisa tion^ 
eines Organes derselben im Sinne der zweiten Alter- 
native erwirbt die betreffende einselne Organisation ein eigenes 
Recht auf die Entfaltung der betreffenden Wirksamkeit in 
dem Bereich, welcher an sich den Bereich einer anderen 
einzelnen Organisation ausmacht, und schliefst insoweit das 
eigene Recht der letzteren Organisation aus oder tritt konkur- 
rierend neben dasselbe. 

§ 28. 

Vill. Die internationalen Organisationen und Oi^ane 

in Beziehung auf das internationale Eisenbahnwesen« 

Die internationalen Organisationen bilden Immer nur 
dauernd oiganisierte Vereinigungen der koordinierten Einsei- 
Organisationen, in welchen keine ttbergeordnete einheitliche Ge- 
walt geschaffen, sondern der Koordinationscharakter aufrecht 

erhalten wird. Diese internationalen Vereinigungen und Ver- 
bJtndc haben mancherlei Organe für die Erledigung der 
Vereinsautigaben : Vereinsorgane. Als Vereinsorgane können 
aber nicht blofs besonders hierzu geschaffene Organe (un- 
mittelbare Vereinsorgane),* sondern auch eine oder die andere 
Einzeloi^anisation, bezw. gewisse Organe einer Einzelorgani- 
sation (mittelbare Yereinsorgane)' funktionieren. 

Nach der Natur der internationalen Eisenbahnangelegen- 
heiten and der Verteihin^^ der darauf bezfiglichen Funktionen 
zwi.selien den Staatsorgan isationen einerseits und den Eisen- 
balmorganisationen andererseits werden hauptsächlich von 

^ 7. H. das VereinsbttreAU de» Yereins deutscher Eiaenbahnver- 

waltUDgeii. 

2 Z. B. dit? Königlich Preuf^ische Eiseiibaliiidirektion EU Berlin als 
gßschäitsfüiiruude Verwaltung dma Vereins Deutscher Eisenbahnverwaltungen. 
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den EisenbahnorganiflAttonen y seltener von den Staatsorgan!- 

sfttionen internationale dauernd organisierte Vereine und Ver- 
bünde für Eisenbahnangele^onheiten gebildet. Nicht aus- 
gesi lil"ss(Mi ist aber auch die Bildunfi; solcher internationaler 
Vereine uns Staats- und Einenbahnorganisationen.^ 

Im Gegensatz zu den internationalen Vereinigungen, 
wtdche selbständig durch ihre Satzungen Ihre Aufgaben und 
Zwecke heetunmen und verändern können, sind die inter- 
nationalen Organe nur aur Vollziehung der Aufgaben be- 
rufen, welche ihnen unabhängig von ihrem Willen in einem 
von den beteiligten Organisationen gemeinsam festgestellten 
Programm t^estellt bind. 

Die internationalen Or^^^ane siiul durch Zuöainmcnwirken 
der beteiligten Organisationen entweder: a. besonders ge- 
schaffen (unmittelbar internationale Organe)^ ^ b. oder es ist 
auf jene Weise eine bestehende Einseiorganisation oder ein 
bestehendes Oiigan einer Einzeloiganisation mit der Wahr- 
nehmung der in dem gemeinsamen Programm festgestellten 
Obliegenheiten betraut (mittelbar internationale Organe).'^ 



" Dies ist z. B. d. r Fnll lu i dem (internationaK n) „fonnfros des 
Chemins de fer". (Vgl. bezüglich der Einrichtungen und Wirksamkeit des- 
selben da« ^TUilIctin de la CommisRioa international«- <lii (.'oiifrris des 
Cheinin» de Icr"). l)» r i'angrt'H ist al?? Vercij» zu betfftchten , insiifeni er 
eine pcrefrelt«- Teilnrlinn-rsohaft , ein lusnnderes Statut und brs«>ntUre 
Orpan»', sfiwio l in tc^t. > Iveglemont für die in mehrjährigen Zwisclitii- 
niumeii .•^tatttiiidt-uden ^It^uugen (bis jetzt 4: Brüssel 1885^ Mailand 1887, 
Paris 1889, Petersburg 1892) basitzt 

* Das amiiitlelbar intmiatioiiale Organ kann unmittelbar durah Zn- 
•aiDinenwixkeii der mehreren Organisationea oder auf Onuid eines gemein* 
Samen Beschlnsses und Auftrages der mehreren Organisationen durch 
dne derselben« betw. durch ein Organ einer derselben geschaffen werden. 
In letstarer Weise ist das Zentralamt für den internationalen Eis«ibalm- 
transport in Bern durch den Bundesrat der Schweiserischen Eidgenossen- 
f^chaft in Ausführung des getnoin<>an)en BeHchlusseK der beteiligten Staaten 
(Int. Bemer Übereinkommen über den internationalen Eisenbahnfracht- 
verkehr Art. .')7) lind dt ?« von jenen dem Schweizerischen I?nnd<-<rate er- 
teilt<^n Ant'trai:es ( intrniatinnnlc^ Heglenienti betr* die Krrichtung eines 
Zcntralaintos Art. 1; urgauiskrt worden. 

' So ist X. n. der Bund«'«rat der Scliweizerischen Eidgeno«s<nscliaft 
nach dem vorerwähnten internationalen Berner Cbereiukomnien über den 
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Die intemationalea Organe können von den Eiftenbaiin- 
organisationen oder von den Staatsorganisationen gebildet 
aein und letzteren Falios internationale Funktionen der Staats- 
Organisationen oder kraft Oktrojierung solche der Eisenbahn- 
organisationen zu yersehen haben. — 

Die Funktionen der internationalen Vereine und der 
internatioiialoji < )r;i;ane sind internationale Funktionen, d. h. 
Funktionen. wcK Im* nieht an .sieh dem Funktionsbereiehe einer 
einzelnen Urgiuiibution angehören. Sie unterscheiden sieh 
dadurch von den Funktionen, welche dem eigenen Bereiche 
der einzelnen Organisation und der Organe derselben an* 
gehi^reni welche die einzelnen Oiganisationen , bezw. die 
selbständig Pflichtigen Organe derselben aber in Gemäfsheit 
eines intemationAlen Planes, in Gemäfsheit einer internatio- 
nalen Regelung* wahrzunehmen haben. 

Autgabe des internationalen Vereins ist: 

1. die Normsetzunpr, Organisation, Verwaltung, Kecht- 
sprecliung in den inneren Vereinsangelegenheiten, in den 
Verhältnissen der Vereinsmitglieder als solcher zu dem 
Verein und einheitliche Vertretung des Vereines in dessen An- 
gelegenheiten gegenüber Dritten. 

Aufgaben der internationalen Vereine, welche hierbei 
durch einzelne Vereinsorgane vertreten werden ki^nnen und 
fftr welche dies gewissermafsen äufeere Vereinsanp^elegen- 
heilen sind, und Aufgaben der internationalen Organe sind 
je nach Mafsgabc ihrer Zuständigkeit: 

2. Feststellung von Normen für eigene Angele^ivnliciicn 
der Einzelorganisationen, weiche diese sodann aU iVir sieh, 
bezw. für ihre Oigane, oder für ihre Unterthanen verbindlich 
in Wirksamkeit setzen müssen.^ — Kontrolle der Befolgung 

internattnnnK n EiHeuhahufrachtverkehr von den dnrau beteiligten Staat<;n 
und nach diu riotthardoisenbahnvcrträgen von Deutschlanrl , »Ur Srbwfnz 
und Italii II mit der WalimeJinmii^' verschiedener gemeiusam testge^tellter 
internationaler Obliegenheiten betraut wonlcn. 

• Die internationale Kegelung kann durch Zut^aai tuen wirken der ein- 
lelnen Organisationen oder durch einen hierzu xustandigen intemationaieu 
Verein demetben, mdgiidkerweise BOfar dnrcli ein hienu Bnatindigea inter- 
nationales Organ gesetat sein. 

* Nach InwirksamkeitsetBong dieser Nomen liegt ancli hiw mate* 
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dieser Normen. — BeBtimmung, Roguli^ang, Ausgleichung 
der die Eisenliahnfahrzeuge betreffenden Besiehungen and 
der finnnneUen Beziehungen, welche sich aus der Inter* 

nationalen Erstreckung »1er Wirksamkint zwischen den Kinzel- 
organisatiouen ergeben. — Entscli i 1 mg der Rechtsstreitig- 
keiten, welche sich aiu* der iiiteriiaiion.ilf^n Krstretkung der 
Wirksamkeit zwischen den Kinzelorganisationeu ergeben, und 
awar entweder nur der Rechtsstreitigkeiten, welche von dem 
internationalen Verein oder Ton dem internationalen Oigane 
aelbet ausgegangene Normen, oder auch solcher Rechtsstreitig^ 
keiten, welche andere Rechtsnormen betreffen. 

3. Entscheidung von Ansprtichen. welche die inter- 
luuionalen Verkehrsiiitcrfjsjjenten, die intei nationalen 1 raiKspurt- 
intere&denten , ^^ewisse Gruppen solcher und bezw. die Ver- 
treter derselben im Hinl>Iick auf die Interessen <am inter- 
nationalen Eisenbahnverkehr gegen die Einzeiorganisationen 
erheben, und zwar 

a. als Rechtsansprüche im engeren Sinne wegen Ver- 
stols (unrichtiger Anwendung , Nichtanwendung) gegen be- 
stehende Rechtsnormen; 

b. im Hinblick auf die Rechtspflichten der Einzeiorgani- 
sationen zur W ahrnehmung jener Interessen im internationalen 
Eisenbahnverkehr. 

4. VerwaltungskontroUf und eventuell unnuttel iiare Ver- 
tretung der Interessen am internationalen Eisenbahnverkehr 
gegenüber den Einzelorganisationen, welche zur Wahrnehmung 
dieser Interessen Terpfiichtet sind. — 

Die internationale Erstreckung der Wirksamkeit im 
Eisenbahnwesen ttber den Bereich der Einzelorganisation wird 
erforderlich : 

a. Bezüglich der Verwaltungs- und Betriebsverhältnisse. 



rielle und je nachdoin formelle liincltm^ I i Kinzt ltr;jmii«'ationen vor. 
Anch hier i^t ;iU<» KoUiNt<>n rlor rtliditeu dir Kuizelor^Miiisation möglich. 
'Dieser kann die Eiiuelorgaiil'^arion in'Vjrlichenvei^c aber dun.li die Art der 
Ausübung ihre» Stimmrechte« im inteniHtionalpu Verein M.rbcii«:*». Sie 
kauu dieselbe aiü' eiue gewi.>«se Zeitdauer durch Austritt aus dem intef 
natioiuüea Verein, besw. durch Rücktritt von der Mitwirkung cur Aufireeht* 
«riultoDg des internationalen Organes beschlinken. 
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Internationale Beeidungen der Etnselorganiaationen zu ein- 

ander. 

b. Bezli^LTÜch der TransportverhiiUiuHse. Intomationale 
Beziehungen der Transportint(;resscnten zu den Einzelorgimi- 
satioDen oder zu mehrereu ii^nselorgauiäiitionen. Dieselben 
fahren mittelbar wettere internationale Beziehungen der 
Einzelorganisationen zu einander herbei. 

c. BesOglicli der internationalen VerkehrsTerhSltnisae. 
Internationale Beaiehungen der Verkehrsinteressenten zu ein- 
ander. Dieselben führen mittelbar internationale Beziehnngen 
der Transportintt'ressenteu zu den Elinzelorganisutiuiien und 
iineb mittelbarer internationale Beziehungen der Einzel- 
organisationen zu einander herbei. 

§ 2d. 

IX Die internationale Auedeiinung des 

Wirkungsbereiches 

' einer bestehenden einzelnen Staats- oder Eisenbahn- 
organisation, bezw. gewisser Organe derselben in den 

Wirkungsbereich einer anderen einzelnen Organisation. 

Mancherlei Verhältnisse dieser Art werden im Hinblick 
auf das internationale Eisenbahnwesen herbeigeführt: 

1. Für die einzelne Staatsorganisation. Z. B. Anlage 
eines Grenzzollamtes hei der im Gebiete der anderen Stauts- 
organisation belegenen Grenzeisenbalinstation. Recht der 
ersteren Staatsorganisation nialsgebend für das Zollverfahren, 
für die persönliche Kechtastellung der im fremden Staats- 
gebiete wohnhaften Zollbeamten, fUr die Beamtendisciplin 
Uber dieselben u. s. w. Ausdehnung gewisser Reglements, 
der Bahnpolizei der einen Staatsorganisation auf eine Eisen- 
bahn(Grenz-)8trecke im anderen Staatsgebiete. — Rechtliche 
Geltung des Withrungsgeldes der einen Staatsorganisation im. 
Verkehr der auf dem anderen Staatsgebiete belegenen Eisen- 
bahngrenz- und Zollstation ii. js. w. 

2. Für die einzelne Eisenbalinorganisation. Gemein- 
schaftlicher Grenzbahnhof. Mitbenutzung des fremden Grenz- 
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baiiiihufes. Betritjl) an! der fremden Grenzstrecke biä zu der 
im fremden Staatsgebiete belogenen Grenzci^enbahnstation. 
Betrieb oder Mitbetrieb auf der im fremden Staatsgebiete be- 
legenen Strecke einer anderen fiisenbahnorganiaation. Übei^ 
nähme der gesamten Fonktionen einer anderen Eiaenbahn- 
organisation,^ deren Strecke in fremdem Staatsgebiete be- 
legen ist. ^ Diese internationale Ausdehnung der Wirksamkeit 
einer Eisenbahnorganisation in den Bereich einer anderen 
Eisenbahnorganisation kann auf Grund mannigfach ver- 
schiedener Rechtsverhältnisse zwischen den beteiligten Eisen- 
bahnorganisationen statthaben. * Regelmä(sig können derartige 
RechtsTerhältnisse aber nur unter Zustimmung der fremden 
Staateoiganisation hergestellt und bezw. wirksam gemacht 
worden« 

§ 30. 

X. Zeitliche und reclitliclie Priorität 

der Rechtspüicht der einzelnen (Staats- oder Eisenbahn-) 
Organisation gegenüber dem international gemeinsamen 
oder international einheitlichen r)rt'entlieheu Interesse 
am internationalen Eisenbahnverkehr innerhalb des 
Lieistungsbereichs der einzelnen Organisation vor der 
Rechtspflicht gegenüber dem innerstaatlich öffentlichen 
lind vor der Itechtsptiiclit gegenüber dem individuellen 
Interesse der Eisenbalminhaber« 

Re^olmäfsig ist die einzelne Staatsorgan isation und die 
einzelne EisenbahnorganisatioQ innerhalb ihres einzelnen (inner- 



* Die Trennang in swei Oiigaiitsationeti bleibt trotsdem bestehen, 
eimnal weil die vemhiedenen ESisenbabnen in Tenebiedenetn Eigentom 
bleiben, nnd zwoitenH weil die Eigentfimer der Eitenbabn* derm Funktionen 
ülemonuDai sind, Ibrtgeeetst gesondert festgestellten finansiellen Ertrag 
besieben. 

- In diesem Falle verlangt die fremde 8taat«»o!^aiiifiation re^lmäfsig 
Bef^tellun^ Ite.oonderen Reprnseutauteu der Eiseobahnorganisation in 

dem und für da» i?t.'uit.«i5ehipt joner. 

^ {^elbstrerstäudlich ist eine derartige Ausdehniing der ^Virksamkeit 
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staatlicheii) Leistungsbereiches sonäohst verpflichtet, das inner- 
staatliche öffentliche Interesse, und anlserdem die einzelne 
Eisenhahnorganisation Eonächst verpflichtet, das individaelle 
Interesse der Eisenbahninhaber wahnranehmen. Erst 

nachträglich wird durch Zusammenwirken verschiedener Or- 
ganisationen die Kechtspflicht zur Wahrnehmung j^eineinschaft- 
licher oder einheitlicher internationaler Interessen und zwar 
mit Vorrang vor jenen ersteren Kechtspflichten, aber fUr eine 
seitlich beschränkte Dauer begründet. 

AUein es kann darch Zusammenwirken verschiedener 
Oiganisatlonen auch von vornherein für die einzelne (Staats- 
oder Eisenbahn-) Organisation die Rechtspflicht zur Wahr- 
nehmung gemeinschaftlicher oder einheitlicher internationaler 
Interessen innerhalb ihres einzelnen (innerstaatlichen) Leistungs- 
bereiches dergestalt begründet werden, dafs die anderen oben 
erwähnten Kechtspflichten für die einzelne Organisation nur 
in der durch das Bestehen jener vorgehenden Eechtspilicht 
bedingten Beschränkung zur Entstehung gelungen. Dabei 
kann die einzelne Organisation an die Wahrnehmung jener 
gemeinschaftlichen oder einheitlichen internationalen Inter- 
essen materiell entweder ohne jede zeitliche Einschränkung, 
also dauernd, oder nur ftlr einen unmittelbar bestimmten 
oder mittelbar von ihr* ZU beötimmcndeu Zeitraum ge- 
bunden sein. 

Derartifi^ uisj)riinj?lich kann ferner die Rechtspflicht zur 
Wahrnehmung internationaler Interessen innerhalb ihres 
Leistungsbereichs nicht biofs ftir die einzelne Organisation 
selbst, sondern auch selbständig für gewisse Organe oder 
Unterthanen derselben begründet werden. 

1. So binden verschiedene Staatsorganisationen, welche 
die Herstellung je der in ihrem Bereich gelegenen Teile einer 
internationalen Eisenbahnlinie im Hinblick auf den inter- 



in den Bereich einer anderen EiMcubahaorganisation auch dann moglicli 
und sogar häufiger, wenn die letztere Eisenbahnorganisation demselben 
Staat angdkdrt, wie die entere, ea sieh also nicht um internationale 
Eratreckong der Wirksamkeit bandelt 

> Dnrdi einaeitigen ROcktritt oder einaeitige Kündigung. 
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nationalen EisenbahnTerkehr Terembaren, aich und eventuell 

die ihnen untergeordneten Eisenbahnorganisationen bisweilen 
gleichzeitig durch gemeinsame Bestimmungen bezügiichderkünt- 
tisren Wahrnehmung der internationalen Interesäcn am Ei^i n- 
bahnverkehr innerhalb ihres Leistungsbereichs. Eine dauernde 
materielle Bindung wird aus solcher Veranlassung insbesondere 
dann begründet , wenn die Vereinbarung a. von der einen 
Staatsorganisation der anderen 2. B. in einem Friedensschlufsy 
b. oder von einer weiteren Vereinigung von Staatsorgani- 
sationen (z. B. auf einem europftiscfaen Kongresse) in deren 
Interesse den einzelnen unmittelbar beteiligten Staatsorgani- 
sationen oktroyiert worden iät. 

2. So kann femer für eine einzelne Staatsorganisation, 
deren Organe und die ihr untergeordnete Eisenbahn Organi- 
sation beattglicb der künftigen Wahmebmung der inter- 
nationalen Interessen am Eisenbahnverkehr innerhalb ihres 
Leistungsbereiches eine materielle Bindung von vornherein 
und dauernd durcli /^^emeinsam festgesetzte Bestimmungen be- 
gründet werden, wenn di(; Herstellung (oder der Betrieb aut i 
der Eisenbalin.streeke in ihrem Leiwtungsbereiche durch die 
Mitwirkung anderer »StaJit*jorganisationen u. s. w., insbesondere 
durch die pekuniäre Beihülfe derselben erst ermöglicht wird. 
Namentlich in diesem letzteren Falle kann auch eine Rechts - 
pfiicht der betreffenden einaelnen Organisation von vornherein 
nicht blols im Hinblick auf die gemeinscbafdichen oder ein- 
heitlichen Öffentlichen internationalen Interessen^ sondern 
auch im Hinblick auf die gemeinschaftlichen individuellen 
(pekuniären) internationalen Interessen der subventionierenden 
Organisationen begründet werden. 

Mit Rücksicht auf die ürsprünglichkeit und namentlieli 
die unbegrenzte Dauer der im Konfliktsfalie vorgehenden^ 
Rechtepflicht zur Wahrnehmung der internationalen Interessen 



" Natürlich geht dieselbe nur nach Mafsgrabe de« konkreten Pflrcht- 
inhalte« der ^omeinfnmen Restiminun«r*»n vur, und kann iiacli U-tztereu In 
gi\vis«( iii rmfan;:»' aucli di r Vorraui: 'It r auderweitea KechtspUichtcii bt- 
gTÜii'let sein. S«. z. Ii. nach den -ttiiardeisenhahnvertragen der Vorrang 
der Kecht«ptiicht der Schweias in Beziehung aul die Landesverteidigung. 
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erliilteD in diesem Falle atidi die auf iliren eigenen Leirtnngi* 
bereicb beechriUikteii Fnnkdimeii der einaelnen Oiganisaftioii 

oder gewisse Funktionen dieeer Art eineo intenuitioiuden 

Charakter, werden internationale Funktionen. Insofern werden 
in d'io^f-ni Falle die jjHichiige Einzel organi^tion . die pdich- 
dgen Organe und Untertiumen derselbe mitt^bar internatio- 
nale Oi|^e. 

§81. 

XL Die RecMt^ieht eiMr EisenbilMieriiaiiieatioii 

mit intematioual ausgedehntem eigenen Wirkungs- 
bereich. 

Ausnahmsweise kommen Eisenbahnorgan iuaiionen mit 
intemationaL ausgedehnter eigener iStrecke und mit international 
atiigedehntem eigenem Wirkungsbereiche vor. Ohne Zu- 
sammenwirken mit einer koordinierten Organisation Teimag 
eine solche Eisenbahnorganisation allein ihre Bechttpflichten 
aar Wahrnehmung von Interessen im Hinblick auf den auf 
ihre Strecke beschränkten internationalen Eisenbahn- 
verkehr zu erfüllen. Allein wenn die Eisenbahnorganisation 
gleichz« itijr eine international gemeindchaftliclie Organisation 
ist, 6o besteht die Mcig^lichkeit, dafs die Rechtspflicht zur 
Wahrnehmung des einheitlichen individuellen Interesses der 
Eisenbahninhab^T mit der Rechtspflicht zur Wahrnehmung der 
.diesseitigen und der jenseitigen öffentlichen Interessen koUi- 
diercy und dafs die Kollision auch wegen des gleichseitigen 
Gegensatzes zwischen den diesseitigen und den jenseitigen 
öffentlichen Interessen dauernd unlösbar sei. Wenn die 
Eisenbalinorganiüatiun alx'r aussclilieft*lich der ein( ti btiiati- 
organisation angehört, l)ezw. untevtljänig ist, ao bleibt die Mög- 
lichkeit, dafs die Kechtspflicht zur W alirnehmung des ein- 
heitlichen individuellen Interesses der Eisenbahninhaber 
dauernd unlösbar mit der Rechtspflicht zur Wahrnehmung 
des diesseitigen oder des jenseitigen öffentlichen Interesses 
kollidiere, weil die letzteren Interessen dauernd gegensätz- 
licher Art sind. 
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ä 32. 

XII. Die Teilung der Pflichten und Befugnisse 

zur Wahrnehmung von Interesseii und sur Erfüllung 
von Aufgaben im Hinblick auf das internationale 

Eiseubiüiiiwesen und den internationalen Eisenbahn- 
verkehr. NormBetzung, NormvoUziehuug , Norm- 
anwendung. 

Viel&ch findet im Hinblick anf die Angaben und Er- 
fordernisse des ratemationalen Etsenbahnweflens und Eisen- 
Iwhnyerkehrs eine Theilung der Pflichten und Befugnisse 

statt. Insbesondere erfol*;t vielfat h: 

1. die Aufstellung eines international gemeiii aiut ii Planes, 
die international gemeinsame Regelung und Normsetzung 
durch Zosanunenwirken der verscliiedenen Staaten, beiw. 
EisenbahnoiganiBationen ad hoc oder durch eine dauernd 
organisierte internationale Vereinigung dieser Oiganisationen 
oder auch wohl durch ein internationales Organ. Hingegen 
erfolgt : 

2. die Vollziehung und Anwendung jener inter- 
nationalen Nonnen zwar möglicherweise auch 

a. durch die dauernd organisierte inteniationale Ver^ 
einigung solcher Qi^nisationen , bezw. durch bestimmte 
Organe dieser internationalen Vereine, oder 

b. durch funmittp!i)ar oder mittelbar) internationale 
Organe, aber in vielen Fallen auch nur 

c. durch die einzelnen Ofganisationen, besw. durch 
einzelne Organe oder durch gewisse Arten von Organen der 
einzelnen Oigantsationen. 
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§ 33. 

XIII. Die Sicherung der Erfüllung vorgehender 

Rechtspflichten 

der einzelnen (Staats- oder Eisenbahn-) Organisation 

zur Wahrnehniiiiifr internationaler Interessen im Falle 
des Küiitiiktcö der^elbeu uiit anderen Kecbtspflichten. 

1. Im Falle des Kondiktejs der vorfrolioiideu lu'chts- 
pflicht einer Eisenbahnorganisation zur \\ ahrnchmung inter- 
nationaler Interessen mit der Rechtspflicht derselben zur 
Wahrnehmung individueller Interessen der Eisenbahn inhaber, 
und im Falle des Konfliktes der vorgehenden Rechtspflicht 
einer Etsenbahnorganisation sur Wahrnehmung intemationsl 
einheitlicher öffentlicher Interessen mit der Rechtspflichl der- 
selben zur Wahrnehmung international gemeinschaftUcher 
individueller Interessen von Eisenbahninliabern stellt m«»^- 
licherweisc die der Eisenbalinnr^^'anisatii'H iiber^i;eor(lnete 
Staatsorganisation ihre Autoritiit tür die llerbeituhrung der 
Erfüllung der vorgehenden Rechtspflicht zur VerfUgung. 

Die ttbergeordnete Staatsorganisation wird dies sicher 
thun, wenn es sich um einen Konflikt der vorgehenden 
Rechtspflicht einer Etsenbahnorganisation zur Wahrnehmung 

gemeinschaftlicher fliesseitiger und jenseitiger öffentlicher 
Interessciu am internationaliMi Verkehr mit der HechtspHieht 
derselben 7A\r Wahrnehmung international gerueinschattiicher 
individueller Interessen von Eisenbahninhabern oder allein der 
individuellen Interessen derjenigen Eisenbahn inhaber handelt^ 
£tir welche die Eisenbahnorganisation geschaffen ist, ■ 

2. Die Eisenbahnorgonisatfon und die Staatsorganisation 
werden im Konfliktstalle der vurgehenden Reehtsjjriieht zur 
Wahrnehmung internationaler Interessen tliatsäehlieh vor den . 
anderen Rechiisptliehtcn ;;eniigen, wenn sie vor die bestinnute 
Aussicht gestellt sind, dafs anderen Falles in Zukunft nicht 
blofs in einem einzelnen Falle, sondeim überhaupt und in 
ungezählten Fallen die Interessen ^ welche sie pflichtwidrig 
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bevorzugt haben, von den anderen einzelnen Eisenbahn- 
organisationen, l)»'z\v. Maats« »rganisationcii, nicht mehr werden 
wahr;_^eii(>niiii(Mi wenifii, aucli wenn diVs an Mich Eechtspflicht 
der letzteren wilre, und dal's infolgedessen durch die ptiicht- 
widrige Bevorzugung auf die Dauer die so bevorzugten 
Interejjsen Uberwiegend werden geßchädigt werden. 

3. Die Staatsorganisatton wird im Konfliktefalle der 
vorgehenden Bechtspflicht zur Wahrnehmung internationaler 
Interessen thataächlich um so sicherer vor den anderen 
Rechtspflichten geniigen, je gröfser neben der wachsenden 
IntensitJit der in Betracht kommcnd''ii iiit< riiatitiiialon Inter- 
essen die Zahl dor au der W ahriK'liimntir dieser internatio- 
ntden Interessen interessierten Angehörigen des b€ti*eÖ'ünden 
Staates, und je mehr die Handlungsweise der Staats- 
organisation durch die Interessen der gesamten Staats- 
bevOlkerung bestimmt wird. 

4. Der vorgehenden Rechtspflicht zur Wahrnehmung 
internationaler Interessen wird im Konfliktsfalle thatsächlich 
um so vollkommener vor den anderen Rechtspflichten ^cini^^t 
werden, je mehr sclhstilndigo Rechtsptlichten der eiii/olnen 
Organe und der IJ ntertlianen der einzelnen (Kisenbahn- oder 
Staats-)Organisationeu in Beziehung auf jene internationalen 
Interessen begründet werden, und je mehr eine persönliche 
internationale Verantwortlichkeit der jeweiligen 
Trilger eines jeden Organes der (Eisenbahn- oder Staats-) 
Organisationen ausgebildet und entwickelt wird, welchem als 
leitendem Organ oder als selbständig i)flichrigein Organe die 
Erfüllung jener Reelitspfliehten speciell oblit>,L 

5. Die ( ijeni einsame) F^rschaflfung und das dauernde ob- 
jektive pjestehen von saehlichen Einrichtungen für den inter- 
nationalen Verkehr trägt dazu bei, da£B die rechtspflichtigen 
Organi^tionen, Organe u. s. w. ihren internationalen Rechts- 
pflichten genügen . 

6. Der Umstand, dafs zweierlei Arten von Organi- 
sationen im Hinblick auf das internationale Eisenbahnwesen 
zu wirken berufen sind, und dafs die Eisenbahnorganisattonen 
fortgesetzt und vielfach im Einklang mit ilnni ! gemeinschaft- 
lichen) eigenen Interessen die internationalen Obliegenheiten 

Kaafmann. Mitteleorop. £isenbabs«n 11 
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wahrnehmen, trügt dasu hei, dafs die Staatsoi^aniaationen 
ihren dieshezüglichen Rechtspflichten auch nachkommen.* 



' Ein offfiitliilK T Rprlit«j?:ii>»t«in! h»'Htt»Iit in den eiiizelueu Staaten, 
iuHoweit ant rkauut, wirklicli und dauerinl gesichel t ist, dafs die staatlicheu 
Machtmittel öffbntlichon Ge nie inachafti zwecken dienen. Dieser 
ötfentliche KecUti$zustAnd beHtolit iu den eiuzclueu iStaateu, obwohl die 
MögUehkeit nicht ansg^achlossen isti dafs die stutlichen Macbtmttt^ nicht 
im Dienste von Gemeinacliaflwweckeni sondern seitens derer, welche (Iber 
diese stnatlichen IfHchtmittel Terlligen, im Dienste individaeller Interessen 
verwendet werden. Der öffentliche Rechtssustand im Staate ist also kein 
Ansflofs der staatlichen llachtorganisation und des staatlichen Macht* 
Bwangee, sondern der i')ffentUche Rechtssust&ud im Staate hat seine Qrnnd- 
lage darin« dafs durch >li> ^samte EntWickelung und OesUltung der Ver- 
hältnisse und durch die Zuflamraensitzung und Art der Wirksamkeit V r 
staatlichen Organisation thunlichüt gesichert wird, daf» die 8taatliclie Macht 
thatsäclilicli fortgesetzt im Dienste der Gemeinschaft venvendet wird. Atirh 
in intiTnationalen Verlinltnissen ctitst^-ht oin internationaler ötfentlicher 
KiHjht-zustand, in;* ' weit als anerkannt un<l dun-h die Entwickeliing der 
Verhältnisse und den Zusaninieuhang der Einrichtungen u. s. w. dauernd 
gesichert und wirklich wird, dafs die verschiedenen staatlichen Organi- 
sationen und Organe intcmational Öffentlichen Gemeiuschaftsswecken su 
dienen haben. Die Grundlage des öffentlichen Bechtsaustandes ist also in 
beiden Fällen die nftmliehoi und aus dem Fehlen einer internationalen den 
Staaten Übeigeordneten Zwangsgewalt kann nicht die Unmöglichkeit eines 
internationalen öffentlichen Rechtszustatides gefolgert werden. 
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Zweiter Teil. 



§ 34. 

Vorbemerkung 



Ks ist olx'ii dar^ele«;t NNenlt u, dafs d\o Entwiekehuig 
de» internationjilen Eisciibalnnvesen.s und Ei.senhahnvorkohrH 
in den verschiedenen Epochen gleioli/ritig unter dem Kiufiurs 
der eigenen Interessen der Eisen) mahnen , der diesBeiiigen 
und der jenseitigen öffentlichen Interessen und der inter- 
nationalen öffentlichen Interessen am internationalen Eisen- 
bahnverkehr erfolgt ist, dafs aber die verschiedenen Epochen 
sich iiacli dem Vorwiei^vii des Einflusses der einen oder der 
auder« n Interessen unterscheiden. 

Es ist ferner dargelcut worden, dals in allen Epochen 
gleichzeitig die Eisenbuhnorganisationeti und die »Staats- 
organisationen Träger jener Entwickelung wartni, dafs aber 
in den verschiedenen Epochen der Anteil ^ welchen die eine 
oder die andere Art von Organisationen an der Entwickelung 
hatte, ein verschieden grofser war, und dafs die Eisenbahn* 
Organisationen in der ersten Epoche in weitgehender Selb- 
ständigkeit, in den späteren Epochen aber mehr in Abhängig- 
keit von den Staatsorganisationen und buzioiuingswcirsc in 
Zusammenwirken mit denselben die Entwickelung beeia- 
flufsten. Dementsprechend ging die Bildung und Entwicke- 
lung des internationalen Eisenbalmrechtes in der ersten Periode 
vorwi^end selbständig von den Eisenbahnorganisationen , in 
den spttteren Perioden aber mehr und mehr von den Staats- 
oiganisationen und beziehungsweise von den Eisenbahn- 
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Organisationen nur unter bestimmender Einflnfsnahme der 
Btaataoi^anisationen aus. 

Damit stand Im Zusammenhang , dafs die internationale 

EisPTibahnrechtsbildung in der älteren Periode innerhalb be- 
tecliränk torer territorial-inttriiationaler Bereiclie sich voll/.op, 
wUhreiul sie in der neueren Poriode niflir und mehr einen 
europäischen * Charakter annimmt. Dies war übrigens aufsei^ 
dem durch dio Mllni.ibliche Plerstelinng des internationalen 
europttischen Eisenbahnnetzes bedingt 

Auch in der ersten Periode weitgehender Selbständigkeit 
waren die Eisenbahnorganisationen doch immer den Staats* 
Organisationen untergeordnet Eine internationale Rechts- 
bildnnj^' konnte abo aueli damals von denselben nur soweit 
ausgclicn, als diosrlbe nicht auf }»<>sitivo Vi'rluito. Hemmungen 
und anderweitige Rechtssatzungen der .Ntaatsorganisationen 
stiefs. Ferner war die wirtschaftliche Macht ^ der Eisenbahn- 
organisationen im Verhältnis zu Dritten eine beschränktere 
und nur mehr mittelbare, als die politisch-persönliche Macht der 
Staatsorganisationen. Gegenüber gegensMtsKlichen Interessen 
Dritter konnte daher eine internationale Rechtsbildung frtther 
durch die Eisen bahn Organisationen in vielen Hinsichten nicht 
zu Stande gebracht werden, in welchen die Herstellung einer 
solchen den Staai^-organisationen vvold möglich ist. 

Eine fUr die ältere Periode charakteristische und noch 
heute bedeutsame Rolle in der Entwickelung des intern 
nationalen Eisenbahnwesens und Eisenbahnrechtes spielte der 
in der älteren Periode bogrtlndete und noch gegenwärtig 
bestehende „Verein Deutscher Eisenbahnverwaltnngen* 



' E« bleibt der Zokniilk Torbehalten, die Ansitie mt Aiubildmig eines 
Boeb weiter ausgedehnten und schlierslich eines erdum spsmiendeD inter* 
nationalen Verkehrsrechts zur Entwickelung zu bringen. 

* Die polizoili<'}i-{>er>iriiili(hf' Macht der ElMfiibahnorganisationen be- 
rtiht auf t'lirrtrft^'-nTi^' seitc-n-^ Her StAatsortranisationen, würde daher auch 
in luteiiiational« n NCrbindimpi-ii der £i>'<-M)iahuorganisationen nur als eine 
von den verschiedenen ^taatsorganisationen abgeleitete mafi^blich werden 
können. 

' Es sei hier vorausbemerkt, dafs dieser Verein sich nicht, wie sein 
Name besagt, anf dentscbe Eisenbabnverwaltongen besehrinkt, sondern ein 
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Neben diesem Verein, der sich eine allgemeinere nnd um- 
£u8endere Aufgabe geatelU hatte und daher auch eine grOfsere 
Ansahl von Eisenbahnverwaltungen in sich aufnehmen konnte^ 
bildete sich seit der ersten Periode eine stets wachsende An* 
«shl engerer Verbände von Eisenbahnverwaltungen für be- 
>n:i:iate konkrete Zwecke, insbesondt re für Zwecke gcinein- 
sameu Betriebes, einheitliclirr Verkehrs- und Tarifgestaltung. 
Auch diese Verbände nahmen vielfach durch Aufnahm© von 
Eisenbahnverwaltungen aus verschiedenen Staaten einen 
intemationaien Charakter an. 

A. Der Verein Deutscher Eisenbahnverwaltungen ^ 

I. i>ie GrilnduDg und die internationale 
Zasammeusetzang des Vereins« 

ä 35. 

1. Der territoriale Bereich des Vereins (engerer 
und weiterer Vereinsbereich). 

Am 10. November 1846 traten su Berlin auf Anregung 
der Berlin- Stettiner Eisenbahndirektion die Vertreter von 

10 Direktionen preufsischer Privateisenbahnen zu einer 
Konferenz zusammen, in welcher sie die Gründung' eines 
dauernden Verbandes der prcul>iM hm Eisrubalnidircktiouen 
und das Statut dieses Verbandes beschlossen.* Schon in 
der am 28. und 29. Juni 1847 zu Köln abgehaltenen ersten 
Generalversammlung des Verbandes, welchem insswischen im 
ganaen 20 preufsische Eisenbahnverwaltungen betgetreten 
waren, wurde eine Erweiterung desselben und eine Ab- 



internatioiial* r Verein ist. Bezeichnender wäre für deus^tlben 'ler ^^^ ll<^n 
von an<k?rer .Sttito vorgesehlaq-eno fZ. 18ö6 S. 809 ff.) Name , Verein mittel- 
europäiprher Eiscnbahnverwaltuu^fen". 

•) Z, — Zeitung des Vereins Deutscher Ei>icub«hnverwaltungen. 
Pr. n Protokoll der Vcreins^Gcncral-KerHAininliiiig fdei Vereins 
Deutseber EiJietibahtiTerwiiItaiigen) za . . . . 
' Z. 1861, 2. Sein. 8. 5, Anm. 
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Uiulerung des Statuts dahingehend beschlossen ^ da£s anir 
Mitgliedschaft an dem Verbände sämtliche deutschen 
Eisenbahnverwaltungen berechtigt sein sollten.* Die vom 
29. November bis zum S. Dezember 1847 zu Hamburg 

tagende erste Generalversammlung des erweiterten Verbandes, 
welchem inzwischen bereits eine Anzalil auf&erpreiifsischer 
Ei-<f'ni»ahnvervvaltungen Ijeigetreten war, jiab demselben den 
seitdem beibehaltenen Namen: y,Vf*rpiii deutscher Eisen- 
babnverwaltungen". ^ Deutschland bildete zur Zeit der Be- 
gründung des „Vereins Deutscher Eisenbahnverwaltungen'' 
keine staatsrechtliche Einheit, aber die verschiedenen deutschen 
Staaten waren mit einer bestimmt abgegrenzten territorialen 
Grundlage durch den „Deutschen Bund** intemationalrechtlich 
verknüpft. Der territoriale Bereich des „Deutschen Bundes" 
bildete auch die territoriale Grundlage des „Verein» Deutscher 
Eiscnbahnverwaltungen". Die 1848 in Dresden tagende 
Vereinsversammlung lehnte daher die Autnahme der Direktion 
der ^Ungarischen Centralbabn", welche ihren Sitz in Prels- 
btirg hatte, ab, weil Ungarn nicht zum Deutschen Bunde 
gehörte.^ 

Nachdem aber infolge der Bewegung des Jahres 1848 

der 15tindest{ig d.in h gemeinsamen Beschlufs seiner Mitglieder 
aufgeliobeii und die bisherige öfirutlichrechtliche Verbindung 
der verschiedenen Teile Deutschlands ins Schwanken ge- 
bracht war, wirkten die in den nächsten Jahren folgenden 
Versuche politischer und staatsrechtlicher NeubildmiL-^' n und 
Zusammenfassungen der deutschen Staaten auch im Vereine 
bei der Entscheidung darüber nach, welche £isenbahn- 
verwaltungen als Eisenbahnverwaltungen Deutschlands 
zur Teilnahme an demselben berechtigt seien. Am 4. März 
1849 wurde für die Gcsaiutmonarchie Österreich-Ungarn eine 
Verfassung mit Beseitigung aller besonderen Verfassungen 
oktroyiert, und Ungarns Selbstäudigkeitsbestrebungen wurden 
in jenem Jahre tUr das erste durch Waffengewalt nieder- 

* Eiftenbabnzeituiig 1847 8. 829. 

* Eisenbahnzeitang 1848 8. 90, 98. 

* Eisenbabuxeituug 1848 S. 805. 



geschlagen. Im Oktober 1849 entschied darauf die zu Wien 
tagende Vereinsversaminlung, dafs die Direktion der in- 
zwischen :n\ den österreicliisclien Staat über^e^aiigenon 
unpirisulieu rciUnilbaliii in den Verein aiifgpiioniiuc'ü werden 
könne in Anbetracht, dafs Ungarn nimniehr .iN <Mn Teil des 
Österreich iscb(?n Gesamtstaate.s anzuseilen sei und die Direktion 
nunmelir ihren iSitz in Wien habe.^ 

Die preufsifichen Provinzen Ost- und M'estpreufsen und 
Posen hatten 2war nicht zum Deutschen Bunde gehlirt, wohl aber 
sollten sie nach der Reichsverfassung vom 28. April 1849 in 
das Reich und nach der von dem Erfurter Parlament im Laufe 
des Jalires 1850 an^j^enomnienen Vcrfassuiii:- in die «Deutsche 
Union" cinbesriffen werden. Infolererb ss< ii nalmi dif vom 
20. Juli bis zum 1. August 185U zu Aachen tagende \'erein.s- 
versammlung dio Königlich j>r<Mif6ische Direktion der Ost- 
hahn, welche ihren Sitz in Bromberg in der preufsischen 
Provins Posen hatte, ohne Widerspruch in den Verein auf.^ 

Mit der Herstellung des 'Deutschen Bundestages (1851) 
erhielt die inzwischen unverändert belassene statutarische 
Bestimmung des Vereins tll>er die Teilnahmeberechtigung 
wieder ihre alte rechtliche IkMleutunc hezilglich der 
Abgrenzung ihi.^ get>crra|»hisi hen Bereit h« (h'.s 
1858 aber kam das Bedürfnis einer Erweiterung der terri- 
torialen Grundlage des Vereins zum Durchbruch. Ein von 
der geschäftsfiihrenden Verwaltung eingesetzter Aus^chuls 
erklärte die Beschränkung des Teilnahmerechtes auf die 
Eisenbahnen Deutschlands nach dem § 2 des damaligen 
Vereinsstatuts filr ungeeignet und beantragte, den 2 dahin 
abzuändern, dafs die Teilnahme nicht blofs den Eisenbahnen 
des deutschen Bundesgebietes, sondern auch den 
Eis'iihahneii dt'ri'oiiigrn Länder olien gelifilt< n werde, welche 
unter einer zum Deutschen Bunde gehörenden 
Kegierung stünden. Der AusncIiuIs berief sich darauf, 
dafs die Königlich preufsische Direktion der Ostbahn, welche 
allerdings zu einer Zeit in den Verein aufgenommen worden 



^ Eisenbalmzrituuff l.M4t) '4'>i: liöO .S. IGl. 
^ Ei^enbahuzeitung lÖOO 6. 122, 143, 161. 
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sei, als das ganze preufsische Gebiet zum Deutschen Bunde 
gehört habe, auch jetzt, wo dies besttglich der Provinz Posen 
nicht mehr der Fall sei, im Verein verblieben sei. Der 
AusBchurs bezeichnete es als erwünscht, dafs allen Bahn- 
verwaltungen, welche in den nicht zum Deutschen Bunde 
g« h()ronden preufsischen Provinzen l'reufsen und Posen neu 
ent.'>ianden, und ebenso — auch im Falle einer künftigen 
Decentralisation der <.>t«^rreicliischen Staatseisenbahnverwal- 
tung — den österreichijichen Eisenbahnen auÜBerhalb des 
deutschen Bundesgebietes die Teilnahme an dem Verein er- 
möglicht werde, und bemerkte, dafs auch die Aufnahme der 
Eisenbahnverwaltungen der Königreiche Dftnemark und 
Holland, um welche es sich bei seinem oben bezeichneten 
Antrage noch aufserdem handele, das deutsche Element im 
Verein nicht getahrdea werde. Die 1858 zu Triest abge- 
haltf iie Vereinsversammlung ünderte den § 2 des Statuts 
durch einötimmigen Beschlufs dem Ausschuisan trage gemäis. ' 
Es wurde in der Vereinsversammlung kein Widerspruch 
gegen die Auslegung des Ausschusses erhoben, dafs die 
Eisenbahnen Dänemarks und Hollands von der Statut- 
änderung mit umfafst seien, obwohl dies nicht zutraf und 
was speciell Holland anbelangte — nicht die Regierung 
Hollands, sondern nur die von jener verscliiedene Regierung 
des lediglich durch Pcrsonaluiiiou mit Holland verbundenen 
Orofsherzogtums Luxemburg eine deutsche Bundesregierung 
war. Aus letzterem Grunde widersprachen in der Vereina- 
versammlung zu Danzig 18G0 einige Eisenbahnverwaltungen 
der beantragten Aufnahme der Direktion der niederländischen 
Rhein-Eisenbahngesellschaft zu Amsterdam. Allein die Mehr- 
heit der Vereinsversammlung beschlors die Aufnahme, teiU 
unter der irrigen Motivierung, dafs die niederländische Re- 
gierung eine deutstht; Bundesregierung sei, teils unter Be- 
rufung daratif, daU man bei der frilhoren Änderung dos ij 2 
des Statuts ausweislieh der Motive ausdrücklich die dadurch 
ermöglichte Aufnahme der holländischen Eisenbahnen im 
Auge gehabt habe. Trotz nachträglichen Widerspruches 



^ EiB«nbshDEeitaiijr 1858 S. 189, 174, 175; 1860 8. 174. 
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mehrerer Eisenbahnverwaltungen gegen den von ihnen wieder- 
holt als stÄtutwidrig bezeichneten Beschlufs blieb auch die im 
Spätsommer 1860 zu Hamburg abgehaltene aufserordeniliche 
Vereins Versammlung bei demselben stehen, allerdings ohnr* 
principlelle Entscheidung über die Autnahmeffthigkeit und 
-berechtigung der holländischen Eisenbali n< n , lediglich auf 
Grund der Auslegung einer anderen Statutsbestimmung^ nach 
welcher nachträglicher Widerspruch gegen AufhahmebeschlUsse 
nicht ftlr zulässig erachtet wurde. ^ 

Ein Aufhahmeantrag des Verwaltnngsrates der Warschau- 
Wiener Eisenbahngesellschaft zu Warschau, welchem die 
Danziger Vereinsversammlunj*" von 1860 im Hinblick auf das 
Statut nichr -tattjErel' 'ii konnte, veranlalste. daf>* in jener 
Vereinsversammiung ein neues Amendement zum Statut an- 
geregt wurde, welches eine abermalige international-territoriale 
Erweiterung des Vereins zu ermöglichen bezweckte.* In 
folgender, etwas veränderter Fassung wurde dieser Zusatz 
zu § 2 des Statuts von der Vereinsversammlung zu Köln 1861 
mit Stimmenmehrheit angenommen: 

„Aufserdem bleibt es der (Generalversammlung des 
Vereins vorbehalten, ausnahmsweise amh sol(h(> nicht 
deutsche Eisenbahnverwaltungen in den Verein autzunehmen, 
welche zu einer deutschen Bahn im gegenseitigen direkten 
Verkehr stehen/ 

Dieser Beschlufs fand aber nicht die nach § 11 des da- 
maligen Statuts erforderliche nachträgliche Genehmigung 
aller Eisenbahn Verwaltungen, und auch, nachdem die Vereins- 
versainiiiliing zu Amsterdam 1862 denselben Besehlnl's noeh- 
mals einstimmig gefaist hatte, genehmigten einige Verwaltungen 
den Beschlufs bei der erforderlichen nachträglichen Erklärung 
wiederum nicht. Erst in der Vereins Versammlung zu 
Hannover 1864 wurde die Frage der Ändming des § 2 
durch einen Kompromifsheschlufs erledigt, welchen bereits 
▼or Abhaltung der Versammlung alle Vereinsverwaltungen 



• Eisenbahuzeitnng Ift^O S. 173, 174, 197. 

• Eiaenbahnzeitung I6t>0 J<. IHS, 139. 

w Z. 1861 a, 259; 1862 S. öi^H, 623, 628, 743; 1863 8. 4^50, 581. 
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durch schriftliche Erklärungen genehmigt hatten^ und welcher 
daher mit der Annahme seitens der Vereinsversammlung 
sofort als Statutänderung in Kraft trat Nach diesem Eom- 

promifs lautete der beschlossene Zusatz zu § 2 des Stiituts: 

„Aufserdem bleibt es der Generalversammlung vorbe- 
halten ^ ausnahmsweise auch solche nicht deutsche £isen- 
bahuTerwaltungen in den Verein aufsunehmen, welche m 
einer deutschen Bahn im gegenseitigen direkten Transport- 
verkehr stehen, jedoch wird eine solche Aufnahme durch 
StimiiK'iU'inlicit bedingt." 

Kacb diesem Beschlttfs war es. in Zukunft nicht mehr 
erforderlich y dafs die aufzunehmenden Eisenbahnen dem 
Gebiete des Deutschen Bundes oder eines Landes ; welches 
unter einer deutschen Bundesregierung stand, angehörten. 

Es war hingegen ertbrderlic li, dafs dieselben zu einer deutsehen 
Bahn im cregenseitigen direkten 'l'ransportverkelir standen. 
A!lenlin,i;s .sollten solche aufserdeutselien Eisenbahnen nur 
auäuahmsweiöc und nur durch eiustimmigeu Beächluls auf- 
genommen werden können. 

Eigentumlich war die Stellung der holländischen Eisen- 
bahnen im Hinblick auf die oben erwähnten Motive zu dem 
Statutzusatz „Länder unter einer deutschen Bundesregierung** , 
und im Hinblick auf das oben erwähnte Präeedenz der 
niederländischen Rhein-Eisenbahngesellscliaft. Eine Klärung 
ihrer Stellung zum Verein erfolgt« 1880. 

Von dieser Anonialic al)gesoheii unterschieden die ^^^tatuten 
materiell einen Vereinsbereich, welcher das Gebiet des 
Deutschen Bundes und der deutschen Bundesregierungen 
umfafste, und dessen Eisenbahnen durch einfachen Mehrheits« 
beschlufs der Vereinsversammlung aufgenommen werden 
konnten, und einen ausnahmsweise sich weiter erstreckenden 
Vereinsbereich. 

Schon im Hinblick auf den engeren Vereinsbereich war 
der Verein iiiteniational luul wurde es volloiids, nachdem 
1806 der Deutsche Bund autgelöst wurde und auf der terri- 



" Z. 1864 8. 400, 412, 425, 426. 
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torialen Grundlage des engeren Vereinsbereiches mehrere ganz 
selbstilndige Staatenhildungcn nebeneinander fortbestanden. 

Der Verein aceommodierte damals «einr Statuten dureh 
eine veräiKlcrte Worttajsöunir den iicucii |ioliu>clipn Znstilndt'n, 
indem die \ crcmsversammlung zu Mainz 1807 beschlols, daiti 
zur Teilnahme au dem Vereine sämtliche Eisenbahnverwal- 
tnngen berechtigt sein sollten, welche dem früheren deut- 
schen Bundesgebiete oder einem Ijande angehörten, welches 
anter einer früheren deutschen Bundesregierung stehe, 
uid dafs ausnahmsweise kraft einstimmigen Beschlusses auch 
solche Eisenbahnen aufgenommen werden kimnten, welche 
nicht dem iVuliereii deutschen l>nnd''8p^ebiete oder « Iik m 
Linde angehörten, wclchc-i unter cintr früheren Hundt;s- 
regienmu- gestanden habe. Ebenso hielt der Verein nach 
der Gründung de«* Deutschen Reiches materiell die bisherigen 
Grundlagen .«meines Bestandes und seiner Entwickelung auf- 
recht Von der 1871 zu Berlin tagenden Vereinsversammlung 
wurde nur die redaktionelle Änderung beschlossen, dafs an- 
statt „von früheren Bandesfrebieten und den Ländern der 
früheren deutschen Biindesn lti' rungen" nunmehr im Statut 
von d(?m Deutschen Reiche und der Ostereichisch-Ungarischen 
Monarchie cfesprorlien wiirde. '* Die uulsi rordentliche Vereiiis- 
versammlung zu l'rankt'urt tü^^te ]^7'4 diesen beiden Staaten 
im Statut korrekterweise nocli iUm Grofsherzogtum Luxem- 
burg hinzu, da dessen Regierung gleichfalls eine frühere 
deutsche Bundesregierung war, und charakterisierte die aus- 
nahmsweise zuzulassenden, früher sogenannten nichtdeutschen 
Eisenbahnen durch den Gegensatz zu den Eisenbahnen des 



1* 8t«tat 1867 in Z. 1867 701. 

Die MainKer Generalversammlung hntte beschlossen, ilai'ti die Auf- 
nahme aaslindificher EisenhaJnn oi \valtiin;;^en mit einer Mniuiität von -'s 
der Stimmen erfolgen könne. Mit «iiesem Antrage erklarU'n sich aber zwei 
Eisenbahnverwaltiingen (Hcriin — H.'inihnr^^ und Ilainburp: — llery^cdorf ) nie lit 
eiiiYf'rstandfr. K< YiVii^h d;ili< r bei «!«'m lii-^bf ripni Ertonlrrnis der Eiii- 
''ti]iiMii;:kril t"iir ii iic Auiiialiiiir, da ilaiua!- das Statut L"« ii:;irs § 11 alin. -i 
liur tit i KinsiiiiiHiigkeit aller AJit^flieder abgeiindert wi-rdcn konnte. Z. lüdl 
40;j, m, 703. 

" Z. 1871 S. 681, 72S, 730. 
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Gebietes der voi^enannten 3 Staaten. Die Statatredaktioa 
von 1880 ftigte diesen 3 Staaten auch noch das Königreich 
Holland hinzu und sprach im Gegensatz zur Auftiahme 

von Eisen bahnen aus diesen 4 ►Staaten in § 5 von der Auf- 
naluue von Verwaltun^'^en aufserhall) <lt.'S Vereinsgebiutes Ix*- 
lefj^ener ßalinen. l>ie Statutredaktion von 1883 — und ihr 
folgend die von 1886, 1888 und 1892 — bezeichnete aus» 
drücklieh das Gebiet des Deutschen Keiches, der östcreichiscb- 
ungarischen Monarchie, des Königreichs der Niederhmde und 
des Grofsherzogtums Luxemburg als Vereinsgebiet, erhielt 
aber gleichzeitig das Recht der Vereinsversammlung aufrecht, 
ausnahmsweise durch einstimniigen Bcschluf« auch solche 
Eisenbahnen, welche (\vm \'creinägebiete nicht angeboren, in 
den Verein aufzunelnncn (Statut von 1892, i^f; 3, 7).** Da 
thatisächlich bereits nn brere Eisenbahnen auCserhalb des Ge- 
bietes der oben erwähnten 4 Staaten in den Verein aufge- 
nommen sind, und andere nach dem Statut in Zukunft auf- 
genommen werden können, so rechtfertigt sich sachlich auch 
jetzt die Unterscheidung zwischen einem engeren internatio- 
nalen, die obigen 4 Staaten umfassenden Vereinsgebiete und 
dem weiteren internationalen Vereinabereiche. 

An Stelle des Erfurdurnisses ..u<-gcüj>eitigen direkten 
Tnuiöportverkehr?» mit einer dt'utMlicii Bahn" uacli ticin 
Beschlüsse von 1864 ist später aligemeiu fUr die Bahnen 



Der betreffende Ausschafsautrag war uicht weiter motiviert Die 
Motivierung int wobl in dem oben binsichtlich der bolländtscben Biaen- 
bsbnen Bentericten su finden. 

Die Aufnabme von EiMnbabneu aus dem sogenannten Vereins- 
gebiet erfolgt durch den Ausschufs f&r die Vereinssatxungen , und wenn 
dieser die Aufuahiue ablehnt, auf Berufung der die An&abme beantragenden 
^^■^^valtung durch MehrheitHln 'clilufs der V er i in- versammlang. In allen 
Fällen wird ein Aufnahmebei^chlurs nur bindend, wenn demselben nicht 
binnen einer statutarisi Ii bentiunnten Präklusivfrist von ^'lo siinitlicher flen 
YtTcinsinitirticdern zostehtindeu titimmen widersprochen wird. Statut 1892, 
§^ 4, 14, LU 21. 7. 

1>'74 hatte die V«'i i iiis\ . rsanaitlung zu liudapest ein< u Zusatz, zu 
§ r»7 des Vereinsbetriebsreglemeiits be:<i'hlosf»en , in welchem 1 )uutatJilaiiJ, 
Österreich-L uga I ii, Holland, lielgieu, Kumäuiuu und KuCslaud auHdrücklicb 
als Vereinsstaat ^gebiete besceiclmet werden. 
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innerhalb wie aufserhalb des (Mig<>ren Vereinabereiches durch 
das Statut als Vorbedin^^ung der Aufnahme hingestellt worden, 
■dafs die aiUziuiuLiurnilo Eisenbahn „an «'ine Vereinsbahn 
unmittelbar odt r niittflst Führe derart aii-ciiliffi^en" iiiuis, 
^dafs unmittelbarer Wagenübcrgaiig stattfinden kann**. Läfst 
man die nach Asien sich hineinerstreckenden Balmen aulser 
Betracht — was aus praktischen Gründen bisher noch ge- 
rechtfertigt ist — I so erscheint der weitere Vereinsbereich 
•durch jenes Erfordernis auf den europäischen Kontinent und 
dessen Eisenbahnen beschränkt.'^ 



§ 36. 

-2. Der territoriale Bereich des Vereins (8itss 
und Strecke der er eins Verwaltungen). 

Das Statut des Vereins macht den Erwerb der Mitglied* 
iM^haft seitens der Eisenbahnen von deren Zugehörigkeit zu 
dem (engeren oder weiteren) Vereinsgebiet rechtlich abhän^^ig. 
Es ist daher wcaeutlicb, welches Mom.'nt oder welche Mo- 
mente nach der Auffassung des Statuts und des Voreiiia 
die Zugehörigkeit vuu Eisenbahnen zu einem be&timmten 
Gebiete bestimmen. Anfänglich legte das Statut allein auf 
^en Sitz der aufzunehmenden Eisenbahnverwaltung ent- 
scheidendes Gewicht Den Begriff der konzessionierten 
deutschen Eisenbahnyerwaltaogen, welche zur Mitgliedschaft 
berechtigt sein sollten, erläuterte das Statut von 1847 dahin, 
dafa darunter diejenigen deutschen Eisenbahnverwaltungen 
verstanden seien, die in Deut^ellland ein Domizil Imben. 
5clif»ii dem preufsisc-licn Verbände von 1847 war die Aaehen- 
Mastriebier Eisenbahn/ die ihren Sitz in Aachen hatte, 
deren Eisenbahnstrecke aber zum Teil sich durch aufser- 
preufsisches holländisches Gebiet zog, beigetreten^ ohne dafs 
der letztere Umstand Anlafs zu Erörterungen gab. Als im 



Es wiinle also noch einer .Statutilinleniitjr bpflurü.a, um d'n- Anf- 
uahtne der grofshritaimischt u Etscitbaliuen in den Vt-iein zu ermöglicUüU. 
* Ei8«Jibahnzeitung 1>^7 JS. 327; Z. 1861, 2. Sem. t^. 101. 
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Jahre 1849 die Wiener Vereinsversammlung die Autnahme 
der Direktion der ungarischen Oentralhahn beschlofs, mo- 
tivierte yie liiu^'egen fliesen Bosclilurs nicht mehr blofs damit, 
(lafs die Direktion nunmehr ihren Sitz in Wien hahe, sondern 
auch damit, dafs Unfi;arn, wo die Ki»enbahn8trecko derselben 
lag, nunmehr ein Teil des österreichiacheu Gesamtstaates ^iei. 
1858 besc hh'fs die Triester Vereinsversammlung gleichzeitig 
mit der Erweiterung des V'ereinsgebietes, welches fortan nicht 
blofs durch das deutsche Bundesgebiet ^ sondern auch durch 
die Länder unter einer deutschen Bundesregierung gebildet 
werden sollte, einen ausdrücklichen Zusatz zu dem Statut 
(S 2), wonach die teilnahmebercchtigten Eisenbahnverwaltungen 
hierzu nur befugt sein sollten 

^bezüglich derjenigen ihnen geli.n igen Bahnsti-ecken, welche 
in einem Lande gelegen sind, welches zum deutschen Bundes^ 
gebiete gehört, oder in einem solchen, welches unter einer 
deutschen Bundesregierung steht^.' 

Seitdem waren zweierlei räunüiche Beziehungen der 
Kisonbahnen — nämlich der Sitz der Verwaliiuig und die 
Lage der Eisenbahnstrecke — bei der Autnahme in den 
Verein zu beriicksichtigen. Es war fortan möglich, dafs 
Eisenbahnen hinsichtlich der einen rilumlichen Beziehung dem 
Yereinsgebiete angeh(^rten, hinsichtlich der anderen aber 
nicht (oder bezüglich der Eisenbahnstrecke nur teilweise), 
Solehe Eisenbahnen konnten nach der oben mitgeteilten 
Statutänderung von 18G4 zur Aufnahme zugelassen werden, 
aber nur unter den Bedingungen, welche filr die Aufnaimie 
nieht'lentscfier Eisenbahnen aufgestellt waren, insbesondere 
also unter der Bedingung einstimmiger Zulassung in der 
Vereinsversammlung. Thatsächlich wurde seit jener Zeit 
demgemäfs verfahren. Bei der Neuredaktion des Statuts, 
welche die Vereinsversammlung zu Stuttgart 1886 beschlofs^ 
wurde auch ein deraentsprechender ausdrücklicher Zusatz in 



* Der Atisschufs, auf <l» >-< ii AjitraL"" «liescr Zusatz Hu%enonimen 
wurde, hatte (l«'ii«ielhen »laiuit iiiotivieri, n^'^'' dieser Grenze zur 

Zeit ein«; (ii nit.iusajukt.it der Interessen und tiuc jjleichniäfsige Durch- 
fiiliruiig der vom Verein angenommenen Grundsätze anzunehmen sei.* 
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(lajj iStatut antproMoiniiien, indem ^5 7 dessolben fortan lautete: 
^§ 7. Aufmiliiiie von Verwaltungen und Bahnstrecken 
auTserhalb des Veremsge)»ietcs. Die Generalversammlung 
kann beschiiefsen, ausnahinsweise auch solche Eisenbahn- 
▼erwaltongen^ welche aufserhalb des Vereinsgebietes ihren 
Sitz haben, bezw« deren Bahnen aufserhalb dieses 
Gebietes liegen, in den Verein aufzunehmen, sowie die 
Zurechnung aufserhalb des Vereinsgebietes ge- 
legener Betriebsstrecken einer Vcreinsverwal- 
t u n g zu den V e r e i n s b a h n s t r e e k e n zu gestatten . Ein 
solcher Beschliüs bedarf zu seiner Gültigkeit der Stimmen- 
einheit»'' 

§ »7. 

3. Der territoriale Bereich des Vereins (Anschlufs 
und Zusammenhang der Vereinsbahnen). 

Ursprünglich waren nach dem Statut die deutschen 
Eisenbahnen zur Aufnahme in den Verein tkhig, auch wenn 
sie mit den übrigen Vereinsbahnen noch nicht in unmittel- 
barer Verbindung standen« Es hing dies mit dem Ent- 
wickelungszustande der Eisenbahnen zur Zeit der Gründung 
des Vereins zusammen, welcher einerseits durch den be- 
ginnenden Anscliluls der verschiedenen Eisenbahnen an 
einander an^cre^t, andererseits diesen Aneinanderschlufs 
weiter zu türilerii l>e;>ummt war. Das Erfordernis des An- 
schlusses wurde zuerst für die Aufnahme aufserdeutscher 
Eisenbahnen ausdrücklich aufgestellt Als die Direktion der 
niederlfindischen Rhein-Eisenbahngesellschaft zu Amsterdam 
1860 ihre Aufnahme in den Verein beantragt hatte, unter- 
breitete die geschäftsfUhrende Verwaltung einem Ausschusse 
die Frage, ob nicht ausnahmsweise solchen nichtdeutschen 
Verwahiuigen die Aufii.iliüie in den Verein cnnöglicht werden 
sollte, „welelie zu den deutschen Bahnen in näherer mittel- 
barer oder unmittelbarer Beziehung stehen".* Der Ausseliufs 
schlug der Vereinsversammlung zu Köln 1861 vor, dafs un- 



» Pr. Danzig 1860 S. 3, 18. 
KftttfBSBii* mttolaiixof. SiwBbftliBeB. 
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mittelbare Beziehungen der betreffenden aufsrideutscheii 
Eisenbahnen zu einer deutschen Bahn für die Aufnahme er^ 
forderiich sein sollten. In der Veretnsyersammlung selbst 
wurde von einer Seite beantragt , statt der Worte „in un* 
mittelbaren Beziehungen** asu setzen „in unmittelbarer Schienen- 
Terbindung".^ Die Vereinsversammlung wilhlte die Fassvung 

„nicht deutsche Eisenbahn Verwaltungen welche zu 

einer deutschen Bahn im gegenseitigen direkten Transport- 
verkehr stehen 

und diese Fassung wurde 1864 auf Grund des Beschlusses 

der Vereinsversainmlun^ zu Hannover Statutsbestimmung. 
Schon im Julire ]8t)7 sah sicli der Verein veranlafst. soiiie 
statutarischen Vorschritton generell aucli bozUgliV-li iler <leiii 
engeren Vereinsgebiete angehörenden ii^isenbahnen dahin zu 
ändern^ dafs eine Eisenbahn» deren Verwaltung die Aufnahme 
in den Verein beantragt, „mit einer anderen, schon 
in den Verein aufgenommenen Bahn in einer An- 
Bchlufsverbindung sich befinden" mufs.^ Im Jahre 
1880 stellte der Verein als weiteres statutarisches Erfordernis 
auf, dals die aufzunehmende Eisenbahn eine normale Spur- 
weite 4 dor tecliiiischen Vereinbarung;-«'!! ) liabo, und ))r;t- 
cisierte die ertorderliclic Anschliifsverbiuduug dahin, die be- 
treffende Eisenbahn müsse 

„Schienenanschlufs an eine Vereinsbahn haben oder mit 
einer solchen durch Trajekt verbunden sein. Der Schienen- 
anscUnfs oder die Trajektverbindung mufs derart sein, 

dafs die Wagen von einer Bahn zur anderen übergehen 
küimen". 

Durch jene Vorschriften wurde für die Zukunft rechtlich 
gesichert, dafs die Vereinsbahnen immer ein zusammenhän* 
gendes internationales Nete von Eisenbahnen bildeut welches 
so angelegt ist, dafs Wagendurchgang über das ganze Netz 
stattfinden kann. 



• Pr. Köln 1861 8. 21, 22, S. 3. 

• Pr. K«ln 1861 8. d. 

« St § 2 in Pr. Mains 1867 S. 23-26, 6. 2. 

• 8t § 2, m 2 b und c. Pr. Baden-Baden 1880 8. 182 ff., 8. 29. 
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§ 38, 

4. Die derzeitige territorial- internationale 

Zusammeusetzung des Vereins. 

Anf Grund der dargestellten statutarischen Bestimmungen 
sind auTser Eisenbabnen , welche dem Gebiet des Deutschen 
Reiches oder Österreich - Ungarns angehören, folgende dem 
Gebiete anderer Staaten ungehörigen Eiöenbahueu in den 
Verein aufgenommen wurden: 

I. In den Niederlanden: 

1. Die niederländische Khein-Eifjuiiljahn zu Amsterdam 1860.^ 

2. Die niederländische Staatsbahn zu Ilaa;^;: 1867.^ 

3. Die niederländische Centraibahn zu Amsterdam 1871.* 

4. Die holländische Eisenbahn zu Amsterdam 1878.^ 

5* Die Nordbrabant-deutsche Bahn su Kotterdam 1873.^ 

II. In Belgien: 

1. Die Lüttich-Mastrichter Eisenbahn zu Brüssel 1864.*' 

2. Die grofse belgische Centraieisenbahn zu Brüssel 1869.'' 
8. Die Chimay-Eisenbahn zu Chimay 1876.* 

in. In Rufsland-Polen: 
Die Warschau- Wiener und Warschau-Bromberger Eisen- 
bahn 1864. 

IV. In Kumäuien: 
Die königlich rumllnischen Staatsbahnen. 

Diese Bahnen waren frül^^r Ki;4^i'iitiim der ruiiiiinischen 
Eisenbahn - Aktiengesellschaft zu Berlin gewesen. Die öster- 

• Ei!»enbahnzeitung 1860 S. 13ö, 173—174, 197. 

* Z. 1867 S. 442. 
» Z. 1871 8. «7'J, 72H. 

* Z. 1873 S. 54, 107. 
» Z. 1873 S. i>66. 

• Z. 1864 8. m, 412, 420, 420. 
Z. 1869 S. 4:i4. 451. 

• Z. 1876 S. 8:32, 891. 

* Z. 1864 S. 400, 412; 429, 426. 

12* 
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reichiscbe StaatseisenbahngeBellschaft, welche den Betrieb 
der Linien der rumftnischen Eisenbabnaktiengesolkchaft über- 
nommen hatte, vertrat seit 1873 dieselbe im Verein Deutscher 

Eisf'Ti})a)iiiv«'r\\ altuii^en. Nachdem der Betriebsvertra#r der 
ostcii'-itliixhen StaHtseisenbahngesellschtaft 1877 sein Kude 
erreiilit liatt«», wurde das Helriebskoniitee der rumänischen 
Eiseiibaliiiaktl« ngesellschaft j dessen Sitz damals in Wien 
■vvar, 1878 aber nach l>erlin verlegt wurde, selbstHndiges 
Mitglie«! des Vereins. Nachdem am 2. Mai 1880 die rumä- 
nische Regierung jene Bahnen übernommen hatte, wurde an 
Stelle jenes Betriebskoraitees die fürstliche (später königliche) 
Direktion der rumänischen Eisenbahnen zu Bukarest Mit- 
glied des Vereins,^* 

V. In Luxemburg: 

187b uai die Prinz lleiurich-Eisenbabn zu Luxemburg 
als selbständiges Mitglied dem Vereine bei.** 

iSchon vorher war die Wilhelm-Luxemburg Eisenbahn — 
vertreten durch die Kaiserliche Generaldirektion der Eisen« 
bahnen von Elsafs-Lothringen — unter die Vereinsbahnen 
aufgenommen worden. Die Veriiältnisse der Wilhelm- 
Luxemburg Eisenbahn waren durch den deutsch-französi- 
schen Friedensvertrag und eine Keihe sich daran anschliefsen- 
(Irr \'t'r('iiil>arungen eip'ntiinilich gestaltet worden. Auf 
eirund der Zusatzartikd zum Frauklurter Fricdi u vom 
10. 3Iai 1871 » rwarb das Deutsche Reich von Frankreich 
die in Klsafs-J^oihringen belegenen Eisenbahnen, welche die 
franzitsische Regierung nach eben jenen Zusatzartikeln zu 
diesem Behufe durch Ktickkauf der der französischen Ost- 
bahn erteilten Konzession hatte an sich bringen mttssen. ^ 
Die infolge dessen eingesetzte Kaiserlich deutsche Betriebs- 
kommission in Strafsburg, welche seit dem 1. Januar 1872 

i<> Z. 1873 8. 866, 965. 

>^ Vorstand war damals der Aafeiclitsrat der runiMDischen Els^bahn- 

aktlf'nge,*tlls( haft in II rlin, Z. 1.^77 S. 773. 

Z. isTT 72X, 77a, 939, 1205; 1878 S. 781. 

Z. s. 713. 

Z. isT^ 8. :'.f;0, 831. 

Die Zu.<^uuartikel sind u. a. abgedruckt in Z. 1871 8. 403 ff. 
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die Finna „KaiAerllche Qeneraldirektion der Eisenbahnen in 
Elsafs-Lothringen^ führte, beantragte im Juli 1871 ihre Auf- 
nahme in den Verein, welche von der im August 1871 zu 

Berlin Uigenden Vereinbvcr.^uinmiuu^ öUUu tengemär« ge- 
nehmigt wunle. 

§ 7 der »)ben erwähnten Zusatsartikel zum Frankfurter 
Frieden bestimmt folgendes: 

,In Erwfigung der Lage, welche dem »wischen der 
Ostbahn go^ollschaft und der Grofsherzoglichen Gesellschaft 
der Wilhelm »Luxemburg Bahnen unter den Daten des 

6. Juni 1857 und de« 21. Jaimar lÖtiS und ferner dem 
zwischen der Ke«i:ienin|t!: des Orofsherzoj^tanis Luxemburg 
und den Gcäeilüc haften der VViihehn-Luxcinburg Bahnen 
und der französischen Ostbahn unter dem Datum des 
5. Dezember 1868 abgeschlossenen Vertrage als Grundlage 
gedient hat, und welche wesentlich abgeändert worden ist, 
so dafe die Vertrüge auf die durch die in § 1 enthaltenen 
Stipulationen geschaffene Sachlage nicht mehr anwendbar 
sind, erklärt die deutsche Regierung sich bereit, ilirer- 
8eit8 für dut aus diesem Vertrage für die OHtbahngeselldLhaft 
erwachsenden Rechte und Lasten einzutreten. Für den 
Fall, dafs die französisciie Regierung an die Stelle tritt, 
sei es durch Rückkauf der Konzession der Ustbahngesell- 
schaft, sei es durch eine besondere Übereinkunft über die 
durch diese Gesellschaft erworbenen Rechte kraft der vor- 
erwfthnten Verträge, Terpflichtet sie sich, unentgeltlich 
binnen 6 Wochen ihre Rechte der deutschen Rogierung 
abzutreten. Für den Fall, wo besagte Subrogation sich 
nicht verwirklichen sollte, wird die französische Ro- 
gierunjiT die Konzession für di(! der Ostl>alingi\sell.schat"t 
gehörigen und auf französischem Boden geb-genen Linien 
nur unter der ausdrtieklichen Bedingung gewiüiren, dafs 
der Konzessionär nicht die im Grofsherzogtum Luxemburg 
gelegenen Linien ausbeute.** 
Die Ostbahngesellschaft hat ihre Rechte auf den Betrieb 
der Wilhelm-Luxeniburg Eisenbahnen der französischen Re- 

>• Z. 1871 S. 679, 727; 1873 S. 53. 
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gierung und letztere dieselben demnttchst dem Deutschen Reiche 

abgetreten.*' Die bis dahin von der französiscbeu Ostbahn- 
gesellsi liut't Iji^tnVboncn Union der Wilhelm - Luxemburg 
Gesellschaft cr-ti ccki a ssich nicht blofs durch luxcnibur^n- 
sches, sondern auch durch belgisches (Oouvy- 8paa, bpaa- 
Pepinster) Gebiet. In Gemäfsheit eines belgischen Gesetzes vom 
23. Februar 1869, dessen Zweck war, ausländische Gesell- 
schaften von der Ausbeutung belgischer Bahnen auszuschlielseny 
und das bezüglich derselben jede Cession, jede Substitution der 
Zustimmung der belgischen Regierung unterordnet, erklärte 
die belgische lleirierung der deutschen Kegieruug, dafs Bel- 
gien die Streck«' aut' belgischem Gebiete keiner ausländischen, 
nicht belgischen Gesellschaft überlassen könne. Es hat 
infolge dessen ein Arrangement stattgetunden , wonach die 
belgische Strecke der Wilhelm-Luxemburg Bahn fllr die 
deutsche Verwaltung nicht weiter in Betracht kam. Auch 
die luxemburgische Regierung nahm für sich das Recht in 
Anspruch, von ihrer Zustimmung die Befugnis der deutschen 
Verwaltung zur Ausübung der ihr cedierten Betrieberechte 
auf der luxemburgischen Strecke der ^^'ilheIm - Luxemburg 
Eisenb.ilni abliäu^ifr zu machen.'* Lurch den Vertrag vom 
11. Juni lb72 zwischen dem Deutschen 1\ eiche und Luxem- 
burg^^ willigte die luxemburgische Regierung ein, dals die 
der Wilhelm-Luxemburgischen Eisenbahngesellschaft im Ge- 
biete des GTofsherzogtums Luxemburg konzessionierten Bahn- 
strecken bis zum 31. Dezember 1912 durch die mit der Ver^ 
waltung derEisenbahnen in Elsafs-Lothringen betraute Kaiser^ 
Kche Generaldirektion in Strafeburg** verwaltet und betrieben 
werden (>; 1, Absatz 1). Die Generaldirektion in Strafs- 
hnr^, welche vom Tage der Betrieb«iibernahme ab in alle 
Kechte und Pflicliten der französischen Ostbahngesellschaft 
eingetreten ist (§ 1, Absatz 2)^ iiat bezüglich der Verwaltung 

" Z. 1872 S. 745 ff. 
Z. 1871 S. 455. 

1» Z. 1^72 8. 745. 

Abgedruckt in Z. 1.^72 8. 746 tT 
*^ Oder durch eine andere von der üeuttitchen Kegierung zu bestimmeude 
Keich(«bebÖrde. 
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der Wilhelm - Luxemburg Rahn Domizil in Luxemburg ge- 
nommen 3), und ftir die c^pecielle Leitung des ßetrirlies 
in Luxeinlmrg einen Beamten bestellt, welehor sie zu^lcii'h 
der luxemburgischen gierung und dem Publikum gegen- 
i\ber in allen den Betrieb der Bahn betreffenden Angelegen- 
lieiteii sn vertreten befugt und Terpflichtet ist (§ 4). Die 
Kaiserlicbe Generaldirektion in Strafsburg hat am 16. Sep- 
tember 1872 den Betrieb der im Gebiete des GrotBherzogtums 
Lnzemburg belegenen Bahnstrecken der Wilhelm-Luxembui^ 
Li&enbahu übernoninutii. 

Tn dieser Thatsache wurde, nachdem die Kaiserliche 
Gcneraldirektion der Eisenbahnen von Elsafs-Lothringen ftir 
sich selbst schon früher Mitglied des Vereins Deutscher 
Eisenbahnverwaltungen geworden war, seitens der gescliäfts- 
führenden Verwaltung des Vereins und seitens der zu Frank- 
furt a. M. 1873 abgehaltenen aufserordentlichen Vereins- 
versammlung lediglich eine Veränderung des «Bahngebietes 
des Vereins** erblickt und lediglich festgestellt, dafs die 
Kai>.erlic'li (Unit8cho( k'neraldirektion zu Straisburg die Wilhelm- 
Luxemburg Kiseiibahn liozüglicli der im Gebiete des Orois- 
herzogtiuns Luxemburg belegenen Bahnstrecken im Verein 
vertritt. ^* Es wurde nicht die Aufnahme der Wilhelm-Luxem- 
boig Eisenbahn als neues Vereinsmitglied, vertreten durch 
die Kaiserliche Generaldirektion der Eisenbahnen von Elsafs- 
Lothringen, für erforderlich erachtet — 

Anfang Juli 1892 gehörten zum Verein 

A. im (engeren) Vereinsgebiete: 

1. 41 deutsche Verwaltungen mit 42396,46 km und 199 Stimmen 

2. 21 Osterr.-ungar. - - 27123,32 - - 108 

3. 4 niederländische - - 2704,45 - - 18 - 

4. 1 luxemburgische - - 166,17 - 2 

insgesamt 67 Verwaltungen mit 72390,40 km und 327 Stimmen. 

Z. 1873 S. o3, 157. In flor«clben Vcrcinsversaininlung zu Frankfurt 
wurde statutnrisch bestimmt, dals Luxemhurp zum eng-eren Vereinsgebict 
gebort. Es war <lnher für die Anfhabme der betretfenden luxeinlnirg-ischen 
Bahnstrecken auch uicbt ein besonderer einstimmiger Beschlufs erforderlich. 

*3 rr. Hamburg 1892 Ö. 11 (Jahresbericht der geschÄftsföhrend«» 
Verwiltnag IBr die Zeit Tom Jnli 1890 bis JnH 1892). 
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B« aulderhalb dos (cugereu) Vereiuägebietes : 

5. 3 belgische YerwaltoDgen mit 699,08 km und 7 Stimmen 

6. 1 rumänische - - 2448,56 - - 9 

7. 1 russ.-polnische - - 493,55 - - 4 

insgesamt 5 Verwaltungen mit 3641,19 km und 20 Stimmen. 
Zusammen 72Verwaltuugeu mit 76081,59 km und 347 Stimmen. 

§ 39. 

5. Die internationale Erstreckung der Teilnahme 
an einzelnen Vereinseinrichtungen. 

Nack § 6 des Statuts kann auf Antrag von Verwaltungen, 
welche dem Verein nicht angeh()ren, bewilligt werden, dafs 
die Vereinseinrichtungen in dem Verkehre jener mit den 
Vereinsbahnen Anwendung finden, sofern die betreffenden 

Verwaltungen die Verpflichtung übernehmen, sich den durch 
jene Einrichtuni^eii bedinirten Vereinsbeätinnnunircii zu unter- 
werfen. Diese Statutj<b<\stiinmunji: ist auf kkinere Eisenbahn- 
verwaltungen berechnet, welche nicht als Mitglieder auf- 
genommen werden können, weil sie nicht allen hierzu er- 
forderlichen sachlichen Vorbedingtmgen genügen (§ 3). Die 
Teilnahme an den Vereinseinrichtungen soll auf diese Weise 
nur solchen Eisenbahnverwaltungen ermöglicht werden, welche 
dem (engeren) Vereinsgebiete angehöi'en.^ 

An einzelnen speci eilen Vereinseinrichtungen können 
aber auch fr e m d e , a u f ^ c r h a 1 b des (e n e: e r e n) Ve r e i ii s - 
ge b i etes gelegene Bahuverwaltungen unter gewissen Voraus- 
setzungen, üline Mitgb'ed des Vereins zu sein, mit gleichen 
Rechten und PHii liten teilnehmen, wie die Vereinsmitglieder. 
Dies ist von erheblicher praktischer Bedeutung für die Aus- 

* Dies erhellt daraus, dafs der die Behandlung eines diesbezüglichen 
Antrages betreffende § 6, Absatz 2 auf die 4 und 5 des Statuts ver- 
woi<ät, welche «Ho Anfnahme von Eisenbahnverwaltnn^^eii und Eisenbahu- 
strt ( ken des eii;r« t t ii \\ reiusgebiete.s regeln, während § 7 des Statuts sich 
aut die Aufnahme von Eiseubaiiaen u. s. w. auTaerhaib dos cugereu Vereius- 
gebietes bezieht. 
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debnungdes internationalen Zusammenwirkens im europitischeii 
Eisenbahnwesen. Insbesondere können nacli den Bestim- 
mungen für die gegenseitige Wagen benutz unir auch tVmide 
Nicht Vereinsbahnen in gewisser AN'eise bezügbcli der Wagen- 
beoutzung in ein solches Wechsclverhältnis zu den Vereins- 
l>ahnen treten. Nach § 7 der Vereinsbestimmungen ^ über die 
Aui^abeTon zusammenstellbaren Fahrscheinheften der Vereins- 
bahnen, kann die Ausgabe derselben an fremde, aufserhalb 
des engeren Vereinsgebietes gelegene Bahnverwaltungen unter 
der Bedingung überlassen werden, dafs diese Verwaltungen 
rücksiehtlich ihrer Auschlufsstreeken ermllfsigte Anschlufs- 
Fahrkartf'ii und Falirschr'inc mit wcnigstensghMc hci- (iidtigkeits- 
dauer wie die Vereins-Fahrscheine verausgaben und solche 
auf Wunsch auch an die Vereinsverwaltungen überlassen. 
Wenn die fremden Verwaltungen ihre Anschlufs-Fahrkarten 
oder Fahrscheine auch sämtlichen übrigen die Vereins- 
Fahrscheinhefte betreffenden Vereinsbestimmungen unter* 
werfen, so treten dieselben in die Reihe der an diesem 
Vereinsverkehr beteiligten Verwaltungen mit gleichen Rechten 
und Pflichten ein.^ Unterw. rt' n sich dagegen die fromrlfMi 
Verwaltungen Jiiclit sänitlit licii die Vereiiis-Fahrscheinhette 
betreffenden Bestimmungen, so kr)nnen sie die Vereins-Fabr- 
acheine, mit welchen in diesem Falle die fremden Fahrscheine 
nicht in einem Hefte vereinigt werden, nur durch Ver* 
mittelung einer Vereinsverwaltung beziehen und abnehmen, 
während die Vereinsverwaltungeu auch in diesem Falle direkt 
bei den fremden Verwaltungc n bestellen und mit denselben 
abrechnen. 

§ 40. 

IL Bie Terelnsmltii^liedsehaft knltpfl; an den Betrieb an. 

Anfänglich hatte das Statut, ohne nälieren Zusatz, als 
diejenigen, aus welcbou sich der Verein zusammensetzen 

* Anhang II des Übereinkommens zum Vercins-Betriebsreglement. 

' Diese Bestimmung findet auf eine grofs^re Ansalil dem Verein nicht 
atiffhöri-ndcr l)C'l<ri?*t'hpr, ?:chwfizcri'<cher uiul sk;iii<linnvi««cher KiseubshU' 
verwaltuogeu, sowie auf die k. k. Buüua-Bahu Auweuduug. 
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sollte^ clie (deutschen) Eisdnbahnyerwaltungen be- 
zeichnet. A))er nicht bluis standen den einzelnen Eisenbahnen 
regelmUfsig komplizierte Organisationen — Gesellschatteii, 
Staaten — mit einer Vielheit vim Organen und eventuell 
mit einer Vielheit verscliiedener Zwecke und Aulgaben vor, 
80 dafs die Frage entstehen konnte, welches dieser Organe 
oder vielmehr, welche Art dieser Organe bei Aufnahme der 
Eisenbahnen in den Verein speciell an demselben teilzunehmen 
berufen war, sondern es kam auch vor, dafs in Beziehung 
auf eine und dieselbe Eisenbahn der Kreis der Berechtigungen 
zwisclien versehiedeneu selhslüiidigen Personen oder ver- 
schiedenen selbstäudigen Organisationen geteilt war. 

8 41. 

1. Die Eiseubahnbetriebsinhaber als Vereins- 
mitglieder, 

Insbesondere konnten Eigentum und Betrieb einer Eisen- 
bahn in der Hand verschiedener selbsüindiger Organisationen 
liegen. Es Im durfte in solchem Falle der Entscheidung, ob 
der Eigentümer oder der Betriebsinhaber, und bezw. in 
welcher Weise der eine oder der andere zur Teilnahme am 
Verein geeignet war. Der Verein wurde zuerst in den 
Jahren 1851, 1852 und 1858 durch die Verhältnisse der 
Anhalt-Oöthen-Bemburger Eisenbahn vor diese Frage gestellt^ 



* Nachdem das Direktorium der Anhalt-Cötheu-iicnihurger Eisenbahn- 
geaellschaft, welchei Mitglied dei V«rQiiu war, den Betrieb dieser Balm 
der benoglicb Anbalt-CSthen-Benibuiger Staatsregierong QberlaMeii und 
letBtere denMlben an mehrere Privatiiiiteniehiner Terpacbtet batter beschlois 
die Vereiiisversaiiunlaiig zu Nflmbefg 1851, dab die AnhaIt-C5tben>Bamburg«r 
SisenbabügeeeUsebaft zu dem deatocben EiMUkbabiiyerem geböre, daf« die 
Yertretang im Verein aber nicbt durch dag Direktoriiun der Anhalt-Cdthen- 
Bernhtirper KisenbabngesellBchnft geschehen kßnne (Eisenbahnzeitimg 1851 
S. 117. 183). Nachdem darauf sowohl die Betriebsverwaltung der Anhalt 
CÖthcn - BemV-urß-t^r Eisenbahn, als auch die herzoglich Anhalt -Göthen- 
Beruburger Ötaatsregiening sich zum Eintritt in den Verein g-emeldet 
hatten, entschied dii- Vereinsversammhnm; zu Sfutt(^art 1852, daf« es darauf 
ankomme, wer von beiden in der Lage sei, den Vereins beschl&ssen (jreltuug 
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Gleich damals wurde in den BescblUssen der Verein.sver- 
sainmluiigon zu Stuttj^art 1852 und zu Berlin 1853 der l'ortau 
leitend gebliebene Gesichtspunkt aufgestellt, dafs das Ivcelit 
zur Teilnahme am Vereine demjenigen gebühre, welcher ia 
der Lage sei, den Veroinsbestimmungen Geltung zu ver- 
schaffen (und in Vereinsangelegenheiten rechtsverbindlicho 
Erklärungen absugeben). Dies hing aber von der Art der 
Vereinsthätigkeit und der Vereinsaufgaben ab, welche ihrer- 
seits dorch den Vereinszweck bestimmt wurden. — Nach 
der Natur des bei weitem griUsten Teiles der Vereins- 
beschlüsse war, wenn der Kifcentinner einer Eisenl»aliii den 
Betrieb derselben einer anderen Verwaltung überliefs, nur 
die letztere imstande, den Vereinsbesehlüsson TJeltung zu 
Terschaffen. ^ Daraus folgte, dafs der maDsgebeude Anteil an 
der Betriebsleitung für die Stellung in und zu dem Verein 
ausschlaggebend war, sowohl wenn verschiedene hinsichtlich 
derselben Eisenbahn berechtigte Persönlichkeiten besw. Oiga- 
nisationen, als auch wenn Terschiedene Organe derselben 
Verwaltung in Frage kamen. Unter wechselnden juristischen 
Formen ist dieser Gedanke in der späteren Entwiek« hing' 
des Vereins zu immer klarerem Ausdruck gebracht 
worden. 

Ein internationales öffentliches Interesse bietet diese 
Entwickelung) insofern die Beziehung der Eisenbahnen zum 
Publikum, zum öfientlichen Verkehr durch den Betrieb, nicht 
durch das Eigentum der Eisenbahnen yermittelt wird, insofern 
also die mals^abliche Bedeutung der Betriebsinnehabung fttr 
die Teilnahmc-Bcrcehti^iiii;^ an dem internationalen Verein 
darauf hinwies, dafs die Vereinsmitgliedschaft nielii bloi- ura 
eigener internationaler Interessen der Vereinsmitglieder, 
sondern gleichzeitig um internationaler öffentlicher Interessen 



ni TerMhaflfim, nnd die VereinsreriainiBlting sa Berlin 1858 bestimnito, 
d&fs yorlinilg keinem der Kompetenten das Becht cor Vertretong jener 
fiieenbahn im Verein snerkannt werden kOnne, bis seitens eines der Rom' 
Petenten der Nachweis erbracht werde, dafs er in der Lage sei, den Vereins» 
beschlüssen Gtltnng zti verschaffen. Eisi nlxtlinzeitimg 1852 S. 114y 142/143; 
im 8. 109, I'IS. Vgl. «ach Z. 1873 ß. 242. 
* Z. im 8. 242. 
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willen stattfand, welche von jenen wahrzunehmen waren. 
Aufserdem bietet diese Entwickelung noch ein internationales 

(individuelles) Interesse, insofern Balinverwaltungen des einen 
Laiiiles, welche den Retriel) ansc-lilielsender Eissenbalnien 
eines anderen Landes übernuuinifn hatten, auch im Verein 
für diese letzteren unter jenen wechselnden juristischen 
Formen auttraten und eintraten. Der Grundsatz, welchen 
die Vereinsversammlungen von 1852 und 1853 für den ihnen 
vorliegenden konkreten Fall aufgestellt hatten, führte zunächst 
zu einer bestimmten Yerwaltungspraxis. Er gab der geschäfis- 
ftihrenden Verwaltung eine Richtschnur, nach welcher sie in 
der Folgezeit bei der ihr nach den damaligen Bestimnmngen 
des Statuts? iilxTtragenen vorlMnfii^ru Verfügung über die 
Aufnahme neuer Mitglieder verfuhr. Dies Verfahren der 
geschftftsführenden Verwaltung, weli hes durch die periodisclien 
Verwaltungsberichte derselben kundgemacht wurde, veraniafate 
die nachfolgenden Vereinsversammlungen niemals zur Ein- 
sprächet sondern wurde von ihnen gebilligt So wurde 
seitens der Organe des Vereins durch eine lange Reihe von 
Jühren ohne au.<>drück liehe statutarische Bestimmung die 
Praxis entwickelt, dals Anträgen von Baimverwaltungen um 
Aufnahme in den Verein nicht vor der Eröffnung des Be- 
triebes auf den betreffenden Bahnen stattzugeben sei, daia 
Bahnverwaltungen, welche keinen eigenen Betrieb organisierten, 
nicht selbständige Mitglieder des Vereins werden 
könnten,' und dafs andererseits Mitglieder des Vereins zur 
Vertretung aller Bahnen und Bahnstrecken zuzulassen 
seien, auf welclie ihre Betriebsverwalliiii^ sich erstreckte, 
auch wenn sie nicht Eicrentümer derselben seien. Diese Praxis 
gelaugte 1873 zu statutarischer Anerkeuuuug durch die Be- 



* Eine Aunahme war gemacht su Otmaten einss der ftltoiteii mit< 
konstituierenden Mitglieder des Yereins» nämlich der Direkten der Hamburgs 
Bergedorler Eisenhahn. Diese hatte ihren Betrieb an die Berlis*Hambargar 
EiBenbAhngesellechaA übertragen^ wurde aber dodi bis nun 1. Janna» 1871, 

dem Zeitpnnktf mit welchem .sie in den Beeitz der Stadt Hamburg und 
ihre Vertretung: im Verein auf die Verwaltung der Berlin-Hamburger Eisen- 
bahn allein tiberging, in gewissem Mafse als unmittelbares Vereinamitglied 
fortdauernd behandelu Z. 1873 8. 241, 242. 



Digitized by Google 



— 189 — 



6chltl88e der aufserordentlichen Vereinsversammlung asu 
Frankflirt. Der § 2 Absatz 2 des Statuts bestimmte nun- 
mehr, dafs die Eisenbahn, deren Verwaltuii|^ dio Aiifnalirae 
in den Verein beantragte, „im Betrieb sein" nius^o, und fuhr 
in Abi>ati5 3 fVirf : 

„Die Eisenbahnverwaltung, welche in den Verein auf- 
genommen werden will, mufs auch selbst im Besitz der 
Betriebsleitung sein. Oberlfifst sie den Transport auf ihrer 

Bahn ganz oder teilweise einer anderen zum Verein ge- 
hörigen Verwaltung, so kann sie fiir die Zeit und iVir dio 
Strecke, bezüglich deren sie der cigeueii Betriebsverwaltung 
ermangelt, nur in einer durch jene vermittelten A\'ei8e an 
dem Verein teilnehmen^ und liegt letzterer ob, die ihrem 
Betriebe unterstellte Bahn oder Bahnstrecke in allen Be- 
ziehungen zum Verein zu vertreten**.^ 

Als rcclitlirlx' Form ergab sich hiernach: nur wer Bahn- 
eigentum und Bahnbetrieb in seiner Hand vereint, kann 
selbstilndiges Vereinsmitgli«' 1 worden. Liegt Eigentum und 
Betrieb in verschiedenen Händen, so wird der Bahneigentttmer 
VereinsmitgUed, aber notwendig als solches durch den 
Betriebsinhaber in allen Bezif^hungen vertreten. Praktisch 
hatte hiemach der Betriebsinhaber, von welchem auch der 
Aufnahmeantrag aiispng, dem Vereine gcgejiübor alle Rechte 
und Pflichten eines ^Mitgliedes ;ui > z iiii Im- n. Praktisch war 
daher — soviel den Betriebsinhaber anging — wenig ünter- 

* Sidu- .1.1-» Statut 1^78 in Z. 1873 8. 242 ff. In Übereinutimmung 
mit der im Text angeführten Stell« und in Konsequens davon wurde § 10p 

Zeile — 7, welche bisher lauteten: 

„nach Mafsgabo rlor T.äiifrf ihrer IJahn ein Stimmrecht in der Art ge- 
bührt, dnfs dem £ig(;ntämer einer oder mehrerer Bahnen bei einer 
Gesamt lantre . . 

dahin umgeändert: 

„nach Mafsfraf)!' der LHnfre der ihrem IJetriebe uaterstvllten Bahnen 
und Pahnstivcken ein Stimmrecht in der Art gebührt, dafs bei einer 
Gesamt" äuge" 

nnd Zeile 16 vor „angeiioreu'^ eingeschaltet „unmittelbar". Zu § 13, 
Zeile 10 wurde anstatt der Worte: „für jede in Betrieb befindliebe Meile 
ihrer Bahnen** gesetst: „fiir jede Melle der ihrem Betriebe unter- 
stellten eigenen oder fremden Bahnend 
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»chied, ob er ^Vertreter" des Mitgliedes, oder ob er selbst ] 
«Mitglied'* war, £s war daher nur eine andere juristische * 
Konstruierung des bereits bestehenden Yerhältntssesy wenn 
in der Neuredaktion des Statuts von 1880 § 3, Ziffer 1 b 

bestimmt wurde:* I 

„Wenn die AuHfülinuig des Betriebes einer anderen j 
Verwaltung als derjenigen der EigentUineriu üb< rtr^igen 
ist, so kann die Mitgliedschaft im Verein nur von der die 
Vereinsbeschlttsse ausflIhreDden, nicht aber von derjenigen 
Verwaltung erworben werden, welche etwa nur zu der 
Annahme und Ausführung die Genehmigung erteilt," 

und hierdnreh d<^r blofsc l^otrieb>inhal)«^r , welcluM" in der 
Lage wai', die Vereinsbeschlüsse auszuführen, durch die 
Aufnahme zum selbständigen Mitgliede des Vereines von 
Bechtswegen gemacht wurde. Aber diese andere juristische 
Konstruierung stand nicht im Einklang mit dem unverttndert 
belassenen sonstigen Inhalt des Statuts , nach welchem das 
Eigentum an der Bahn fortgesetzt auch noch von Bedeutung für 
die (formelle") Mit^'^liedsehaft blieb. Diese Inkongruenz liaite 
zur Folge, dals man 1883 bei der Neuredaktion des Stiitiit.s 
wieder zwischen Vereinsmitgliedschaft (§ 2) und Vertretung 
im Vereine (§ 4) unterschied. Man verlieh dieser Unter- 
scheidung eine praktische Bedeutung dadurch , dafs neben 
dem Vertreter, welcher selbst hinsichtlich der Rechte und 
Pflichten dem Verein gegcnfiber wie ein Mitglied gestellt 
war, subsidiarisch auch die vertretene Bahneigenttiraerin 
für (li<' llrtVilliiii- (b-r 1 'fliehten gegenüber dem Verein ver- 
antwoiilicii erkliirt wurde (Statut 1883, 4, Absatz 2, 3).* 
18bU hatte man eine dem wirklieben Sachvcrliältnis besser 
entsprechende juristische Konstruktion Schäften wollen, dies 
aber nur halb gethan. Dies hatte zur Folge gehabt, da(a 
man 1883 ganz zu der alten, in sich wenigstens folgerichtigen^ 
wenn auch den praktischen Verhältnissen nicht entsprechenden 
Konstruktion zuritckkehrte. 1886 entschlofs man sich zu 
einem ganzen Scliritt, weil die Betrieboiuiicliabung für den 

» Pr. nadcn-Baden 1880 S. 132, 1:34, 29. 
• Pr. Wieu 1880 S. 08, 44, ü-7. 
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Verein thatöiichlich fast allein von Bedeutung war und di^^ 
bisherige formelle Unteracheidung zwischen Teilnahme des 
Eigentümers und des Betriebsf^hrers an dem Verein zu 
mancherlei Schwierigkeiten fUhrte. So knüpfte man 1886 
unter Aufgabe der Unterscheidung zwischen „Vereins- 
mitgliedschaft" und „Vcrtrt'iuH^ der Vereinsmitglieder" die 
Mitglif-d>i( haft lodt;jlirh an das Keclit-^vcrliilltnis der BetrieW 
fUhruu^ an, setzte dagegen da?* Kechtsverlialtni» des Bahn- 
eigentums hierfür völlig aufsor Betracht.' Der fortan ent- 
scheidende Gesichtspunkt wurde in § 2, Absatz 4 des Statuts 
festgelegt: 

„Die Mitgliedschaft gilt ohne Berttcksichtigung der 
Eigentumsverhältnisse fUr alle unter eigener Betriebsleitung 

stehenden Bahnen, welche als Vereins-Bahnstrocken 

anerkannt werden.*** 

§ 42. 

2. Die leitenden Betriebsorgane der Eisenbahnen 

als Vereinsmitglieder. 

Der Gedanke, da£ei zur Teilnahme an dem Verein der- 
jenige berufen sei, welcher in der Lage sei, den Vereins- 

' Docl» wurde durch den Zusatz § 2, Absatz ß: 
„Zur Zeit besteht der Verein aus deu iiu auliegeadeu Verzeichnia 
benannten Vcr^valtungen (Anhanir D" 
Vorsoi^e getrutVcu , dals die Mitgliedschaft (k r damals licruitü dem Verein, 
angebörigen Vorwaltuogen durch die neue Bestimniuitg nicht beeintrSchtigt 
wtwden konnte. 

• Pr. Stattgsrt 1886 6. 49, 58» 8. 6. 

* VgL biena auch Artikel 18 det Obereinkonunen« sum Vereiiu- 
iMtriebsreglemente. Dsmscb sind flir die Terleilnng der Liieferfrist bei 
einer Qfltenendmg im Vereinirerkehr die durch firemde Bahnen getrennten 
Siredcen einer und derselben BshnTerwattnng sie besondere Yerwaltangcin, 
dagegen suaatninenhangende Strecken Teradiiedener Bahnen, welche im 
Betriebe einer und derselben Ver^^altung stehen, nur &U eine Vervraltung 
lu betrachten. Im Falle der Mitbenutzung^ der Strecken einer fremden 
Verwaltung^ wird die betreffende Strecke (Peage-Strecke) biuHichtlich der 
VerteiliiM'j' der Lioferfri«t nl" dem Netze der mitbenutzenden Verwaltung 
angehöri;,' behandelt, >"tVin iiirbt beim l'bero^nng d»?s Gutes .-mt die «ider 
von der Peagc-Strecke eine tunnliche Übergabe bezw. Übernahme ntatt- 
gefonden hat. 
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beschltUsen Geitiing zu verschaffen und in Vereinsangelegen- 
heiten rechtsverbindliche Erklärungen abzugeben^ führte nicht 
bloCs dahin, dafs unter verschiedenen an der Bahn Berechtigten 
der Betriebsinhaber schon frtlh materiell und schliefslich 
auch formell als VereinsraitgUed anerkannt ^^urde. Er ver- 
anlafste viehnchr auch, dafs unter den inelneren OrfraiRU 
einer Eispnbahnverwaltun;; das mit der Leitung des Retrieljes 
beauftragte als berechtigt zur Teilnahme an dem Verein 
erachtet wurde. Als 1877 die Aktiengesellschaft der rumä* 
nischen Eisenbahnen selbst den Betrieb ihrer Bahnen tiber- 
nahm und damals neben dem in Berlin domizilierenden, 
Aufsichtsrat genannten Vorstand ein in Wien domizilierendes 
besonderes Betriebskomitee gebildet wurde, trat das letztere 
in den Verein ein. Hatten bciion die Statutredaktionen von 
1880 Mild 1SS3 einen gewissen Anhalt für das in der Praxis 
beobachtete \\»rfahren gewährt, so wurde letzteres zu un- 
zweideutiger Anerkennung gebracht durch die Statutredaktion 
von 1886. 

Aus den sich folgenden Statutredaktionen ergab sich 
noch eine eigenartig bedeutsame Entwickelung in Bezug auf 
das Teilnahmerecht am Verein. Nur das Statut von 188S 

hatte die Eisenbahnverwaltung selbst als Vereinsiaa^licd, 
das Im troffende betriebsleitende Organ derselben aber luir 
als Vertreter jener im Vereine bezeichnet. * ^ Dagegen hatten 

' Da» Statut von bcliaiidelt in § 2 die Ven*insniit|rlietlskluit"t, 

welche die Eisonbahnverwalturgtu iuiiobaben oder erwerben können, und 
spricht in § 4 von der Vertretung jener Verwaltungen also: 

»Die iB den Verein au^enommenen EisenbalmTerwaltangen werden 
im Verein vertreten bei den unter Staatsverwaltong stehenden Eisen- 
bahnen durch die nach MaÜsgabe der staatlichen Organisation für die 
obere Leitung eingesetste Behörde, bei den Privatyerwaltungen durcli 
den nach Mafsgabe der betreffenden Staatsgesetse oder das Statut hiersa 
berufenen Vorstand." 

' Es i-t ( liarakteristi^cli, dafs das Statut von 1883 gleichzeitig auch 
dazu ziiruck<,'ekehrt war, bei der Konkurrenz verschiedener in Beziehung 
auf eine Eisenl)alin bereclitigteu Orjr.mi Nationen das Bahneigentum wiederum 
gegenniier der blofsen iJetriebsinnehabung als oin wesentliches Moment fnr 
den Erwerb tl( r Mittrlied^rbaft liinzn«5tellt'n und (Irnigi mafs den blolsen 
B» triebsinh.'ilM 1 mir zum Vertreter dts zur Mitgliedschaft berechtigten 
Bahueigentruner.s zu rauchen. 
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in utibestimmterer Form schon die letsston Stetutredaktionen 

vor 1883 und in ganz bestimmter Form die Statutredaktion 
von 1886 und die der letzteren nachtoltrcnden das einzelne 
betriebsleiteude Organ der Eiseubahnverwaitung als das 
Mitglied des Vereins hingestellt* 

3. Die Vereinsmitgliedschaft und die Betriebs- 
pflichten in Besiehung auf rftnmlich bestimmte 

Bahnstrecken. 

§ 4S. 

a. Im »llgemeineii (eigenes Interesse der Betriebsinhaber 
nnd OffentHohee TerkehraintereeeeX 

Unverkennbar kam in dem oben Dargelegten — wenn 
auch vielleicht unbewufst — der Gedanke zum Ausdruck^ 
data nach den Aufgaben und dem Zwecke des Vereins nicht 
die einzelnen Eisenbahnverwaltungen als besondere Per- 
BÖnlichkeiten mit eigenen Interessen^ sondern dafo 
gewisse Organe , denen bestimmte B e r u p t1 i c h t e n und 
Berufsleistungen — nämlich solche in Hinsieht auf den 
Betrieb — obliegen, im Hinblick auf diese ihre Berufs- 



* Das in dieser Hinsicht mit dem Statut von 1886 Us auf die Ver- 
dentBehung eiiugtr Ausdrücke fibereinstimmende Statut von 1892, nach 
dessen § 1 ,der Vm-iii Deutscher Eisenbahnverwal t unken** den 
Zwedc hat, n. s. w., bestimmt in § 2, Vereinsmitgliedschaft: 

„Unter EispnhahnTcrwaltiinpcn im Sinne des § 1 werdin die mit 
der I>eitnug de» Betriebes vuii Eisenbahnen beauftragten Verwaltung»* 
stellen verstanden. Als solche gelten : 

a. die zur Leitung des Betriebes von Eisenbahnen unter Staats- 
verwaltung eingesftzten staatlichen Behörden; 

b. die nach Mafsgabe der Gesetze und Oesellschaftsverträge bestellten 
Vorstände der Aktiengesellschaften; 

e. die Tom Verein anerkannten betriebfieitenden VenraltnngflateUeA 
anderer Eisenbabnuntemetuntingen. 

Im Falle eines ZweiAIs gilt als Vereinsmilglied diigenige Verwaltungs- 
ateUe, welche snr AosÜttirang der VereinabescUftsae snstlndig ist, nicbt 
aber diqenige, weldie etwa so der Annahme und Ansfohrung die Ge* 
nehmignng erteOt." 
Keefttsan« lOHikurep. BNnlielaiM. 13 
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pflichten und Berufsleistungen zur unmittelbaren Teil- 
nehmerschaft an dem Verein berufen sind, und dafs also nur 
mittelbar ans Art und Inhalt der Bern fs])flii'h ton und -lei- 
ßtun^^en jener Or^^^aue, welche im Verein zum gemeinsamen 
Wirken sich verl)inden , sich ergiebt, weiche Interessen 
welcher individuellen Persönlichkeiten, bezw. Organisationen 
oder Vielheiten der Verein wahrzunehmen berufen ist. Die 
Betriebspflichten und Betriebsleistungen jener den Verein bil- 
denden Organe der einzelnen Eäsenbahnverwaltungen aber 
sind unmittelbar auf den Dienst des öffentlichen Verkehrs 
gerichtet, wenn auch gleichzeitijr die Wahrnehm uug und die 
Krftillung jener Pflichten die eigenen Interessen der Betriebs- 
iiihaber — sri es der Privaten od<'r des Staates — fbrdem 
sollen, läo bricht sich auch in der Erhebung der leitenden 
Betriebsorgane zu selbst&ndigen Mitgliedern des Vereins der 
Gedanke Bahn, daTs der Verein nicht ausschliefsHch und 
nicht vorwiegend um der eigenen Interessen der staat- 
lichen oder privaten Eisen bahn Verwaltungen, sondern ins- 
besondere um der öffentlichen Verkehrsinteressen und . da 
der \'('rein ein internationaler Verein ist, — um der inter- 
nationalen öffentlichen Verkehrsinteressen willen geschaffen 
und 7u wirken berufen ist. Das bestimmende Moment für 
das Teilnahmerecht der betriebsleitenden Organe an dem 
Vereine ist nichts dafs sie Vertreter einer bestimmten Per- 
sönlichkeit sind) sondern dafs sie gewisse Berufspflichten 
und -leistnngen zu erfttllen haben. Der Inhalt der Berufs- 
leistuiiiren jedes einzelnen jener Organe aber wird nach 
der N;)tnr und dem /wecke der Eisenljahnen und des Eisen- 
bahnbetriebes we.^entiich dadurch charakterisiert und indi- 
vidualisiert, dafs ihnen die Betriebsleitung in Beziehung auf 
eine rflomlich bestimmte Bahnstrecke zusteht Das bestim- 
mende Moment fUr die Berechtigimg zur Vereinsmitglied- 
schaft ist also die betriebslettende Thätigkeit auf bestimmten 
räumlich territorial fixierten Bahnstrecken. Ist die Vereins- 
thätigkeit der Vereinsmitglieder dalur einerseits uiit den 
eigenen Interessen der Betriebsinhaber in l)estinimter Weise 
dadurch verknüpft, dafs die ersteren Organe der letz- 
teren sindy so ist die Thätigkeit der Vereinsmitglieder 
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andererseits mit einem bestimmten Öffentlichen VerkeliTS* 

interesse dadurch verbunden, dafa sie in Beziehung auf eine 
räuTnlic'h territorial fixierte Bahnstrecke ausgreübt wird, so 
dal:; die also das an d'^m Retriubc dieser Bahnstrecke iuter- 
essierte öffentliche Verkehräintere.<^.s<' angeht. 

Die Berutspfliehten und -leistungen dor betriebsleiten- 
den Organe Terschiedener Bahnstrecken oder Bahnnetze sind 
individaell verschiedene , insofern die specielle Bahnstrecke, 
in Beziehung auf welche sie ausgeübt werden , ein den In- 
halt jener wesentlich mit bedingendes Element bildet. Trotz- 
dem liatten, wenn ein und diesdlx^ Persönlickeit oder indi- 
viduelle Organisation aKs Betnebsinhabcriu verschiedener 
Bahnstrecken je für diese verschiedenen liihnstrecken ver- 
schiedene bt'triebsleitende Organe geschaffen hätte , diese ver- 
schiedenen betriebsleitenden Oi^ane derselben Persönlichkeit 
nicht als selbständige Mitglieder dem Vereine angehören 
können, wenn der Verein nur den eigenen Interessen der 
Betriebsinhaber zu dienen berufen gewesen wttre. Denn das 
eigene Interesse des einzelnen Betriebsinhalx rs als einzelner 
Persönlichkeit im V<'rhältnis zu den anderen Betriehsinhnhern 
ist einheitlich, wenn auch diese Einlieitlichkeit mög- 
licherweise nur durch ein AhwHgen des Mehr oder Weniger, 
welches flir diese oder ftir jene Richtung des eigenen Inter* 
esses spricht^ zu ermitteln ist. 

Selbst wenn der Staat, also eine öffentlichen Zwecken 
dienende individuelle Organisation, Betriebsinhaber ist, so 
müfsten, insofern ein einiieitlicher ölVentlicher Stantszweck zu 
wahren wäre, auch in l'e/iHluuig auf diesen, nach Ai)wä^^ung 
des Mehr oder Weniger für diese oder für jene Richtung, 
die verschiedenen betriebsleitenden Organe als Organe der 
einheitlichen, einen einheitlichen Zweck verfolgenden Staats- 
persönlichkeit, schliefslich in einer einheitlichen Richtung 
dieses Staatsinteresse nach aufsen, also auch im Vereina 
wahrnehmen. 



13* 
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§ **• 

bt Die Vereinsmit^liedHchaft der reri^ehiedenen preafsisckea 

S taaiseisenbahndirektioneu. 

Es ist eine für die internationale Rechtsentwickelimg 

bedeutsame Ersclieinuii^j: , dafs trotzdem die verscliiedonen 
Staatscisi nltahiuliiHktiouen des pTrofscii ?js«Mibnhiinetzes des 
preul'sischen Staates in den Verein Deutseiier Eisenbahnverwal- 
timgen als selbständige Mitglit 'b r <'ni^< trcten und aufgenommen 
sind. Hebält auch der preuTai^che Staat ab einheitliche indi« 
viduelle Organisation es in der Hand^ in den Fällen, in 
welchen ihm dies für sein individuelles Gesaintdasein not- 
wendig erscheint, durch die der einheitlichen Ministerial- 
Instanz zu Gebote stf luMide Einwirkung ant' <lii' i>chiedenen 
Staatseiscübalnulin'ktionen ein ein}i<Mtliilics Vorgehen der 
letzteren zu sichern, so bleibt doch die Thatsaebe, dals der 
preufsische Stiiat durch die Zulassung des Eintritts der ein- 
zelnen Eisenbalindirektionen als selbständiger Mitglieder dies 
keineswegs principiell, von vornherein und in allen Fällen 
fUr notwendig erachtet hat* 

Dsfs aber die verschiedenen preufsischen Staatseisen- 
bahndirektionen, obwohl sie betrir'bsleitende Organe der- 
selben eiiirn iudividiirilen Organisati« «n sind, als selbsUtndige 
Mitglieder in den Verein Deutscher Eisen Kahiiverwaltungeu 
eintreten konnten, wird nur verständliclt tiurdi die pjrwii- 
gung, dafs jede dieser Direktionen in Beziehung auf ein 
anderes Bahnnets die Betriebsleitung hat, daTs daher nach 



* Ver;,M< iclu- dt u Erlafn lit - K<»iiii^'-> v.oi l*r< ufscn vom 24. Novcml-or 
1879, betn tlV nd die < )i<,';iiiisjifiiai drr \\m \v;iltmi^^ ih r StÄÄt«c5'<t'nfiahn< ii niul 
der vom Staate vt'ruiilttteu Pi iv atbaljiR'U iPreiirsist hefi Eiüeubniaivi rurtlimu<j;8- 
blatt 1880, ö. 80 ff.}, insbesondere die §§ 4, ö, 7, betreffend Uetugnisse des 
lOnisten für «flvntliche Arbeiten all Caitrslinstiins, und die §§ 8, 12 
Ziff. 4 and Ziff. b, betreffend den Geecbüftskreis der Staatseiseabaiin* 
direktionen. Nach § 12 Ziff. 5 bleibt den Staatseisenbahadirektionen aar 
unmittelbaren gesch&filicben Erledignng Yorbebalten: 

„die Erledii^n^ aller derjenigen geschAfUicben Angelegenbeiten, welcbe 
die Direktionen im ganjsen betreffen, namentlicb die Angelegenbeiten 
des Deutschen Eieenbabnvereins " 
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dem oben Erörterten die Betriebsleitung seitens dieser ver- 
schiedenen Staatseisen Ijaliii l rektinueii, wenn auch flemselben 
eigenen Interesse des preul^isciien Staates als iit'triebsmhaljer, 
80 doch unter sich verscliiedenen und möglicherweise sogar 
entgegengesetzten öffentlichen Verkehrsinteressen dient, und 
dafe der Verein Deutscher Eiaenbahnverwalttingen nicht 
bloD» den eigenen Interessen der Betriebsinhaber, sondern 
auch den öffentlichen Verkehrsinteressen sni dienen 
hat. Als selbstllndige Mitglieder können die verschiedenen 
preufsischcn Staatseisenbahadirektionen iiUo dem Verein an- 
gehören, in.->()feni sie in ErtVillunpr ibrer Berufspflichten, wenn 
auch alle das einheitliche Kigeuiiiteresse des preufsischen 
Staates, so doch jede fUr sich das an den Betrieb ihres 
speciellen Bahnnetzes anknüpfende specielle öffentliche Ver* 
kehrsinterease wahnsunehmen haben« Jede der preufsischen 
Staatseisenbabndirektionen kann gemeinsam mit einer an- 
deren in- oder ausländischen Betriebsverwaltung ein über 
ilir Netz hinaus sich ausdehnendes Verkelir.->intcre«se wabr- 
zunehmen haben ^ wäinend die anderen preufsischen iSUuits- 
eisenbahndirektionen von diesem öffentlichen Verkehrsinter- 
esse gar nicht berührt werden oder sogar ein in gewissem 
^nne gegensätzliches öffentliches Verkehrsinteresae wahrzu- 
nehmen haben. 



§ 45. 

III. Fdidemiig dea (gemeinmmea) eigenen Intemaea 
nd des Intereasee de« Pnbllknma als Terelnszweek. 

Die internationale öffentliche Kechtspflleht des Vereins 
mr Wahruehmun;? des internatlonaleu öüeutlielieu 

Verkekr^interesses. 

Der internationale Verein Deutscher Eisenbahnverwal- 

tungeii halle seit s<Mner Gründunc: als seineu Zweck bezoiebnet, 
durch gemeinsame Beratuni? uml einmütiges Handeln das 
eigene Interesse und dasjenige des Publikums 
zu fördern (§ 1 des Statuts). Die B^ixierung eines Vereins- 
^bietes (Statut 1892» § 3, ZifL 1 a) schliefst in sich, daCs 
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zunttchst im obigen § 1 des Statuts dasjenige Publikum ia» 
Auge gefafst ist, welches in diesem Vereinsgebiete durch 

Eisenbahnen zu befriedij^ende Interessen hat. Die unter 
gleichzeitiger tortrljuierndt i Geltimg jenes § 1 des Statuts» 
ertoigte thatsiieliliclH' Erstreckung der Vcreinsbahuen und 
die statutarische Möglichkeit nach weiterer Ausdehnung der- 
selben^ welche uns oben zu der Unterscheidung eines engeren 
und eines weiteren Vereinsgebietes geführt hat, einerseits, 
die statutarische Festsetzung eines umgrenzten Vereins- 
gebietes andererseits weist darauf hin, dafs einerseits das 
Publikum, weh hes iiinerliall) des thatsÄchlichen Bereiches des 
Vereins durch die Eisenbahnen zu hetViedigende Interessen 
hat, auf Förderung seiner Intcrütjsen nach dem Statut An- 
spruch hat| dafs andererseits das Publikum innerhalb jenes 
eigentlichen oder engeren Vereinsgebietes aufserdem An- 
spruch darauf hat, dafs der Verein durch Aufnahme der 
hierzu geeigneten Bahnen auch thatsächlich die Interessen- 
lÖrderung dieses Publikums möglich macht 

Von Anfang an wurden nur soKlie Eisenbahnen in den 
Verein autgenouiinen, welche den uiieniliehen Verkehrsinter- 
essen dienten. Seit laiiire enthält das Statut ausdrtlcklich 
eine entsprechende Bestimmung. Dieselbe lautet: 

„Es werden nur solche Verwaltungen aufgenommen, deren 

in Betrieb befindliche Bahnen dem öffentlichen 

Personen- und Güterverkehre dienen." * 

Daraus läfst sieh folgern, dafs das nach 5; 1 des Statuts 
zu fördernde Interesse des Publikums das Interesse des 
öffentlichen Personen- und Güterverkehrs, kurz das Interesse 
des öffentlichen Verkehrs ist Das Publikum und der öffent- 
liche Verkehr y deren Interesse zu fordern ist» aber sind 
nicht blofs im Hinblick auf den thatsächlichen Bereich und 
das weitere Gebiet dos Vereins, sondern auch im Hinblick 

1 Statut 1892 % 8 Absats 2e. Vgl. § 5: „Wenn eine Vereins- 
Verwaltung (im Vereinafpebiet gelegene) EisenbaluiBtreeketi neu In Betrieb 
nimmt, bo kömieii dieselben ihren Veieingbahnatreeken aogerBolmet wer- 
den • . . ohne weiteres wenn die susoreehnenden Strecken 

wenigstens dem Sffentlielien Gflter- oder dem Sffentliehen Persoaenveikehre 
dienen." 
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auf das engere» speciell so getumnte VereiuBgebiet int er« 
national. Die hiemach einen Teil des Vereinszwecke» 

ausmachende Förderung des internationalen öffentlichen Ver- 
kehrs ist dem Verein nicht zwangsweise durch eine über- 
geordnete fstaatliclio) Autorität aiit"»'rle*!!t. Diese Förderung 
ist andererseits nicht eine ethische oder reli^ii)»!; PHicht. 
Die Natur des Vereins, seiner Mitglieder, sein berufsmftfsiger 
Wirkungskreis schlieTsen die Annahme , daTs ethische oder 
religiöse Gesichtspunkte auf die Zweckbesimmnng des Ver- 
eins eingewirkt htttten, aus. Diese Förderung der Inter- 
essen des internutioualen öfFentlichen Verkehrs ist speciell 
auch kein Wohlthätigkci tsakt. Die Annahme eines 
solchen wird schon durch die Erwflgunj^^ l>eseitigt, dafs die 
den Verein bildenden Kisenbahnverwaltungen gar nicht zu 
Handlungen freiwilliger Wohlthätigkeit berechtigt sind^ da 
sie im Dienste des Staates, von Privatgesellschaften oder 
Privaten stehen, in deren Interesse zu wirken haben und 
die Eisenbahnen nebst Zubehör jenen und nicht ihnen gehören. 
Vielmehr lag jeder einzelnen Eisenbahnverwaltung eine 
öffentliche Ver k e h r s p f 1 i c h t gegenüber dem aui sie 
angewiesenen PubHkum ob. Das Verkehrsinteresse dieses 
Publikums aber erstreckte sich über den Leistuugs- 
b er eich der einzelnen Eisenbahn Verwaltungen hinaus. 
Daraus ergab sich die Rechtspflicht der verischiedenen 
Vereinsverwaltungen , in Wahrnehmung der Gemeinsamkeit 
zwischen den öffentlichen Verkehrsinteressen je ihres beson* 
deren Puljlikunis z u s a ni ni e n u w i r k e n. Durch dieses Zu- 
sammenwirken im Verein wurde infolge der Bescliulh n- 
heit der in Frage stehenden Interessen und Interessentengruppen 
die internationale öffentliche Reclitsp flicht jeder 
Vereinsverwaltung in Beziehung auf das internatio- 
nale Verkehrsinteresse des international ausge* 
breiteten Vereinspublikums begründet. Diese 
internationale öffentliche Rechtspflicht wurde öffentlich 
deklariert und anerkannt, indem nach § l des Statuts 
nicht blofs die Förderung des eigenen Interesses, sondern 
auch die Förderung der Interessen des (Verein8-)Publikums 
als Zweck des Vereins autgeatellt wurde. 
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Die objektive Leisttmgsfiüiig^keit der Eisenbalmbetri^ 
fUr den öffentlichen Verkehr, das öffentliche Bedürfnis nach 

entejj rechender öffentlicher Verwendung der Eisenbahnen, 
die Verkettung der Beziehungen nnd Verhältnisse der !*ub- 
jektiven Verfii^er über die Eisenbalmen und des Beti"ie))e>* 
derselben mit den Verhältnissen der Interessenten des öffent- 
lichen Verkehrs M'irkt überdies auch auf eine rechdiche Ge- 
staltung des Eisenbahnbetriebes hin^ wonach die Betriebs- 
Inhaber den Betrieb zwar einerseits zu eigenem Rechte leiten 
und nutzen, andererseits aber als eine öffentliche Funktion 
im Interesse desjenigen öffentliclien Verkehi*s wahrznnehinen 
vpr}»riichtet werden, dessen Interesse Hnrch den Betriel» nnd 
eventuell durch Zusammeuwirkeu im Betriebe wahrgenommen 
werden kann. 

% 

m 

§ 46. 

IV, Die KiehtUDg der Vereinsthätlirkeit naoh anTst^n 
und naek Inueii. Die flaaptscköpi'uiigeu des V ereius. 

Das auf Grund ^gemein^^amer Beratnnf^'*' erfolgende „ein- 
mütige Hanrleln", welches nach dem Statut das Mittel zur 
Erreichung dcb Vereinszweckes bilden soll, kann nach aufsen 
oder nach innen gerichtet sein. Abgesehen von den durch 
die geschäftsfuhrende Verwaltung des Vereins zu erledigen- 
den rein geschäfUichen Beziehungen des Vereins (z. B. Miete 
eines Vereinslokales, Vertrage über Anstellung von Vereins- 
beamten) kann der Verein nach aufsen handelnd aufikreten 

1. In Beziehung zu den Staatsleitungen. 

Nur ganz ausnahmsweise haben sich für den Verein als 
solchen bestimmte rechtliche Beziehungen zu den Staaten aua- 
gebildet Hierher gehört z. B., dafs die Vereinskorrespondenz 
frtther in einer Reihe von Staaten Portofreiheit geno& K Die 



^ Auch wurde der Verein k. B. bei der Erwägung gewisser Neuernogea 
des auf den KiHtMihalinverkehr Itezü^lichen Zollwesens von amtlicher 
preufsischer Seite autgefordert, bestimmte Personen als Vertreter seiner 
iuteresseu va bezeiehnen, welehe mit den amtlichen preufiiischen Oiganen 
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l>edeut8aiD8ten Handlungen des Vereins gegenüber den Staats- 
leitungen sind rein thatsäcUicher Art Sie bestehen insbe- 
sondere darin, dafs der Verein in wichtigen, das Eisenbahn- 
wesen berührenden Anj?elej[Tenheiten durch A»itrilge, Denk- 
schriften, gutachtliche Aulserungeu auf die .'^taat^leitungen 
Einflofs auszuüben sucht. Beispielsweise gab der VereiTi die 
erste Anregung, welche die Aufnahme eines Abschnittes «Von 
dem Frachtgeschäft der Eisenbahnen insbesondere** in das 
deutsche Handelsgesetabucb (Buch IV, Tit 5, Abschnitt 2) 
herl)eiführte. Auf Inhalt und Gestaltung des Bemer Über- 
einkuinmens über den intcrnatiniialen Ki.srnbaliuiiaclitverkehr 
wirkte er durch eine Denkschrift in mehreren PiinkttMi ein. 
Ebenso hat der Verein durch Gutachten und Uenkschriften 
an die Staaten auf die fllr ihn als internationalen Verein be- 
sonders wichtige Regelung des Zollwesens im internationalen 
Eisenbahnverkehr Etnflufs ausgeübt. Weiter hat der Verein 
eine Denkschrift verfafst und den Staaten mitgeteilt, als 
letztere über die Bestimmungen betr. Herstellung der tech- 
nischen Einheit im Kiseiibahnwesen verhandelten. So be- 
deutungsvoll und 80 praktisch wirksam diese und andere An- 
regungen des Vereins sich aber auch erwiesen haben, so 
entfhllt doch jedwede weitere Verfolgung derselben an dieser 
Stelle, weil daraus nur thatsächliohe, nicht rechtliche Be- 
siehungen des Vereins zu den Staaten resultierten. 

2. In Beziehung zu der öffentlichen Meinung. 

Insbesondere durch Herausgabe einer Vcremszeitung wirkt 
der Verein aufklärend und bildend auf das Publikum. Aber 
auch diese Thätigkeit, so förderlich sie mittelbar für den 
Yereinszweck sein mag, ist nur thatsächlicher, nicht recht» 
lieber Natur. 

3. Gegenllber dem Verkehrspublikmn. 

Nicht der Verein als solcher, sondern nur die einzelnen 
Vereinsverwaltungen treten in unmittelbare rechtliche Be- 
siehungen zu den Verkehrsinteressenten im engeren Sinne 

verhandeln sollten. Vgl. den Aas!(chufübericht, betreffend die zollamtliche 
Bebnndlung der Transporte auf den Eisenbaliiu-n dos Zi>lly«rein8 und die 
Anaustrebenden Abindemni^ der ZollTorschriftea in Pr. Wien 1869 S. 46 ff. 
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(den TkaoBportinteressenten). Das ^ einmütige Handeln" des 

Vereins wird hier aber rechtlich bedeutsam, insofern die cin- 
zehu.-n \'«Teinsv« rw altungon nach Mafs«j^abe der vom Verein 
geBotzten Ni/i ni- ii i ljt'triebsre<:lemPTit für den Personen- und 
Güterverkehr) m rechtliche Beziehungen zu den Verkehrs- 
interessenten treten, und insofern dadurch' ermöglicht wird, 
dafs die£tngehung solcher Besiehungen seitena einer Vereins- 
▼ervaltung auch ftlr das Verhältnis anderer Vereinsver- 
waltungen zu den Verkehrsinteressenten rechtlich bedeutsam 
wird. 

Nach inuen° kann d&a einmütige Handeiu des Vereins 
gerichtet sein 

1. Auf die Normsetzungy und zwar 

a. flir gewisse lieziehungen der Vereinsmitglieder zu ein- 
ander, 

b. fUr gewisse Verhältnisse der verschiedenen Organe der 
einzelnen Vereinsverwaltungen zu einander, 

c. ftkr die Herstellung und die Erhaltung gewisser Sach- 

und Betriebseinrichtungen seitens der einzelnen Vereins- 
verwaltnngen. Insofern die Befolgung uikI Ausführung 
solcher Vcreinsnorraen seitens der einzelnen Vereins- 
verwaltungen zu «objektiv sachlichen Einrichtungen 
fuhrt, z. ß. zu einer bestimmten Spurweite, An- 
Schlüssen, Beschaffung bestimmter Arten von Fahr- 
zeugen, bestimmten Kuppelungen u. s. w. haben jene 
Normen mittelbar auch Bedeutung nach aufsen fUr 
Dritte, insbesondere für nicht im Vereine stehende 
Eise II bahn Verwaltungen. 

2. Auf die Kontrolle und Beaufsichtigung der Beachtung 
der Vereinsnormen seitens der Vereinsmitglieder. 



* Unabhingig von ttaatiicber od.«r intenuitioiuü ttaatlioher Nonn- 

SetEung-. 

' Hier kann nochmals die engwe innere Vereinsthätigkeit von der> 
enipr^n Wirksamkeit unterschieden werden, weicht» der Verein als ein 
Ganzes und insofern nach anf«»?!! {repenüber den zu dem Verein geh5ri|peo 
Eiaenbahnverwaltiingen (und den Organen dertelben) ent£ftltet. 
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3. Auf unmittelbare einheitliche Wahrnehmung von Ver- 
waltungsfunktionen, insoweit solche zur F(>rderung utki zur 
Ordnung der von Vorcinswegen normierten oder der sonstigen 
wechselseitigen Beziehungen der Vereinsmitgiieder erforderlich 
oder wünschenswert erscheint. Diese Yerwaltungsfimktiouea 
kann der Verein: 

a. durch unmittelbare Vereinsorgane ausüben. Hierhin 
gehört insbesondere 

a. die Thätigkeit der Veremsabrcchnungss teile, 

ß. die schiedsrichterliche Thätigkeit des Vereins in 
Streitigkeiten der Vereinsmitglieder; 

b. durch die einzelnen Eisenbahnverwaltungen, welche 
Vereinsmitglieder sind, als mittelbare Vereinscirgaue. 
Hierhin gehört z. B., dafs frtlher nach dem Statut die 
einzelnen Eisenbahnverwaltungen verpflichtet waren, 
auf Verlangen von Vereinsmitgliedem als Schiedsrichter 
in gewissen Streitigkeiten derselben 2u fungieren* 

4. Dagegen liegt es nicht in der Aufgabe des Vereins, 

selb.stilndig unmittelbar die den einzelnen Vereinsmitgliedem 
obhegende Verwaltung des Eisenbahnbetriehes und Eisenbahn- 
Verkehrswesens denselben teilweise abzunehmen und seiner- 
seits EU übernehmen. Wohl aber kann die durch die öftent- 
lichen Verkehrsbedürfnisse erforderte, im Verein Ausdruck 
findende Gemeinschaft der verschiedenen fiisenbahnverwal- 
tungen dahin führen, dafs durch die für gewisse Beaiehungen 
der Vereinsmitglieder untereinander gesetzten Normen des 
Vereins die Verwaltuugsbefu^ni.s der einzelnen Eisenbahn- 
verwaltnn^en über ihr eigenes Bcreieh auf das Bereich der 
Gemeinschaft oder bezw. gewisser anderer Eisenbahnverwal- 
tungen erstreckt wird, und die einzelne Eisenbahnverwaltung 
zu Mafsnahmen und Handlungen befugt und verpflichtet wird, 
welche nicht bloüs nach auisen gegentlber Dritten , sondern 
auch im Verhältnis der Etsenbahnverwaltungen zu einander 
fttr gewisse andere Eisenbahnverwaltungen rechtlieh bindend 
sind. 

Um aber zur Erfüllung des Vereinszweckes aui Grund 
gemeinsamer Beratungen das vorbezeichnete einmütige Han- 
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dein nach aufsen und nadi innen ent&lten su können , mufo 

der Verein sich 

1. eine die Vereinsmitglieder bindende Verfassung, 

2. Vereinsorgane schaffen, 

beide den VereinsbedUrfnissen premäfs fortentwickeln, 

3. dafür sorgen, dafs die A «i t in^orgaiie der Vereinsver- 
fassung und den sonstigen Vereinsnormen gemäjB fuu- 
gieren, sowie 

4. die Bedingungen und das Verfahren bei Eintritt und 

Austritt von Vereinsmitgliedem fesstellen. — 

Endlich liefalst sicli der Verein behufs Erkenntnis der 
derzoitif^en Zustände im lOisenbahnwesen als Vorbedingung für 
die Anbahnung von Heformen mit einer Statistik über ver- 
schiedenerlei Eisenbahnverhältnisse. — 

Unter den hervorragenden NormschOpfungen des Vereins 
stehen an erster Stelle die „Technischen Vereinbarungen", 
welche teils obligatorisch, teils fakultativ fllr die einzelnen 
Vereinsverwalninii;en sind, und welchen wesentlich zu danken 
ist, dafs niclu hlols im Vereins^el)ict ein einheitlioli ange- 
legtes und einheitlich zu benutzendes Eisonbahnnetz zu £»tande 
gebracht worden ist, sondern auch Gleichheit in den Bahn- 
anlagen weit über das Vereinsgebiet hinaus ersielt wurde^ 
indem Eisenbahnen and Staaten weit über das VereiDs- 
gebiet hinaus den Inhalt jener technischen Vereinbarungen 
im wesentlichen adoptierten. — Sodann sind die Vereinsregu* 
lative Uber die Wagenbenutzung höchst wesentlich, femer 
das Vereins-Ofiter- und Personen-l^etriebsreglenient, und das 
die Verhältnisse der Eisenbahn Verwaltungen nntf^r<^inander 
betreffende Übereinkommen snm Vereins - Betnebereglement 
Unter den einheitlichen Verwaltungeeinrichtungen im Inter- 
esse der Vereinsmitglieder ist insbesondere die Vereineab- 
rechnungsstelle bedeutsam. Daneben kommen die Vereine- 
echiedsgerichte in Betracht 

Auf dem Gebiete des Tarifwesens ist es dem Vereine 
hinjj^pgcn nicht gelungen, eine bedeutsame Wirksamkeit zu 
enttalten. Von Vereinswegen sind Tarif bestimmungen über 
die Beförderung von Sonderzttgen sowie von einseinen ^ be- 
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sonders gestellten Personen-, Kranken- und Gepttckwagmi 

getroffen worden.* 

In relativ weni|G:en Jahren hat der Verein fast alle durch 
den Vereinszwpck an^'eroL-'teii, von ilim ausge^^^an^enen Haupt- 
werke gescharten. Später beschränkte er sich hauptsächlich 
aui' die Aufrechterhaltung und angemessene Fortentwickelung 
jener in den ersten Jahren begründeten Vereinswerke. 

§ 47. 

V. JHia Statat (die Satasnng) des Vereins, die Vereins- 
miigliedselialt nnd die Organisation des Vereins. 

Das von dem Verbände der preulsischen Eisenbalin- 
direktionen mit einigen Änderungen anf den Verband und 
demnächst auf den Verein Deutscher Eisenbahnverwaltungen 
1847 übernommene Statut bat seitdem zahlreiche Abänderungen, 

Zusätze und völlige Neuredaktionen ^ erfahren. 

Die jetzt geltende Statutredaktiun datiert von 1892^ und 
wird von uns als „das Statut'' citiert. 

Hinsichtlich des Zweckes und der Aufgaben des Vereins, 
der Art der Verwirklichung derselben nnd der Organisation 
des Vereins ist an den ursprünglichen Grundzttgen festge- 
halten worden; doch hat die Organisation mit der Ausdehnung 



* Anhang I zu dem Übereinkommen zum Betriobsreglement des 
Vereins Dentsdu r EHcnbahnverwaltun^on (1892). 

^ Dieselben sind von uns citiert: Statut IbTG. Statut 18% u. s. w. 
Bei der Nomcflaktion von 1888 wurde ©ine Menge Jfremdworte durch 
deutsche Au?<«lriu k« ersetzt. 

• Nach Mittcilun|jj der gcschäftsflihrenden Ven^'altung in der Z. vom 
5. November 18'J2 sind alle der Genehmigung bedürfenden Beschlüsse der 
Hamburger VereinsTenwinmlnng von 1892 bindend geworden und nsoh. 
fÖMir ferneren Hittdlung der gcschiftsf&hrenden Verwaliuiig sn deraelbett 
Stelle ist die Ausgabe der neuen Satsiuigen des Vereine, deren end^^tige 
ZiuwnB«istellnn|^ die Hamburger Yerelntvenammlung dem AnMebiuie fttr 
die Vereinssatsnngen fiberlaseen hatte, erfolgt (Z. 1892 S. 871> Die Keu- 
aoflgabe lag uns nicht Tor, wohl »her die Ton 18% und die in der Harn- 
böiger Vereinsversammlnng beschlossenen Zusfttse und Änderungen, so dafii 
wir Statut 1892 eitleren. 
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des Vereins und dem wachsenden Umfonge der Vereine- 
geschälte eine reichere Entfaltung erfahren und sind derselben 

«ini^e Glieder für später hervorgetretene neue Bedürfnisse 
neu angefügt woi-den. 

Das Statut enthält die näheren Bestinimiin^en üIm r die 
Reehte und Pflichten der Vcreinsmitglieder, über die Aut- 
nahme neuer Mitglieder, über die Anwendung der Vereins- 
einrichtungen auf nicht dem Vereine angehörige Bahnen (ina- 
besondere die §§ 2—7) und über die Beendigung der Vereina- 
mitgliedschaft 24).* 

§ 48. 

1. Die Vorbedingungen der Vereinsmitgliedschaft 

und das Recht auf Vereinsmi tgliedsehaft. Rechte 
und Pflichten der Vereinsmitglieder. 

Ursprün^^lich liefs die Wortfassung des Statuts darauf 
schliefsen. da Ts iniKTlial i) (h's (?ngeren Vereinsgebietes Eisen- 
bnhnverwaltunj^f'ii, wcIcIh' den JiachlTcheTi VorbediTip^imfxeii der 
Aufnahme entsprachen, ein Recht auf die Aufnahme hätten. 
Der auch damals erforderliche Aufnahmebeschlufs würde also 
nur deklaratorische Bedeutung gehabt, nur das Zutreffen der 
Vorbedingungen der Aufnahme festgestellt haben. In diesem 
Sinne wurde das Statut innerhalb des Vereins ttberwiegend, 
insbesondere von verschiedenen Ansschttssen ausgelegt^ welche 
aussprachen, das Statut stelle nur fest, wer ein Recht auf 



' Bexüglidi der sadiliduni Vorbedingungen <ür die Anftuibiiie als 
YereiiiBmilglied bat sich saber dem, wm in dieser Besiehung aus unseren 
fröberen AnefObningen erhellt, insbeeoadere diis Bedfirfhis eiyeben, im 
IntereMe der Wabning des Vereinssweckes and der Vereineintereiaen bei 
der forteebreitenden Verdichtung der Eisenbahnnetse und der damit ver- 
bundenen Vervielfältigung kleiner Eitenbahnnutemdunongen binsichtUeh 
dor Aufnahme kleiner Bahnen, bezw. von Xe>)enbahnen , Lokalbahnen, 
Kleineisenbahiicn . und bezw. hinsichtlich der Aufnahme derselben als 
vollberechtigte Mitglieder des Wreius gewisse Schranken 2U ziehen. Es 
■weist dit's auch dnr.nuf hin, dafs die eip-eiitltche Aufjjahe des Vereins in 
der Verbindung grüf^erer Eiseubahngebiete, in iutcruationaler Kichtuug liegt. 
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die Aufnahme habe,^ ohne aber die Aufnahme anderer, ins- 
besondere aualändischer Eisenbabnverwaltungen , durch be- 
sonderen BeschluTs der Generalversammlung zu verbieten. 
Allein später überwog im Verein die auch firtther schon 

von eiiiigeii Seiten vertretene AutYiissung, das Statut stelle 
die Vorl)ediiiiij^iint2^en tVst, deren Erfüllung notwendig zur Er- 
langung der Aufnalinie sei, ohne aber den betreffenden Eisen- 
bahnverwaltungen gegenüber dem Verein und der General- 
versammlung ein Recht auf die Aufnahme zu verleihen. Damit 
•erlangte der AufnahmebeschluTs eine unbedingt konstitutorische 
Bedeutung. Dieser nunmehr tiberwiegenden Auffassung ent- 
aprechend wurde auch die Fassung des Statuts geändert.* 

Von dem Standpunkt aus, dafs dem Verein nach dem 
Vereinszweek eine öffentlielie Ivechts]>fliclit ;i«»;i:eiuil>er dem 
Verkehrspul »Ii kuiii (»i ili<'j5^t, w<"lelie sicli in dem enteren Vor- 
einsgebiete auch auf die Aufnahme geeigneter Vereins- 
bahnen bezieht, erscheint diese statutarische Änderung be- 
denklich. Denn die Vereinsverwaltungen können zwar von 
ihrem Belieben abhängig machen, ob sie den einzelnen, aufsen 
stehenden Eisenbahnverwaltungen schon vor der Aufiiahme 
ein Recht auf Aufnahme zugestehen wollen, nicht aber, ob 
sie jene öffentliche Rechtspflicht ^<'<^r< niil)('r dem Verkehrs- 
publikuui »Tfüllen wollen oder nielit. Letztere» wurde mittel- 
bar anerkannt, indem jene Änderung des Statuts nur damit 
motiviert wurde, dafs es nicht möglich sei, alle sachlich 
erforderlichen Vorbedingungen der Aufnahme generell in 
«iner fUr alle konkreten Fälle gentlgenden Weise festzustellen. 
Nach dieser Auffassung wäre also der Unterschied gegen 
früher nur der, dafs der Verein in den konkreten Fällen 
speciell das Vuriiaudensein der sachlichen Vorbedingungen 

> Vgl. B. B. die Stotatfiusuiig Ton 1867, g 2: „Zur Teiliulime 
an dem Yerein sind sftintliche EisenbahirverwAltiiiigeii berechtigt, 

welche * (folgen die n&lieren Vorbedingungen) und das Pr. der 

Danziger GeneralTenammlnng Tom 30/Bl. Juli 1860 sa Nr. III ond Ym 
T.-O , insbesondere Koinm.-Her. zu III T.-O. S. 18, 19. 

» Vgl. ßtatut lÖÖO, § 2: ^AIh Mitglieder des Vereins werden anf' 
genommen . . Da^jegen .Statut 2: ..Ms neue Mitglieder können 

anfgenommen werden". Dazu Fr. Wien I6ba b. 37, 8. 5; Pr. Köln 18äl 
•S. 90, S. 19. 
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zu prüfen, wenn dieselben aber vorhanden, auch jetzt die 
affentliche Pflicht zur Aufnahme hätte. Nach § 4, Absatz 2 
des Statuts hat der ttber die Aufnahme beschliefsende Ansechufs 

ftir die Vereinssatzungen vor der Beschlufsfiissung zu prtit'<^n, 
ob die Aufnalimebedingungen erfüllt sind und ob 
durch (1 i e A u f n a Ii m e der angemeldeten Verwaltung die 
Zwecke des Vereins gefördert werden. 

Das Stinunrecht der Vereinsmitglieder in der Vereins- 
Yersammlung und hinsichtlich der Genehmigung tod Be- 
schlüssen der Vereinsversammiung oder der AusschtUse ist 
nach der Länge der Vereinsbahnstrecken reguliert^ welche der 
eigenen Betriebsleitung des betreflenden Vereinsmitgliedes 
unterstellt sind (Statut 20, 21).* 

Die VcreinHmitglieder ^iud dem Verein gegenüber an 
gültige Vereinsbestimmungen^ -beschltlsse, -YerfUgungen recht- 
lich gebunden und sind dem Verein, um dessen Existenz and 
Funktionen zu ermöglichen, zu eigenen Leistungen ver* 
pflichtet. 

a. Aui'tialiiii i)i (lingung ist Unterwerfung unter die zur Zeit 
der AutiialiuH! gelten<len Vereinsbesclüiissf» (Statut § 3, 
Abs. H). Jedes Mitglied ist verpflichtet, innerhalb vier 
Wochen nach der Mitteilung über das Zustandekommen 
eines Beschlusses der geschäftsführenden Verwaltung 
Anzeige (durch Mitteilung der deshalb erlassenen Ver- 
fOgung) ttber dessen Ausführung zu machen (§ 22, 
Abs. 2) und kann w^en Verweigerung der Ausftkhrung 
aus dem Verein ausgeschlossen werden (§ 25. Abs. 2). 

b. Jedes Vereinsmitglied hat, so oft das Bedürfais es er- 



* Bei eiiwr G«BUiitliiige 

bis BD 100 Kilometer 1 Stinuiie 
fiber 100^ 250 - 2 Stimmen 

- 250* 400 - 8 

- 400- 600 - 4 . 
600— 900 • 5 - 

. 900-1200 - 6 - 

- 1200-1500 * 7 

- löOO— 2000 - 8 

and f&r je angefaxkgene weitere 500 Kilometer 1 Stinune mehr. 
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iordert, zur ßcstnitung der Kosten des Vereins einen 
Beitrag zur Vereinskasse* und aiifserdem besondere Bei- 
triige zur Versorgungskasse zu zahlen (§ 24), 

c. Jedes Mitglied ist verpHichtety die Besorgung gewisser 
Vereinsfunktionen zu übernehmen , so insbesondere im 
Falle der Wahl hienstt die Stellung einer geschäfts- 
Mirenden Verwaltung (§ 8, Abs. 2). Femer früher, ehe 
die AusschtlBse hiermit betraut wurden, die Aufgabe 
eines Schiedsrichters in Streitigkeiten der Vereinsmit- 
glieder aus Vereinsbestininmngen. Hinsiclitlich der Wahl 
in die Ausschüsse ist eine PÜicht zur Annahme nicht 
konstituiert. 

d. Zu den Pflichten der Vereinsmitglieder gehört insbeson- 
dere auch, dals sie gewisse geschäftliche Beziehungen 
zu anderen Vereinsmitgliedem in der vom Verein vor- 
geschriebenen Weise zu regulieren und Streitigkeiten 

mit densen)en in der vom Verein bestimmten Weise und 
in dem von ihm bestimmten Umfang schiedsrichterlieh 
zur Erledigung zu bringen haben. Sie haben ihre 
wechselseitigen Ansprüche aus dem Verkehr u. s. w. 
durch die Vereinsabrechnungsstelle zur Erledigung zu 
bringen und sind zu vorläufigen Abschlagszahlungen 
gemUfs des Anhanges V zum Übereinkommen zum Vereins» 
betriebsreglement verpflichtet 

Schon das Übereinkommen zum Vereinsgiiterreglement 
von 1849 sah Schiedsgerichte zwischen den Vereinsmitgliedern 
vor. Ursprünglich sollten die slUntiichen Verwaltungen in 
alphabetischer Reihenfolge unter monatlichem Wechsel das 
Schiedsrichteramt austtben. Nach einem Beschlufs der Wiener 
Vereinsversammlung von 1849 (Eisenbahnzeitung 1849, S. 370) 
blieb es den in Differenzen geratenen Verwaltungen über- 
lassen, über eine dritte Verwaltung, welche zur Überualiiue 
des Schiedsriehteramtes verpflichtet war, sich zu verstiiudi^^en. 
Falls aber eine Verständigung innerhalb vier Wochen nach 



* Denelbe setit sich ans einem festen Betrage und ana einer Summe 
siuammeii, welche nach der Länge der der Betriebsleitong des betreffenden 
Mitgliedes nntentellten yereinabahnatreeken bemeseen wird (8t § 24). 
ItufmanBt ]liltel«nrop. BImbIwIiii«!!. 14 
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erhol;( ner Differenz nicht erreicht werden komito, so hatte 
auf Antrag der einen oder anderen Verwaltung die geschäfte- 
ftthrende Verwaltung die das Schiedsrichter] iclv> Amt üher- 
nehmende Verwaltung zu bestimmen. Schiedsrichterliche 
Entscheidung war durch die su Hamburg 1860 beschlossene 
Redaktion des Übereinkommens zum Vereinsgüterreglement 
(Artikel 13, Ziff. 6) fttr die Mitglieder binsichtlich der Streitig- 
keiton übtr die Deitragspflicht zu EntschJtdip^ne^on im ;,'e- 
ineiihsefiaüliclien Otiterverkclir für obliiratoi i.scli erklärt worden. 
Durch Beschlufs der Vereinsversainmliing zu Wien 1869 
wurde die Verpflichtung der Mitglieder, ihre Streitigkeiten 
endgttltig unter Ausschlufs des Bechtsweges im schiedsrichter- 
lichen Verfahren auszutragen, auf alle aus den Vereinsbe- 
Stimmungen ttber den Personen-', Gepäck-, Guter- und Wagen- 
▼erkehr unter ihnen entst^enden Rechtsstreitigkeiten aus- 
gedehnt. ° 

Die Rechte einer jeden Eit^enbahn Verwaltung ah Vereim- 
mitglied sind: 

a. das Recht auf Teilnahme an den bestehenden Vereins- 
einrichtungen (vergl. St § 6, Abs* 1; § 20, Abs. 6), 

b. das Recht auf TereinagemäliieB Verhalten der anderen 

Vereinsmitglieder gegen die betreflende Eisenbahnver- 
waltiing (St. § 23 und LFberumkonmien, betreffend die 
Al>rcc]iiuings8telle), 

c. das jU'clit, auf die VereinsthMtigkeit und insbesondere 
die Bildung des Vereinsrcchte.s mitbestimmend einzu* 
wirken. Hierher gehört das Recht auf Teilnahme an 
der Vereinsversammlung (§ 19) und das Recht, einen 
der Eisenbabnyerwaltung geeignet erscbeinenden Gegen- 
stand zur Beschlufsfassung der Vereinsversammlung zu 
bringrn (i; 10, Abs. 1), Stiiimirccht in der Vereins- 
Versammlung 20j, Teilnahme und Stimmrecht in der 

^ Pr. Wieu 1609 8. 27, S. 3. lliusicLtlicli der Streitigkeitcu der 
Vereinsmitglieder untereinander aua NichtvoreinsbeBtimmtingen über den 
Peraouen-, (iepäck«, Güter- und VV'agenverkehr ist auch Uuxcli den liescblufs 
d«r Hamburger Vereins Versammlung von 1892 (Pr. Hamburg 1892 S. 148 flf. 
und S. XT) noch keine Pflicht der YereinsmitgUeder so sehiedarichterlichein 
Aoatrage begründet worden. 
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Technikcrversamiiiiiinj^ (>i 15, A>>8. 1 und 4), Rechtauf 
GenchmifTung, bozw. Wider-piuch ^^egen Veroinsver- 
sammlungä- und nicht endgültige AusschuIsbeschlUdse 
(§ 21, § 16). 

Ein direktes Recht auf Teilnahme an den AiisBchttsBen 
besteht nicht, sondern nur die Pflicht der geschflftsföhrenden 

Verwaltung zu v e r h ä 1 1 n i s m ä f s i e r Berücksichtigung der 
^Eisenbahnen aus verschieden in Hegenden bei den 
Vorschlä^^en zur Wahl, bezw. bei Ernennung von Ausschufs- 
mitgliedem. 

Bei der Ausübung der Yorerwähnten Mitbestimmungsrechte 
darf die Eisenbahnverwaltung sich nicht biofs durch eigenes 
Interesse leiten lassen, sondern mufs auch auf das gemein- 
sebafdiche Interesse der Vereinsmitglieder und krafk öffent- 
licher Rechtspflicht auf das internationale öffentliche Verkehrs- 
iutere^t»e Rücksicht nehmen. 

§ 49. 

2. Die Vereinsversammlung. 

Das oberste beschlufe»fa.s.s»'n<le und insbesondere iiorm- 
setzende Organ des Vereins ist die Vereins Versammlung, * in 
welcher jedem Vereinsmitgliede Stimmrecht nach Äfafsgabe 
der Lttnge der seiner Betriebsleitung unterstellten Vereins- 
bahnstrecke gebtthrt (St. § 10, 20). 

Gegenstand der Beschlufsfassung des Vereins bilden alle 
A ML':('legenheiten , welche von einer der vereinigten Ver- 
waltungen dazu für geeignet erachtet werden (bt. § 10, Abs. 1). 

^ Mit Ausnahme der § 21, Abs. 4 auigeiubrteu Yereinsversammluiigs- 

* Statut § 10, Ab«. 2: „Die BeschlufsfaHSiinpf erfolg durch die General- 
Tersaramluxig, insofern nicht eine audcrweite Erledigung durch das Statut 
Torgesehoi Jst^ In der Pnzis hat aber die geBdiiftsf&hrende Direktion* 
Ar minder wichtige, jedoch eilige Sachen — statt eine anlserordentllche 
GeneralTeieammliing einaaberafen — h&ufig im Cirlralarwege unter Feet- 
aetamig einer PraklueiTfrist die Zustimmung der Vereinsmiljglieder ein- 
geholt. Die Generalversammlung au Budapest 1874 hat dies Yerfthrtti 
ansdraddich gebiUigt Ft. Budapest 1874 S. 47, SO, 6. 

14* 
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Eine ordentliche Verdnsversammlung findet seit 1886 ulle 

2 Jahre (St. 17),* auföerordentliche Vereiiiüversammluiigen 
nach Bedürfnis statt 

Die Berufimjx und die Leitung der Vereinsversamralung 
steht der geachäftsiUhrenden Verwaltung zu (§ 8). Auf 
Verlangen dreier anderer Vereinsverwaltungen muüs dieselbe 
eine aufserordentliche Vereinsyersammlung anter Angabe des 

Grundes berufen ( § 18). Auch mufs sie alle Anträge auf 
die Tagesordnung bringen, wenn die Anmeldung, welche bei 
ihr zu erfolgen )i?^t, spfltestens 3 Monate vor der Vereins- 
yersammlung bewirkt ist oder von ihr und dem betreffenden 
Ausschusse die Dringlichkeit der Antrüge anerkannt wird. 
Stimmeneinheit ist erforderlich fUr den Beschlufs fiber Auf- 
nahme von Verwaltungen und Bahnstrecken aufserhalb des 
(engeren) Vereinsgebietes (St § 7). Sonst erfolgt die 
BeschlufsfasRung durch Stimmenmehrheit (§ 20, Abs. 1). 
Allein es bed u f einer Genehmigung der Vereinsversammlungs- 
beselilüsse seitens der einzelnen Vereinsverw^altungen, welche 
als erteilt gilt, wenn denselben nicht binnen einer bestimmten 
Präklusirfirist'^ nach der durch die geschäftsftthrende Ver- 
waltting zu bewirkenden Mitteilung jener Beschlüsse an die 
einzelnen Verwaltungen widersprochen wird. 

Die Vereinsverb.uuiulungsbesehliisse über Tarifangelegen- 
heiten werden nur l)indend, wenn sanitliehe Vereinsverwal- 
tungen dieselben genehmigen, andere Verein sversanmiluugs- 
beselilüsse — einschliefslich solcher über Statutänderungen — , 
wenn ihnen nicht von Vio sämtlicher den Vereinsmitgliedern 



^ Früher längere Zeit JährlU-h. 

« Rep-plmSfsig 8 Wochen uach dem 8. Tage seit Absendung des Pro- 
tokoll'< scitt'jis der ^schäftsfahrpndrn Venvaltung. Für die drinj?! ichen 
Boschlüssti kann die Vereinsvcrs.'unniimjg eiue kürzere Erkläruug.sfrist be- 
stimmen , welche mit dem Tage der Absendung des den Beschlufs zur Er- 
klftmiig mitteilenden Schreibens der gcscbSflsfBhrenden Verwaltnng bt^innt. 
Die geschaftsfUirende Verwaltung bat die von der VerejngrerBMnTnlnng ak 
dringlich bezeichneten BeechlfisBe spätestens in 8> alle ftbrigen — nnd swsr 
die letsteren durch übersendang des VereinsversanunliingsiHnotokolls — 
spätestens in 15 Tagen nach Beendigung der Yereinsversainmlung den sämt- 
lichen TernnsTcrwaltungen snr Erklärung mitsnteilen (8t. § 21, Abs. 1 — 3). 
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zustehenden Stimmen widersprochen wird (St. § 21, 
Abs. 2).* 

Gewisse Beschlüsse der Generalversammlung bedürfen 
SU ihrer Gültigkeit der nachträglichen Genehmigung nicht, 
80 iiisbesondere ^e^visHc ^^'ahlbe8chlüs8e, BeschlüBse Uber ge- 
wisse rein geschäftliche Angelegenheiten, Beschlüsse über Aus- 
schüelsnng eines Mitgliedes* und einige andere minder 
wichtige Angelegenheiten betreffende Beschlttsse. Dieselben 
werden also perfekt, wenn sie nur in der Generalversammlung 
.selbst von einer Mehrheit gefafst sind. 

§ 50. 

3. Die geschäftsftthrende Verwaltung und das 
Vereiusbureau. Die Vereinsbeamten. 

Neben der — insbesondere normsetzenden — Vereins- 
Tersammlung besafs der Verein von Anfang an als leitendes 

Oescbufts- und Verwaltungsorgan die „geschäftsführende 
Verwaltung". Als geschäftsführeude Verwaltung funktioniert 
eine der Veroinsverwaltungen, welche hierzu in der Vereins- 
versammlung auf eine bestimmte Anzahl .Jahre — nach dem 
gegenwärtigen Statut 4 Jabre — gewählt wird (St. § 8). ^ 

^ Frftber war «inttimiiiig« Geaebmigong erforderlich. Ändenmg dttreh 

Vereinsveraamnüting 7M BndapeHt 1874, Pr. 1874 S. 45, S. 6, und bezüglich 
der dMB VereiiiMtatiit betreffenden Abänderungsbeschlüase erst dnroh Vereins- 
venammlnng au Wien 188;^, Pr. 1883 S. 40, 48, 7. 

* Bis zu der Oenoralvcrsammlung' zu Wien bedurftfn auch Re- 

schlüsT« über die Aufnahme von Vcrwaltuiif^'-en in den Verein keiner 
Gtnchiniguug. Die Streichiinr»- dit ser lk'!«tiuirnuQg bedmitet eine wesent- 
liche Erschwerung der Aufnahme, stu welcher früher innerhalb des (engeren) 
V» reiusgebietes eine einfache Majorität genflf?te, während dieselbe jetzt hin- 
laUig wird, wenn nachträglich nur ' lo der Stimmen aller Vereiuämitglieder 
sich dagegen erklärt Pr. Wien 1883 8. 41, S. 5—7. 

' Die Direktioo der Berliii'Stettiner EiaettbahngeseUaduift, welche die 
ente Anregung rar Oiündong des Verbandes preobiseher Bisenbahn- 
difektLonen und dadnroh mittelbar des Vereins Deutscher Eisenbahn* 
verwaltongen gegeben hat, war toh der Gründung des Vereins bis (rar 
VersinsTersaBmlang von) 1854 gescMftsIHhrende Verwaltong. Ihre Nach* 
folgerin «wurde die Direktion der Berlin •Anhalter Eisenbahngesellsehaft» 
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MebimalB wurde der Antrag gestellt, eine besondere 

geschäftsfiihrende Direktion ausschliefslich für den Verein 
zu biklüii, anstatt eine der Vereinsverwaltungen mit diesem 
Amte zu betiaiion. Der Antrag wunle aber immer ab- 
gelehnt.* Nur wurde mit dem \\'ach8en der Geschäftslast 
ein besonderes Vereinsboreau gebildet und mit Vereins- 
beamten besotst, welcbes unter der Leitung der gescbäfts- 
führenden Verwaltung die Vereinsgeschllfltie zu, besorgen hat 
(Statut § 9). 

Die Vereinsverwaltung, welche zur geschäftsführenden 
Verwaltung erwilblt ist, ist ein mittelbares Vereinsorgan. Das 
Vereiiislnircau hingegen ist ein unmittelbares Vereiusorgan, 
gebildet lediglich als Organ des internationalen Vereins und 
auch besetzt mit unmittelbaren Beamten des Vereins, 

Jede Vereinsverwaltung ist ▼erpflichtet, die auf sie 
fallende Wahl als geschäftsführende Verwaltung anzunehmen^ 
mit Ausnahme derjenigen Vereinsverwaltung, welche dieses 
Amt zuletzt verwaltet hat. Diese Verpflichtung erstreckt 
sich über die ganze Dauer der ^^'a[ll))eriode und erliscbt 
früher nur, wenn die eine notwendige Vorbedingung jener 
Funktionsinnehabung bildende Vereinsmitgliedschaft der be- 
treffenden Verwaltung vorher ihr £nde erreicht 

welch« das Amt bis zur Verataatlichung jener Eisenbalm im Jahre 1882 
Miielt. Vom 1. Juli 1882 bis zum 1. Juli 1884 fangicito die Direktion 
der Berlin - Hamburper Eisenbahngescllst liaft als gcschÜftsföhrendc Ver- 
waltung. AI» 1884 auch diese Bahn verstaatlicht wurde, wurde die Kgl. 
preufsischo Ei«fiibahndirektion zu Berlin zur gesch.nftsffthrenden Verwaltung 
erwählt, wilche dir.s Amt vom 1. Juli 1884 Iiis jetzt versehen hat vmd in 
der zu llajnljurp;^ im Aiip;ust 1892 ahgchalteiien Vereinsver^^nnimlung auf 
die statutcnniaisigo Dauer von 4 Jahren wiedergewählt wonlcu ist. 

« Pr. Heidellierg 1878 S. 55— H 10: Pr. Budapest 1874 H. 44. Es 
wurde aber der geschältsfiihreudeu Verwaltung zunächst gestattet, für sich 
auf Vereinskosten einen höher quaUfizierten Beamten zu ihrer Unterstötsung 
anziuitollen und die aonst notigen Arbeitskrille sich sa besebuffBii (Vgl 
Bt 1878^ § 8, Abs. 3X 1875 wurde in dem Statut (§ 3, Abs. S) nient 
ein für die E«rledigiuig der Yereinsgesefaifte besonders eingesetrtes Bnnsn 
erw&bnty dessen KostMi ebenso wie die der in demselben angesteliten Be> 
amlen uns der Vereinskasse gedeckt werden sollten (Z. 1875 8. 665, 8. 682)> 
Das Statut 1880 § 7 spricht snerst von dem bestehenden Yereinsbnrsaa 
und dessen Vereins beamten. 
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Die geschttftsfUhrende Verwaltung hat die gesamte 
GescIiäftBleitang des Vereins zu besoigen^* namentlich die 
laufenden Verwaltungsangelegenlieiten zu erledigen. Das 
Statut bestimmt, dafs die geschäftsfülirende Verwaltung die 

Dienstverträge mit den im Vereinsbureau angestellten Vereins- 
beamten abzuschliefseii hat.* Es enthält aber keine wt^itoren 
Bestimmungen, ob tind in wie weit dieselbe den Verein nach 
auTäen rechtlich zu vertreten hat. Dies hängt offenbar damit 
zusammen^ dafi» der Verein seinerseits nicht bestimmen kann, 
ob er in vermögensrechtlicher und in anderer (insbesondere 
öffentlich rechtlicher) Hinsicht nach aufsen im Verhältnis 
zu Dritten als eine Einheit oder als eine Vielheit von 
Mitgliedern oder als eine Vielheit von blofsen Einzel- 
personen rechtlich zu behandeln ist. Der Verein würde bei 
einem Versuche solcher rechtlicher Normierung auf Schranken 
in den verschiedenen Staatsgesetzgebungen stofsen. Anderer- 
seits ist kein einheitlich internationales Recht von über- 
geordneten zusammenwirkenden Staatsorganisationen gesetzt, 
nach welchem jene rechtlichen VerhAltnisse des Vereins zu 
beurteilen und zu besthnmen wären. In Ermangelung solcher 
Bestimmungen wird die geschäftsführende Verwaltung nach 
auüeii iijiutig Icdiglieh im eigenen Namen rechtlich handeln, 
Rpchte erwerben und sich verpHichten, aneli wenn «io 
materiell für den Verein handelt. Dies galt früher auch 
bezüglich der Verträge mit den Vcreinsbearaten. Jetzt wird 
anzunehmen sein, dafs die einzelnen Vereinsmitglieder den 
Vereinsbeamten verpflichtet werden. 

* Vor 1874 bestUnoite das BUtat, dafs die gescbftftsflUiTeiide Ver- 
waltung nur den anf die erforderliche Centralisation sich besiehenden Oe- 
aehüften obsnliegen habe, üisbesondere war sie also damals nicht bemfen, 
die Initiative m nea^ Vereinseinrichtangen m ergreifen, und nicht vei^ 
pflichtet, sich mit der Vorbereitung der Beschlnfsfiissttog Aber solche in 
be&fisen. 

* Dabei hat sie im Einvemehmea mit dem Ansechnsfle f&r das Vereins- 
statut zu haudeln. 

^ Früher waren die Beamten des Vereins nicht pen«!inn8bereohtigt, 
weil man auuahtn, dafs der Verein als solcher nicht fähig s( i . ihnen eine 
Pcaision zu geben, uml dafs sie zu ileni n in alf solehciii nicht in eini'ni 
Becbtsverbältois standen. Um sie pensiuu» berechtigt zu machen, wollte 
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Übrigens wird die thatsächliche Vertretong des Vereins 
durdi die geschftflsflUirende Verwaltung in Verbindung mit 
der internationalen Stellung und Bedeutung des Vereins ge- 
gebenen Falls auch bei einzelnen Rechtseiitscbeidiingen 
wesentlich in Betracht zu ziehen sein, und es unthuiüich 
machen, — unter Mifsachtung der wirklichen und wirkenden 
Verhältnisse — das rechtliche Wesen dieses Vereins und die 
Art und rechtliche Bedeutung der Vertretung desselben durch 
die geschUftsfUhrende Verw^tung lediglich nach Nonnen 
zu beurteilen y welche in den einaelnen Staaten im Hinblick 
auf anders geartete Verhflltnisse für Vereine u, s. w. gegeben 

worden sind. • 

Nach innen hat di«' ;resclijlftsfiihreiide Verwaltung neben 
den vielen Obliegenheiten thatsiichlicher Natur (dazu gehört 
z, B. Vorbereitung der Vereinsbeschlüsse und der Vereins- 
Versammlungen^ Erstattung des Jahresbenchtes an letztere, 
Verwaltung der Vereinskasse, überhaupt Leitung der laufenden 
Verwaltung) bestimmte Funktionen rechtlichen CharakteiB, 
Insbesondere hat sie nach Statut § 22, Abs. 1 den Zeitpunkt 



man sie sn Beunten der Eisenbaluiverwaltaiig machen, welche als geacliAlls- 
führende Verwaltung ItangiertQ. Plr. Budapest 1874 8. 45, 48, 49, 6. Ein 

1875 in der Ycriiu'^vrni.itnmlitiig gestellter, nicht augenommetier Aatrag, 
dnfs die geschältsfiihrende Verwaltung ermächtigt werden «olle , niiter ver- 
bindlicher Kraft für ihre ovontuclle Anit«nachfolgerin zur Bearbeitung der 
Vercinsangelegenheitcn ein besoiKb rt's Mitglied 7m (mfrnf^'umm, b( vv«»ist auoh, 
dufs man fInrnnN davon ausging, die gpscbaitHUihrehde Verwaltung ver- 
ptiichte und k.nüa nur sich selbst durch den mit den Vereiusbearat«n ab- 
zuschliefdenden Dienstvertrag verpflichten. Pr. Bremen 1875 S. 27, 4. 

1876 bcBchlors mau von Vereinswegen einen Peusionsfoud» für die Verems- 
beatnten zu bilden. 

* YermögeoerechtUelie Yertretung des Vereins dnrdi die geeeli&At- 
f&brende Yerwaltoiig vor Stsategerichteii kfimite s. B. nach { 8 des Oberein- 
kommens, betie0bid die BUdnog and Verwalto^g einer Kaste nur Zahlung 
von Babcgdiiltem n. s. w. an Yereinsbeamte^ eiibiderlieh wevtoi. Nadi 
diesem Paragraphen hat eine ans dem Vereine ansseheidende Verwaltung 
einen einmaligen Beitrag zur Veraorgnngslcasse 1) als Abitang ihrer 
Verpflichtungen gegen die Versoi^ngska.sse in die letztere einzuzahlen. 
Hingegen wird, solange eine Venvaltung Mitglied des Vereins ist, praktisch 
nicht leicht der Fall gerichtlicher Einklagnng Ton dieser geschuldeter Bei* 
trSge eintreten. 
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des Inkrafttretens der von den Vereinsversammlangen sowie 
der von den Ausschüssen gefaisten Beschlüsse 16) fest- 
zusetzen, insofern dieselben keine bezügliche Bestimmung 
enthalten. Nach 8, Absatz 3 des Statuts hat sie die Vereins- 
beschlüsse auszuführen^ nach § 22, Absatz 2 hat sie die Aus- 
führung der Vereinsbeschlttsse allerdings nur su ttberwachen« 
Dieser scheinbare Qegensats der statutarischen Bestimmungen 
erklärt sich in folgender Weise. Hinsichtlich aller Vereins- 
▼ersammlungBbescUüsse sind gewisse Vorbedingungen der 
Ausführung von Vereins wegen und für den Verein von der 
geschäftsftihrenden Verwaltung zu erftillen; so z. B. die Be- 
stimmung des anderweit noch nicht bestimmten Zeitpunktes 
des Inkrafttretens, die Mitteilung an die Vereinsverwaltungen 
u. s. w. Aofser dieser gewissermafsen formellen Ausführung 
aller Vereinsversammlungsbeschlüsse liegt auch die materielle 
Ausführung Yieler Vereinsversammlungsbeschlttsse dem Vereine 
selbst ob. Hierher gehören alle Beschlüsse, welche die eigene 
Organisation und Verfassung des Vereins betreffen , femer 
alle Beschlüsse über solche Angelegenheiten, für deren Ver- 
waltung als Vereiüsangelegenheiten der Verein besondere 
Vereiiisorganc besitzt, endlich alle Beschlüsse, nach deren 
Inlialt der Verein selbst in thatsttchUche oder rechtliclie ße- 
aiehungen, Verhandlungen u. s. w« zu Dritten treten soll. Die 
oben erwähnte formelle Ausführung aller Vereinsversammlungs- 
beschlttsse und die materielle Ausführung der letast erwähnten 
Vereinsversammlungsbeschlüsse ist nach § 8, Absatz 3 des 
Siiituirf Sache der geschäitsfulirenden \'erw;dtung. Ein .sehr 
grulser und sogar der wesentlieljste Teil der \'ereinsth;itigkeit 
besteht aber in der Setzung leitender Normen für das Ver- 
halten und die Thätigkeit der einzelnen Vereinsverwaltungen, 
dergestalt^ dafs die materielle Ausführung und Handhabung 
des Inhalts jener VereinsbeschlUsse nicht Sache des Vereins, 
sondern Sache der eigenen Verwaltung der einzelnen Vereins- 
verwaltungen ist Insoweit dies der Fall, insoweit es sich 
also um Angelegenheiten liandelt, in BeziehunjLC auf welche 
der Verein zum P^lnfs genereller NorTiien, iiiclit aber zur 
eigenen Ausfuhrung und Verwaltung befugt ist, mufs der 
Verein sich veigewissem und darauf hinwirken, da£s die 
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Ausführung seitens der dazu verpflichteten Vereinsverwal tun gen 
nornigemäfs geschieht. Hierzu ist eine Kontrolle uiui iJcauf- 
sichtifrniie: ort orderlieh, und diese Überwachung der Aus- 
führung liegt gemäfs § 22 Absatz 2 für den Verein der 
geschiit'tsfiihrenden Verwaltung ob, ^ 

Die Vereinsverwaltangen aind nach g 22, Abs» 2 sm 
diesem Behufe verpflichtet, innerhalb einer gewissen Frist 
der geschäftsfObrenden Verwaltung die Verfügung mitzu- 
teilen, welche sie zur Ausführung des Vereinsbeschlusscs er- 
lassen haben. Die der geschäftsführcndcn Verwaltung ob- 
lie{^^end(^ lieaiitsielitigun^- seldiefst in sich, dafs dieselbe, wenn 
eine Vereiusverwaltung die Ausführung eines Vereinsbe- 
schlusses unterläfst, Erinnerungen an die betreifende Vereins- 
▼erwaltung erlttfst und die Ausführung nachträglich herbei* 
sufUhren sucht Gelingt ihr dies nicht, so mufs sie die An- 
gl legenheit der nüchsten Vereinsversammlung zur Bescblufs- 
fassung vorlegen (§ 22, Abs. 8). Diese kann aUidann auf 
Auuag deti Ausschusses für die Vereinssatz ungeu die Aus- 

^ Nseh einem VereiiunrerMmin1mig8beieUii& von 1855 waren frOher 
behafB Beaufsichtigung der AmfiihruBg der Vereiiubeschlüsee die aftmtliciiea 
dentacheik JBahnverwaltiuigeii in 8 Tenchiedene Bajona eingeteOt Fflr 
jeden Rayon wurde alljUirlieh eine Verwaltung, und awar alteituerend nnd 
der Reihe naeb, durch die Vereinavenanniliing beauftragt, fiber die Ana- 
ffthrnng der BesdilflMe innerhalb des betrelfonden Beairkee sieh Über- 
zeugung zu Terschaffen. Die solchefgeetalt beauftragte Verwaltung war 
berechtigk, von den übrigen VerwaltnngMl ToUstSndige Aufschlüsse mu\ Er<- 
länterungen über etwaige Abweicbongen Ton den genehmigten Beschlüssen 
entgT<Tcnj:unehmcn- Falls« von einzelnen Verwaltungen bezügliche Anfragen 
fiber die erfolgte Ausführung ohne Motiviening vorueinend oder gar nicht 
beantwortet wurden, oder die vorgebracliten l'nf -rla.ssungsgründe den be- 
auftragten Verwaltungen unzulänglich erHclikuen, ho sollten dieselben die 
Ausführung auf eine geeignete Weise zu vermitteln suchen. Gelang ihnen 
diese Vermitteluüg nicht, m hatkn sie die geschäftsführende Verwaltung 
in Kenntnis tn setzen and letztere demnächst der VereinsverBammluug 
darüber Bericht an erstatten. Der YeTeinsTersammliuig blieb alsdann der 
weiters Beaehlnta in dieser Angelegenheit flberlaasen (Eisenbahnseitnng^ 
1855 8. 187, 138)1 Die vorstehende Einrichtung wuide 1874 durch 
VereinsTersanunlungsbesehlnfs beseitigt, nachdem pniktiseh nur wenige 
Gebraach von derselben gemacht worden war (Fr. Budapest 1874 S. 47, 
50, 6). 
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schlieüsung der betreffenden Vereinaverwaltung aus dem Ver- 
ein beschliefsen (§ 25, Abs. 2). 

Der geschäftäfUhrenden Verwaltung sind eine Keilie ge- 
schäftlicher Funktionen in Bezujr auf die Vereins Versamm- 
lungen zugewiesen, ünter anderm bestimmt sie den Zeit- 
punkt der ordentlichen, Zeitpunkt und Ort der aufserordent- 
lichen Vereinsversammlung und setzt die Tagesordnung fest. 
Die geschäftsf uhrende Verwaltung übt rechtlichen Einflufs 
auf die Zusanimeiisetzuiig der anderen wichtigen Verwaltungs- 
organe des Vereins, indem sie der Vereinsveryamndung die 
Mitglieder fUr die ständiir<'n Atisschtlsse vorschlägt und selbst 
besondere Ausschüsse bildet und deren Mitglieder ernennt 
(§ 12, Abs. 2 und 3). Die geschäftsführende Verwaltung 
kann den Ausschüssen nicht blofs Gegenstände zur Bera- 
tung und Vorbereitung von Beschlüssen der Vereinsversamm- 
lung, sondern in dringenden Fällen auch Angelegenheiten 
zur eigenen Beschlufsfassung überweisen (t; 13, Abs. 1 a. 1)\ 
Sie hat bis zur Konstituierung der AusseiiUftisc innerhalb der- 
selben die Befugnisse einer versitzenden Verwaltung, bezw. 
eines Vorsitzenden auszuüben oder ein AusschulHmitglied 
damit zu beauftragen. Sie ist über die gesamte Tliätig- 
keit der Ausschüsse in Fühlung zn halten. Ihr sind deshalb 
seitens der versitzenden Verwaltung oder des Vorsitzenden 
eines jeden Ausschusses sogleich die Verteilung der Berichte 
an die einzelnen AusschufsmitgHeder , die An^et/-ung von 
Ausschufssitzungen und die Verhandlungnn derselben anzu- 
zeigen. Das Protokoll über die Verhandlungen der Aus- 
schüsse ist ihr mitzuteilen. Ebenso sind ihr rechtzeitig vor 
der Vereinsversammlung die Aussehii&berichte zuzustellen. 
Sie hat ihrerseits diese Berichte drucken zu lassen und die 
Beschlüsse^ Verhandlungen und Berichte der Ausschüsse den 
Vereinsverwaltungen mitzuteilen. 

Sie hat den Vereinsverwaltungen die Vereinsversamm- 
lungsV)esehlüsse innerhalb bestinnnter Fristen zur P>klilruiig 
und demnächst das Ergebnis der Erklärungen auf dieselben 
mitzuteilen. Auch liat sie Entscheidungen der Schiedsgerichte 
von grundsätzlicher ßedeutung zur Kenntnis sämtlicher Ver- 
einsverwaltungen zu bringen. Sie verwaltet die Vereinskasse 
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und hat darüber (und gesondert Uber die Versorgungskasse) 
der ordentlichen Vereinsversaiiiinluiig Rechnung zu legen. 
Bei ihr ist die Aufnahme in <\on Verein und die Zurechnung 
neu in Betrieb genommener Eiseabahnstrecken einer Vereins- 
yerwaltung, die Anwendung der Vereinseinrichtungen auf nicht 
dem Verein angehörende Bahnen und neu zu solchen hinxu* 
tretende Bahnstrecken in Antrag 8U bringen. Die blofse 
Zurechnung einer neu in Betrieb genommenen Strecke ver- 
anlafst sie im Normalfalle selbständig (§§ 4—7, § 5, Abs. 8, 
§ 6, Abs. 2), ebenso die Ab- und Zurechnung von Strecken, 
welche aus dem Betriebe einer Vereinsverwaltung in den 
einer andern übergehen (§ 5, Abs. 6). Sie hat — vorbehalt- 
lich der Berufung — das Erlöschen der Vercinsmitglied- 
schaft durch die Erklärung herbeizuführen, dafs die satzungs- 
mftfsigen Bedingungen nicJit m^r zutreflfen, unter welchen 
das Mitglied seinerzeit aufgenommen worden ist Ihr ist die An- 
zeige von dem Anstritt aus dem Verein, welcher jeder Ver- 
waltung zum 1. .iauuar, 1. April, 1. Juli, 1. Oktober frei 
steht, 6 Monate vorher zu ei statten, und sie hat die übrigen 
Verwaltungen davon sogleich zu benachrichtigen. 

Der geschnftsführenden Verwaltung liegt die Leitung 
der gesamten Geschäfte des Vereins, deren wichtigste oben 
aufgeführt sind, ob. Zur thatsächlichen Besorgung dieser 

Vereinsgeschäfte aber besteht unter ihrer Leitung das „Vereins- 
bureau". Die Beamten des Vereinsbureaus sind Vereins- 
beamte, sie werden auf Orund von Dienstvertragen angestellt 
welche die geschäftafuhrende Verwaltung im Mnvernehmen 
mit dem AusschuRse für die Vereinssatzungen abschliefst. 
Ebenso sind die Beamten der G^neralsaldierungsstelle als 
Vereinsbeamte übernommen worden, seitdem diese zufolge 
des Beschlusses der Breslauer Generalversammlung vom Jalu^ 
1882 seit dem L April 1883 als Vereinseinrichtung fungiert.® 
Die Vercinsbeamten haben teils nach Mafsprabe der Dienst- 
verträge,^ teils auf Grrund eines Besclilusäes des Auschusses 



* Fr. Amstevaam 1888 8. 90. 

• Einheitlicbe QrundsAtse Aber die Anstellung und Sidientelliing der 
VereliubeBmtHi sind unter Aufrtellang eines diesbeiflgliehen Oienstrwlrsft- 
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fiir das Vereinsstatiit vom 20. April 1888'® in der Kegel 
nach einer zeliiijahngen vorwurfsfreipii Dienstzeit für sich 
und ihre Angelx^rigcn Anspruch auf Ruhegehälter. 

Durch BeschluXs der Vereins Versammlung zu München 
1876 erfolgte die Gründung einer VetBorgmigskasse des 
Vereins im Hinblick auf jene Ansprüche auf Bubegehälter. 
Durcb Beschlafs der Vereinsversammlung zu Wien 1883^* 
wurde das Übereinkommen^ betreffend die Bildung und 
Verwaltung dieser Versorguiigskasse in einigen Punkten ge- 
ändert. Das Vermögen der Kabse ist Vereinsvermiigen zu 
einem besonderen Zweck und wird deshalb getrennt von 
dem übrigen Vereinsvermögen verwaltet. Den Vereins- 
mitgliedem liegen Rechte imd Pflichten hinsichtlich der Ver- 
Borgungskasse und des Vermögens derselben ob| welche 
durcb jenes Übereinkommen nftber geregelt worden sind. 

§ 51. 

4. Die Ausschüsse und die TechnikerTersamm- 
lung. Die vorbereitend-begutachtenden; die be- 
schliersenden, die schiedsrichterlich-entschei- 
denden, die auslegenden Funktionen der 

Ausschüsse. 

Schon frühzeitig ergab sich infolge der Art und des Um- 
fanges der durch den Vereinssweck erforderten Vereinsthätigkeit 

das Bedürfnirt nach noch anderen Vereinsorganen aufser der 
Vereinsversammlung und der geschäftsiühi enden Verwaltung. 
Bezüglich vieler der Beschlufsfassung der Vereinsversamm- 
lung unterliegenden Angelegenheiten erwies sich schon früh 
als notwendig, diese Beschlafsfassung durch Ausschüsse (da- 
mals Kommissionen genannt) und deren Berichte yor- 
bereiten zu lassen. Ein bedeutungsvoller Schritt in der 



moBtera im EinvemeliBMii mit der geaMMSbanodea Yerwaliuag nach der 
VereinsTerMunmliiiig von 1886 durch den AoMehoA ßbt das Yereiiiwtatat 
nur EiinfObrung gebracht worden. Pr. Anuterdam 1888 S. 89. 
Pr. Amsterdam 1888 S. 90. 
" Pr. Wien 1888 8. 52; 8. 
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Weiterentwickelung der OfganiBatioii des Vereins geschah 
durch die Budapester VereinsTersammlung 1874. üm die Ver- 

einsvcrsaramlung von der Best'liliir:>fa.ssun^^ iilier minder er- 
hebliclie Anj^ele^eniieiten und DoUiiltVagea zu entlasten, — 
was im lliublick uui die beschränkte Zeit und di<- Art der Zu- 
sammensetzung der Veremsvergammlung notwendig wurde — , 
wurde eine Bestimmung in das Statut angenommen, wo- 
nach den Ausschttssen von der Vereinsversammlung An« 
gel^enheiten zur eigenen Beschlulsfassung ttberwiesen werden 
konnten. Spttter übertrug aufserdem das Statut selbst in 
einigen Angelegenlieiteu den Ausschüssen die Beschluls- 
fassung und gestattete — in dringenden Füllen — der ge- 
schäftstührenden Verwaltung, jene mit der Beschluislassung 
zu betrauen. 

Nachdem der Vereinszweck dahin flUhrte, den Vereins- 
milgliedem die Schlichtung gewisser, aus Vereinsbestim- 
mungen unter ihnen erwacheenden Rechtsstreitigkeiten im 
schiedsrichterlichen Wege unter Ausschlufs des Rechtsweges 

zur Pflicht zu machen, ergab bicli das Bedürfnis nach einem 
geeigneten schicd.'iricliterlichen Organ. Zunächst wurde ein- 
zelneu Vereinsverwaitungen (iie Übernahme des Sehieds- 
richteramtes auf Verlangen der Parteien zur Pidicht gemacht. 
Bald reichten aber diese nur für den einzelnen Fall gebil- 
deten Schiedsgerichte nicht mehr aus. In wachsendem Um- 
fange ^ wurde nunmehr die Entscheidung jener schiedsrichter- 
lich zu behandelnden Streitigkeiten bestimmten Vereins- 
organen übertragen. Als solche wurden wiederum die Au»- 
schUäse gewählt.* 

* Teilweise seit 1876, volIstÄndig für die BtrcitigkeiUjn der Verein«- 
mitglieder auB den Vereinsbcstimmungeu seit der \'ereiusversammluug zu 
Kdln 1881. Pr. KAln 1881 8. 97; 18. 

' Insoweit di« Yereinsmitglieder verpflichtet waren , Ihre Bechfta- 
streitigheiten Tor den AnsschfiBsen aussutrageu, nnd eine Wahl in Besag 
auf die Person der Sehiedsrichter nieht mehr hatten, insoweit gleichseitig 
die AasschOsse stXndig bot Entscheidung bestimmter Btreitiglceiten hetolini 
waren, Ainktionierten dieselben eigentlich nicht mehr als Schiedsgerichte. 
Man könnte sie richtiger Vereinsgerichte im Oegensats in den Staats^ 
berichten nennen. Das Statut von 1880 hatte daher in § 21 Abs. 1 die 
Entscheidung durch Schiedsgerichte ausdroclclich in G^pensats gestellt 
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So reihen sich den VereinBorganen im Laufe der Zeit 
die AtuschUBse teÜs ab ständige^ teils als nicht stttndige 

an. Sie hatten nach obigem dreifache Funktionen, und 

diesen ti'at noch eine rechtsinterpretierende Funktion hinzu. 

Zur Zeit bestehen folgende ständige Ausschüsse (htatut 
§ 11): 

h der Ansschiifo fUr die Vereinssatzungen, 
n. der Ansschofs ftlr Angelegenheiten des Personenver- 
kehrs, 

III. der Ausschufs für Angelegenheiten des Güterverkehrs, 

IV. der AuBscliulö für Angelegenheiten der gegenseitigen 
Wagenbenutzung, 

V. der Ausschufs für technische Angelegenheiten, 
VI. der Ausschufs für Angel egenlieiten der Statistik^ 
VIL der Ausschufs fUr die Vereinsaeitung, 
Vm. der PreisausschuTs. 

Seit 1874 bestimmte das Statut im Hinblick auf die 
gesto lperte Bedeutung der Ausschüsse , dafs die Mitglieder 
der ständigen Ausschüsse, welche bis dahin von der ge- 
scIiMftsführenden Verwaltung ernannt worden waren, fortan 
auf Vorschlag jener von der VereinsTersanunlnng zu wählen 
seien. Gegenwärtig erfolgt die Wahl auf die Dauer von 
4 Jahren. Seit 1880 entschied die VereinsTersammlung, 
welche Ausschüsse ständig zu sein hätten. Dagegen blieb 
der gcsehilttsfiihrcnden Verwaltung bis heute die Befugnis, 
zur Vorberatung von Gegenständen, weiche nicht in den 

TO der in § 21 Ahs. 1 angeordueten Entscheidung n'chtlichor Streitigkeiten 
durch !<tüiKlif^c Aus»<*hri«se, indem es in § 21 Abs. 1 bestimiute : „Alle 
auH den Vereiu.sbe8tiiiimuiigeu über den Personen-, Gepäck- und Güter- 
yerkehr zMriichen Vcrcinsmitgliedem entiitehenden Rechtsstreitigkeiten sind 
(mit der in tl. 4 gegebenen Einsehr&nkung) durch Schiedsiichter unter 
Ansflchlnfs des Bechtsweges endgültig wa entadieiden.'' 8pitw aber be« 
seiebnete das Statut die £otMbeidaiigen der AuBschfliBe in BeditsetreitSg^ 
ketten der Vereinsniitglieder aU BdUednipraGhe und die Ausdifltie in- 
sofern als Schiedigericbte (vgL St 1892 § 28). Nur mittelbar aind die 
Auiaoh fl ae e allerdinge inaofem Sebiedsigericlite» als die fortdauernde Teilnabme 
am Verein Sache des freien Willena der einzelnen Vereinsverwaltungen ist, 
letztere also durch Austritt aus <!cm Verein sich auch der richterliche 
Zuständigkeit der AnsBchfiMe für die Zukunft entsiehen können. 
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Rahmen der Geachäfte einea oder des anderen ständigea 
Ausschusses passen, besondere Ausschüsse einzusetzen und 
deren Mitglieder zu ernennen. Die Ausschüsse bestehen in 
der R^el aus Vereinsverwaltungen , können jedoch, wenn 
dies aus besonderen Grttnden für sweckmMisig erachtet wird, 
auch aus Personen gebildet werden (St § 12, Abs. 1). 
Im Jahre 1874 wurde gleichzeitig mit der Ausdehnung des 
Wirkungskreises und der Steigerung der Bedeutung der 
Ausschüsse statutarisch bestimmt, daXs die geschäftstührende 
Verwaltung bei dem Vorschlage zur Wahl, bezw. bei der 
Ernennung von Ausschttssen auf die Interessen der 
Eisenbahnen der rerschiedenen Gebietsteile, auf 
welche sich der Verein erstreckt, entsprechend 
Rücksicht zu nehmen habe.* Hierdurch wurde dem 
internationalen Charakter des Vereins und dm internatio- 
nalen Interessen, welchen er zu dienen haf, in der I^ildung 
dieser neuen Art von Vereinsorganen Rechnung getragen. 

Kurz nach der Grttndung des Vereins wurde eine Ver- 
sammlung der Techniker des Vereins berufen,^ und diese 



• Pr. Budapest ]'^74 S. 45— 47, f^. Zi;r Ze it i'^t die nimiinische Stjiat"- 
bahn Mitg'licd des Ausschusses für Augclcgcnln it. n des GüU-n-erkehrs. Im 
übrigen sind die Mitglieder der ständigen Ausschüsse deü Vt rciiisvorwal- 
timgren des sogenannten (üugeren) Vereinsgebietes entnommen. Vgl. Pr- 
Ilaraburg 1892 S. XX— XXUI. 

* Die erste 1850 £U Berlin abgehaltene Technikerversammlung hatte 
sogar die BUdmig einei besood^mi Verdns der Tedniker der dentsehea 
Eisenbahnyerwaltaxigen bescbloseen. Vgl. Biieobahttseitang 1850 S. 41, 
49 (61); Z. 1890 8. 787 (8. 585, 598, MS). Dieser Verein timl aber nie 
jus Leben I anacbeinend, weil die EieenbabnTenraltungen beeoigtea» dafe 
bei der Wiehti^eit der Teebnik für das Eiaeababnweten jener Teefaniker- 
Verein eine der bedentendsten Au^aboi dee Vereins Dentsöher Eiaenbalui- 
Verwaltungen sonst ganz an sich gesogen, damit dem letzteren Verein einen 
wesentlichen Teil seiner Bedentong entsogcn und dadurch die Erfüllung 
seiner anderen — nichttechnischen — Aufgaben erschwert liatte. Auch 
bei Gelep:enheit der 1892 in ITamltur}:;^ beschlossenen organisatorischen 
Änderung hatte der Au»schufs für technische Augelopcnheitcn Vorschläge 
^'oniacht, deren Ausfi'ihrung die Teehnikervcrsammlung des Vereins ku 
einer nahezu gleichgeordneten Vereinigung, wie die Vereinsversammluug, 
gemacht hätte. Demgegenüber bezweckten die in der Vereinsvürsammlung 
angenommenen Vorschlage des Ausschusses für die Vereinssatzungen, an 
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Berafungen wurden später in ungleichen mehrjährigen 
Zwiöclienräiimeü öfter wiederholt. 

Diese TechnikerTersainnihin^ schuf auf Gnnid ein- 
gehender Beratungen und Verhandlungen das bedeutendste 
Werk des Vereins, den Entwurf der technischen Verein- 
barungen, und sorgte, nachdem derselbe im wesentlichen 
nach den Vorschlugen jener durch die Vereinsversammlung 
angenommen war, in gleicher Weise später fUr die den Fort- 
schritten der Technik und der Eisenbahnentwickehmg ent- 
sprechende Portbildung jener Bestimm unf^en. „Was die 
Praxis .<n als notwendig geschaffen und was sieh in der 
Übung der Jahrzehnte als nutabringend erwiesen^ hatte, er- 
hielt durch die Vereinsyersammlung zu Hamburg 1892 „eine 
fiir den Verein gewissennafsen gesetaliche Form**, indem die- 
selbe die Technikerversammlung als eine Art erweiterten 
Ausschusses für technische Angelegenheiten in die statutarisch 
bestimmte Organisation des Vereins einfügte. An der Techniker- 
versainTiiliui;^^ sind nach § 15 des btatuts sämtliche Vereins- 
verwaltungt-n mit je einer Stimme* teilzunehmen berechtigt. 
Der Bedarfsfall fUr die Berufung und die Beratungsgegen- 
stände derselben werden durch die Vereinsversammlung oder 
im IiUnvemehmen mit der geschäftsBlhrenden Verwaltung 
durch den Ausschufs fUr technische Angelegenheiten bestimmt 
Dessen vorsitsende Verwaltung führt den Vorsitz in der 
Technikerversammlung und ernennt die berichterstattende 
Ver^'altung für die einzelnen Bcratun^nji^egensuuitle. — 

i>en Ausschüssen und bezw. der Technikerversammiuug 
liegen zur Zeit folgende Funktionen ob: 

1. Oewissermafsen als fachmännische Organe des Vereins 
haben sie Besohlttsse der Vereinsversammlung vorzubereiten 
(§ 13, Abs. la). Zu diesem Behufe haben die Ausschüsse — 



dem Grundsatze fe«t7aihalten , daf» als (.l.erHte Instanz des Vereins nur die 
Vereinsyersammlung anzusehen, die Technikerversammlung hingegen onr 
ils erweiterter technischer Aoflschnfi) ins Auge an haaen sei (Pr. Hambuig 
1898 S. 176). 

* Dia Vertretung einer Yerwaltnng in T^dmikerveriammlaiv 
kann im ftbrigen durch mehren Abgeordnete eifblgen. UnsniXasig ist dt« 
Yertrettmg einer Verwaltong dnreh eine andere. 

Kanf Baaa, Hittolvimp. listnbakaM. 15 
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abgesehen von minder wichtigen oder von dringenden Fällen 
— schriftlieh und aufserdeni in der Vereinsversammlung 
durch einen von ihnen zu Ijestelleiiden Bcricliterstiitler uiündhcli 
zu herichten. Abgesehen von den schon durch das ^>tatut 
bestimmten Fäll n " können die Vereinsvcrrammlung und die 
ge8chäfitBf^Uhrende Verwaltung Umen Ckigenstände sur Vor- 
beratung IlberweiBen, letEtere hisbeBondere Antrftge^ welche 
seitens einer Vereinsverwvltung Eur BeBcUufsfiuwung durch 
die Vereinsversammlung angemeldet sind. 

2. Die eigene ßeschlufsfasäung steht den Ausschüssen 
Ije/äiglich derjenigen Angelegenheiten zu, deren Erlodijj:ung 
ihnen durch das Statut, durch besonderen Bcsehlufs der 
Vereinsversammlung' oder — in dringenden Fällen — durch 
die geschllftsfilhrende Verwaltung überwiesen ist (§ 13, Abs. 1 b). 
Nach dem Statut hat der Ausschufs ftlr die Vereinssatsungen 
tlber die Aufnahme neuer Mitglieder (§ 4, Abs. die 
Zurechnung von nicht allen statutarischen Bestimmungen ge- 
nügenden Ki.srnbaliJistrecken (§ 5 Abs. 4j, die Anwendung 
von Vereinsoinriclitimgen auf nicht dem Verein anürehöriqre 
Bahnen (§ 6, Abs. 2), über die Berufung gegen die Erklärung 
der geschäftsfUhrenden Verwaltung, welche Erlöschen der 
Mitgliedschaft feststellt (§ 24, Abs. 1), su beschlielsen. — 
Das Mnvemehmen desselben Ausschusses ist erforderlich, 
wenn die geschäftsführende Verwaltung einen Dienstvertmg 
mit einem Vereinsbeamten abschliefsen will (§ 9, Abs. 1). 

Der Aubsehuls für technische Angelegenheiten bestimmt 
im Einvernehmen mit der ^eHchitttsiViiireiulen Verwaltung 
über die Berufung und die Beratungsgegenstände der Tech- 
uikerversammlungen (§ 15, Abs. 2). Dringlichkeit, welche 
von der Einhaltung der dreimonatlichen Anmeldefrist entbindet, 
kann einem Antrag an die Vereinsversammlung durch die 
geschftftsführende Verwaltung nur in G^emeinschail mit der 

• So nach | 7 Ab«. 2 Yorberatiuig des AnnehnSBes fiür die Verdne- 
BAtKungeu Aber den AufiiabmeaBtrag einer au&erhalb dea (engeren) Verein»* 
gebietes befindlidien Eisenbahnyerwaltang. Auch ans eigener Lutiatlfe 
können die Aiuscbüsse einen Clegenttand in Yorberatong nehmen. 

Dieser bedarf nach j 20 Absate 4c de« Statuts nieht der naohtxig- 
liehen Oenefamigung der Yereinsrenraltangen. 
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TOFBitEenden Vienraltung des betreffendea Ausscliusses zu- 
erkannt werden (§ 10, Abs. 4). 

Durch die \ Crenisvi rsainmlun«^ wird einem Au.sschusse 
(insbesondere dem für die Vereinssalsungen) bisweilen der 
Eriafa der AuätührungsbestimmangeD, Lustmktionen a. s. w. 
sa einem Besdilafs der Vereinsreraainmlung oder auch die 
selbständige Bedaktion eines bloJs inbaltlieh oder nur mehr 
allgemein von der Vereinsversammlung ge&fsten Beschlossas 
tiberwiesen. 

Die AusschufsbeschlUsse werden sofort bindend, wenn 
dem Ausschusse von der Vereinsversammlung Vollmacht zur 
endgültigen Entscheidung erteilt worden ist^ Anderen- 
&Us werden sie nur bindend, wenn ihnen nicht binnen einer 
Frist von 8 Wochen, deren Lauf mit dem 8. Tage nach Ab- 
Sendung der betreffenden Mitteilung an die Vereins- 
verwaltungen beginnt, von Vit. sämtlicher den Vereina- 
mitgliedcm zustehenden Stimmen widersprochen ist f§ 16). 
FUr cndgülti^'e Entscheidungen sind die Ausschüsse nur 
dann beschlufsfähig , wenn mindestens ^.s ihrer Mitglieder 
anwesend sind (g 14, Abs. 4). Aus dem Inhalt der — 
bindenden — Ausschufsbeschlttsse ergiebt sich der Zeitpunkt 
ihres Inkrafttretens, d. h. der Anfangstenntn ihrer ver- 
bindenden Kraft. Enthttlt der BeschluCs keine Bestimmungen 
hierüber, so wird dieser Zeitpunkt — ebenso wie bezüglich 
dtT Vereinöversammlungöbeschlüsse — von der gescliäfts- 
lührenden Verwaltung festgesetzt (§ 22, Abs. 1). 

3. Die schiedsriöhterliche Entscheidung liegt den Aus- 
schüssen in Fällen des § 28 des Statuts ob.* Seit 1876 hatte 



> Pr. Baden-Baden 1880 S. 35 E, 29, 30. 

* Vgl. auch die Vorschriften über ■ohiedsrichterlicbe Entscheidungen 
ini OberdttkomiBSii som VMeüubeftrietMreglement, Artikel 26, ZSE, Ib, 
Ab«. &, Zi& 1 AI». % Zift 6 nnd im Übereinkommen, betr. Yencbleppiing 
Ton Ofitem nnd Seitegepaek, sowie Ton Fsbnsetigen nnd lebenden Tieren, 
§ 9. Vgl. ferner die Bestimmnngen ftber die Ausgabe von insammen- 
steUbsren Fabrsdieinbeften, § 1 : „Die Yereinsvenraltongen sind gehalten, 
anf Verlangen anderer Verwaltoqgen StreekenliihrBeheine rar Verfügung zu 
stellen. Weigert sieb eine Verwaltong, lür die eine oder andere ihrer 
fttrecken einem soldien Verlangen an entsprechen, so entscheulet hierüber 

15* 
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nach dem Statut der AuMchufs für Angelegenheiten der 
gegenseitigen Wagenbenutzung über alle ans den Vereins- 
bestimmungen betreffend den Wagen verkehr und seit 1880 
der Ausschufs i\ir Angelegenheiten des Güterverkehrs üIht 
alle aus dem Übereinkommen lietreffend die Verschleppung 
von Gütern und Reisegepäck zwischen Vereinsmitgliedern 
entstehenden Streitigkeiten endgültig als Schiedsrichter unter 
Ausschluüs des Rechtsweges zu entscheiden. Seit 1881 
(Vereinsyersammlnng zu Köln)^^ hatte der letzterwähnte 
Ausschufs in gleicher Weise über alle aus den Vereins- 
bestimmungen betreffend Gepftck- und Güterverkehr und 
der Ausschule für die Angelegenheiten des Personenverkehrs 
über die aus den Vereinsbe.stimmungen betreffend den Per- 
sonenverkehr unter den Vereinsmitgliedern erwachsenden 
Rechtsatreitigkeiten schiedsrichterlicli -ah entscheiden, und seit 
1888'^ wurde die schiedsrichterliche Zustfindigkeit des Aus- 
schusses für Angelegenheiten des Güterverkehrs auch aus- 
drücklich auf die Streitigkeiten der Vereinsmitglieder aus 
Vereinsbestimmungen über die Beförderung von Leichen, 
Fahrzeugen und lebenden Tieren ausgedehnt. 

Seitdem bestand für alle wechselt>eitigen Kcelitsstreitiir- 
keiten der Vereinsmitglieder aus Vereinsbestiiumuogeu 
nicht blofs die oblignturische Verpflichtung jener, diese Streitig- 
keiten schiedsrichterlich zum Austrag zu bringe, sondern 
auch ein obligatorisches Schiedsgericht, nämlich jene Aus- 
schüsse. Durch Beschlufs der Vereinsyersammlung zu Ham- 
burg 1892*' ist die Zuständigkeit der .vorgenannten Aus- 
schüsse statutarisch auf die endgültige schiedsrichterliche 
Entscheidung von Rechtsstreitigkeiten ausgedehnt "worden, 
welche unter Vereinsmitgliedern aus anderen^^ Bestim- 



in finnaagelan^ einer Einigung der Aiuachnfs f&r Angelegenheiten des 
Personenverkehn endgültig^.* 

w Pr. Kdln 1881 S. 97, 18. 

" Pr. Amsterdam 1888 8, 93, 14. 
Pr. Hamburg 1892 S. 178 ff.. S. XV. 

Anlafs zu praktisch wichtigen Streitfällen über „andere** Beitim- 
mungen bot der Umstand, dafs seit der 1885 erfolgten Abän<lening des 
§ Zi£ des üetriebsreglementB für die £isenbahnen Deutschlands die 
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mungen über den Personen-, Gepäck- und Güterverkehr 
sowie über den Wagenverkehr entstehen. Aber diese Zu- 
ständigkeit ist nur begründet, wenn die streitenden Parteien 
sie beantragen. Für die letzteren besteht dag^en weder 
eine Pflicht gegenüber dem Verein, Uberluuipt jene Streitig- 
keiten ün schiedflgerichtlichen auszutragen, noch auch, 
wenn sie dies thun, sich an jene Ausschüsse als Schieds- 
gerichte KU wenden. 1* Unter den «andern" Bestiminun^ 
aind innerstaatliche (deutsche, österreichisch-ungariscJie 
u. 8. w.) Gesetze und Keglements, Sonderbestimraungen 
engerer Verbände und Vereinigungen, jetzt auch 
die Bestimmungen dan international-staatlichen Berner Über- 
einkommens, betreffend den internationalen £isenbahnfracht- 
verkehr nebst dessen AusiUhmngsvorschriften zu verstehen. ^ 



Wegevorechiiften (Tran«ii)urt1>i'nH liti|2rung unter mehn'ren Weg^n und folglich 
die FmchtTPgTilierang und Uejjciuug von Verschleppunj^sOUlon) ver.scli ieden 
sind . i«- uHchdem die betreffenden Sendnng'cn unter der Herrschaft dt s 
deutschon oder de» Vereinsbctriebsreglement« befördert werden (Ausschafs- 
bericht Fr. ii am bürg iSd2 Ü. 178 flf.). 

" Der der Hamburger Vereiiunrenammliuig von dem Auäschuf» fiir 
die VereiiuMtnmgen gemachte VoneUsg hatte sich nicht aof die Streitig 
kettelt am dem Wageayerkehr besogeu, hatte aber im fibrigen auch hineichtlleh 
der SechteetreitiKkeiteii aus „anderen" Beetinmiiingen die eehiedsriebterliehe 
EntiHTliftj^^i*»g dnreh die betr. VereinsaiiMchdsee filr die Parteien obliga- 
toriioh madien wollen, ,|Sofem nicht etwa in einer engeren VereinigQng 
edw dnrcH andere Abkommen der streitenden Parteien ein anderes Seliieds- 
gericht vorgesehen" sei. 

^'^ Nach Artikel '»^ des intcniatioualen Hemer Übereinkommens über 
den internationalen Eisenbahnfrachtverkdir ist für alle (in den vorher- 
gehenden Artikeln des f'^tTtinkommens erürtorten) Rogrcrsanspriiche der 
Richtor des Wohnsitz»-^ ili r üahn, g''<^a'u wcIcIm« <If r Ri n-rofs erhoben wird, 
Än!««!clilierslich ;justaii'l i und steht, wenn die Klage gi'geu mehrere Bahnen 
?Ai erheben ist, der kljigenden Bahn die Wahl unter den nach Mafsgabe 
de» er»teren Absatzes zuständigen Kichtt*rn zu. Allein nach Art. 54 ebenda 
wird die Befugnis der Eisenbuhneu, über den Rückgriff im voraus oder im 
einseinen Falle andere Vereiubarungen sa treffen, durch die Torstehende 
Bestimmnng nicht berOhrt Durch die im Text erwähnte statalarisdie 
Vorsdirifl fiber die Vereinsschiedsgeridite haben die SisenbahuTerwaltangen 
des Vereins von dieser Beltagnis anch hinsichtlich des an sich jenem inter^ 
nationalen Bemer Übereinkommen nnterliegeaden Yerkehrs Gebraach ge- 
macht 
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FOr das schiedsriebterliche Verfalireii der AosschllMe 

ergiebt sich aus der allgemeinen Bestmiuiung über endgültige 
Entscheidung^ fler Ausschüsse, dafs mindesten.s ^/g der Mit- 
glieder des letzteren bei der Fällung der Schiedssprüche an- 
wesend sein müssen. Ferner ist statutarisch bestinunt, dals 
die Ausschttsse über alle Streitftllle mit Stimmenmehrheit 
beschliefsen. Schiedssprüche sind endgültig und bedürfen 
keiner Genehmigung seitens der Verwaltnagmi. Atuuchnfs- 
mitglieder, welche an Streitigkeiten selbst beteiligt sind, sind 
von der Teilnahme an der Beratung und Bciichlufsfassung 
auszuschliefaen (S 23). Nach einem von der Vereins- 
versammlung TAX Hamburg 187i> ^^ebüligten Ausschiifsberiehie 
ist Gehör der Parteien und weitere Beweisaufnahme aufser 
der Benutzunj^' der Akten nicht unbedingt crtbrderlich. Nach 
Artikel 26, Ziffer 6 des derseitigen ÜbereinkammenB mm 
Vereinsbetriebsreglement aber sind die schiedogerichdichen 
Entscheidungen der Streit^lle zwischen den Verwaltungen 
über die Beteiligung an Entschädigungen für Verlust, Be- 
schädig^ iing, verspätet»* Auslieferung von Oepttck oder Gütern 
endgültige nur, wenn vorgängiL'-e Anhurung Zerstreitenden 
Teile erfolgt ist. Nach dem vorerwähnten Ausschulsberichte 
von 1878 soll das Verfahren und der Schiedsspruch selbst 
thunlichst so eingerichtet werden, dafs der Schiedssproeh 
nach dem Rechte des Staates , welcher daftr in Betracht 
kommt, im Zwangswege vollstreckbar ist^* 

Schiedsrichterliche Entscheidungen von grundsätzlicher 
Be(l»Mitung sind von der geschäftsführenden Venvaltung 
zur Kenntnis sämtlicher Vereinsverwaltungen zu bringen 
(§ 28, Abs. 3). " 

4. Dem Ausschusse für Angelegenheiten der gegen- 
seitigen Wagenbenutzung ist seit 1880^ den Ausschüssen fllr 

Angelegenheiten des Güterverkehrs und bezw. des Personen- 
verkehrs seit 1881 statutarisch die Hefuguis beigel^t, Uber 



Fr. UiimhuTfr 1878 S. 57, S. 12. 

\g\. auch Überemkommen zum Vereiiubetriebsreglement, Artikel 28» 
Abs. 2 und 3. 
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die Auslegung der in ihren Geschäibkreis fiülenden Vereins- 
bestimmungen Beschlofs au fassen (§ 13, Abs. 2). Nach der 

allgemeinen Bestimmung des § 16 werden diese Auel* jL^ung.s- 
beschlüisse nur l>in(len(l, wenn nicht ' lo der VcTwaltuii^en 
in der Priiklusivtrist widerbpricht Kino Ausnahme macht 
Art. 28, Abs. 1 des Übereinkommens zum Vereinsbetriebs- 
reglement, wonach Zweifel Uber dessen Ausl^^g durch die 
VereinsYersammlang zu entscheiden sind. 

Die Geschäftsführung der Au.sschüsse geht in der Weise 
von statten, daf« jeder derselben eine Vorsitzende Verwaltung 
oder, wenn er aus Personen gebildet ist, einen Vorsitzenden 
ernennt. Die Vorsitzende Verwaltung, bezw. der Vorsitzende 
verteilt die eingegangenen Beratungsgegenstände an die Mit- 
glieder des Ausschusses zur Berichterstattung, beruft den 
Ausschufs und leitet dessen Verhandlungen. SoUtnge eine 
▼ersitzende Verwaltung, bezw. ein Vorsitzender noch nicht 
ernannt ist, werden dessen Befugnisse durch die geschiifts- 
ftlhrende Verwaltung wahrgenommen, welche jedoch auch 
berechtigt ist, ein Ausschufsmitglied damit zu beauftragen. 
Vertretung eines Ausschufsmitgliedes durch ein anderes ist 
nicht zulässig. Über die Verhandlungen der Ausschüsse wird 
ein Protokoll aufgenommen. Die Vorsitzende Verwaltung eines 
jeden Ausschusses hat die geschflftsführende Verwaltung über 
alle wesentlichen Vorgänge innerhalb des Ausschusses auf 
dem laufenden zn erhalten, ihr (und den Ausschufsmitgliedem) 
die Ausschufsprotokolle mitzuteilen. Desgleichen sind die 
Berielite und Beschlüsse dei' Au.^sehiisse der geschäftstuhreuden 
Verwaltung mitzuteilen. Lietztere hat ihrerseits durch ent- 
sprechende Mitteilungen an die Vereinsverwaltungen die 
Verbindung zwischen diesen und den Ausschüssen her- 
zustellen. Abgesehen von den im g 15 des Statuts ent- 
haltenen besonderen Bestimmungen finden die in § 14, Abs. 4 — ^9 
för die Geschäftsführung der Ausschüsse getroffenen Be* 
Stimmungen aucli auf die Geschäfiafuhruiig der Teehniker- 
versammlung Anwendung. 
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§ 52. 

m _ 

0. Die A br ech n uugbstelle de» Vereins. 

Auf Grund dreier Vereinbarung von Vereinsverwaltungen 
wurde am 1. ( )ktol>er 1871 eine GeiK'ralHaldienuigöötelle zu 
dem Zweck ins Lelif^n gerufen, „um bclml 1 und Guthaben 
aller beteiligten Bahnen aus den Abrechnungen über ihren 
Verkehr sowie alle sonstigen nach dem firmessen der zahlungs- 
pflichtigen Verwaltungen dazu geeigneten Schuldposten sa- 
sammen und den Saldo für jede einselne Verwaltung in 
einer Summe festzustellen*^. Die Gtoneralsaldierungsstelle 
wurde von ihrer Gründung an vom Direktorium der Berlin- 
Potsdain-^Iagtleburger i>i.senbahn bis zur Übernahme dieser 
Bahn durch die Konigl. Preursische Staatsverwaltung, dann 
al)er vom I.April 1881 ab von der Königl. Eisenbahndirektion 
in Magdeburg geleitet, Nai hdem bereits der weitaus gröfste 
Teil der Vereinsbahnen dem Übereinkommen^ betr. die Genend« 
saldierungsstelle, beigetreten war, beschlols der Verein auf 
einen zuerst in der Kölner Vereinsversammlung von 1881 
gestellten und dann in der Breslauer Vereinsversammlung 
von 1882 wiederholten Antrag im Jahre 1882, die Geschäfte 
der Generalsaldierun^'' auf den Verein zu übeniehmen und 
die Generaisaldierungsstelle dergestalt zur Vereinsei nnchtung 
zu machen, dafs jede Vereinsverwaltung zum Eintritt ver- 
pflichtet sein, aber entsprechend den Bestimmungen des Wagen- 
r^pilativs das Recht der Etlndigung haben sollte. Die zur 
Ausführung dieses Beschlusses erforderlichen Bestimmungen, 
insbesondere die Feststellung des Reglemeiitö, der Instruk- 
tion, der Eiiiluliruugs- und Kiiiuligungstermine w^urdcn dem 
Ausschusse für die Vereinssatzungen zur endgültigen Erledi- 
gung überwiesen, ^ und von diesem ein Übereinkommen, betr. 
die Generaisaldierungsstelle des Vereins deutscher Eisen bahn- 
verwaltungen, beschlossen, demzufolge letztere vom !• April 
1 888 ab * als Vereinseinrichtung wirkte. Dieselbe bildet seitdem 

^ Pr. Köln 18^1 S. 35, 10 1 Pr. Breslau 1882 S. 42, 6. 
< Pr. Wien 1883 S. 25. 
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«inen integrierendea Teil des Veremsbiireatts.* Nachdem der 
Kmne der Generalsaldierangsstelle durch Beschlafs der Ver- 
einsversammlung zu Frankfurt von 1884 in „ Abreclinungsstelle 
des Vereins Deutscher Eisenhaliuverwaltuugeu" umgewandelt 
wor(i<'n war,* wurden in der Vereinsversammlung zu Buda- 
pest 1885 einige sachliche Abänderungen und eine vollständige 
Neuredaktion des die Abrechuungastelie betreffenden Über- 
einkommena beschlossen.^ Das von dem AnsschuTs filr die 
Vereinssatsangen nen redigierte Abkommen ist im Jahre 1886 
in Kraft getreten.* Nach Art. 1 dieses Obereinkommens 
hat die unter der Leitung und am Sitze der geschilftsfülirendcn 
Verwaltung befindliche Abreehnungsstelle des Vereins deutscher 
Eibcii bahnverwaltungen den Zweck, Guthaben und Schuld- 
posten der Vereinsverwaltungen zusammenzustellen, 
periodisch die hiemach zu emp&ngenden, besw. zu zahlenden 



• Pr. Wien 1883 ö. 25. Cbereinkommen von 1885, Art 4; „Diu 
Kosten der Abrecbnungsstelle eiii9chli«f«Uch der Oehilter n. s. w. der bei 
derselben beseblftigteii Beamten werden «ob der Yereinekasae bestritten" 
<8t f 2i). 

4 Pr. Frinkitart 1884 8. 44, 8. 

• Fr. Budapest 1885 8. 68, 16. Abdruck des Übereinkommeiis 8. 65 ff., 
mit der aus 8. 16 sich etgebttoden Abänderung. Im leteten Jahre vor der 
Übernahme als Tcreiuseinricbtang (1881) hatten die von der General- 

saldiemngsstelle berechneten Posten 3C7300000 Mark hotragen. — Vgl. 
Protokoll Breslau 1882 S. 43. Die Abrechnungastelle hat gemafs Art 6 
des dif««olbe hetreffenden Übereinkommpns alljährlich einen Rechenschafta- 
bericht über ihre Thätigkeit aufzustellen und denselben den Vereinsverwal- 
tm)tr« n zu nberienden. — 1892/1893 wurden 120 l.VJ Vortlemn^- und 
.Scliultipo.-ioü verrechnet innl zwar in «Ir iUsclu^r Wübruni!: 113095, in 
ösUrreicli-ungnr. W. 914<) (Nott n ö741, üold 401, Silber 4^, in russisch. VV. 
2048 (Noten), lu 1 raukenwährung 4870 (Gold 3167, ohne nihere Bezeich- 
Bong — Gold oder Silber — 170S). Der Gesamtbetrag der Terreehneten 
Pesten beUef sich anf 241526895 U. in dentsdier W.*, 14705980 IL Neten, 
74840 fl. Gold, 16584 fl. Silber in dstem-nngar. W.; 1282978 B. Noten 
hl mss. W.; 92S0585 Fr. Gold nnd 1163227 Fr. ohne Beieiohnni« ob 
Gold oder Silber in Frankenwähning- Bio angemeldeten Poeten wurden 
dureh Bogleichnng Ton 129159 auf 4034 verringert IMe znr Verrechnung 
angemeldeten Gesamtsummen aller Währungen betrugen 277501728 
während die schliebliob bar gesahltan Betrige 128874 187 M. aosmachtea. 
Z, 1893 S. 281. 

• Pr. Stattgart 1886 S. 26. 
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Betrüge fUr jede einzelne Verwaltang in einer Summe zu 
ermitteln und die Ausgleichung dieser Betrüge zu bestimmen» 
Nach Art. 2 ebenda sind die dem Verein angehörenden Ver> 

waltinif^«'!! verpflichtet, alle Ciuthabt^n und Schultli^osten 
aus den Abrechnungen über direkt e n und V e r l) a n d s - 
verkehr mit Ausnahme des das übrige Vereinsgebiet niclit 
berührenden gegenseitigen engeren Verkehrs der öster- 
reichisch-ungarischen Bahnen ^ der AbrechnungsateUe zur Aus- 
gleichung zu tiberweisen. Scbuldposten aus anderen Ge- 
schäften können von der schuldenden Verwaltung in der^ 
selben Weise behandelt werden. Eine Ausnahme hiervon 
machen die Sc! luld betrage an Vereins-, Verbands-, Druck- 
und Insertinii^kosten. Diese können voti der forderuugs- 
berechtigten Verwaltung der Abrechnungsstelle überwiesen 
werden y unbeschadet der nachträglichen Ausgleichung von 
Anstünden. Bei gerichtlich mit Beschlag belegten 
Forderungen entfiült die Verpflichtung der Vereinsverwal- 
tungen , dieselben zur Ausgleichung durch die Abrechnungs- 
stelle anzumelden, sowie die Verpfliditung der letzteren zur 
Ausgleichung derselben. 



V Fftr dieften engeren Verkehr bestehen besondere — nicht dem Vereili 
angehörende — Abrechnungsstellen su Wien nnd Budapest Die 5st«r- 
reichisch-ungarischen Eisenbahnen legen Wert auf deren BeibehaltODg^ 
im Hinblick darauf, dafs die am jenem engeren Verkehr entspringtmden 
Saldi vollständig anf östorreicbisch-unp^arische AVahrun}; Inntcn. Pr. Buda- 
j)e9t 1884 8. iyA. — Hei der Beirrflndung der Vercinsabrechiiuncs-^telle 1^^2 
war ein d<igepen vorgebrachtes Bedenken gewesen, dafü jene österreichischea 
Verwaltnnf^en , gegpn welche Prozesse wegen Einlassung: von Coupons in 
deutscher lieichswahrung schwebten, dadurch der (.filahr der gerichtlichen 
Beschlagnahme ihres Saldos Misgesetxt wftrden. DemgcK^^iüber war daaudv 
die Mehriieit 4ea AoMolnisses tb die Verefiissatetingen gerade der Aaslchti 
dafo dnrch Obertragong der QuIiialMii üfaerliaiiiit die Beechlagnahiae dnreb 
dentBcbe Oeriohle Tenuieden werden kSone. Tr* Breilaa 1882 8. 48. An* 
aeheinend iat aber apiter dennodi Termicht worden, die ana den General« 
naldeanaglelchnngen der Geaeralaaldlwungattdle resnltiamiden Qntfiaben 
einzelner Vereinarerwaltongea hei der Generalsaldierangsstelle 
gericbtlioli an beaeblagnahmen. Zum Teil in Bflckaieht hierauf wurde 188i 
der Name derselben geändert, um nodi doitUaber cum Ausdruck xu bringen, 
dafs es sich um eine reine Abrechnu9g8-f abttr nicht um eine ZahlateUe 
handelt. Fr. Franhfort 1884 S. 44. 
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Nachdem seit dem 1. Mai 1887 die belgischen Nicht- 
vereinsbahneiiy seit dem 1. Mai 1889 die schweiserischen und 

seit dem 1. Juni 1889 die dänischen, schwedischen und nor- 
wegischen Eisenbahnverwaltungeii in den Verein.sreiseverkehr 
eingetreten .-^ind, wird seit den betreffenden Zeit])unkten auch 
das Aufkommen aus dem \ erkauf der Fahrscheine der Ver- 
ein5;vorwaitungen seitens der Ausgabestellen jener Bahnen, 
sowie aus dem Verkauf von Fahrscheinen der letsteren Bahnen 
durch die Ausgabestellen der Vereinsverwaltungen durch Ver- 
mittelung der Vereinsabrechnungsstelle verrechnet. Das Gleiche 
geschieht seit Oktober 1887 hinsichtlich aller anderen aus den 
Verkehrsbeziehungen der Vereiuabahnen mit den belgischen 
Nichtvereinsbahnen sieli ergebenden Guthaben und Schuld- 
posten in der Markwährung. ^ 

Die Eröffnung des Konkursverfahrens über das Vermögen 
einer bei der Abrechnungsstelle beteiligten Ülisenbahn hat 
das Ausscheiden der betreffenden Vereinsverwaltung aus dem 
Abrechnungsverbande cur Folge (Art. 7, Abs. 1).* 

Nach dem Ausschufsberichte au der Neuredaktion des 
Übereinkommens yoll der Keclinungsabschhifs der Ab- 
rechnungsstelle kraft des vertragsmäfsigen Ubereuikommens 
die früheren jt^egen seifigen Forderungen bis zur gleiehen 
Höhe durch Kompensation tilgen und durch Novation 
für die riberschiefsenden Betrnge in den Saldoguthaben 
und Saldoschuldposten des Abschlusses neue Forderungen 
schaffen. Diese sind nach Art Abs. 1 sofort, d. h. bis 
Ultimo, bezw. bis sum 15. eines jeden Monats zur Zahlung 

» Pr. Amstenlam 1888 8. 27; Pr. Dresden 1890 8. 26. 

* Nadi Artikel 7, Ab«. 1 iit die Aluwiluniiigwtolle erst woa dem 
Zeitpunkt aht sn welehem eie Keantnit Ton der Beksimtmsfthmig der 
KonknnerOAmiig «dudteo hat, verpflichtet^ Amneldnagen, wekhe in Konkan 
gdUlflne Eiseabsfaneii hetrelbn, als sor Abfeehnimg angeeigiiet an die 
An^abeetelle sturfleknigeben. ^ Nach Art 7, Ahe. 8 hat jede bei der Ab- 
reehwnngwtelle beteiligte Yerwaltimg'» welche von dem FalHtwerden einw 
EiaenhAhn Kenntni«} erUUt, der getchäftefftbreiiden Yerwaltoiig hiervon 
umrzuglich Mitteilung zti machen. 
»0 Pr. Btidapest 1884 8. 64. 

Nach § 6 der An^^fuhnmgsbeetiiDmiuigeny dessen Inhalt in Pr.Bada» 
pest 1885 8. 65 ciüert ist. 
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anzuweisen. Die ZahliniLT ^^' schieht nach Art. 3, A))S. 2 auf 
Gefahr und Kosten der zahlenden Vorwaltiinp:. Nach § 2 
der Ausführungsb est immun gen sind die fordernden Verwal- 
tuDgeu berechtigt, Zahlungen in der Abrechnungswährung zu 
▼erlangen. Handelt es sich um eine Doppelwährung (Gold 
und Silber) y oder um eine Währung, in welcher es Gold, 
Silber und Papiergeld giebt, so ist es nach einer gutacht- 
lichen Ädserung des Ausschusses für die Vereinssatzungen 
nicht Sache des Vereins, sondern Gegenstand der Regelung 
innerhalb der \'erb;lnde, bezw. unter den Einzelverwal- 
tungen, zu bestimmen, ub sie tj-egenseitig ihre Forderungen 
und Guthaben in einer dieser verächiedenen Geidarten aus- 
zugleichen haben« Wenn sie dementsprechend in der An- 
meidung bezeichnen, ob die aufgenommenen Beträge Gkild, 
Silber oder Papier sind, so bewirkt die Vereinsabrechnungs- 
stelle die Ausgleichung in den verschiedenen Geldarten jener 
Währung gesondert. Speciell wird dieses Verfahren hin8ich^ 
lieh der Anmeldungen in österreichisch-ungarischer Währung 
(Gold, Silber oder I^anknoten ) beobachtet und ist gleicher- 
weise bezüglich der Franken Währung — je nachdem Gold 
oder Silber beansprucht ist — zu beachten." Insoweit in 
den Anmeldungen derartige Zusätze nicht gemacht sind^ 
würden die Abrechnungssaldi aus denselben nach allge- 
meinen Rechtsgrundsätzen von dem Schuldner in der ihm 
beliebenden Geldart der betreffenden Währung beglichen 
werden können. 

Nach Art. 3, Abs. 3 des Übereinkommens ist die Über- 
weisung einer Forderung, die ohne Schuld derjenigen Ver- 
waltung nicht befriedigt werden kann, welcher die Forderung 
. überwiesen is^ ungültig mit der aus dem Folgenden sich er- 
gebenden Ausnahme. 

Sind in dem von der Abrechnungsstelle an die beteiligten 
Verwaltungen für eine Al)rechnungsperiode herausgegebenen 
Kechnungsabschiusse Schuldposten einer fallit ge- 
wordenen Eisenbahn Verwaltung mitberttcksichtigt worden, 



" Pr. Budapest iJiSÖ S. 30. 
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und kann der Konkursverwalter von den beteiligten Ver- 
waltungen nicht bestimmt werden, die betreffenden Posten 

als laufende Posten der FoiüVihrung des Gcb*. haften anzu- 
♦'rkennen und zu berücksichtigen, so sind nach Art. 7, Abs. 2 
des Übereinkummens diejenigen Verwaltungeu, welche mit 
ihrem Saldoguthaben an die fallit gewordene Kisenbahn- 
verwaltung gewiesen sind, wegen der in dem betreffenden 
KoDknrsverfahren auf ihre Forderungen etwa entstehenden 
AusfiQle von der Gesamtheit der ausschlieislich der fallit 
gewordenen Verwaltung an der Abrechnungsstelle sur Zeit 
der Abrechnung beteiligten Verwaltungen nach Verhältnis der 
Kil " niete rza Ii l der letzteren schadlos zu halten. Es ist 
also in diesem Falle eine Art internationaler Garauticliaftung 
oder internationaler Versicherung unter den sämtlichen an der 
Abrechnung beteiligten Eisenbahnverwaltungen begrtlndet. 
Das Mals der Haftung derselben soll sich nach der Kilometer^ 
länge derselben ausschlieüsUch bestimmen« Der forderungs- 
berechtigten Verwaltung kommt diese Garantiehaftung fUr den 
im Konkursverfahren erlittenen Ausfall ihres Saldoj^ut- 
habens zu ^ute, ^gleichgültig, ob ihre Forderung- an die lallite 
Eisen)»ahnver\\altuug lediglich durch die Saldouberweisung 
begründet worden ist oder ihr schon vorher (aus dem Ver- 
kehr u. s. w.) gegen dieselbe zustand. 

Das mit der Ausgleichung von Guthaben und Bchuhl- 
posten verbundene Verfahren wird nach Art. 5 .des Überein- 
kommens durch Ausführungsbestimmungen geregelt, deren 
Feststellung und Abänderung der geschäftsluhrcnden Ver- 
waltung nach Einvernehmen mit dem Ausschüsse für die 
\'ereinsbatzuugen iil>erlassen bleibt. Die Geschäftsordnung 
ftir die Abrechnungsstelle erlälst die geschäftsführende Ver- 
waltung« 



— 238 — 



§ 58. 

YI. Der Tereln und die Terwaltong und der Betrieb 
der einzelnen zu dem Verein gehörigen Eisenlinluien* 

Die Terteilung der formellen Kompetenz zwischen dem 
Verein und den einzelueu Vereinsverwaltuiigen. Die 
a4nsdehnuDg der Funktionen der einzelnen Verelns- 
rerwaltungen über Ihr eigenes Bereich ins Bereich 
anderer Verelni»Terwaltangen von Yereinswegeu. 

Dem Vereine liegt die gemeinsame internationale Norm- 
setzong, die Beaufsichtigung der Befolgung dieser Nonnen, 
eine schiedsrichterliche Thtttigkeit zwischen den Vereinsmit» 
gUadeni und eine einheitlich yennittelnde ThAtigkeit zur 
Erleichterung der Befolgung der Normen üher 'das Zu- 
sammenwirken der Vereinsmitglieder ob. Dem Verein liegt 
aber nicht als viii mittelbare \ ei ciiio.iii^ulegeniieit ob, die Ver- 
eiuseiäcubahnen zu verwalten, zu betreiben und als Verkehrs- 
instrument für den internationalen öffenth'chen Verkehr zu 
verwenden. Vielmehr hat der Verein einerseits zu diesem 
Behufe die Bildung engerer (Betriebs-, Verkehrs-, Tarif-) Ver- 
bände innerhalb des Vereins befördert Freilich beschränken 
auch diese engeren Verbände sich hauptsächlich wieder auf 
Normsetzung für bestimmte gemeinsame Angelegenheiten, ver- 
walten die Eisenbahnen aber nicht unmittelbar. 

Andererseits ist die Verwaltung, der Betrieb, das Ver- 
kehrswesen auch im Hinblick auf den internationalen (iffent- 
lichen Verkehr Sache der einzelnen Eisenbahnverwaitungen 
geblieben. Dieselben haben aber nach Mafsgabe der vom 
Verein geaetzten Normen ihre Verwaltung zu führen und 
untereinander zusammenzuwirken, dergestalt, daTs der Betrieb 
aller ineinandergreift und die Teilleistungen der einzelnen 
Eisenbahnverwaltungen fllr den Verkehr sich zu einer Ge- 
samtleistung zusamnienschliefsen, welche den j^edtirfnissen des 
internationalen öffentlichen Verkehrs genüg-t. Zu diesem Be- 
hufe aber ist erforderlich und daher durch die allgemeinen 
Normen des Vereins angeordnet, dafs der Verwaltungsbereich 
einer jeden einzelnen fiisenbahnverwaltung, wenn nicht im Hin- 



Digitized by Google 



— 239 - 



blick auf den gesamten Betrieb^ so doch im Hiubiick auf gewisse 
Verkehrsfonktionen eine Auadehnung erfährt. Die einzelne 
Eieenbahnverwaltung mufs so berechtigt wie verpflichtet 
werden, Aber ihren eigenen Wirkungsbereich hinaus nuch in 
Beziehung auf den Wirkungsbereich anderer Eisenbabnver- 
waltuDgen Transportverpflichtangen einzugehen^ deren Er- 
ledij^ung zu betreiben und die zu diesem Bchufe erforder- 
lichen Rechtüverhiiltnisse zu Ijoiirriniden und abzuwickeln. Um 
die» aber in einer dem Verkehri>zweck entsprechenden Weise 
zn ermöglichen, mufs die einzelne ESisenbahnverwaltung nicht 
blofs nach auTsen im Verhältnis zum Verkehrspublikum er- 
mächtigt und verpflichtet sein, BechtsTerhältnisse auTser fUr 
sich auch ffkt andera Eisenbahnverwaltungen su begründen 
und abzuwickeln, sondern ihr mofs in gewissem Umfange 
auch Beti^iHs und Pfliclit übertragen werden, im V'erliahnis 
der Eisenbahn Verwaltungen untereinander die Betriebsobliofi^en- 
heitea der anderen Kisenbahnverwaltungen rechtlich zu be« 
einflussen und die Rechtsbeziehungen der Eisenbahnverwal- 
tnngen unter sich näher zu bestimmen und abzuwickeln^ bezw. 
ihrer Erledigung entgegenzuführen* 

In mannigfach verschiedener Hinsicht und aus mannig- 
fach verschiedenem Anlats erwächst der einzelnen Eisenbahn- 
verwaltung die Aufgabe y über den eigenen \\ irkungsbereich 
hinaus in den Wirkung«! jereicli von anderen Eisenbahnver- 
waltungen rechtlich bestimmend einzugreifen — teils im Ver- 
hältnis von ihnen allen nach aufsen zum Verkehrspublikum^ 
teils im Verhältnis von ihnen untereinander. Die Begründung 
solcher über den eigenen Wirkungsbereich hinausreichenden 
Rechtsverhältnisse erfolgt namentlich durch diejenigen Ver- 
waltungen , in deren Bereich eine Fahrt mit durchgehendem 
Billet angetreten (Ausgabeverwaltung*), ein Gut mit durch- 
gehendem Frachtbrief (Versandbahnen^), Gepäck mit durch- 
gehendem Gepäckschein aufgegeben wird. Im Gilterverkehr 

^ Übereinkommen zum VereinB-Detriebs-Reglemcnt Art. 4 b, Abs. 1 
und 2; Bostimmungen nher ä'w Ausgabe von «usammeiuteUbarea Fabr- 
Bcheinheften 3, 5, 7, Abs. :) (§ 1). 

* Ü. z. V.-B.-R. Art. 14 AbtJ. 1; Art. 15 Ziff. 2; Art 19; Art 21. 
Abttiftigungsverwaltung Art. b, Art. 9. 
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hat ferner die Eisenbahnverwaltung, welcher die Ucöiimmungs- 
station anj^rlirlrt und welche die gesarate nicht bezahlte Fracht 
u. s. w. einnimmt, regeimäisig eine über ihren eigenen V\ irkungs- 
bereich rechtlich hinauswirkende Funktion zu versehen 
pfangsverwaltimg*). Anfser den genannten EisenbahnTerwal- 
tungen kommen aber im Verlauf der Transporte und der 
sich daran anschliefsenden Rechtsyerhältnlsse auch noch andere 
EisenbahnTerwaltungen teils notwendig, d. h. im regnlftren 
Verlauf des Transportes und bei der regulären Erledigung 
der sich anschliefsenden Rechtsverhiiltnisse, teils bei dem Ein- 
tritte aurfser^^cwMihnlicher Umstände in die Lage, über ihren 
eigenen Bereich hinaus rechtlich bestimmend auch auf und 
für den Bereich anderer Eisen bahnvenvnltungon zu wirken. 
Es sei hier erinnert an die Thätigkeit der Übeigabe* und 
der Übemahmeverwaltung,^ der Umladeverwaltung der 
Nachharverwaltung, * der vorhergehenden und der folgenden 
Verwaltung im gebrochenen Verkehr'', der Nachnahmevcr- 
waltung, * der entdeckenden Verwaltung, ^ der veräuiseraden 
Verwaltunf,% der veranlassenden Verwaltung,** der Ver- 
waltung der Grenz- (und Zoll-)statiou, obwohl deren Thätig- 
keit keineswegs immer jene über den eigenen Bereich hinaus 
ausgedehnte rechtliche Bedeutung hat. — Die Fälle der so- 
genannnten regelnden Verwaltung betreffen die Abwicke- 
lung von Rechtsverhältnissen y teils im Verhältnis su den 
Verkehrsinteressenten, teils im Verkehr der Eisenbahnverwsl- 
langten untereinander, und haben mit den oben erörterten 
Fällen gemein, daiV <lie regelnde Verwaltunir ermächtigt und 
verpflichtet ist, über ihren eigenen Bereich iiinaus auch in das 
anderer £iseabahnverwaltungen rechtlich bestimmend oder 

« Ü. z. Y.-n.-n. Artikel 20. 

• Ü. 7.. V.-Ii. R. Art. 7, 13, U Abs. 3. 
» Ü. V. B.-K. Art 14 Abs. 5. 

« Ü. «. V.-B.-R. Art U Abs. 4. 

' 0. s. v.-a-B. Art 15 Ziff. a 

• Ü. m. V.-B.-B. Art 17. 

• Ü. s. y.-6.-B. Art 11 Ziff. 3 Abs. 1. 
>• Ü. ». T,-B.-B. Art 22. 

Ii Ü. B. y.-B.-B. Art U Abs. 2. 
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mitbf'stimmend einzugreiteii. Es kommen verschiedene Ver- 
waltungen als regelnde Verwaltunj^en für diu verschiedenen 
Angelegenheiten mit verschieden weitgehenden Befugnissen 
in Betracht: 

1. Die Verwaltung der ursprttnglichen Abgangsstation 
entscheidet allein, ob einem mit einer durchgehenden Fahr- 
karte versehenen Reisenden, welcher infolge einer Zugver- 
bpatung den An.^clilul's an einen anderen Zug versäumt, ge- 
mäfs § 26, Abs. 2 und 3 des Vereinsbetriebsreglemeats der 
bezahlte Preis für die Hin- und Rückfahrt zu erstatten ist. 
Die von ihr zurückerstatteten Fahrgelder werden ihr von 
sämtlichen beteiligten Verwaltungen nach Verhältnis der be- 
zogenen Anteile yeigtltet, ohne Rücksicht darauf, ob die Ver- 
spätung durch die eine oder die andere Bahn verschuldet ist 
oder nicht (Ü. z. V.-B.-R. Art, 5, Abs. 1). 

2. Die Verwaltung, von welcher das Fahrgeld erhoben 
wurde, entscheidet über den Fahrgeld -Erstattungsanspruch, 
welcher dem Reisenden bei gänzlichem oder teilweisem Aus- 
fall einer Fahrt fUr die nicht durchfahrene Strecke gemäfs 
§ 26| Abs. 4 des Vereinsbetriebsreglements zusteht £in bei 
einer anderen Verwaltung eingebrachter Erstattungsantrag ist 
an jene zur Erledigung zu übersenden. Sie kann aber eine 
andere beteiligte Verwaltung zur Erledigung ermäch- 
tigen. Liegt die Verwaltung, welche das Fahrgeld erhoben 
hat, aufserhalb des Vereins, so erfolgt die Regelung für die 
Verwaltungen des Vereins durch diejenige diesem ange* 
hörende Verwaltung, an welche der Antrag zunächst gelangt 
Der regelnden Verwaltung werden von den beteiligten Bahnen 
die bezogenen auf die nicht benutzten Strecken entfallenden 
Anteile zur Verfügung gestellt (Ü. z. V.-B.-R. Art. 5, Abs. 2). 

3. Die Verwaltung, in deren Bereich die Fracht erhoben 
worden ist, regelt Fracht- Erstattungsansprüche, welche auf 
Grund des Art. 12 des internationalen Bemer Übereinkommens 



Natfirlieh ist diflse Entseheidiuig rntr 03» die anderen beteiligten 
Verwaltnagen, niebt aber ffir den Beieenden mal^bend, wdcb letxterein 
der Rechtsweg oflen steht» 

Vgl. anefa ebenda Art 5 Abs. 3 ZiC 5. 
KeafmABS, Vtltolmrfrp. Ebenb^liiMO. 16 
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und § 50 des Vereinsbetriebsreglements erhoben werden. Jede 

andere Verwaltung, bei welcher derFracht-ErstaiLuugsanspruch 
einirebraiht wird, hat denselben jener zur Erledigung zu 
überweisen, kann aber von dieser zur Befriedigung des For- 
demdeu ermächtigt werden. Die Versandtverwaltung hat 
stets ab regelnde zu gelten bei Sendungen , welche von 
iVankatarrecbnungen begleitet werden^ femer bei Teilfiranka- 
taren oder bei Naeberbebungen wegen zu gering bemessener 
FrankierungBgebttbr seitens der Empfangsstation. 

Die regelnde Verwaltung weist Ansprüche, welche ihr 
unbegründet erscheinen, sofort ab, befriedigt dagegen be- 
rechtigte Ansprüche baldmöglichst und zwar: 

a. selbständig: 

a, wenn der Anspruch durch Rechnungsfehler oder 

Irrungen in der Gewichtsannalime begründet wird; 
ß, wenn der Anspruch durch eine im Frachtbrief nicht 
vorgeschriebene indirekte statt der direkten Abferti- 
gung hervoigerufen wurde; 

b. im Einyemebmen mit der anderen Endbahn: 

er. bei unrichtiger Anwendung der der Frachtberecbnung 

zu Grunde gelegten Tarife; 
ß, wenn sieh zwischen einer indirekten und der nach 
dem vorgelecrten Fracbtbrirf. lio/w. der Frankaiur- 
rechnung ohne Zutliun der Partei thatsächlich er- 
folgten direkten Abfertigung ein Unterschied eigiebt; 

c. im Einvernehmen mit der anderen Endbabn nnd der 
mit der längsten Strecke an dem Rttckerstattungsbe trage 

beteiligten Zwischenverwaltung : 

alle anderen l^Vacht-Erstattungsansprüche. 

Ist in den Fällen unter b nnd c eine Übereinstimmung 
unter den Verwaltungen nicht zu erzielen, so rind die be- 
treffenden Ansprüche der Entscheidung sämtifcher an der Be- 
förderung beteiligten Verwaltungen zu unterbreiten. Gegen 
die in den Fällen a, b und c vollzogene Zahlung an den 
Fordernden kann von keiner Seite Einspruch erhoben werden. 
In allen Fällen, in welchen Frachtrüekerötattung erfolgt, 
yeranla&t die regelnde Verwaltung die Ausgleichung durch 
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Übersendung einer Ausgleichsau meidung an die betreffende 
Abrechnungsstelle. Besondere Vorschriften hat die regelnde 
Verwaltung hinsichtlich des FrachteiBtattungsyerfiihrens su 
beobachten, wenn für einen Verbandstarif Anteilstabellen nicht 
erstellt sind. — Endlich hat die re<;( Inde Verwaltung Fracht- 
erstattungsbeträge von 3 Mark und darunter auüschliefslich 
zu tragen (Ü. z. V.-B.-R. Art. 16)." 

4. Die Versand- oder die Enipfangsverwaltung verhandelt 
aosschliefslich, und awar je nachdem der Anspruch bei dieser 
oder jener erhoben wird, mit dem Fordernden tiber Ent- 
schädignngsansprfiche, welche für Verlust , Minderung , Be* 
Schädigung und Versäumung der Lieferfrist bei fracht- 
pflichtigen wie frachtfreien Gütern und OepäckstOcken (etn- 
schliefslich der kontierten Dienstgüter) geinäls dei An. 27, 
30, 38, 39, 47, 49 bis 54 des internationalen Börner Überein- 
kommens, gemäls 9^ 10 der Ausfulirungsbebtimmun^^en 
zu demselben und gemäis 34, 36, 65, 68, 76, 77 und 85 
des Vereinsbetrieltsret^lements erhoben werden. 

Die regelnde Verwaltung entscheidet die Frage^ ob eine 
Entschüdigung oder Zurttckzahlung und zvl welchem Betrage 
ZQ leisten ist: 

a. selbständig, wenn es sich um Entücli« lunp^en bis zum 
Betrage von höchstens 1000 Mark handelt, 

b. unter Mitwirkung der übrigen beteiligten Verwaltungen, 
wenn höhere Entschädigungen gezahlt werden sollen. 
Die r^elnde Verwaltung macht unter Mitteilung der 
Akten Vorschläge in einem Rundschreiben. Gelingt 
die Vereinigung auseinander gehender Ansichten nicht 
alsbald, no ist schiedsgerichtliche Ent.sclieidung her- 
beizuführen und Zahlung und Abrechnung der Ent- 
schädigung bis nach dieser Entscheidung auszusetzen. 
Ist aber zu befürchten, dafs die Verzögerung eine un- 
günstige Erledigung der EntsehndigungsAiige für die 
beteiligten Verwaltungen zur Folge haben werde, so 
ist die regelnde Verwaltung ermächtigt, den ihr an- 
gemessen erscheinenden Entschädigungsbetrag vor der 

** Vgl. C. z. V.-B.-K. Art. 22 Abs. 5. 

16* 
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Verbtändigung, bezw. der jjchiedsgericlitliclien Entschei- 
dung zu Lasteu der noch festzuBtellenden haftpflich- 
tigen Verwaltungen zahlen zu lassen. 

Hat die Versandt- oder die Erapfangsverwaltung auf 

einen bei ihr angebrachten Anspruch entschieden, so ist 
diese Entscheidung flir die beteiligten Vcrwaiiun^am eine 
endgültige. Die andere der beiden Verwaltunpren ist <lah» r 
nicht berechtigt, in neue Verhandlungen mit dem i'orderndeu 
einzutreten^ bezw. eine Entschädigung zu leisten, sofern dies 
nicht für eigene Rechnung geschehen soU.^^ Der regelnden 
Verwaltung liegt ob, die unyerzügliche Zahlung festgestellter 
Entschädigungen, bezw. die unverzügliche Erstattung zuviel er- 
hobener Frachten und sonstigen Vergütungen zu veranlassen. 

Entschädigungen^* 

a. von 10 Mark und darunter sind von der regelnden 
Verwaltung anschliefslich zu tra^ u, 

b. über 10 Mark bis 200 Mark einschliefslith .sind von den 
an der Beförderung von der Aufgabe- bis zur Bestim- 
mungsstation des Frachtbriefes oder Gepäckscheines 
beteiligten Verwaltungen nach Verhältnis der Kilo- 
meterzahl zu tragen^* und werden demgemäTs von 
der regelnden Verwaltung verteilt; 

c. über 200 Mark sind nach folgenden Bestimmungen zu 

verteilen : 

1. derjenige Teil^ welcher den Betrag von M. 200 
übersteigt bis zum Betrage von M. 1000 einschliefst 
lieh, ist von der schuldigen Verwaltung oder — 
nach gewissen speciellen Verteilungsbestimmungen — 

von den öclmldigen Verwaltungen allein zu tragen. 



'■^ Vprl. r. V.-B.-R. Art. 25 Abs. 3 die nähereu Vorscliriften , um 
riK lirtaclK; Ansprüche und Zahlungen in Besiehong auf denselben Fall zu 
Terhüten- 

Die im folgenden angefiihrti ii ]U stimnimigc ii ül»cr deu Kückgriff 
bezüglich der Entsohndigungen weichen vtnu Art. 47 dp« intcmatioiuiicn 
Berner Übereinkommens ab, was nach Art. 54 desselben zulässig ist. 

Vgl. die Ausnahme in Ü. z. V.-B.-K. Art. 24 Ziflf. 1. 

Ananahmen in ü. s. y.'B.-R. ArL 11 Ziff. 1, StihlufasatB. 
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2. dör Best und, — wenn ein Veracholden nicht zu 
ermitteln war—, die ganze Entschädigung wird auf 
die Beförderungsstrecke nach Verhftltnis der Kilo- 

metcrzahi verteilt*» 

Beträgt die Ent^chädigungsforderuug (über 200 Mark, aber) 
nicht über 1000 Mark, so verteilt die regelnde Verwaltung 
nach Befriedigung des Fordemden den bewilligten Ent- 
schfldigungsbetnig auf die haftpflichtigen Verwaltungen unter 
entsprechender Mitteilung an dieselben, wenn nach ihrem 
P>mes8en ein Verschulden einzelner Verwaltungen nicht er- 
mitt**lt iöt. Andernfalls, oder wenn das Verschulden einer 
Verwaltunj!^ seiteiib eiu<'r der beteiligten Verwaltungen be- 
hauptet wird, ubersendet die regelnde Verwaltung nach Be- 
friedigung des Fordemden die Akten der angeblich schul- 
digen Verwaltung zur Erklärung ttber die alleinige Über- 
nahme der Haftpflicht Wird solche anerkannt, so veranlaist 
die regelnde Verwaltung, welcher die Erklärung zu machen 
ist, demnächst die Abrechnung. Wird die alleinige Haft- 
pflicht nicht anerkannt, und nach der demnacli.^tigcn Vor- 
lage der Akton ;m Hünitliehe beteiligte \'erwaltungen nicht 
sogleich eine Einigung erzielt, so ist schiedsgerichtliche Ent- 
scheidnng herbeizuführen und bis zu deren Eichen die Ab- 
rechnung auszusetzen. 

Beträgt die Entschädigungsforderung Über M. 1000, 

so erfolgt vor der Zahlung und Abrechnung Vorlage der 
Akten an alle beteiligten Verwaltungen und, wenn auf 
diesem Wege nicht alsbald eine Einigung erzielt wird. Ein- 



Ifsfsgebeod ist der Eflometerzciger fOr die Wafanmieteberecbnung 
des Vereins. 

^ Ü. I. V.-B.-B. Art. 24 Zi£ 5: Ffir Brandschaden, sowie für 
SehXden, ivelcbe wihrend der ÜberfBhmng von Ofltem und Gepickstfiekra 
fiber Flüsse oder Seen mittelst Eisenbahniihre oder Aber onfiüirbare Bahn- 
•treeken mittelst Folurwerkes entstehen, haftet di<genige Verwaltong, in 

^eren Bereich der Schaden eintritt, auf alleinige Rechnung and xwar ohne 
Rücksic ht aiif Verschul'L !t und auf die Hdhe des Schadens. Dies gilt nach 
§ 4- des Verschleppungsübereinkommens, auch wenn die betreffende Ver- 
^altfing nur infolge einer Yerschleppcmg befördernde Verwaltung ge- 
worden ist. 
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holini^^ flor schiedsgerichtlichen £ntscheidung, bis zu welcher 
die Zahlung — abgesehen von dringenden FftUen — und 
die Abrechnung ausgesetzt bleibt (Ü. z* V.-B.-R. Art 24 
bis 26). 

5. Diejenige Verwaltung, in deren ßesitz die das Gut 
begleitende Karte sich bttindet, regelt die Verschlt ppuiigö- 
fällc. (hiiiört die.sell)C nicht dem Verein Deutschor P^isen- 
bahuverwaltungeu an, so tritt an deren Stelle die Verwal- 
tung der Abgangsstation y nnd wenn auch diese aulserhalb 
des Geltungsbereiches des Verschleppungsttbereinkommens 
liegt y diejenige dem Verein Angehörige Verwaltung, welche 
zuerst Kenntnis von der stattgehabten Verschleppung er- 
hält. Den Verwaltungen des zur Ungebühr benutzten Ver- 
scliloppungswc^es steht mit Ausnalune des Falleä der Ver- 
schleppung von ( ii'jiäckstllcken uder StiickglUern unter 
500 kg ein Anspruch auf Entschädigung nach näherer Mais« 
gäbe der §§ 5, 6 und 8 des Verschleppungsübereinkommenft 
g^n die Verwaltungen des beftirdenuigsberechtigten Weges,*' 
bezw. der von der BeiEbrderungslast freigebliebenen Strecken 
desselben und gegen die an der Verschleppung etwa schuldige 
Verwaltung zu. 

Die regelnde Verwaltung hat mittelst Rundstlireibens 
ihren Antrag unter Beifügung einer Au.>glcich.sbercchnung 
und eines Ausgleicliungsvorschlages zu stellen und, sobald 
alle beteiligten Verwaltungen zustimmen, mittelst Übersen- 



Venelileppuji^it-Übereinkommen § 1 Ab«. 2; ^^ALs berechtigt gilt 
derjenige W^, Auf welehem: 

a. nach Voncbiill das Aii%;eben, oder 

b. anS Grand dei Bestehens eines direkten Tarife iwiseben der Absende> 
and Beetimnrangestation, oder 

e. eofem der direiite Tarif ffir mehrere gilt» anf Qnind der be- 

stehenden Vereinjnrereinbanmgrai« oder 

d. in Ennangelong eines direkten Tarifes gemift den anter den Ver- 
wftlttingen etwa getroffenen Abfertigangsrereiabaningent oder 

e. in Ermangelung der VoraoMetsong an a, b oder c besw. d — naeh 
Mafsgabe der Kartierung — 

die JK'ßrdernnti: i-rtVilgtn niufst»'." 

Nach Ahsat/c 3 ebenda begründen Ablenkungen ans Anlftf^s von Betriebs- 
störungen keine Verschleppung. 
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dung einer Ausgleichsamneldung die Ausgleichung bei der 
betrefteiiduii Al>recliiiungäjötelle zu veranlii^acii. Ergeben sich 
Meinungsverschietienheiten, deren Ausgleichung nicht aUbald 
gelingt, 80 ist nach 9 schiedsgerichtliche Entscheidung herbei- 
zuführen. Nach § 4 des Verschleppungsttbereinkommens 
ftind im Falle einer Venchleppung Frachterstattungsansprüche 
and, soweit nicht ein VerBchulden der befördernden Yerwal- 
tnngen su ermitteln ist nnd infolge dessen die Entschä- 
digungspflicht nach dem unter 4 Erörterten der schuldtragen- 
den Verwaltung u. s. w. auizubürden ist, Kntschädi^^in^en 
fhr Verlust, Beschädigung und verspätete Auslieferung'- am 
Lasten den belurderungsberechtigten Weges zu erledigen. ^- 
Aacb die Erledigung dieser Ansprüche und der daraus er- 
wachsenden Abrechnung u. s. w. liegt eben£dls der den Ver* 
achleppangsfall regelnden Verwaltung ob. 

§ 54. 

TII. Die Ton YerelnBw^n erfolgte AnordnuBg Ton 
Abschingasahlniigeii ans dem Oflterrerkehr der Vereins» 

Terwaltungen« 

Die Forderungen der an dem Transport beteiligten 
Bahnen kommen an und für sich mit dem Moment, in wel- 
chem das in der Bestimmungsstation angelangte Gut von dem 
Adressaten gegen Bezahlung der darauf haftenden Betrüge 
bezogen wurde, der die letzteren erhebenden Verwaltung 
gegenüber zur Entstehung. Allein in den direkten Ver- 
bandsverkehren wird teils wc^^en verspäteter Erstelhm^' der 
Antedstabellen bei Eintührung neuer Tarife , teils aus an- 
deren, oft unvorhergesehenen Ursachen die Fortigstellung der 
Abrechnung und demgemäfs auch die Begleichung der aus 
derselben entspringenden Guthaben häufig um mehrere Mo- 
nate Terzttgerty ohne dafs diese Verzögerung auf das Ver- 

** § 4 Abs. 2: „Die sns Anlafs toh Veracldeppiiiigieii iMben der Ifehr- 
firsdit etira entstsndenea Anelagen an Zollg«ftlleik| B<^-, Fnhr-i La^- 
tmd Btandgeldeni o. a, w« eind von de^enigen Verwdtong sn tragen, deren 
Leute die Yeraddeppong yendialdet haben. 
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schulden einzelner Verwaltungen KurUckgefbhrt werden 
kann.^ 

Die VereinsTersamniliing beschlols deshalb 1880 zu Baden 

lliden, dafs im gegenseitigen direkten Verkehre der dem 
Venin Deutscher Eisenbahnverwaltungen angGhörcndon Bahnen 
Abrechnungssaldi aus dem Per.^oueu-, Gepäck- und Güter- 
verkehre als mit dem 1. des dem Rechnungsmonat zweit- 
folgenden Monats fkUig betrachtet und^ sofern die Ausgleichung 
der Guthaben bis zu diesem Zeitpunkt wegen einer aus was 
immer fUr einem Grunde eingetretenen Verzögerung in Er- 
stellung der definitiven Abrechnung nicht sollte erfolgen 
können, den forderungsberechtigten Verwaltungen seitens der 
Bchuldenden Bahnen auf Saldi erheblicheren Betrage« ä Cuuto- 
Zahlungen zu leisten seien.' 

' Pr. Baden-Baden 1880 S. 84— 86. Die erate Anregung zu den Be- 
Btimmtuigeii ftber Abschlag»Kihlnngcii kam tod dsterreicbiscber Seite (dnieh 
einen Antng der KiüBerin EUsabeUi-Bsfan 1880). Diese hatte, iveSl „es 
selbst bei mögliebst Tnreinftehten BestiininPDgen über das Al»iediniiiigs> 
wesen doch erfkfariingsmlLbig mehrere Monate dauere, bis eine fordmingf 
bereehtigte Bahn thatAshlieh in den Besite ihres Outhabens gelangt*, be- 
antragt, die Abrechnongssaldi Tom 1. des auf den Bechnongsmonat zweit- 
folgenden Monats an bis zum Tage der ttiataachlichen Begleichung derselben 
durch Barzahlung nach dem jeweilig geltenden Banksinsfufs der Deutschen 
Keichsbank zu Gunsten der forderong^berecbtigten und zu Lasten der 
7ahhiTiggpflichtigen Bahn zu verzinsen. An die Stolle der Verzinstm^ 
.setzte aber die Vereinsver«ammhin}r zu T^atlen-Baden eutsjjrecliend dem An- 
trage des AnRf»chns«:c.s fiir Anj^fch -rcubeiteu des Güterverkehrs das System 
der A b sc b lags zah 1 u ngoii. n«"r Ausscliufs batte in seinem Berichte 
bemerkt, fTsr die forderunprsbeiceiitii^te Bahn iiandlt) es sieb in der Haupt- 
sache doch nur darum, ihre Guthaben in runden Beträgeu iunerbalb der- 
jenigen Fristen zu erhalten, innerhalb deren dieselben bei normalem 
Gange des Abreohnungsdienates flfiaaig werden aollten* Die be* 
antragte Yeninsung aber würde der greisen Zahl von Vereinsverwaltnngen, 
welche nicht in der Lage seien, ihre Kaasenbeatinde versinslich anzulegen, 
Opler auferlegen, die einer Schmftlemng der Frachtanteile gldch k&me. 

in dieser ganaen lYage handelt es sich um die Interessen der Ver- 
sandt- und Durchgangsbahnen gegenüber den £mp fang a bahne ■. 
Thatsächlich war (vergl. Pr. Breslau 1882 S. 51) die erste Anregung und 
der erste BeschluTs aus den Bedürlhissen der dsterreichisch-ungarischen Ver- 
waltungen hervorgegangen, und waren bis cum Jahre 1882 fast ausschliefs- 
lieh nur von jenen die Abschlagszahlungen in Anspruch genommen worden. 

* Pr. Baden-Baden 1880 Ö. 16—18, S. 84-86. 
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Der Ausscluifrf tiir die Angelegenheiten des Gütervcn-kehrs 
traf die zur AiisfUlirung dieses Beschlusses erfordcriichon 
AusfUhruugsbestimmuDgen ^ rl^T-en Feststellung die Vereins- 
Tenanimlung ihm zur selbständigen Erledigung überwiesen 
hatte, durch Beschlais vom 21. Oktober 18dO. Nachdem 
dieser Ausschulsbeschlurs durch Schreiben der geschflfts- 
führenden Verwaltung vom 19* Oktober 1881 unter der Ein- 
schränkung fUr perfekt erklärt war, dafs er vorläufig jiur 
auf die Dauer (uiies Jahres — und zwar vom 1. März 1881 
ab — Geltung haben solle, eine Erweiieruug dieser Geltungs- 
dauer aber nur durch einen neuen VereinsbeschiuTs herbei- 
getiihrt werden könn^ und nachdem die Vereins Versammlung 
zu Köln 1881 die Geltung des gedachten Beschlusses bis 
2um Zeitpunkt des Perfektwerdens der Beschlösse der Ver- 
einsversammlung von 1882 verlängert hatte,' beschlofs die 
Vereinsversammlung zu Breslau 1882, die bisherigen Aus- 
lulit uii^^sbestiiiuuuiigen unter Abänderung derselben in einigen 
Punkten dauernd in Geltung zu setzen und unter der Ru- 
brik „Bestimmungen über Abschiagszahlungeu aus dem 
Güterverkehr^ dem Übereinkommen zum Vereinsbetriebs- 
reglement , in welchem ein neu aufgenommener Artikel 3 
auf dieselben verwies, als Anhang V beizufügen. * Bei der Neu* 
redaktion des Übereinkommens zum Vereinsbetriebsreglement, 
welche die Vereinsversammlung zu Hamburg 1892 beschlofs, 
ist der Anhang V, abgesehen von der Ersetzung einiger Frenid- 
worte durch deutsche Ausdrücke/' unverändert geblieben.* 

Nach den vorerwrdmten Bestimmungen über Abschlags- 
zahlungen werden solche nur auf die Saldi aus den Ab- 
rechnungen über den Güterverkehr^ geleistet Diese Be- 



» Pr. Köln mi S. 59, 60, 41. 

* Pr. Breslau 1882 .S. 11-12, 49-52. 

^ Über ^iua sacbliche Äiidt;ruiig vurgl. uutcu Aumerkung 8. 

* Pr. Hamburg 1892 ü. 171 und Art. 27 jenes Übereinkomuiens, 
8. 188. 

^ Also nicht auch wie die Vereinflveraaininlniig bu Badea-fisden 1880 
beseUosseii hatte — aus dam Personen« nnd Gepaekrerkehr. Der Aus- 
Bcbiils IBr die Angelegenhdten des Güteirerkehrs hatte in sdnen Aub- 
fÜhrongsbestimmQngen Tennutiich jenen Tefl des Beschinssee der Vereins' 
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Btimmiingen gelten im Bereiche des Vereinsbetriebsreglements, 
küimuen daher nach Ziffer 1 der Eingaugbbestimmungen 
des letzteren nur für den internationalen Verkehr 
zwischen den Bahnen des Vereins Deutscher iilisenbaha- 
Verwaltungen lur Anwendung. Die Bestimmungen greifen 
nicht Platz, sofern unter den Beteiligten etwas anderes ver- 
einbart worden ist oder vereinbart wird. Sie haben folgenden 
Inhalt: Diejenigen Vereinsverwaltongen , welche Abschlags- 
zahlungen beanspruchen , haben Rechnungen aufzustellen, 
welche die Forderungen der betreffenden Bahnen an Nach- 
nahmen und Frae Ii t II n te i 1 en bis zur Grenz- 
station dos Staatsgebietes ' und die hieraus für jede 
Empfiuigsbahn hervorgehende Gesamtschuld ersehen lassen. 
Hiervon sind 80 Prozent als Abschlagssablung su leisten^ 
welche letztere am 1. des dem Kechnungsmonat zweitfolgen- 
den Monats fUlig ist Es bleibt den fordernden Bahnen 
anheimgestellt, für den Verbandsverkehr die Aufstellung^ 
dieser Rechnungen einer gemeinsamen Stelle zu übertragen. 
Diese Abfchla^rszahlungen können nur auf Saldi in Anj»pruch 
genommen werden , welche innerhalb eines und desselben 
Verbandsverkehrs und fiir die einzelne schuldende VorwaltODg^ 
den Betrag von mindestens 5000 Mark oder dOOO Gulden Österr. 
Währung Banknoten oder 2000 Rubel oder 6000 Franken 

TemAmmlung fallen lustts, weil sich heraoMtellte^ dafii m sich dabei nieht 

um Saldi erheblicheren Betrng-ps hfindeltc. 

» Statt „Frachtanteilen" hiefs es in der Redaktion von 1882 „Trans- 
portajitollcn''. Dieser Unterschied der Ausdrucksweise erklart sich dadurch, 
dafs die Vereinsverfammlunp: 18S0 nicht blofa Abschlag^szahlunjrt'n der 
Saldi auH drin Gütorvcrkelir, sondern auch solcher AUS dem PersoncQ- und 
Qe[»ackverkt-hr ins Auge get'af»t hatte. 

• Dies hatt« nach dem Ausfuhrunprsbeschlusse (ivs Ausschusses von 
1880 gelautet: „bis zur deutschon Grenzstation'" und wurde 1882 geändert, 
damit die Einrichtung der Ab»chlagszahluugcu aucli itu Verkehr zwischen 
anderen yereiniverwsltangen als nur den deutschen und österreichisch- 
ungarischflo, also i. B. BwiBchen den letrtjgenanntMi oad BnminieB nutibar 
gemacht werde (Pr. Bierlau 1882 8. 51X 

Jedoeh liaben die aahlniigapllieht^en Verwaltungen keinerlei Bei- 
tiige sa den hierdnreli entstellenden Kosten in Idsten. Bestintmnng 1* 
Aba. 2. 
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erreichen, und sind auf Beträge Ton 1000 sii 1000 nbwilrte 

abzurunden. Wenn die beansprufhte und gezahlte Ab- 
tjclila^ssumme, die aus der (!< innäch?'tipcn endgültigen Ab- 
reclinung sich ergebende Forderung übersteigt, so ist der 
Mehrbetrag bis zur endgültigen Saldierung mit 4 Prozent zu 
▼erzinsen. 

§ 55. 

YIIL Dm TerelBsbetrlebsreglement and das Überetn- 
kanunen zu demselben. Übersieht fiber die formelle 
Sntwlekdnng« Die materielle Entwlekelnng des Ter- 

hältnlsses 

1. zwischen den VereinBTerwaltungen einerseits 
und den Interessenten durchgehender Güter* 

transporte andererseits, 

2. zwischen den Vereins vorwaltungen unterein- 
ander im Hinblick auf jene Gütertransporte. 

Auch in der Entwickelung des Vereins Deutscher 
Eisenbahnverwaltungen und seiner Wirksamkeit hat sich 



Ii Ib der Fssning ▼on 1880 waren nur Oathaben auf HarkwUumng 
aofldnleUidi erwihikt, wenn audi die Bereehtigungf, AbAchlagstabliiiigeii auf 

Guthaben in anderer WÄhrung zu fordern» nicht aQfldrfleklich ana- 

geechloeeen war. l^^2 wtirde die im Text wiedergegebene Änderung be- 
«cb1n<t^Q]i, oliwobl im Hinblick auf die hinfif erheblichen IMfferensen zwischen 
Börsenkurs und Nennwert Bedenken gegen die vorgeschlagene Pari- 
umrechniiTi'j' des Wertes in M.irkwnlinntir »'rhoben und aufserdem betont 
wurd«', flals die 7,ahlmi{«»pflichtt;]fc 'S'envaltunj; jedt nfall« bcrechtifjt Iiloiben 
müsse, die A hschlagszablong in der Original Währung zu leisten. Pr. Bre.slau 
1882 fc». .M. 

*• Em 1882 von der k. k. Direktion für den Ötaatseiseubalm betrieb 
in Wien beantragter Zusatz: „Die Anmeldung der Abschlagszahlung bei 
der GentralaaldierQngBatelle obliegt derjenigen Verwaltung, welcbe dis 
Bechnnqf aufrtellt, jedoch sind den sahlangspflichtigen Bahnen die sie be- 
trefibnden Becfannngen gleichseitig an fiberMnden," war schon in der Aoa- 
sehnfsberalnng abgelehnt worden, weil dadurch der sahlnqgspllichtigen Yer^ 
waltQBg in dem Falle Schwierigkeiten und Yertretnagen erwachsen könnten» 
wenn bei ihr das der Generalsaldierongsstelle angemeldete Onthaben der 
fbrdeinden Yerwaltnng ans AnlaA sehwebender Conponproiease mit Arrest 
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bemerkbar gemacht, dafs der Güterverkehr im Vergleich mit 
dem Pei'sonenverkehr eine weit überwiegende Bedeutung für 
di«* Gestaltung der Kis»Md)ahnverhältnis-:e mid -einrichtungeu 
und im besoudcru tür das ZuBammeawirken und eventuell 
das internationale Zusammenwirken der mit dem Eisenbahn- 
wesen sich befassenden Organisationen hat. Namentlich 
erwies sich das BedUrfiuSi Transporte fär das Publikum 
einheitlich über Strecken verschiedener Bahnverwaltungen 
zu besorgen, als weit stärker und früher ausgebildet hin- 
sichtlich des Güter- als wie deö Personenverkehrs. Bereits 
1849 stellte der Verein ein vom 1. Juli 1850 ab in Wirk- 
samkeit tretendes gemeinschaftliches Vereinsreglement 
für den direkten Güterverkehr zwischen Stationen 
verschiedener Vereinsverwaltungen auf, welches galt, insoweit 
nicht innerhalb engerer Verbände besondere Reglements für 
den Güterverkehr festgesetzt waren. Für den Personen- und 
Gepäck- (sowie Leichen, Equipagen und Tiere) Verkehr 
ötellte der Verein hingegen zunächst 1847 nur Nonnal- 
be8timuiun<;on auf, welche thunlichst in die l)esonderen Re- 
glements der einzelnen Bahnen und engeren Bahnverbände 
aufgenommen werden sollten. Das Publikum trat also hin- 
sichtlich des Personenverkehrs nur nach MaEsgabe der von 
den einzelnen Bahnen, bezw. engeren Verbänden erlassenen 
Reglements zu diesen in rechtliche Beziehungen, und der 



belejrt werden sollte. (Pr. Urcslau 1882 S. 52, 53.) Nach Art. 2, Abs. 1 
des (Übereinkommens betreffend die Abrechnungsstelle des Vereins Deutscher 
Fii'«cnbahnverwaltiiug«n sind nicht blofs dit- scliuldi-nden, sondern auch die 
fordernden Verwaltunj:^on b» ri <'litig;t, und sog'.ir vorpüichttt, alle GutJiaben 
und Schnldposten aus den A l»r e c linungeu über direkte und Verbands- 
verkohru der Abrechnungsstelle des Vereins zur Ausj^kichuntr zu über- 
weisen. Die Abscblagsiahlungeu betreffen Guthaben und »Schuidpost^ n aus 
dem direkten und Verbandsverkehr. Nur, wenn man Nachdruck daraul' 
legt, d&Is sie nicht aus Abrechnungen im Sinne jenes Art 2 gefordert 
wüTden, w&ren sie nach Art, 2, Abs. 2 unter die Sohuldposten mu inderen 
Oeschiffeen in recbnen, die nur ans Inltiattve der achnldeadeii Verwaltoi^ 
der AbrechimiigBstelle flberwiesen werden kdnnen. Nor bei leteterer An- 
nahme wfirde daher lediglich die seholdende, nicht aber die fovdenug»- 
berechtigle Verwattung beftagt tein, die Abschlagssahlimg der Abrechnuagi- 
atelle dee Vereins snr Ansgleieboag sa fiberweisen. 
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Verein suchte durch die von ihm verfafsten Nornialbestimmunefen 
nur darauf hinzuwirken, dafs <ler Inhalt dieser reehtlichen 
Beziehungen Ul)erall thunlichiit gleichartig gestaltet wurde. 
1858 war die £ntwickelaog soweit vorangcächrittcn, dafs der 
Verein dasii übeiging, ein gemeinscliaftliches Verein« - 
reglement für den direkten Personen-, Gepäck- 
tt. s. w. Verkehr auf den Vereinsbahnen au&ustellen. 

Nachdem 1874* auf Grund wechselseitiger Verhandlungen 
zwischen d(mt.schen und österreichisch- ungarischen Kuiiiiiiissaren 
ein im W(;sentUchen gleiches, auf den Güter- und auf den 
Personen- und Gepäckverkehr sich bezieliendes staatliches 
Betriehsreglement einerseits flür das Deutsche Eeich, anderer- 
seits für Österreich und für Ungarn erlassen worden war, 
hhte auch der Verein die bisher getrennten Vereinsreglements 
für den Güter- und für den Personen- und Gepäckverkehr 
in ein Vereinsbetriebsreglement ^ zusammen. 

Nachdem Deutschland und Usterreich-Ungaru neuerdings 
auf Grund gemeinsamer Beratungen ihre innerstaatlichen 
Betriebsregiements den Bestimmungen angepafst haben, welche 
seit dem 1. Januar 1893 für den internationalen Eisenbahn- 
fiachtverkehr in Gemäfsheit des internationalen Bemer Über- 
einkommens gelten, bei welcher Keuredaktion Deutschland 
für sein Reglement die Beeeichnung „Verkehrsordnung* 
anstatt der bisherigen Bezeichnung „Betriebsreglement** an- 
nahm, hat der Verein 1892 sein Vercinsbetriebsreglement 
einmal im Hinblick auf das internationale Bcrner Über- 
einkommen, andererseits im Hinblick auf die neue deutsche 
Verkehrsordnung, bezw. das neue österreichische und das 
neue ungarische Betriebsreglement umgearbeitet. Das neue 



' Die JJerliner Verciusversammlung" von 1871 hatte beschlossen, (Ins 
deutsche Btin(le«»bülriebi?re^'lemont vom 10. Juni 1870 au ÖtcUö <ler dji- 
maligeu Vereinsreglementü über den Güter- und Personenverkehr tretcu inu 
lansen. Der Bcsclilufs wirdo abci vnii der ungari.selu'u Nordostbahn nicht 
geucliiuigt und üat dalier uiclit in Kraft, da damals nach d*irn Vereiua- 
statut eiustimniige GeuehmiguLig erforderlich war. Z. 1871 S. 728; 
1872 S. 88. 

' Dessen Inhalt gleichseitig dam Inhalt jener ctaatliehen Betrieb»- 
nglementa «ngsiMfrt wnrde. 
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Vereinsbetriebsreglenn'ut ist ebenso wie die Verkehrsordmm-- 
des Deutijchen Reiches und das österreichische un d das 
ungarische neue Betriebsreglement am 1. Jauuar in 
Kraft getreten.^ 

Eine R^elung der Verhältnisse der EiBeubahnen unter 
sich aus den auf Grund von Vereinsbestimmungen besoi^gten 
Transporten war nach obigem ursprQngllch nur fUr Güter- 
transporte erforderlich. Diese Regelung erfolgte in dem 
(zuerst 1849? beschlossenen) Übereinkommen zum Vcreins- 
reglement üIxt den Güterverkehr. Da später auch Person en- 
transporte aut Urund von Vereinsbestimmungen besorgt wurden 
und dadurch eine entsprechende Ausdehnung der wechsel- 
seitigen Verhältnisse zwischen den Eisenbahnen herbeigeführt 
wurde, so wurde jenes Übereinkommen durch ein (auf GHIter- 
und Personenverkehr sich beaiehendes) Übereinkommen aum 
Vereinsbetriebsreglement ersetzt Das Übereinkommen zum 
Vereinsbetriebsreglement ist gleichfalls 1892 umgearbeitet 
worden und in seiner neuen Gestalt am 1. Januar 1893 in 
Wirksamkeit getreten. 

In das neue Vereinsbetriebsreglemeut von 1892 sind die 
Bestimmungen des internationalen Bemer Übereinkommens 
und die AusftLhrttngsbestimmungen zu demselben (nicht aber 
die Liste der demselben unterworfenen Eisenbahnen und nicht 
die Bestimmungen fiber die Errichtung eines Oentralamtes 
in Bern sowie nicht der Inhalt des Schlufsprotokolls) an den 
betreffenden Stelleu* vollständig und wörtlich aufgenommen* 



» Pr. Hamburg 1892 zu Nr. XIII und XIV der T.-O. 

Am 20. — 22. März 1893 Laben Vertreter von Eisenbahng'Ofsellschaften 
fast aller (•nrn|i?ii«»choii Rtjiaten, mit Ausnahme Kufslands, zu I3ern im Hin- 
hlick ,iiit div ß<stiiiiiiiiin<H5U de« international-stajitliclien Berner l berein- 
kommeus über dun intemationaleD Kisenbaimtrachtverkehr ein Reglenn-üt 
beraten, um die TransportrerhaltniHse der einseinen Geiieil.'*cliaft«verl»;uidv 
mit jenem international-staatlichen L bcruiaikommen in Einklang zu bringen. 
Z. 1893 S. 232. Näheree — speciell auch über die Annahme jenes Begle- 
menta seitens der Verbinde iii ailr moet alcht beksimt 

* Li dem von der Befördenmi^ von GAtam handelndea Absehnitt IV 
§ 89 ft. des VereinebetriebereglemeDtB. 

* Dies ist auf den Bat der denftwlien ud der Seteneicldscli'iiiigaiisebeB 
Kommissare geseheheii, welche gemeinsam den Lihalt der aanen deatscboi 
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und ctenselbeii je nach Bedflrfiiis ergänssende „Zusats- 

beätimmungen" des Vereins hinzugefügt worden. Dadurch 
sind jene Bestimmungen des Berner Ühereiiikommens u. s. w. 
auch für die zum Verein gehörenden rumänisclien iStaats- 
bahnen im Wege freier Vereins Vereinbarung in Wirksamkeit 
getreten,* während dieselben lUr diese letatere Bahn nicht 
als tntemational-ataatlich gesetzte Normen gelten. Denn 
Rumänien gehOrt nicht 2U den Staaten, zwischen welchen 
das internationale Bemer Übereinkommen geschlossen worden 
ist. Durch die Aufnahme in das Vereinsbetriebsreglement 
öind die Bestimniungen des internationalen Bemer Über- 
einkommens ferner auch für diejenigen dem Verein ange- 
hörigen Neben- und Lokalbahnen in Wirksamkeit getreten, 
welche in die jenem internationalen Übereinkommen angefügte 
Liste ^ der demselben unterworfenen Eisenbahnen nicht auf- 
genommen sind. Die Bestimmungen des internationalen 
Bemer Übereinkommens sind auf diese Weise für die rumä^ 
nische Staatsbahn und für die dem Verein angehörigen Neben- 
und Lokalbahnen aber nur bezüglicli des internationalen 
Frachtverkehrs derselben mit anderen V e r e i n s b a h n e n in 
Wirksamkeit getreten, nicht aber bezüglich des internationalen 
Frachtverkehrs derselben mit den übrigen Eisenbahnen, für 
welche das internationale Bemer Übereinkommen Geltung hat. 

Da innerstaatlich in Dentschland und besw. in Österreich- 
Ungarn die staatliche deutsche Verkehrsordnung und bezw. 
das staatliche ost« rr» iehische und das staatliLhe ungarische 
Betriebsreglemeut maCsgebend sind — wie dies schon seit 

\ erkehrsordnuiig, h(?zw, de« ueui n östcrreicliischen nnd ungarischen Betriebs- 
reglements festfi^estellt haben. Durch dies« w5rtHche Aufnahme soll jedem 
Widersprach des Vcreinsbetriebsreglements mit den Bestimmungen des 
internationalen Beraer Übereinkommeiia vorgebeugt werden. Letztere 
binden» tomeat ide nicht telbet Aninahnen und Abweidningea gestatten, 
Bowobl die Staste&i wie die EieenbihnTerweltnngen nnd swar defatt» dafs 
auch keine Abweichangen gflltig lind, welobe Ar das Pablikam günstigere 
Anordnungen treffen. Veigl. Art 4 des intemationiilen Bemer Überein' 
komnicnu* 

« Pr. Hambnig 1892 8. XXI, S. 57. 

' Int. Bmier ObereinkoiDmen Artt 1, ÜS. 
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1874' der Fall war — , so bescbrttnkt die Eingangsbestimmung 

des Vereinsbetriebsreglements von 1892 die Geltung desselben 
dahin: „Die nachstehenden Hestimmun^^en kommen für den 
internationalen Verkehr zwischen den Baliiien des 
Vereins Deutscher Eisenbahnverwaltungen zur Anwendung." — 

Gleich das erste VereinBr^lement für den Gütervericriir 
vom 1. Januar 1849 bestimmte: ^Auf Grund dieses Re- 
glements werden von den vereinigten Eisenbahnverwal- 
tungen Güter von und nach allen für den Güterverkehr be- 
stimmten Stationen übernommen." „Behufs des Uberganges 
der Güter von einer Bahn auf die andere bedarf es keiner 
Vermittelung des Absenders oder Em}){lingers." 

Diese beiden Bestimmungen bildeten, wie der Verein in 
einer Denkschrift an die Regierungen aus Anlafs der Bemer 
Verhandlungen über Schaffung eines international-staatlichen 
Eisenbahnfrachtrechts mit Recht atutführte^ den Ausgangs- 
punkt einer von den Grenzen de» Bahneigentums (er hätte 
hinzufügen können : und des Bahnbetriebes der ein- 
zelnen Eisenbahnverwal tunf^^en) und der Staatsgebiete 
Tinnbhflngijren Gestaltung des Eisenbahn-Güterverkehrs und 
lUhrten zur Herstellung einer weitgehenden Einheitlichkeit in 
den Bau- und Betriebseinrichtungen. 

Das Rechtsverhältnis oder die Rechtsverhältnisse, welche 
aus Anlals eines durchgehenden Transportes einerseits zwischen 
dem Publikum und den beteiligten Bahnen, andererseits 
zwischen den letzteren unter sieh entstehen, wurden noch 
nicht nUher entwickelt. Die thatsächliche Einheit des Traiia- 
portejs war aber dem Publikum gesichert, insofern es selbst 
im Verlaufe desselben nicht mehr behufs V\ eiterführung de» 
Transportes einzugreifen brauchte. Für die Eisenbahnen 
ergab sich — unabhängig von der sonstigen Gestaltung der 
Rechtsverhältnisse — die Rechtspflicht, den Akt der Über- 
gabe und Übernahme der Güter unter sich thatsächlich zu 
vollziehen. — Durch die Art. 429 (430, 431) 401 des Deutschen 
Handelsgesetzbuches erlangte seit Anfang der 1860er Jahre 
innerhalb der deutschen Staaten auch das Kcchtsverhältuis^ 



* Besw. 1870 in DeatschUu&d* 
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awiachen den Transportinteressenten und den an dem durch- 
gebmden Transport beteiligten mehreren £isenbaiinen und 
im Anschlttfs daran das Rechtsirerhaltnis der letzteren unter 

sich eine feste Ausprägung. Nach dem deutschen Handels- 
gestt/Jiuch war es den einzelnen i jaeubahnen noch frei- 
gelasa* ii, jede für bich eine besondere Lieferfri:>t durch Re- 
glement zu Ijestimmen, dergeötalt, dafs für den durchgehenden 
Transport die Summe jener einzelnen Lieferfiisten als be- 
dungen galt. Durch das Handelsgesetzbuch war auch noch 
keine Pflicht der Eisenbahnen konstituiert, sich auf durch- 
gehende Transporte Uberhaupt einzulassen. Eine solche 
Pflicht bestand nur innerhalb des Vereins Deutscher Eisenbahn- 
ver^^altun^en auf Grund dessen eigeucr Satzungen. Die 
;j;»'.setzliclie liindung und Verpllichtuug . welche in uiulcrer 
Hinsicht über das bisherige Mafs hinaus den Eisenbahnen 
infolge der Einführung des Handelsgesetzbuches in den ver- 
schiedenen deutschen Staaten auferlegt wurde, erzeugte inner- 
halb des Vereins eine starke Strömung, welche die 1849 be- 
gründete Vereinspflicht der Vereinsverwaltungen zur Über- 
nahme durchgehender Transporte im ganzen Vereinsbereiche 
U'.seitigen wollte. Allein die Neuredaktiou des Regloments 
für den Vproinst^niterverkeiir, welche der Verein im Hinblick 
auf die Einiühruug des deutschen Handelsgesetzbuches 1861 
in der Vereinsversammlung zu Köln beschlofs, hielt dennoch 
an jener Vereinspflicht fest, und nach anfänglicher Nicht- 
geuehmigung wurde das Reglement mit diesem Inhalt von 
den Vereinsrersammlungen zu Dresden 1862 und zu Salz- 
burg 1863 provisorisch für beschrankte Zeit und von der 
VerciDäsversainrolung zu Hannover 1864 definitiv aiitVeclit er- 
halten und demnächst in Geltung gesetzt. * Allerdings wurde 



• Pr. Köln 1861 3, 4, 25; Dresden 1862 S. 2; Salzburg 1863 S. 3; 
Haimover 1864 8. 2. — Während das Reglement von 1849 die Übernahme 
der durchgebenden Transjporte seitens der vereinigten Eisenbahn- 
V«- r\v altunge n an sgi «? prochen hatt«, bpstimmtc d.T^ K?'>lner Reglement 
von 1861 : „Jf»(l 0 zum Verein gehörende Eisenbahn überuiinuit untr r den Be- 
diiitrnngen dieses 1\( 'jjlements den Transport von Outern von und uacli allen 
iur dvn (Jutervei kclir « ingerichteton St;itioiien, ohne dafs es behufs des 1. Ix r- 
gange-^ der Güter von einer IJahn auf die andere einer Vürmitteluug be- 

Kaafmann, Mitteleurop. EiMnbabuen. 17 
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jene Pflicht der Eisenbahnen durch das VereinsreglemeDt 
von 1861 nur für den eigentlichen Ve r e i u a verkehr begründet, 



darf.'* D.'n K ilner Kegleiiient f<)lg^t4.' dabei oileabar dem deut*i«.ln;u Handel?*- 
gesetzbucli , welches in Art. 401 vou dem Falle auspn«?, dafs eiu gewuhn- 
licber Frachtführer einen Gütertransport ganz übetiiiiiunt , aber vollständig 
oder teilweise (für eiuou Teil der ätxecke) durch andere Fraclitfuhrer aus- 
führen labt. Dieien Art 401 Ifigte das HandelBgesetsbodi auch der Kon- 
Btmktloa des RechtmriiitoitMi bat dotdifelifliaiMi EiBenbAhntruisporten 
m Gmode und bdiaodolte nur in Art 429—431 gawiate baim Ki aen b a hn * 
tranaporte mSglklie Hodifikationea de« VarhHtnIweii. Das dentaehe Handeb- 
geaetibiicli, walebea Itaine Pf lieht der Eiaenbahnen sor Obemahme durch- 
gehender Tmnaporto kennt , kenatmiert aber nnr daa Reehtaverhlltnia, 
wenn «ine EUaenbahn freiwillig daa Qhit mit einem IVaohÜHrief Qbenimmt, 
naeh welchem der Transport durch mehrere aneinanderschliefsende Eisen- 
bahnen zu bewirken ist. Neuerdings hat jedoch auch dai« internationale 
Benier übereinkommen über den internationalen Eisenbahnfrachtverkehr, 
wolclios finp Pflicht der obgcdAchten Art für die Eisenbahnen .«tnttiiert 
im Art. 5 bestimmt: . Jode nach Mtifsgabe des Art. 1 >>(>7oiclint't<; Eisen- 
bahn ist verpflichtet, nach den Festsitsunge« und unter den Itedintriingen 
dieses Übereinkommens die Beförderung von Gütern im internationalen 
Verkehr zn übernehmen." 

Daa \ ert-msreglenH'nt von 1849 ging bei der Konstruierung des Ver- 
haltiüsses davon aus, dafs die erforderliche Transportleistung nur durch 
Znaammenwirken Ton mehreren EiaenbaJinen bewirkt weiden kamit nnd be* 
grfindete deahalb dne Pf lieht an jener Leiatang, aber nur eine Fffieiit der 
▼er ein igten Btaenbahnverwaltongen. Daa yereinareglement von 1861 ft. 
und daa internationale Bemer Übereinkommen gehen davon «na, dafs 
g^genftber den Intereaaentea dnrebgehender, beiw, inteioationaler Eiaen- 
bahntranapwte Jede einaelne iet—«K>iwi aelbatlndig ▼erpfliehtet 
ist, deren Interessen wahrsunehmea» Sie kommen daher zu einer Hailang 
der einseinen Eisenbahn fir don gansen durchgehenden Tran^^port, 
indem sie dieselbe für die Traaaportleiatong der anderen beteiligten Eiaen- 
bahnen mithaften lassen. 

Den Vf rh'Utnissen dürft« folgende Könstruktion entsprerben : Jeder 
einzelnen Eisenbahn lieget «elbständig die Recht» pfli ch t xur Wahr- 
nehmung der Interessen derjenigen ob, welche dnrchp;^ehende, bezw. inter- 
nationale Transporte benötigen. Die Wahmehnnmg dieser Interessen kanu 
aber nur durch Entfaltiuig einer Wirksamkeit geschehen, welche über den 
Lelstungsbercich der einseluen Pflichtigen Eisenbahn hinausführt 
IMe obige Rechtspflicht jeder einaelnen Eisenbahn aehlieftt daher allerdings 
anläer der Verpflichtung sor Leiatang im eigenen Leiatnngabereieh 
in steh die RechtapAicht su Mitsprechendem Znaammen wirken mit den 
anderen in Betracht kommenden Eisenbahnen. Aber der einaolnen Biaen- 
bahn würde die Becbtapflicht au einer ihr nnmfiglichen Leiatang anfeiiegt 
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da nach § 1 Abs. 2 jenes Reglements so;\(>lil für den 
Lokal verkehr (inneren Verkehr, Binnenverkehr), d. h. für 
den Verkehr zwischen den an der eigenen Bahn belegenen 
Ölten, als auch fär den Verb an de verkehr, d. h. fUr den 
Verkehr swischen den an verschiedenen zu einem Verbände 
snBammengetretenen Eisenbahnen belegenen Orten, die be- 
sonderen Reglements der betreffenden Bahn, bezw. des 
betreffenden Verbandes gelten sollten. AIxt es war otfenlmr 
alö selbstverständlich vorausgesetzt, dafs ilir in dem weiteren 
Verein anerkannte Pflicht durchgehenden Transportes nach 
den besonderen Reglements auch innerhalb der engeren Ver- 
bände gelte. FUr die einzelne Bahn aber ergab sich die 
Transportpflicht schon aus den staatlichen Gesetzen und 
Konzessionen. (Vergl. preuTsisches Gesetz vom S.November 
1888, § 26, Ziff. 2; Deutsches Handelsgesetzbuch Art. 422.) 

Die im wesentlichen üljcrein8timnie[id( n Hetricbsregle- 
ments, welche 1874 staatlicherseits einerseits liir das Deutsche 
Kelch, andererseits für Österreich und Ungarn erlassen wurden, 
legten auch von Staats wegen den Eisenbahnen die innerhalb 
des Vereins schon bisher anerkannte Pflicht auf, Gitter zur 
Beförderung von und nach allen füT den Güterverkehr ein- 

wean sie verpflichtet würde, den gauzeu durchgehenden, bezw. inter- 
nfttlonalen Transport su bewerkttelligen. AndererMita bottaht 
jedoch das BedflifliI« der TranepoitiiiteresseDteii nach einheitlicher 
Gelte ndmaohong und Durchfflhrnog ihrer Ansprüche besflglich 
der dnrel^henden, besw. internationalen Transporte. Die BechttpAieht der 
einselnen Eisenbahnen anm Znsanunenwlrken mit anderen Bisenbahnen er^ 
mOglicht nnd rechtfertigt, dafe Im Hinblick auf jenea BedSrfkiis der Trana- 
portinterossonten jeder einaelnen Eisonbahn die Beehts|^cht auferlegt 
wird , den Ansprüchen der Tranaportinteressenten gegenüber in der That 
besäglich des ganzen dordigehenden, bezw. internationalen Transportes zu 
haften. Den thatsächlichen Verhältnissen, welche der einr-clnen Eisnihahn 
die Leistung de?« «lurchji^ehendt'n, bezw. inteniationalen TrfmHpnrtcs unmog- 
lirli machen, ist aber dri lTirch Kcclintiug zu tr.ifren, dafs mit obcu erwähnter 
llaftun«? dpr einzelnen Kisnihahn ^'leichzeitig gewisse praktische Be- 
schräukunfren der Haftung statuiert werden, welche auf die thatsäch- 
liche Lage der einr.elnen Eisenbahn rücksichtigen, ohne die Befriedigung 
de« einheitlichen Bedürfnisses der Transpurtiuteressentcn abzuschneiden. 
Die« ist sowohl im deutschen Handelsgesetzbuch {Art. 429% als im inter- 
nationalen Bcmer Übereinkommen (Art 27» Abs. 3) geschehen. 

17* 
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gerichteten SUiti'>nen anzunehmen, uhiie dafs es für den Uber- 
ganp^ von einer Balm auf die andere einer Verniittelungs- 
adreHse bedurfte. Gleichzeitig setzten diese staatlichen Be- 
triebsreglements nicht blofs Maxiroallieferfristen fest, sondern 
bestimmten auch; „Wenn der Transport aus dem Bereiche 
einer Eisenbahnverwaltung in den Bereich einer anderen a^- 
schlielsenden Verwaltung übergeht, so berechnen sich die . 
Tranj>j)ortfristen aus der Gesamtentfernung zwischen der Auf- 
gabe- und Rcstinnnungsstation , während die Expeditions- 
iVisten uhne Kiicksieht auf die Zahl der durcli den Trans- 
port berührten Verwaltungsgebiete nur einmal zur Berech- 
nung kommen." Für den Verkehr auf den Eisenbahnen de» 
Vereins Deutscher Eisenbahnverwaltungen ^ soweit derselbe 
sich innerhalb Deutschlands oder innerhalb österreich*Ungam8 
bewegte, war fortan die Wirksamkeit von Vereinsnormen 
anderen Inhalts durch die obigen staatlichen Vorschriften ge- 
hindert und au-*^rsclil(issen. Da« 1874 zu Budapest be- 
schlossene Vereiubbetriel»aregleiiient beschrankte sich daher 
auf Kegulierung desjenigen Verkehrs, welcher die Grenzen 
eines der vorgenannten Staaten ttberscliritt. 

FUr diesen internationalen Verkehr hielt das neue 
Vereinsbetriebsreglement an der 1849 begründeten Pflicht der 
Vereinsverwaltungen fest, Güter von und nach allen Vereins^ 
Stationen zu durchgehendem Transport zu übernehmen. Es 
sicherte diese Ptlieltt aber aucli — über die Bestimmungen des 
Vereinsrc^jcnients von 1861 hinaus — ausdrücklich im Ver- 
kehr der engeren internationalen Verbände innerhalb des 
Vereins durch den Zusatz zur Eingangsbestimmung: „Spectal- 
bestimmungen einzelner Eisenbahnverwaltungen oder Eisen- 
bahnverbände haben neben diesem Reglement nur Geltung, 
wenn sie (in die bezüglichen Tarife aufgenommen sind,) m i t 
den Festsetzungen dieses Reglements nicht in 
\\ idersprucli stehen, dieselben vielmehr nur erganzen, 
utler wenn sie dem Publikum günstiger e Bedingungen ge- 
währen." 

''^ Di*- Lieierfriät setzt sicli zusHmmeii aus der Expeditionsfirist iiod 

der Tnui-s pul t t rist, 

" Pr. Budapest 1Ö74 S. 10, 59, 60. 
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Insofern innerbidb der einzelnen Staaten Ton Staats- 

wegen ^Maxiiuallicfertristen vorgeschrieben waren, war der 
Verein gebnndon, dicM lben auvU t'iir den nniorhalb des be- 
treflTendea btaatsgcbietes verlautenden Teil des internationalen 
Verkehrs innehalten zu lassen. Der Verein beschränkte sich 
hierauf, indem er 1874 in Budapest beschlofs: i^Wenn zwei 
oder mehrere der Yereinsstaatsgebiete ron einem Trans- 
port berührt werden, berechnen eich die Lieferfristen fUr den 
ganzen Transport aus der Summe der für jedes einzelne Ge- 
biet ziilä.ssig«m Maxi malfristen" (5; 57, Abs. 2 des Vereins- 
betriebsref^lenients). Der Verein ging also nicht dazu über, 
nach der iuternatioualeu Gesamtentfernung zwischen Aufgabe- 
und Bestimmungsstation ohne BUcksicht auf die Zahl der be- 
rührten Staatsgebiete die Transportirist einkeitlich und die £x- 
pedittonsfiist nur einmal zur Berechnung kommen zu lassen. 
£r hätte dies im Hinblick auf die Vorschriften der einzelnen 
Staaten nur thun können, indem er das Mafs der einheit- 
lichen intt-rnatiuiialen Maximalfrist gleich oder niedrii^er ^^e- 
nommen lulttr, als dies seitens der « inzelnen Staaten geschehen 
war. Das internationale öffentliche Vcrkehrsintercsse, welchem 
die international - einheitliche Bildung der Maxiniallieferfrist 
entsprochen hätte, überwand an dieser Stelle nicht das eigene 
Interesse der VcreinsTerwaltungen, welche in der mit jener 
Vereinheitlichung verbundenen Verkürzung der gesamten 
Maximallieferfrist eine Erschwerung ihrer Pflichten erblickten. 

Durch die st uulit lHMi liotriebsreglcments von 1874 und 
durch das Vereinsbetriebsreglement von 1874 war sowohl be- 

^' AI« Holche wurden aufjrofuhrt: De utsches Reich, Öaterreich-l^ng^ara, 
Bc'lt'i»*", Hfillunrl, Rufsland, Kmnänitu. Ein Zumitz zu § 57, Abs. 2 be- 
stimmte: „Bei lierechnun;^ der Lifferfristen i«t der in Verwaltung der 
<d.<«arB-lothrin|^ischen Eison^almen stehende, im Grofsherzogtum Luxemburg 
btdegeneTcil der Wilhelm-Luxemburg Bahn al« Teil der elsÄffi-lothringischen 
Bahnen anzoäehen.^ Die Prinz Heinrich -Eisenbalm in Luxemburg war 
damals (1874) noch nicht Vereinsmitglied, sie wurde erst 1878 autgeuoinuiea. 
In den Verhindliiiigeii fiber das Betriebsreglement hatte sich ein Schwanken 
oder eine Unsicherheit In der Beurteilung der staatsfeehtliehen Zustände 
(^sterreiehrUnganiB nnd Dentsehlands bemerkbar gemacht, indem beantragt 
wurde y Östeireich nnd Ungarn als getrennte Staatsgebiete nnd Bayern als 
besonderes Staatsgebiet an£nifflhreu. 
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zUglich des innerstaadichen Verkehrs als )>eztiglich des inter- 
nationalen V(;rkehrs des Vereins eine von tloni Willen und 
den Reglements der einzelnen Eisenbahnverw.iltungen unab- 
hängige, fest bestimmte Maximallieferfrist für durchgehende 
Transporte im Verhältnis zum Publikum geschaffen. Dadurch 
— Tind auch noch durch andere neue Bestimmungen jener 
Begiements — wurden die verschiedenen Eisenbahnyerwal* 
tungen Im Hinblick auf die durchgehenden Transporte in 
ein weit intensiveres Gemeinschaftsverhftltnis gebracht als 
früher. Es er^ab sich infolge dieser Neuerungen das Bedürf- 
nis nach einer entsprechenden Fortbildung des Reclitsverhält- 
nisses der Eisenbahnen untereinander. Namentlich wurde es 
notwendig, 

1. die Lieferfristen angemessen zwischen den beteiligten 
Verwaltungen su verteilen, 

2. die auf den Übergangsstationen bestehenden, den Weiter- 
transport der Frachtgüter hindernden Schwierigkeiten 
möglichst zu beseitigen. 

Diesem Bedürfnis suchte der Verein durch neue Be* 
Stimmungen in dem Übereinkommen zum Vereinsbetriebs- 
reglement abzuhelfen.'* Fttr die Verteilung der Lieferfristen 
wurde unter Vorbehalt anderer Verbandsfestsetznngen und be- 
sonderer Vereinbarungen im Verhältnis der Bahnen zu 
einander die Behandlung der internationalen Transporte als 
einheitlicher Transporte davon abhüngig gemacht, ob während 
des Transportes an der Grenze eines der Vereinsstaatsgebiete 

Mir lag das Crbereinkommen zum Voreinsbetriebsreglement nnr in 
der Hedaktioa von 1892 vor. Die Vorschrittori dioRcs Übereinkommens 
und der (5) AnhHng^e zu demselben tiuden nach der Eingang'shestiinmnng' 
desselben , sofern nicht in den engeren Vcrhändeu andere Bestimmungen 
verabredet sind, niclit Idofs auf den nach dem Vereinsbetriebsreglement ab- 
zufertigenden internationalen, sondern auch auf den nach einem 
anderen Betriebsreglement (Verkehrsordnung) abzufertigenden gt:^tinBoitigeii 
Vefkehr aiaiäiclier EiatfibahneQ dea Yeraiiu Änwfliidung. Doeh bleib« 
für dteien letsteren Verkehr diejenigen Toneluriilen des Übereiakoiiiiiieit» 
und der Anhinge aufaer fietraeht, welche eioli avadrficklicli oder dem Sinne 
nach anf Bestimmungen des Vereinsbetriebtreiglcments bestehen, die von 
den eivschlSgigen Bestimmungen anderer Betriebsfeglements (Veikehrs» 
•rdnung) siddioh abweichen. 
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ümkartierung stattfand oder nicht. Fand Umkartierung au 
der Grenze statt, ao waren <1ie his zu hozw. von einer solchen 
Umkartierangastelie sich berechnenden L<ieterlri6t(juanten ge- 
trennt anderenfalls war die gesamte Lieferfrist als ein Ganzes 
unter die beteiligten Verwaltungen ohne Kttcksicht auf die 
beteiligten Staatsgebiete su Terteilen. Fttr die Art der Ver- 
teilungy welche im ttbrigen bei Duichkartierung und bei Üm- 
kartierung die gleiche war, wurde unterschieden der Nachbar- 
verkehr zweier Bahnen — d a hei wnirde die Expeditionsfrist 
zu gleichen Teilen und die 1 l aii^portfrist nac Ii Streckenlänge 
verteilt, — und der Verkehr dreier oder mehrerer Bahnen. 
In diesem Verkehr erliielten die erste und die letzte Bahn 
ein Präcipuum von je 12 Stunden bei Frachtgut und von je 
6 Stunden bei Eilgut aus der Expeditionsfrist Die Gemein- 
schaft der beteiligten Bahnen fand besonderen Ausdruck darin, 
dafs der Rest der Expeditionsfirist und Va der Transportfirist 
zu gleichen Teilen unter alle beteiligten Bahii» u verteilt 
wurde. Die übrigen ^'a der Trauüportfrist wurden nach 
•Streckenlänge vertedt. Endlich konnten noch Zuschlagsfristen 
in Betracht kommen. Dieselben wurden derjenigen Bahn zu 
gute gerechnet, nach deren Lokaltanfbestimmungen sie im 
gegebenen Falle zulflssig waren. 

Das internationale Berner Übereinkommen und dessen 
Ausftlhrungsbesthnmungen haben vom 1. Januar 189S ab filr 
den Bereich ihrer Geltung, also für hi^i Jeu ganzen euro- 
päischen Kontinent, den Eisenbahnen, welche in der Liste 
zu dem internationalen Cbereinkommcn autgetührt sind, die 
internationale öffentliche Rechtspflicht auferlegt, durchgehende 
Transporte von Gütern zu besorgen. Sie haben ferner die 
Maximali&*i8ten einheitlich für die ganze internationale Ent- 
fernung bestimmt und nur eine Expeditionsfrist zugelassen. 
Sie haben endlich die gesamte Lieferfrist als ein Ganzes ohne 
Rücksicht auf staadiclie Grenzen und auf Duichkartierung 
oder Ümkartierung unter die beteiligten Eisenbahnen in der 
Weise verteilt, wie dies inhaltlich bisher schon innerhalb des 
Vereins geschehen war. Hinsichtlich der Verteilung der 



>« Pr. Bndapert 1874 S. 66. 
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Lieferfristen nntj r sich ist aber den Eisenbahnen das Ketht 
vorbehalten, eine andere K<'gelüng zu vereinbaren. Von dieser 
Befugnis haX der Verein Deutscher Eisenbahuverwaltungen 
in der unten angegebenen Weise Gebrauch gemacht Die 
Pflicht cur Übernahme durchgehender Gütertransporte im 
internationalen Verkehr ist den in der Liste zum inter- 
nationalen Bemer Übereinkommen aufgeführten E^isenbahnen 
des Vereins Deutscher Eisenbahnverwaltuugcu fort<ui zwangs- 
weise, den antb ren Vereinsbaiinen selbständig dureb da» 
Vereiii8bL'trit'bbrr<j^lemcut von 1892 auferlegt. Auf Gruuil des 
oben erwähnten Vorbehaltes zum internationalen Bemer Über- 
einkommen hat der Verein Deutscher Eisenbahnverwaltangen 
durch das Übereinkommen zum Veretnsbetriebsr^ement Yon 
1898 folgende Abweichungen von den intemationsd-staatlichen 
Bestimmungen ttber die Verteilung der Lieferfrist festgesetzt 
(Ü. z. V.-B.-K., Art. 18): 

1. Im Verkehr dreier und mehrerer Bahnen : 

1. bei Versendung von lebenden Tieren als Frachtgut 
soll das Pittcipuum der ersten und letzten Bahn aus der Ex- 
peditionsfrist nur 6 Stunden, nicht 12 Stunden betragen ; 

2. soll der Rest der Expeditiniisfrist nach Abzug des 
Präcipuums, nicht aber der Betbrderungsfrist (Transport- 
frist) auf alle beteiligten Verwaltungen zu gleichen Teilen 
verteilt werden. Dabei sind die durch fremde Bahnen ge- 
trennten Strecken einer Bahnverwaltung als besondere Ver- 
waltungen^ dagegen zusanmuenhängende Strecken verschie- 
dener Bahnen, welche im Betriebe einer Verwaltung stehen, 
nur als eine Verwaltung zu ))etraLhten; 

3. soll <Hc ganze Beförderungsfrist und nicht blols ^ s 
derselben auf die beteiligten Verwaltungen nach Verhältnis 
der Streckenlänge verteilt werden, mit welcher jede Bahn an 
der Beförderung beteiligt ist 

II. Überhaupt. 

1. Im Falle der Mitbenutzung der Strecke einer fremden 
Verwaltung wird die betreffende Strecke (Päage-Strecke) als 
dem Netze der mitbenutzenden Verwaltung angehörig be- 
handelty sofern nicht beim Übeigange des Gutes auf die oder 
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Ton der P^age-Strecke eine föimliehe Übemahine stattge- 
fanden hat 

2. In di'v Verteilung wird überall nach JStuiiflen (über 
^/s iStunde voll^ bis V 2 8tundo gar nicht) und werden an- 
gefangene Kilometor fUr voll gerechnet 

Das eeit den Nenenmgen Yon 1874 ettUrker hervortretende 
Bedfirfois, die Schwierigkeiten auf der Übergangsstation 

thunlichst zu beseitifren, machte insbesondtTc Normen dar- 
über erforderlich, wann die Ahnahme der (Jüter von der 
übergebenden Verwaltung verlangt werden kann, und in 
welchem Zeitpunkt die Übergabe als vollzogen gelten soll.^^ 
Diese Nonnen wurden von dem Verein durch Beschlüsse 
4er Vereinsversammlung au Budapest 1874 gesetzt Später 
erwies sich insbesondere noch eine nähere Bestimmung er- 
forderlich , in welchen Fällen specielle Übergabe gefordert 
werden könne und in welchen Italien die symbolische Über- 
gabe genüge. Auch dies wurde vnti Vereins wcprf'n frorej^elt. 
Eine staatliche oder internatioiial-ötaatliche*' Regelung dieser 
Punkte ist bis heute nicht erfolgt. Das Übereinkommen zum 
Vereinsbetriebsreglement fUr 1892 bestimmt in vorstehender 
Hinsicht: 

A. in Art. 7 ( Übergabe und Übernahme der Guter; zu 
§ 39 des Betriebsreglements): 

1. Im direkten Verkehr bewirkt die ttbergebende Bahn 
die Übergabe der beladenen Wagen oder der Etnzelgttter 
•dadurch y dafs sie dieselben in der allgemein gültigen oder 
nach der flir den einzelnen Fall besonders vereinbarten Art 
und Beschaffenheit an die hierfür bestimmte tjbergai)estello 
^ankouimendeu Zug, Grüterschuppen, Bahnhofsgeleise, Über- 



^* P^. Budapest 1874 B. 66. 

Das iatenistio&ale Beraer Übereinkommon bestimmte mir in Art 23, 
Abs. 3, <UUs die Übergabe de« Gutes von einer Eisenbahn an die nächst- 
folgende für die erstere das Becht begrflndet, die letsteie im Kontokorrent 
sofort mit dem Betrage der Fracht und der sonstigen Forderungen, soweit 
dieselben zur Zeit der Übergabe de« Gutes aus dem Frachtbriefe sieb er- 
geben, zu belasten, yorbehaltUch der endgfiltigmi Abrechnung nach Mafs- 
gahe des Art 23^ Abs. 1. 
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^anf^sgeloise) bringt, vorausgesetzt, dals die übernehmende 
Balm davon Keimtuiö hat. 

2. Die Übergabe und Übernahme der Qflter kann auf 
asweieriei Weise stattfinden nnd zwar: 

a. derart, daTs die gesamte Ladung eines Wagens ohne 
wettere Ptttfung des Inhalts auf Grundlage der B^eife- 
paptere übergeben, bezw. übernommen wird (symbolische 
Übergabe), oder dafs 

b. die Guter sel})st einzeln übergeben und übernommen 
werden (Einzelübergabe). 

S. Als ttbemahmefkhig braucht die Übernehmende Bahn 
nur solche Sendungen ansuerkennen, welche beförderungsfiLbig 

sind, deren Abfertigung vereinsgemftfis gesohehen ist und denen 

vollständige Begleit- und Überweisungspapiere beigegeben sind. 

4. Ein Vertjchlufs der Wagen mittelst Schlösser, zu 
welchen Schlüssel niclit vorbanden sind, soll als ein Grund 
sur Verweigerung der Übernahme nicht erachtet werden dürfen ; 
indessen ist die übernehmende wie jede in der Beförderung 
nachfolgende Bahn berechtigt, die Schlösser ftlr Rechnung 
und auf Gefahr derjenigen Verwaltung, in deren Bahnbereich 
der \ erschlufb erfolgt ist, nütigenialls öffnen zu lassen. 

5. Die angrenzenden Verwaltungen haben Vereinbarungen 
über die Art der Feststellung, sowie über die Folgen von 
Mängeln, Unterlassungen und Hindernissen bei der Übeigabe 
zu trefien. Etwa surttckasuweisende Güter hat die ttbeigebende 
Bahn wieder surückzunehmen. Mttngel, welche die Über- 
nahme verhindern, sind durch die übergebende Bahn oder 
auf deren Kosten zu beseitigen. 

6. Als allgemein gültige Vereinbarungen sind mangels 
besonderer Abkommen neben den Reglements und den Tarif- 
bestimmungen die in Betracht kommenden Verbandsyerab- 
redungen, das etwa geltende Verbleiungs- (Plombier-)Über* 
einkommen , die Vereinbarungen wegen Verschleppung , Be- 
schädigung und Verluste, da^; Übereinkommen, betr. 
die gegenseitige Wageubenutzung zu erachten. 

7. Hierdurch bestimmt sich auch, inwieweit die über- 
nehmende Bahn Einselttbogabe beanspruchen darf. Innei^ 
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halb einer Verbandsstrecke soll bei dem Mangel einer ent- 
gegenstehenden Vereinbarung Kinzelübergabe nur bei gleicli- 
seitiger specieller ZoUreTision oder in dem Falle verlangt 
werden; wenn Umstände vorliegen, welche auf einen Verluat 
oder auf eine Beechttdigong aehlielben lassen. 

8. Die vollendete Übergabe hat die tibemehmende Bahn 
zu bescheinigen. Beim Übergange des Gutes von einer Bahn 
zur anderen können beide Verw;i]tini^^t;n verlangen, dafs zum 
Zeichen der geschehenen Übernahme, bezw. Übergabe die 
Frachtbriefe mit dem Tag^s- und Sttindenstempel auch dann 
Tersehen werdra, wenn die Voranssetsnngen des § 6, Abs. 4 
der AnsfUhnmgsbestimmnngen aom internationalen Überein- 
kommen ttber den internationalen Eisenbahnirachtverkehr 
Art 14 (§ 52 des Betriebsreglements) nicht zutreffen. 

9. Die Ubemehmende Bahn bat, sofern dies zur un- 
gestörten weiteren Übergabe erforderlich ist, die ihr über- 
gebenen Güter von der Übergabestelle ungesäumt und so au 
entfernen, dafs die übergebende Bahn in der Zuführung wei- 
terer Güter nicht behindert wird. 

B. in Art 13 (Verpackung und Bezeichnung des Gutes; 
za § 47 des Betriebsreglements): 

1. Jeder Verwaltung steht es frei, bei der Uebemahme 
des Gutes das Fehlen der Verpackung, sofern das Gut seiner 

Natur nach eine Verpackung zum Schutz gegen Verlust 
oder Beschädigung während der Beförderung eiiici;>clit, sowie 
Mängel der Verpackung zu rügen. Durch eine solche in 
der Übergaugsbescheinigung zu vermerkende Rüge schützt 
sich die übernehmende Verwaltung der übergebenden Ver- 
waltung gegenüber ganz so gegen jede Teilnahme an Entr 
Schädigungsansprüchen, als wenn der Absender das Fehlen 
oder den mangelhalten Zustand der Verpackung durch eine 
Erklärung auf dem Frachtbrief anerkannt hätte. Ein Vor^ 
behalt in allgemeiner Form ist wirkungslos, es mufs viebneiir 
die Art des Mangels genau angegeben werden. 

2. Sollte beim Übergange des Gutes yon einer Bahn 
zur anderen eine Einzelübergabe nicht stattgefunden haben, 
so hUahi die übernehmende Verwaltung der in der Beförde- 
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rung nachfolgenden fllr die ohne Vorbehalt erfolgte Über- 
nahme gar nicht oder mangelhai't verpackten Gutes Terant- 
wortlich. 

3. Alle Verwaltungen werden verlangen, dafs seitens der 
Absender Stückgüter mit Ausnahme der an Seehafenplätzen 
8um Versand gelangenden mit der Beaseichnung der Be- 
stimmungsstation in dauerhafter Weise versehen sind, sofern 

deren Beschaffenheit dies ohne besondere Schwierigkeiten ge- 
stiittet. Nicht oder unvollstuiidig bezeiclmete Güter werden 
zurückgewiesen. 

C. in Art 14 (ZoU*, Steuer- und Polizeivorschriüen; 
zu § 48 des Betriebsreglements) : 

1. Die Verbandötationcn werden darauf halten, dafs die 
Begleitpapiere der Sendung in Ordnung sind. Die Verwal- 
tungen werden sich die für ihren Bereich bestehenden Zoll- 
und Steueryorschriften gegenseitig mitteilen. 

2. Wenn eine der Verwaltungen w^en Nichtbefolgung 
der Zoll-, Steuer- oder Polizeivorschriften bei einer Sendung 
in Anspruch genommen wird, so hält sich dieselbe zunächst 
an die Verwaltung, in deren Bereich die Veranlassung dazu 
entstanden ist. 

3. Bei oiiicm mehrere Bahnen berührenden Güterverkehr 
soll von der das Gut tibernehmenden Verwaltung mit der 
Übernahme desselben auch die aus den Zoll- oder steuer> 
amtlichen Begleitpapieren (Begleitschein, Begleitzettel) hervor* 

gehende Verpflichtung mit übernommen werden und zwar 
unter gänzlicher Befreiung der überstehenden Verwaltung, 
stnveit dieser letzteren selbst nicht ein vertretbares Versehen 
zur Last tällt. 

4. Über die Teilnahme an der ans der Erwirkung von 
Begleitscheinen hervoigehenden Verpflichtung bleibt besondere 
Verabredung zirischen den Nachbarbahnen vorbehalten. 

5. Die Kosten der Umiadiing von Zollverschlufswagen 
(Tagegelder und Reisekosten von Zollbeamten, Arbeitslöhne 
u. s. w.) werden von derjenigen Verwaltung verauslagt, in 
deren Bereich die Umladung erfolgt. 
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§ 56. 

IX* Ble teehnlsehen Tereinliiriingen des Terelns mid 
die Entwtekelang der Efnheltltehkelt and Oleiehmni^ig- 
keit deä Bahubaues, der Betriebsmittel, des Betriebs- 
dienstes nnd des Signal wosens in dem Bereieii der 
£lsenbaiinTerwaltun{cen des Tereins* 

Das gemeinsame eigene Interesse der Vereinsvcrwal- 
tungen und tlio <»frontliche Ivechtspflicht derselben gcgeiitiljer 
dem Verkehrspublikum erforderte, dafs der Verein den BedUrt- 
nissen des dnrcligehenden Verkehrs thunlicbst entgegen- 
kam. Hierzu war erforderlich, von Vereinswegen diejenigen 
Einrichtungen herbeizuführen, welche nach Herstellung der 
EisenbahnanschlUsse eine angemessene Entwickelung des 
Durchgangsverkehrs erst möglich machten. InslK'>üiidere kam 
es darauf an, das öchjulliche , zeitraubende und lästige Um- 
laden (und Umsteigen) an den Grenzstationen der oinzrlnni 
Verwaltungen dadurch zu vermeiden, dafs flir die durch- 
gehenden Transporte der Übergang des Fahrmaterials der 
einen Eisenbahnverwidtung auf die Strecken der andern 
möglich und den Eisenhahnverwaltungen zur Pflicht gemacht 
wurde. 

Nach dem technischen Wesen der Eisenbahnen besteht 
zwi.-chen der Beschaffenheit der festen Einrichtungen der 
Eisenhahnen und der des rollenden Fahrmaterials und 
ferner hinsichtlich der Beschaffenheit der verschiedenen 
in Zügen verbundenen Fahrzeuge und Lokomotiven eine 
wechselseitige Bedingtheit 

Der hannoversche Baurat Mohn unterbreitete der Ver- 
einsversammlung zu Wien 1849 Vorschläge, welche nach dem 
vorangeschickten Leitsatze bezweckten, ^die Benutzung der 
lietrichsinittel einer Eisenbalmverwaltung auf benachbarten 
unter ähnlichen Terrainverhältnissen licf^^cnden Bahnen möji^lieh 
zu machen." Die Vorschläge betrafen die Hersteilung einheit- 
licher Bestimmungen im deutscheu Eisenbahnwesen, die gleich- 
mälsige Konstruierung der Bahnbauten und die Schaffung 
gleichmäfsiger Betriebseinrichtungen. Der oben angeführte 
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Leitsatz und die sich an denselben an. -schliefsenden Betrach- 
tungen wiesen gleichzeitig auf die Besehräukiintr dor Auf- 
gabe, welche damals noch durch den Stand der Eiäcnbahn- 
technik und der Entwickeliuig des Eisenbahnwesens bedingt, 
welche aber einer Erweiterung in dem Hafse föhig und be- 
dürftig war, als die Technik voranachritt nnd die Eisen- 
bahnlinien über Gebirge und eonstige natürliche Henuttnisae 
hinweg sich zuaanunenhängend ausdehnten.^ Mohn erachtete 
das Bedürfnis gegeben, dafs die Eisenbahn - G ü t e r wagen 
jeder deutchen Verwaltung auf jeder anderen deutselien 
Eisenbahn in Benutzung genommen werden könnten ^ dafs 
aber die so ausgedehnte Benutzung von Personenwagen 
weder cur Zeit, noch wahrscheinlich in der Zukunft werde 
erforderlieh sein. Ebenso veraeinte er ^n solches aus- 
gedehntes Bedürfnis hinsichdich der Lokomotiven. Nur bei 
benachbarten Zweigbahnen und anderen kurzen Bahnstrecken 
bestehe ein durch besondere Ubereinkunft und be- 
sondere Einriehtnnüfen zu befriedigendes Bedürfnis, die 
betreffenden Eisenbahnen so einzurichten , dafs sie von aii- 
dei en Verwaltungen mit deren eigenen Betriebsmitteln und 
Fahrpersonal in Benutzung genommen werden könnten. 
Auch müsse da, wo in der Ebene liegende Eisenbahnen 
an Gebirgsbahnen grenzten , es zur Zeit den beiderseitigen 
Verwaltungen überlassen werden, durch besondere Über- 
einkunft sieh über die erforderliche Einrichtung der zum 
gegensei tig<"n Trebrauch bestimmten Betriebsmittel zu einigen j 
wenn ihnen diese gegenseitige Benutzung notwendig oder 
doch wünschenswert erscheine. 

Die Wiener Vereinsversammlung beschlofs, zur Beratung 
über die Mohnsche Denkschrift die Techniker sämtlicher 
Vereinsverwaltungen znsammenauberufen. Diese Techniker- 
versammlung trat im Februar 1850 in Berlin zusammen' und 



' Eiseubahiizuituiig lö49 Ö. 365 ff. 

' Die Technikervenammlung trat zuerst in langjährigen Zwischen- 
nlnmen Bttsaanmen und wurde später «Ue swei Jahre berufen. 1890 wurde die 
40jährige Gedftchtniifeier der Gründung des nYereuis Dentwsher Bieenbalm- 
iMfanzker^ oder richtiger der Th&tigkdt der Techoihenrenismwlmigen ge- 
feiert» da der 1850 gegründete Verein der KfeenhshnteBhniker «le 
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stellte nach eingehenden Verhandhingen die „Gnmdzüge üher 
die Gestaltung der Eisenbahnen Deutsckiands'^ ^ zusammeni 
welche eingetheilt waren in 

1. Anordnungen ttber Planum und Oberbau, Bahnhofe- 
anlagen, Konstruktion der Lokomotiven und Wagen, 

sowie über 8ignalwesen^ 

2. sicherheitspoliseiliche Bestimmungen für den Zustand 
der Bahnen und der Betriebsmittel , eowie fiir Hand- 
habung des Fahrdienstes, 



selbstindiger Verein sich eicht bat behaupten and in Existens traten 
können. Aua AnlaCs der 40jährigen Gedächtnisfeier wurde v'nie — mir 
niclit zagangHche — Festschrift: „Rückblick auf die Tliatip-kfit der Techniker 
des Vereins Deutsclier KisenhahnverwaUnnfri n 1?^50— iM^O" herausgegeben, 
ans welcher ein Auszug von Kei&ner iu der Zeitung des Vereins Deutscher 
Eisenbahn Verwaltungen 1*^90 S. 585, 593, 603 (vergl. S. 335) »ich befindet 
1892 wurde die Tcchnikurversammlung, wie oben mitf^eteilt, zu einem 
8tatutmä£kigen Or|/an des Vereins Deutscher EisenLaLuver wjiltungen gemacht. 

» Abgedruckt in Eiseubahnzeitiing 1850 S. 61, 65, 77, 85, 89, 93. 
Vergl. auch Ö. 41 ebenda. Aus den Motiven, welche die Eisenbahntechuiker 
ihroii] Entwurf voranschickten (a. a. O. S. 61), sei folgendes her%'orgolioben; 
äie gehen aus „von dem Gesichtspunkte, dafs die Eisenbahnen, mit Loko- 
motiven betrieben» berufen aiud, den Landtransport von Personen, Gütern, 
Brisfen o. i. w. «nf die rccebn&fsigste, sohaellBte nad TorteOhalleete Welse 
wa Termittehi, und dab die bis jetst ausgefiihrtea Balmen nur die Anfänge 
einet aUgemeinen, grSJeeien BisenbebimelMS bilden, dem eich alle flbrigen 
Transportmittel nur dienend nntBrordnen werden*" In den BnivrarfB legen 
tie ihn „auf WiBienschaft und ErfahmDg gegittndete Ansidit über das, 
WEM in der Anwendung der Bieenbahnen, ibrer Betriebsmittel nad ihres 
Geleises als praktisch erreichbar erstrebt werden mufs," nieder. „Beim 
Bahnplanum und Oberbau bat das Bed&rfnis des durchgehenden Verkehrs 
die notwendigen Mafse und Entfernungen bereits einigermafsen festgestellt.'' 
^Die Bahnhofseinrichtungen, soweit sie die Bewcofung von WHgenzfiq^n 
mid einzelnen Fuhrwerken, die Speisung der Tender und überhaupt den 
öffentlichen Hatuihetrieh angehen , sind wie der Oberbau im allgemeinen 
schon iiu hi an hestinimte Mafso und Nonnen gebunden." Auch für die 
I/okoiu 'tlvi ti hat die Erfahrung „bereit-* Mafse festgestellt, über welche 
mau nicht iiiuausgeheu darf, ohne gkich/eiLig den Bahnen selbst eine 
andere Gestalt zu geben". Diese Mafse u. s. w. dürfen „nicht ohne Nach- 
teil für die gesamten Balmen eines grotei Landes fibereehrittea werden". 
iUmlidies gilt von den Wagen, welche „weit mehr auf andere Bahnen 
flbefgehen, als dJle LohomotiTen", n. s. w« 
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8. einheitliche Vorschriften liir den durchgeiieuden Verkehr 
auf den befitehenden Bahnen. 

Die beiden ersten Teile geben allgeineine Grundsüge 
f^r die Oestaltung des deutschen Eisenbahnwesens, der dritte 

Teil enthält einen Auszug derjenigen Vorschriften aus den 
beiden ersten Teilen , welche nach Ansicht der Techniker- 
versanimlun^ als einheitliche Vereiii»nornieii auizustellen 
waren, Nur dieser dritte Teil wurde , nachdem er noch 
seitens einer Kommission des Vereins beraten und amendiert 
worden war, seitens der Vereinsversammlung zu Aachen im 
Jahre 1850 mit einigen sum Beschluüs erhoben. ^ 

Der übrige Inhalt der von den Technikern aufgestellten 
Grundztlge wurde laut Protokoll der Kommission als 
schätzenswertes Material znr Kenntnis der Vereins Verwal- 
tungen gebraclit. * Nach dem Beschlüsse der Vereinsversamm- 
lung von 1850 wurde aber auch in die hiernach fest- 
gestellten ^einheitlichen Vorschriften für den durchgehenden 
Verkehr auf den bestehenden Vereinsbahnen" noch eine 
tr an si torische Bestimmung (§ 49) des Inhalts aufge- 
nommen: „Die baldmöglichste Ausführung der vorstehenden 
Bestimmungen wird dringend enijjfohlen," und in den Ver- 
handlungen der Vereinsver.s;iiii]itUiii'4 wurde seitens des Bericht- 
erstatters der Kommissinii unter Hinweis auf diese Bestim- 
mung ausdrücklich betont, dafs durch die einheitlichen Vor- 
schriften keiner Verwaltung ein Zwang auferlegt werde.* 

Die einheitlichen Vorschriften behandelten in swei Ab- 
schnitten : 



* Abgedruckt in Sisenbahnzeitung 1850 S. 17& 
Eisenbahnseitang 1850 S. 16^. 

• Eiaenbahnzeitung 1850 S. 165. Nach den Beflehlüesen der Tecbniker- 
venammlnng hatte dagegen die transitorische ßestimmiing gelautet: § 49. 

„Alle noch auszufTihreuden Einrichtungen »»ollpu bei Vcreinsbahnen nach 
den vorstehenden Bestimmungen knnstrniert werden." § 50. ^Crröfsere Er- 
gSnzuni,M'u oder Umhauten auf vidU-udeteu Vereinshahnen sollen nach jenen 
Vorschrit'Wu im Wt-rk ^M-set/t werden, sofern dies <Auw wesentliche Ein- 
griffe in die gesamte Konstruktion <ler Halm oder <diiie lInterbreohun<r des 
iJetricbcH möglich ist.'* § 51. ..Die Hestimmunofeu des 4 und der 
§§ 36 bis inkh 42 sind in ipatesteus zehn, alle übrigen Beatinimungen in 
spfttestens fOiif Jahren unfebllMur xor Auafühnm; sa bringen.'' 
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A, Den Bahn bau. Insbesondere wurde eine normale 
G^leiseweite von 4 (englischen) FuDb 8^ 2 Zoll festgestellt. 
Ferner wurden Bestimmangen Uber die Kurven, Schienen 
and Schienenbefestigungen, Minimalentfemung der Doppel- 
geleise von einander, über WegeUbergfinge , Sicherheits- 
schienen, Ausweichen, Drehscheiben und versenkte Bahnen, 
über die L«nf^e und 8l* Uun^ fester Bauwerke gegen die 
Bahnstränge, wodurch ein lichter Kaum von bestimuiter 
Minimalgrölse gesichert wurde, und Uber die Wasserkrahiien 
gegeben. 

B. Die Betriebsmittel. Hierunter fielen Beetim- 
mungen über Lokomotiven, Tender und Eisenbahnwagen, 

insbesondere auch über deren Maximalmafse, und Bestim- 
niungi-n liber Stois- und Zu^^vorrichtunjren. 

Audi die von der Verein.sversaiuiiilung 1850 nicht aus- 
driicklich l)eschlos8enen allgemeinen Bestimmungen in den 
Teilen I und II der Beschlüsse der Technikervcrsammlung 
von 1850 fanden in den nttchsten Jahren bei allen Neubauten 
mehr oder weniger Beachtung'. Mit den Fortschritten der 
Technik aber stellte sich alsbald das Bedürfnis nach einer 
Neubearbeitung des ganzen Werkes heraus. Durch die 
Verciiisversaiiiiiilung zu Frankt irt a. M. 1856 wurde zu 
diesem Beluife abermals die Berufung einer Techniker- 
versammlung beschlossen,** welche im Mai 1857 zu Wien 
zusammentrat und die gesamten technischen Bestimmungen 
einer Umarbeitung unterzog und neu redigierte.^ Nach Be- 
schlurs der Mttnchener Vereinsversammlung vom Juli 1857 wurde 
der Entwurf der Techniker zunächst den einzelnen Vereins^ 
Verwaltungen zur Prüfung und Kritik überwiesen, und so- 
dann in der Vereinsver^amuilung zu Triebt 1858 aui' Grund 



EisenhahTirpitting- 18Ö6 8. 1^18. 

* Eiseiibahnzeitung 1856 ^. 1H8. 

• Die N<Mimlaktion i*»t ahgi rinickt in Eis« iiljahnzcittuig 1857 8. 117, 
122, 125, loU. Die Technikenersammlung fafstt? dio tVuiit;ren Teile 1 und 
II unter I A uud B als „Griiudjtügo für die Gcstaltuiiji; der Ei.Henbaluicn 
Deutschlands'* zusammen und »chlofs denselben di& einht- itlichen Vor- 
schriften f&r den durchgehenden Vericehr nunmehr als Teil H A. Bahnbao» 
B. Betriebamitteli C Allg^emeine Bemerktmgen an. 

Kaafnann, ]liUel«ar«p. EfMabaliaea. 18 
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eines Rommissionsberichtes der la^nse Entwurf (nicht blofs 

der dritte Teil) zum GegoTistaiuI der iitiSLhluüfassuiig ge- 
macht un«l mit einigen Abänderungen ang^enominen. Die 
bisherige Einteilung in drei Teile wurde beibehalten. Der 
erste Teil erhielt die Überschrift: „Gnindzüge für die Ge- 
staltung der Eisenbahnen Deatschlands, welche bei Ken- 
bauten, grOfseren Ergänzungen und Umbauten 
dringend empfohlen werden/ In den „einheit- 
lichen Vorschriften ftlr den durchstehenden Verkehr* wurde 
die frühere transitoriäche Bestinnimug wc?ggelaösen. Der 
Sinn dieser Weglajiöung war ollen bar, dafa die Befolgung 
des Inhalts der „einheitiiciien Vorschriften" den Vereins- 
verwaltungen ftü* die Zukunft nicht mehr bloi's empfohlen, 
sondern als bindende Pflicht auferl^ werden sollte. 

Nach einem Besehlnls der Vereinsversammlung «u Salzburg 

1863 trat im September 1865 zum drittemuale die Techniker- 
verBamndung des Vereins zu Dresden zusammen. Der neue 
Entwurf, weleher auf Grund der Beschlüsse der Techmker- 
veraamndung von der technischen Kommission des V^ereine 
unter der zusammenfassenden Bezeichnung ^Technische Ver- 
einbarungen des Vereins Deutscher Eisenbahnverwaltungen 
Uber den Bau und die Betriebseinrichtungen der Eisen- 
bahnen** redigiert wurde, wurde demnflchst seitens der 1867 
zu Mainz abgehaltenen Vereiub Versammlung angenommen. 



^« Abgedruckt in EiHonbahoMitmig 1858 8. 146^ 149, 153> 157, IBl. 

" Der von der Tcchinkerversammlung beschlossenen t^berschrift des 
Teil I „GniTi^l'/nfTf' für die Gestaltung der Eisenbahnen Deutschlands'^ 
wurdü in der Ki »niniissionsboratiintj von 1858 der Zusatz hinzugefügt: 
„welche bei Neubauten, gröfserfn Krgänzungen und Umhauten dringend 
empfohlen werden". (Eisenbahnzeitun;; 1858 S. 113, 175.) Der Zusatz 
bezog sich nach dem IVschlusse d«'r K inmisHion auf den ganzen Teil 1 
des Ent\fnir£9 der Techuikorversaniailuu^^, also auch auf die unter I R des- 
aelben eaflialtenen „sicherheitspolizeilichen Anordnungen . Als man die 
letsteren unter dem Nsdimi j^Sicberheitsanordnungen" (Eisenbahnzeitoug 
1858 8. 114) apiter doeh wieder wie 1850 — im einem beeondereiL 
Teil n gestaltete, ftberMih man, olnKen Znuta nunmehr auch dieeem Teil U 
beiinlBgen. Tkotsdem sollte dieeer Teil II nach den Beeehiaseen der Ver- 
einsTereammlong Ton 1858 ofifonbar den VeraineTefwaltangen anclt nur 
emplbhien nnd nur der die einheitUclien Voiecliriften enthaltende T^ III 
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In den technischen Vereinhaningen war ans den Vorschriften 
über das Stgnalwesen eine besondere Signalordnang ge- 
bildet worden. Dieselben omfafsten daher nunmehr folgende 

Tier Teile: 

I. GrundzUge fiUr die Gestaltung der Eisenbahnen Deutsch- 
lands, 

IL Signalordnung fUr die deutschen Eisenbahnen, 
in. Sicherheitsanordnungen, 

IV. Einheitliche Vorschriften fUr den durchgehenden Ver- 
kehr auf den Vereinseisenbahnen. 

Entsprechend einem Beschlüsse der Toclniik* rver.sanim- 
luug von Iöö5 beschlofs die Yereinsversanmüung von 1867 
die Herstellung von Sammlungen der im Verein bestehenden 
Minimaldurchfahrts- und Maximalladeprofile sowie der neue- 
sten Oberbaukonstruktionen sugleich unter Feststellung eines 
Maximalladeprofils für sämtliche Vereinsbahnen. 

Eine abermalige Umarbeitung erfuhren die technischen 
Vereinbarungen durch die von einer technischen Kommission 
vorbereitetm Beschlüsse der fünften*® im Mai 1871 abge- 
haltenen Technikerversammlung des Vereins. Nach diesen Be- 
schlüssen, welche demnächst durch die Vereinsvcrsammlung 
zu Berlin von 1871 angenommen wurden wurden in den 
technischen Vereinbarungen die früheren Abschnitte I und 
m jetat unter I verschroolsenf während die Signalord- 



bindend auferlegt werden. Der Entwurf der Technikervereamnilung hatte 
das Mafs der verpflichtenden Kraft, walcbos er den verschiedenen Teilen 
des Entwurfs beigelegt wissen wollte, angedeutet durch iulgeude unter II C 
(vergl. oben Anmerkung 9) angefügte 

„Allgeindne Bemerkongen § 49. Ein aidierer dardigelieiid«r Verkehr 
anf den VereiiulMilineB ist nur sa erreichen, wenn alle noch aoesa- 
ffthrenden Einrichtungen mindeetene nach den nnter IIA nndB ao^seatellten 
Bertiinninngen konatmiert werden. § 50. Bei Nenbanten, gr96«ren Er> 
ginsongen nnd Umbanten iit die Befolgung der nnter 1 an%afDhrten 
Ghnmdzfige dringend zu empfehlen." 
Z. S. 422, 488; 1865 S. 647, 403, 4-58, 503; 1867 S. (271^ 333| 494. 
'•^ Z. 1865 S. 598 (vetgU 48); 1867 S. 494; 1871 S. 821. 

Die vierte Technikeirenammliuig des Vereins war 1868 in M&nchen 
snsammengetreten . 

" Z. 1871 S. 451 (634J, 684, 729. 

18* 
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nung unter II blieb und unter III die früheren sogenannten 
einheitliclien Vorschriften für den durchgehenden Verkehr 
auf den Vereinseisenbahoen nanmehr als „Obligatorische 
Vorschriften für die Haapteisenbahnen* aufgeführt worden« 
Da der Verein inzwischen in der Vereinsversammlung sn 
Wien 1869 besondere „GrundzUge für die Anlage und den 
Betrieb sekundJtror Eisenbahnen'* angenommen hatte.** so 
wurde dem e}>- ns > wie in der vorerwiihnt'Mi Uberschritt des 
dritten Abschnittes auch in der Überschritt des ersten Ab- 
schnittes: „GrundzUge für die Gestaltung der Haupteisen- 
bahnen Deutschlands** Rechnung getragen. Dieser erste Ab- 
schnitt enthielt vier Unterabteilungen: 

A. Bahnbau, 

B. Betriebsmittel, 

C. Handhabung des Betriebsdienstes, 

D. Signalwesen 

Dementsprechend wurde auch in den obligatorischen Vor- 
schriften des dritten Abschnittes den beiden früheren Unter- 
abteflungen: A. Bahnbau, B. Betriebsmittel, noch eine dritte 

Unterabteilung „C. Betriebsdienst" zugefügt. Die „obli- 
gatorischen Vorschriften" des dritten Abschnittes 
enthalten nur eine Rekapitulation eines Teiles der Vor- 
schriften des ersten Abschnittes, wurden deshalb auch im 
ersten Abschnitt durch den Druck mit fetten Lettern be- 
sonders hervorgehoben. 

In den technischen Vorschriften des Vereins war früher 
in Ermangelung eines gemeinsamen deutschen Mafses überall 
das englische Mafs zu Grunde gelegt worden.*' Bereits die 
Vereinsversammlung von 1802 zu Amsterdam und die zu 
Salzbui^ 1863 hatten die Einführung eines einheitlichen 

z. im s. mi) 451, 4.vi. 

16 P(vi- /weite Abffchnitt „Signalordntinf»^" ist nur nine scheinatische 
Darst+'lluiip; der vprsclnodfnen SigTiale mul Si^-nalart^n , wie sie aus den 
Vorschriften in tier vorhergegangenen Unterabteilung ;,äignalwei»ea" des 
ersten Abschnittes resultieren. 

Eisenl)ahnzeitung 1850 S. 61. I»arauf war man prcki.mnipn . weil 
die englischen Bahnen in gewissen ü iiisichten vorbildlicli iTir die deutschen 
waren. 
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Mafses bei den deutsclieii Kiseiibaluien beschlossen. ^® Bei 
der Umarbeitimg der technischen Vorschriften hatte die 
technische Kommission des Vereins 1805 beschlossen, dem 
englischen MaÜB durchgifcQgig das Metermais in Klammem 
bewufügen,*' und war dies in der 1867 von der Vereins- 
Tersammlung angenommenen Neuredaktion jener Vorschriften 
demgemäfs geschehen. In der Redaktion von lö71 wurde 
aussei Uerblich daa Metennai'b angewendet.^** 

1876 wurden die technischen Vereinbarungen auf Grund 
der Vorarbeiten einer technischen Kommission durch die im Juni 
1876 zu Konstanz tagende Technikerversammlung des Vereins 
abermals umgearbeitet und die Neuredaktion derselben durch 
die im Juli bis August 1876 zu München abgehaltene Vereins- 
versammlung angenommen.** Abermals eine neue Bearbii- 
tung der teohnisclien Vereinbarungen geschah durch die 
Technikerveraammiung zu Graz, Mai 1882, und wurde an- 
genommen durch die Vereinsversammlung zu Breslau, Juli 
1882.^^ Da die obligatorischen Vorschrifiten des dritten 
Abschnittes auch in dem ersten Abschnitte ▼oUstttndig ent- 
halten und durch den Druck in fetten Lettern hinlänglich 
henrorgehoben sind, so wurde bei der Redaktion von 1882 
der bish("rige driuc Abschnitt ^unz weggela.ss(*n. Der bis- 
herige zweite Absehnitt wurde in einen blolsen , scheniati- 
«chen Anhang, betitelt „Grundzüge einer Signalordnung für 
die Haupteisenbahnen'', umgewandelt. 8o bUeb als Inhalt 
der technischen Vereinbarungen nur der bisherige erste Ab- 
achnitti dessen frühere Überschrift gleichfalls fortgelassen wurde. 
Nach der Redaktion von 1882 behandeln die technischen 
Vereinbarungen tiber den Bau und die Betriebsetnrichtungen 
der Haupteiäcnbahnen nunmehr unter 289 Paragraphen: 



1« Z. 1868 8. 423, 488. 
» Z. 1865 8. 40a. 

^ Z. 1871 & 685. Die Vareinrerflammlimg m Berlin 1871 bescUofe 
tJ* c. S. 685» 780) sie EatSmiiinganiafii den Kilometer im giuiien Bereich 
des Vereins Deutscher Eisenbahnverweltoogeii i&r obUgatoiiech su erkUcen. 

Z. 1876 S. (776) 808, 917. 
M Z. 1882 & 725 (745X 837, 888. 
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A. Babnbau« 

a. Bau (1er freien Strecke, 

b. BahnhotsanliigeD, 

B. Betriebamittel. 

a. LokomottTeDy 

b. Tender, 

c. W'aercn, 

d. gemeinschaftliche Bestimm uugen. 
0. Handhabung des Betriebsdienstes. 

a. Bahndienst, 

b. Fahrdienst 

D. »Signalwesen. 

Die obligatorischen Vorschriften sind, wie dies schon seit 1871 
geschehen war, in den betreffenden Paragraphen durch Dmck 
mit fetten Lettern hervorgehoben. 

1888 wurden die technischen Vereinbarungen abermals 
einer Neubearbeitung unterzogen, welche durch die tech- 
nische Kommission vcranlafst, durch die Technikcrversamra- 
lung zu Konstanz im Juni 1888 bewerkstelligt und durch 
die Vereinsyersammliing zu Amsterdam im Juli 1888 an* 
genommen wurde.» 

§ 57. 

X. Das Übereinkommen über die gegenseitige Wagen- 
benutznng und die Batwlekelnn^dergemeinaeluiftUeheii 
Wagenbenntzong behnfe Termetdnng der ümUdnng Ini 

direkten Verkehre. 

Schon das erste Übereinkommen zum Vereinsreglement 
Uber den direkten Qütenrerkehr von 1849, welches nach § 1 
das Verhältnis der betreffenden Eisenbahnverwaltungen unter 
sich hinsichtlich der aus dem Reglement den sttmtlichec 

Kisenbalinvcrwaltungen gegenüber dem Publikimierwaohseuden. 
Hechte und Ptiichten bestimmte, hatte in § 2 vorgeschrieben : 



^ Z. 1888 a (575) 511. 
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«Rneksii litlich des 1 des Reglements m man uboroai- 
gekommcu, daf» die Umladung' der Güter beim Übergänge 
▼on eioer Bahn auf eine andere möglichst veriniedeu 
werden soll^ soweit das Durchgehen derselben in denselben 
Wagen m ihrer Konaeryation oder schneUeren Befi^rdemng 
beitragen kann. 

Die Verwaltungen werden daher gegenseitig gestatten, 
dafs fremde Wagen auf ihre Bahnen und ihre Wagen auf 
fremde Hahnen übergehen, vorbehaltlich der Kontrolle über 
die biclierheit der Wagen uml mit der Beschränkung, dafs 
eine Verwaltung nur dann verbunden ist, ihre Waagen auf 
eine fremde Bahn tibergehen zu lassen, wenn ihr eigener 
Dienst es gestattet Den benachbarten VerwaltungeD bleibt 
es ttberlaasen, sich ttber die näheren Bedingungen des Ober- 
ganges an einigen. Zur Beschleunigung des Oberganges 
der direkt expedierten Güter werden die benachbarten 
Vei \valt miren sieh über geeignete Kontrollen gegenüber 
dem Lit ap« r»onal verständigen." 

1852 reg:te das kgl. sächsische Finanzministerium unter 
der Motivierung, dafs ein in weiteren Kreisen Anwendung 
findendes Princip fUr die Bedingungen, unter weichen auf 
den deutschen Eisenbahnen die gegenseitige Benutzung der 
Transportmittel geschehe, noch nicht festgestellt sei, bei der 
Vereinsversammlung zu Stuttgart die zweckmäfsige Regelung 
der gegenseitigen Benutzung von Transportmitteln au. Das 
sächsisehe Finanzministerium hatte dabei als rcgelunga- 
bedürftig die Frage der Wagenmiete, der Unterhaltung der 
übergegangenen Transportmittel und der Grenzen der Be- 
nutzung derselben hervoigehoben.^ £ntg^n dem Rommissions- 
antrage^ welcher den § 2 des Obereinkommens aum Vereins- 
reglement über den Gttter^rkehr ftlr ausreichend erachtete 
und wegen anscheinend unüberwindlicher Schwierigkeiten 
dem Autrage des siiehsisehen Finanzministeriums k<Mnf' Folge 
gegeben wissen wollte, ersuclit«^ die Ver« iii>versannulung zu 
Berlin 1853 das sächsische i'inauzministerium um den Ent- 
wurf eines Regulativs für die gegenseitige Wagenbenutzuog.^ 

^ EiBenhalinzeitung 1852 S. 153. 
> £i8«Qbaluueitiiiig 1853 133. 
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Diesem Ersuchen wurde entsprochen und, nachdem die 
YereinsYersammlung zu Baden 1854^ ohne einen Beechlufs 

zu fassen, die Erklärungen der einzelnen Vereinsverwaltungen 
über den Entwurf vorbehalien hatte, ^ der abgeänderte Ent- 
wurf 1855 von der Breslauer Vereinsversammlung unter dem 
ausdrücklichen Bemerken genehmigt, dafs diesen Normal- 
bestimmungen nur subsidiäre Verbindlichkeit beigei^t^ durch 
dieselben aber keaneswegs abgeschlossene Vertrüge ge&hrdet 
oder der Abschluls solcher Verträge gehindert werden solle. * 
Kur ftlr die gegenseitige Benutzung von Güterwagen im 
direkten Verkehr sollten diese Normalbestimmungen Geltung 
haben, sofern nicht durch besondere Übereinkunft ihre 
Geltung ancli auf die wechselseitige iieiiutzung von Personen- 
wagen ausgedehnt werde. Auch sah das Kegulativ schon 
den Fall des Überganges von Wagen von Niehtvereins- 
▼erwaltungen vor. Dieselben sollten (§ 12) als Wagen der- 
jenigen Vereinsverwaltung behandelt werden, von welcher 
aus sie ihren Lauf in das Vereinsgebiet genommen. Letitere 
sollte gehalten sein, die betreffenden Vereinsverwaltungen 
rlicksichtlieh allcM- etwa seitens der fremden Verwaltinigen 
wegen d<M' orfoluten Benutzung ihrer Wagen zu erhohonden 
Ansprüche zu vortreten. 1867 nahm die V^ereinsversammluug 
zu Mainz eine Revision des Übereinkommens f^r die gegen- 
seitige WagenbenutEung vor (in Kraft getreten am 1. März 
1868}.* Damach sollten die Normalbestimmungen des Über- 
einkommens, welche Beschädigung und Reparatur der über- 
gegangenen Wagen betrafen, fortan auch auf Personen- und 
Gepäekwagen Anwendung liudtju und femer dieBestimmuugtu 
den neuen Regulativs nidit mehr blof.s auf die Wagenbenutzung 
im direkten Güterverkehr zwischen den vereinigten Bahnen, 
sondern auch auf die sonstigen zwischen ihnen bestehenden 
Verkehre Anwendung finden, sofern fUr letztere nicht andere 
Bestimmungen yereinbart waren. 

• Elsenbalmwitiiiiff 1854 8. 158, 165. 
^ Eimbshnseitmiff 1655 8. 137. 

• Z. 1867 8. 360, 494; 1868 8. 229, 619. 



Digitized by Google 



— 281 — 



Die Abrechnung über die gegenseitige Wa^on])oiiutzung, 
welche nach den Noramlbestinmrangen Ton 1855 (§ 10) den 
einzelnen Verbunden oder, wo solche nicht bestanden, den 
beteiligten Verwaltungen unter sich sugewiesen war, sollte 
nach dem neuen Übereinkommen von 1867 snr Erreichung 
des f^röfstmöglielien Zusainmeiihangca und der damit ver- 
kiiii[)tteii gTf^fgeren Sieherlioit und ÜbersichtHchkeit für 
sämtliche Vereinsbahnen durch eine gemeinschaftliche Central- 
ab rechnungssteile (§ 17) und nur bis zur Gründung dieser 
Ceotralstelley wie seither, nach Verbänden xl e. w. getrennt 
erfolgen. 

In Gemäisheit der Beschlttsse der Vereinsversammlungen 
zu Budapest 1874» im Haag 1877, lu Baden-Baden 1880, <^ 

zu 8tuttgart 1886^ und zu Amsterdam 1888 wurden neue 
F i -ungen des Übereinkommens über die gegenseitige Wagen- 
Leuutzung hergestellt, welelu» l>*'z\v. am 1. Mai 1875, 1. De- 
zember 1877, 1. Januar 1861, 1. Oktober 1887* und am 
1. Januar 1889 in Kraft getreten sind. Zu dem zur Zeit 
geltenden Übereinkommen yom 1. Januar 1889 sind inzwischen 
einige Kachtrüge erschienen. 

Von vondierein war der Hauptzweck der Veremsnormen 
über die wechselseitige Wagen benutzung, im direkten Verkehr 
die Umladung der Güter behufs besserer Erliiiltuug und 
sehnelierer Beffirderimg derselben zu vermeiden.** Diese Ver- 
besserung des direkten Verkehrs entsprach in erster Linie dem 
öffentlichen Verkehrsinteresse ^ aufserdem den gemeinsamen 
eigenen Interessen der Vereinsyerwaltungen and drittens in 
weitgehendem Malse auch dem eigenen Interesse der einzelnen 
beteiligten Vereinsverwaltungen. Bereits das erste Verei^s- 
regulativ fUr die gegenseitige Wagenbenutzung von 1855 be- 



« Z. 1880 S. 797, 814: 1886 S. 193. 
' Z. 1886 S. 763; 1887 S. 301. 
« Z. JS88 S. 564, 565; 1889 S. 3. 
* Verdeutschung der Fremdworte. 
Die neuen Redaktionen des Übereinkommens von 1881, 1S87, I6ö9 
waren mir nicht zngiiii<rlich. 

•* Vgl. den üben eitierten § 2 des Übereiukuiiuuens zum Vereins- 
reglement über den direkten Güterverkehr vom 1* Januar 1849. 
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ftiramte daher in § 1, der Übergang von Oflterwagen von einer 

Bahn auf die andere und die deafallsige wechselseitige W'agen- 
benutzung üolle insoweit stattfinden, als solches durch den 
direkten Güterverkehr nach Mafsgabe des (oben citierten) 
§ 2 des Übereinkommen« %n dem Vereinsreg-Iement über den 
direkten GOtenrerkehr Tom 1. Jannar 1849 bedingt sei. Be- 
ifiglich des Übelganges der Güterwagen im direkten Verkehr 
konnte aber allerdings unter Umstttnden eine Kollision awischen 
dem öffentlichen Verkehrsinteresse und dem gemeinsamen 
eigenen Interesse der Vereinsverwaltungen einerseits und 
dem ('if]^enen Interesse der einzelnen Vereinsverwaltungen 
andererseits dergestalt eintreten, dals erstere Interessen den 
Übeigang erheischten, letzteres Interesse aber demselben zu- 
wider war. Es war eine Eonaession an das eigene Interesse 
der einseinen Vereinsverwaltangen, dafs das Wagenregnlatir 
▼on 1867 den in dem Vereinswagenregnlativ von 1855 auf- 
gestellten Grundsatz in zwiefacher Hinsicht einschränkte^ 
indem es in ^ 6 den Vereinsverwaltungen die Betugnis ein- 
räumte, vorübergehend die Berechtigung zur Benutzung 
ihrer Wagen durch fremde Verwaltungen aufzuheben, und in 
§ 2 der transi tierenden Verwaltung gestattete, ausnahms- 
weise ohne Verlängerung der Benntzungsfrist das Gut auf 
ihre Kosten umzuladen. Immerhin blieb für die Regel der 
bereits 1855 feslgestellte Grundsatz mafsgebend, dafs nach 
den BedaHhissen des direkten Gfltenrerkehrs der Übergang 
der Güterwagen einzurichten sei. 

Der Verein hatte sich von Aniang an der Thatsache 
gegenüber befunden, dafs die Vereinsverwaltuugen , über 
deren Strecke der direkte Verkehr statttand^ nicht blols ge- 
sonderten Betrieb hatten, sondern auch je einen beson- 
deren Wagenpark besafsen. Infolgedessen ging der Verein 
bei der Au&tellung des VereinswagenregulatiYs von dem 
Gesichtspunkte aus^ dafs diejenige Verwaltung, welche das 
im 'direkten Verkehr zu befördernde Gut rerladet, hierzu 
ihre eigenen Wagen verwendet. Dem Bedürfnis bezüglich 
des WagenillxTganges wurde dalier dadurch abgeholfen, dafs 
das Vereinswagenreguiativ Pflicht und Kecht der verladenden 
Verwaltung feststellte, ihre eigenen Wagen im direkten Ver- 
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kelir bis su den Bestiininiuigwtationeii der Ladungen dorcb« 
laaf<m zu laasen. 

Iin Hinblick auf diese Vereinsiiormen richteten diejenigen 
BahneD, welche die Gebiete der Massenproduktion umfiü'sten 
oder grofse Seehäfen zu Anfangspunkten hatten, ihre Wagen- 
beschaffungen ein. Diese Bahnen — die sogenannten Ver- 
sandtbahnen — hatten deshalb einen relativ grofsen, die 
Twmsitbahnen, sowie diejenigen Bahnen, welehe Gebiete mit 
überwiegender Konsumtion durchziehen» einen relativ kleinen 
Gttterwagenpark. 

Die ^lassenhaftigkeit des Eisenbalmgtiterverkehra unter- 
liegt unter dem Ein Hüls der wechselnden Erwerbs-, Pro- 
duktions- und Absatzverhältnisse grofsen Schwankungen. 
Infolgedessen haben die Eisenbahnverwaltungen in der einen 
Periode Wagenmangel, in der andern Wagentlberfluis. 

Wagenmangel mufste sieh infolge der oben erwtthnten 
Vereinsnonnen insbesondere den Versandtbahnen fühlbar 
machen. In ihrem Interesse hatte deshalb das Vereins- 
wagenregidativ von 18G7 in etwa sogar die liefriedigung der 
Antorderuiifj-eii und Bedürfnisse des direkten Verkehrs huitan- 
gesetzt , indem es den Vereinsven^'altungen die Betuguis 
einräumte, vorübergehend die Berechtigung zur Benutzung 
ihrer Wagen durch fremde Verwaltungen aufzuheben. Eine 
andere Bestimmung des Vereinswagenregulativs von 1867 
suchte dem Interesse der Versandtbahnen gerecht zu werden^ 
ohne den Bedürfnissen des direkten Verkehrs zu nahe zu 
treten. In § 6 desselben wurde nämlich angeordnet, dafs 
in Füllen aufsergewöhnlichen Bedürfnisses die Vereins- 
verwaltungen wechselseitig — also j)niktisch iiisl»! s:ni(lere 
die Transit- und Knd bahnen gegeniiber den Versandtbahnen 
— zur Aushülfe mit Wagen verpflichtet sein sollten. 

Mit der Pflicht und dem Becht der yerUdenden Ver- 
waltung, ihre eigene Wagen Im direkten Verkehr bis zu den 
Bestimmungsstationen der Ladungen durchlaufen zu lasseui 
korrespondierte nach dem Vereinswagen regulativ die Pflicht 
und das Reciit der Transit- und Endbahnen, im direkten 
Verkehr fremde Wagen über ihre Strecken laufen zu lassen. 
Erst durch die Verbindung dieser PÜichten und Berechtigungen 
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konnte, lan^a jf<^le einzelne V»'r\valUaig einen bcisondeni 
\\'a<i:en})nrk liut, den Bedürfnissen bezü Irlich des Wagen- 
überganges im direkten Verkehr abgeholten werden. 

Die Bahn Verwaltung aber^ welche im Interesse des 
direkten Verkehrs ihre Wagen ttber fremde Strecken laufen 
lassen mufste, muJste fUr die Überlassung der Wagen- 
benutsung entschädigt werden, weil dadurch ihre Wagen 
abgenutsst wurden und sie sur Unterhaltung eines gröberen 
Wagenparkes genötigt wurde. Die Fracht, d. Ii. die ge- 
samte Geld Vergütung, welche die dritten Verfrachter der 
Güter für den Transport über die fremden iStreckea 
zahlten, erhielten die Betriebsinhaber dieser Strecken, welche 
in ihrem Betriebe die Wagen der ersteren Verwaltung 
benutzt hatten. Deshalb legte das Vereinswagenr^gulatiT 
den einzelnen Transit* und Endbahnen, welche im direkten 
Verkehr die Transporte in den Wagen der Versandtbahnen 
über ihre Strecken fiilirten, die Pflicht auf, diesen letzteren 
Bahnen eine Geldent>«ch«ldi^rnn^]^, — die auö Zeit- und Lauf- 
miete zusammengesetzte sogenannte Wagenmiete — zu 
zahlen. 

Allein es war nicht blofs das Recht, sondern es war 
auch die Pflicht der Transit- und Endbahnen, im direkten 
Verkehr behufe Vermeidung der Umladung die fremden 
Wagen zu benutzen. Eine Periode des Wagenüberflusses 

machte sich infolgedessen insbesondere den Transit- und 
Eudbalinen fühlbar. .Sie waren alsdann genötigt, im Interesse 
des direkten Verk^'lirs fremde Wagen zu heimtzen und den 
pjigentUmem dersell)en eine Geidentschädigung zu zahlen, 
obwohl sie gleichzeitig für ihre eigenen Wagen keine aus- 
reichende Verwendung hatten» Im Interesse der Transit- 
und Endbahnen hatte deshalb das VereinswagenregulatiT von 
1867 in etwa sogar die Befriedigung der Anforderungen und 
Bedürfnisse des direkten Verkehrs hintangesetzt, indem es 
in § 2 der transi tierenden Verwaltung ausnahmsweise 
die Umladung des durchgehenden Gutes auf ihre Kosten 
gestattete. — Es hätte auch noch einen zweiten Weg gegeben, 
um den eigenen Interessen der Transit- und £nd bahnen 
gerecht zu werden, ohne den Bedttrfoissen des direkten 
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Vi'rkehrs zu nahe zu treten. Man hätte luunlich anordnen 
können, daf-^ (H^' Transit- und Endbahnen Ix^l'u^^t sein sollt ii, 
für die Benutzimg der fremden Wagen im direkten Verkehr 
den Eigentflmern der Wagen anstatt der Geldentschädigung 
eine Natiiralausgleichung durch Überlassung einer gleichen 
Anzahl Wagen während eines gleichen Zeitraumes su ge- 
währen. Allein eine solche Anordnung hätte hinwiederum 
das Interesse der Versandtbahnen unbillig verktirzt, wie dies 
auch schon durch die vorerwähnte Bestimmung in 2 des 
Yereinswjigcnregulativs von 1867 geschah. Denn die; Yersandt- 
bahnen mufsten im Hinblick auf die Pflicht der Gestattung 
des Durchtr-mges ihrer Wagen einen ihren eigenen Bedarf 
übersteigenden Wagenpark anschaffen. Die Pflichten der 
Versandtbahnen in Besiehung auf den direkten Verkehr be- 
wirkten daher ohnehin, dals dieselben in Zeiten des Wagen- 
llberflnsses mehr unbenutzte Wagen hatten, als wenn sie nur 
ihren eigenen Bedarf bei der Anschaffung zu Rate gezoj^en 
hätten. Es wäre daher doppelt unbillig gewesen, in soh her 
Periode denselben das Recht zu nehmen, im direkten Verkehr 
den Übergang ihrer Waagen auf fremde Strecken zu ver- 
langen, beaw, ihnen an Stelle der GeldentBchädigung für den 
Wagenflbergang eine Naturalausgleichung aufzunötigen, welche 
f)lr sie wertlos war, da sie nur ihren ohnehin schon 
bestehenden Überflufs an nnbenutsten Wagen yergrOfserte. 

Am 11. Juni 1876 brachte die österreichische Kaiseriu- 
Eüsabeth-Eisenbahn bei dem Ausschufs für das Wrs^ins- 
Wagenübereinkommen einen Antrag auf allgemeine Ein- 
fiihrung einer Naturalausgleichung der gegenseitigen Wagen- 
benutzung, eventuell eine angemessene Ermäfsigung der 
Zeitmiete bei vorhandenem Wagenttberflufs ein. Die Majo- 
rität des Ausschusses, welcher demnächst die Vereins- 
versammlung im Haag 1877 beipflichtete,** verhielt sich ab- 
lehnend gegenüber jenein Antrage und fafste ihr Gutachten 
dahin zusammen : 

„Die Ivonmiission erkennt an, dafs weder die Emfllhrnng 
eines allgemeinen Naturalausgleiches noch die obligatorische 

" Z. 1877 S. 844, 786. 
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Ermaiöigung oder Abs( tzurig der Zcitiiiiete in P<'rioden dos 
Wagenübertluböes zur Zeit empfohlen werden kann, weil die 
hierzu notwendige Voraussetzung eine vollständige Um- 
änderung derjenigen Grundlagen ist, welche für die An- 
schaffung Yon Wagen bisher malagebend gewesen sind, 
weil im Vereinswagenr^gulativ eine bindende, durch Zwangs- 
mafsregeln gesicherte Verpflichtung «ur Beistellnng von 
Wagen bei Wa^enuiangiil au die verladende Bahn nicht ent- 
halten ist, luid weil allsremein anwendbare Vorschläge über 
die Ausführung des Naturalausgleichs bisher nicht gemacht 
werden konnten. Dagegen glaubt die Kommission in ihrer 
überwiegenden Mehrheit, den Natural -Ausgleich, bezw. 
dieErmilfBigung eventuell Absetzung der Zeitmiete 
insoweit als in der Billigkeit liegend beeeichnen an dttrfen, 
als es sich um einzelne Transportgegenstftnde handelt, 
welche in g r o f s e n IMassi'n von bestimmten Ursprungs- 
stationen in beHtinnnter Verkehrsrichtung, bezw. 
nach l ) 0 ö t i m ni i e n Stationen sich bewegen, während im 
übrigen, d. h. für alle anderen Transporte, die Ausgleichung 
in Geld als das ZweckmäfsigBte anerkannt w( rden mufs. Die 
in diesem engeren Kreise gemachten Erfahrungen werden 
demnächst die Grundlage für die weitere Regelung der vor- 
liegenden fVage bilden.** 

In der That mufste unter dem Einflufs der allgemeinen 
Verkehrsschwankungen der um des direkten Verkehrs willen 
vorgescliriebene \\'agenn])ergang zeitweise zwischen den 
Versandtbahnen einerseits und den Transit- und Endbahnen 
andererseits Interessengegensätze hervorrufen, welche weder 
durch Geld- noch durch Naturalleistungen der letiteren an 
die ersteren in gerechter Weise ausgeglichen werden 
konnten.^'' Die Versandtbahnen hatten auch in Zeiten des 



" Tn dem oben erwäbuten Ausschufsbericbtc wurde unter audüreiu 
ausgefiihi t, dafa der Naturalnusgleich unter Zugrundelegung der damaligen 
Verteilung der Wiigcu auf die einzelnen Verwaltungen nur in einer so 
▼erkehrsarmen Periode, wie der damaligen, überhaupt ausführbar sei, dann 
aber eine eutBebtedoie Unbilligkeit gegen die ftbei wiegend e^ortiereoden 
Bshnen, welche unter der Herraehnft snderer Anschsunngen und Yerein' 
barongen mit enormen Kosten einok grofsen fieetsnd an Guterwagen an- 
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Wagenüberfluases billigerweise Anspruch auf Geldeiitschädigung 
für die Überlassung der Benutzung ihrer Wagen. Den ein- 
zelnen Transit- und Endbahnen aber konnte in solcher Zeit 
entweder Uberhaupt keine Entschädigungsleistuug oder 
höchstens die Leiatong einer Naturalentschädigung zugemutet 
werden. MuDite nun aber im Hinblick auf den direkten 
Verkehr der Wagentibergang auch für solche Zeiten er- 
möglicht nnd gesichert werden, so geschah dies nicht im 
eigenen Interesse der einzelnen Verwaltungen, sondern im 
gemeiiiöamen eigenen Interesse der Vereinsverwaltungen und 
im öffentlichen Verkehrbintereobe. Lassen wir hier aufser 
Betracht, dafs das öÜentliche Vorkehrsinteresse eventuell 
auch dorch die beteiligten Staatsorganisationen la vertreten 
war, 80 mnfste sowohl dieses öffsntliche Interesse als auch 
das gemeinsame eigene Interesse durch die Vereins- 
▼erwaltungen gemeinschaftlich vertreten werden. Die Geld* 
entschädigungen waren daher den Versandtbahnen gerechter- 
weise allerdings zw leisten, aber sie waren ihnen nicht von 
den einzelnen Transit- und Endbahnen, sondern sie waren 
ihnen von den Vereinsverwaltungen insgesamt, eventuell von 
den an dem betreffenden Verkehre beteiligten sämtlichen^* 
Bahnen nach einem angemessenen Verhältnis zu leisten. 
Allein ob bei den wechselnden wirtschaftlichen Verhältnissen 
Wagenmangel oder Wagenttberflub und damit ein Qegensata 
der eigenen Interessen der einzelnen Eisenbahnverwaltungen 
hinsichtlich des Wagenübergange.s eintritt, hiingt von der 
Gröfse des gesamten vorhandenen Wagenparks und von der 
Verteilung desselben unter die einzelnen Verwaltungen ab. 

pescli.'ifft nuf] unterhalten liätttni, nach sicli ziehen 'vürde. Andererseits 
ki-untf ;lu< Ii der Au»8chuf8l»ericht nicht verkeuueo, dals die Trausit- imd 
vurvvitjgeud importierenden iiahiieu ihre in früheren Perioden in reichlichem 
Mai'^iu beachaftten Wagen in der damaligen Zeit nicht alle zu heschriftigeu 
vermochten , sondern teilweise ebenfalls an groCsem Wageuüherflufs litteni 
und dab es fswifii in der Billigkeit liege, ebenio wie nuui in den Zeiten 
dee WafeninangeU dieee BaJineo siur Beiitelluug von Wagen für gemein- 
■chaftliehe l^Ausporte gedrängt habe, ihnen in der damaligen Periode det 
WagenftberfloMes eine den Verhiltniasen entsprechende Beteiligung an der 
Wsgenstellttng nioht m renagen. 

>« Also die Yersandtbahnen selber eingeschlossen« 
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Dies reguliert sich aber nach der Menge der Wagen- 
aiischaffungen j welche fllr die ciii/.cliien Verwaitiingen er- 
folgen. Süllen (He Eisenbabiiverwaltungen eveutuell gemein- 
sam ftlr die Geldentschädigungen aus Anlai's des Wagen- 
Überganges aufkommen, so müssen sie daher auch gemein- 
achaftlieb einen bestimmenden Einflufs auf die AnschatiEung and 
die (ständige und laufende) Verteilung der Wagen unter die 
einzelnen Verwaltungen ausüben^ oder eventuell einen gemein- 
schafth'chen Wagenpark anschaifen, mittelst dessen sie die 
gemeiubchaftlichen Bedürfnisse autsgleichen. Alles dies ist 
nur möglich, wenn zu vorstehenden Gern« nisehaftszwecken 
besondere gemeinschaftliche Verwaltungsorgane der Eisenbahn- 
verwaltungen mit weitreichenden Kompetenzen geschaffen 
werden. So fuhren die Bedürfhisse des direkten Verkehrs^ 
welehe den Verein veranlafsten, durch Vereinanormen den 
Wagenübergang zu regulieren, schliefslich zu einer weit- 
gehenden Beschränkung der einzelnen Verwaltungen bezüglich 
des selbständigen Befiitzej^ gesonderter Wagenparks und be- 
züglich der selbstiindigen Verfügunir über f]iesell)en und an 
deren Stelle zu einer weitreichenden Gemeinschal'tliehkeit 
hinsichtlich der Disposition über den beweglichen Eisenbahn- 
Fahrpark. Dies bat auch der Ausschufsbericht» welcher 
durch den oben erwähnten Antrag der Kaiaerin-Elisabeth- 
Eisenbabn veranlafat wurde, schon in gewiaaem Mafse an- 



Insotcrn das oiTenÜiche Verkehraintererae gcmein.sam durch die be- 
tcilij^en StiiatHorganisationen wahrgenommen und vertreten würde, würde 
eich das Bedrirfnt<^ nach intomationsl gemeinBameu Yerwaltongmni^aiieD der 
verschiedenen Sta.it« n ergeben. 

Im Text »ind gewisse Konsequenzen angtnlt utt t, zu w. lrljt n das 
öffentliche Interesse und atifscrdcm da« geraeinsame eigene IiiRresse der 
Eisonhahnvenvaltun^oii ;iiu (iiachj^x In uden Verkehr und eventui'll am iuter- 
uutiuualeu direkten Verkehr führt. Jenen Konsequenzen widersetzen sich 
andererseits die einzelnen — privaten oder staatlichen — Eiseubahnver* 
waltungen von dem Gesichtspunkt aiu, dsls sie nicht durch Übertragung 
an eine gemeinsame Stelle sich eines erheblich«! Teiles ihrer selbsMndigen 
Verlilgungsbefiignisse begeben wollen. Was fbmer den internationalen 
direkten Verkehr anbetrifll, so stellen sich der vollen Berfleksichtigang 
der Anforderungen desselben anch wichtige militärisch*politisch-nationale 
Interessen und Tendensen en^;egen. 
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gedeutet Allerdings hat derselbe aber dem damals gestellten 
Antrage entsprechend sich unmittelbar nur mit der Frage 
des NaturaUusgleiches «wischen den verschiedenen Eisen- 
bahnen befafst Der AusBchursbericht bemerkt, dafs der 
vorgeschlagene Naturalausgleich zunächst die Vornahme eines 
Ausgleiches in der damaligen Verteilung der Wagen auf die 
einzelnen Verwaltungen erl'urderlich niaelien würde, und ftlhrt 
dann fort: „/ugleieli (müfste) ein Organ geschaffen werden, 
\>'elche8 die Ergänzung des Otiterwiigenparks der einzelnen 
Bahnen je nach eintretendem Bedürfnis zu Uberwachen und 
eventuell anzuordnen bfttte, damit der Naturalaui^ieich nicht 
nur in den verkehrsarmen Perioden, sondern auch in Perioden 
gesteigerter Anforderungen an die Transportletstungen der 
Bahnen durchführbar bleiben würde. . . . 

Zur Ausfuhrung der Naturalausgleichung (müfsten) 
iJepots von leeren Wagen errichtet werden, aus welchen die 
Ausgleichöwagen bei sich darbietender Gelegenheit zu ent- 
nehmen sind. . . . 

Unerlälslich wäre es, zur Bewältigung der kolossalen 
Ausgleichungsarbeiten und Schwierigkeiten ein Centrai-Organ 
mit ausgedehntester Machtvollkommenheit zu schaffen und 
demselben insbesondere unbedingte Disposition über den 
uhrpark der Vereinsbuiinen zu übertragen." 




KavfmftiiB, mifttltsMp. BMiibtbatii. 
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